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Die EG-Öko-Verordnung enthält EU-weite, gemein-
schaftliche Vorschriften zu Erzeugung, Verarbeitung, 
Handel und Importen von Öko-Produkten. Sie definiert 
einen Mindeststandard der ökologischen Erzeugung, 
beschränkt den Einsatz von Dünge-, Pflanzenschutz- 
und Futtermitteln sowie von Verarbeitungs-Zutaten, 
verbietet die Verwendung von gentechnisch verän-
derten Organismen und regelt ausführlich Kontrolle 
und Kennzeichnung von Ökolebensmitteln. 

Ziele der EG-Öko-Verordnung sind 

•	 ein umfassender Schutz von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern vor Irreführung, 

•	 ein konsequenter Schutz von Erzeugern, Verarbei-
tern und Händlern vor unlauterem Wettbewerb 
und 

•	 eine nachhaltige Profilierung und Stärkung des Öko-
Sektors durch Transparenz aller Erzeugungs- und 
Verarbeitungsschritte.

Der Biomarkt erlebt derzeit eine stürmische Entwicklung; 
umso wichtiger sind klare und eindeutige gesetzliche 
Bestimmungen, die das Vertrauen in die ökologische 
Landwirtschaft und in die angebotenen Ökolebensmittel 

stärken und dauerhaft erhalten. Die konsequente Um-
setzung der EG-Öko-Verordnung ist somit ein Baustein 
nordrhein-westfälischer Verbraucherschutzpolitik.
Erzeugung, Verarbeitung, Handel, Kontrollstellen, 
Überwachungsbehörden und Gesetzgeber tragen eine 
große Verantwortung, dass das Vertrauen, das die Ver-
braucherinnen und Verbraucher ökologisch erzeugten 
Produkten entgegen bringen, nicht enttäuscht wird. 
Gerade angesichts der momentanen Marktentwicklung 
ist es besonders wichtig, dass alle Marktbeteiligten die 
umfangreichen und komplexen rechtlichen Bestimmun-
gen genauestens kennen und sorgfältig einhalten. 

Mit dieser Broschüre möchte ich Sie als Landwirtinnen 
und Landwirte, als Verarbeiter, Händler und Importeure 
über die wichtigsten Regelungen und Bestimmungen 
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 und der Nach-
folgeverordnungen informieren. Autoren aus Beratung, 
Kontrolle und Wirtschaft sowie ein Jurist erläutern Ihnen 
in möglichst praxisorientierter Darstellung die gesetz-
lichen Grundlagen der ökologischen Landwirtschaft. 
Verschiedene Beispiele aus der Praxis erleichtern eine 
sinnvolle Anwendung der umfangreichen Regelungen 
im eigenen Unternehmen.

Die vollständig überarbeitete Neuauflage der Bro-
schüre berücksichtigt alle aktuellen Neuerungen und 

VorwortE

In den letzten Monaten ist intensiv über eine neue 

„Verordnung des Rates über die ökologische Erzeugung 

und die Kennzeichnung von ökologischen Erzeugnissen“ 

diskutiert worden. 

Völlig überraschend hatte die Kommission der Europä-

ischen Gemeinschaft im Dezember 2005 einen gänzlich 

neuen Entwurf der EG-Öko-Verordnung vorgelegt. Die 

Kommission begründete die Vorlage dieses Entwurfes 

mit

•	 der „starken Entwicklung der ökologischen Land-

wirtschaft“ seit Erlass der EG-Öko-Verordnung und 

•	 mit der Forderung im „Europäischen Aktionsplan für 

ökologische Landwirtschaft“, u.a. die Standards zu 

ergänzen, „Grundsätze und Ziele“ zu formulieren und 

die Einfuhrvorschriften zu straffen.

Die 1991 erlassene EG-Öko-Verordnung war inzwischen 

fast 80-mal berichtigt, ergänzt und geändert worden. 

Nicht zuletzt deswegen hatte die Öko-Branche in den 

letzten Jahren häufiger den Wunsch nach Präzisierungen 

und Klarstellungen, nach Abbau von Bürokratie und 

Überregulierungen und nach einheitlicherer Auslegung 

und Umsetzung der Verordnung geäußert. Von keiner 

Seite war allerdings der Wunsch nach einer vollständigen 

Neufassung geäußert. Die bisherige Verordnung hatte sich 

im Grundsatz bewährt. 

Nach Vorlage des Kommissionsentwurfes äußerten 

Öko-Sektor und Politiker aller Parteien auf Bundes- und 

Landesebene einhellig scharfe Kritik an dem Papier 

der Kommission. Insbesondere die Absenkung des Ver-

braucherschutzniveaus, die Zurückdrängung der bei den 
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Ergänzungen der Verordnung seit Ende 2003, so 
unter anderem 

•	 den Bereich der Außer-Haus-Verpflegung,

•	 die Kennzeichnung von Futtermitteln,
•	 die Kontrolle der Handelsunternehmen,

•	 die Saatgut-Verordnung,

•	 die Regelungen bezüglich Tierzukauf und Fütte-
rung,

•	 die Ergänzungen des Anhang VI und schließlich 

•	 ganz aktuell die geänderten Bestimmungen zu 
Einfuhren.

Diese Broschüre möge Ihnen zum Verständnis der 
umfangreichen und komplexen Verordnung wertvolle 
Dienste leisten.

Eckhard Uhlenberg

Minister für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

deutschen Verbrauchern eingeführten Zeichen und die 

Aufweichung strenger Maßstäbe bei Erzeugungs- und 

Kontrollvorschriften wurden abgelehnt.

Ein Jahr wurde auf europäischer Ebene intensiv um 

die Ausrichtung der neuen Verordnung gerungen; am 19. 

Dezember 2006 einigten sich die Agrarminister auf eine 

„allgemeine Ausrichtung“ zum Vorschlag für die Revision 

der EG-Öko-Verordnung. Zur Zeit nimmt das Europäische 

Parlament Stellung; im Juni 2007 wird die Verordnung 

wohl verabschiedet werden. 

Die deutsche Delegation hat auf dem Verhandlungsweg 

erhebliche Verbesserungen gegenüber dem ursprünglichen 

Entwurf der Kommission erreichen können. Auch die nord

rhein-westfälische Landesregierung hat sich auf vielfältige 

Weise für eine sinnvolle Änderung des Verordnungsvor-

schlags eingesetzt. Viele Verschlechterungen konnten 

abgewendet werden, insgesamt hat aber der intensive 

1-jährige Prozess, auch gemessen an den Versprechungen 

der Kommission, keine wirklichen Fortschritte erbracht. 

Wichtig werden in den nächsten Monaten noch die Ver-

handlungen über die Durchführungsbestimmungen zur 

neuen Verordnung sein. Schließlich bestimmen sie alle 

für den Bio-Sektor wichtigen Details bei der Umsetzung 

der Verordnung.

Bis zum geplanten Inkrafttreten der neuen Verord-
nung am 1. Januar 2009 gelten noch die Bestimmungen 
der alten Verordnung mit allen ihren Anhängen und 
Nachfolge-Verordnungen. 
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Das Wichtigste in Kürze

Einführung, Kennzeichnung 

In den Anwendungsbereich der Verordnung fallen 

alle nicht verarbeiteten Agrarerzeugnisse (aber nicht 

die Fische aus der bäuerlichen Teichwirtschaft), au-

ßerdem verarbeitete Produkte, wenn sie zum Verzehr 

bestimmt sind. 

Mit den Begriffen „Biologisch” und „Ökologisch” 

bzw. den Vorsilben „Bio” und „Öko” dürfen nur solche 

Produkte gekennzeichnet werden, die im Sinne der Ver-

ordnung hergestellt wurden, es sei denn, sie beziehen 

sich nicht auf die landwirtschaftlichen Zutaten oder 

stehen ganz offensichtlich in keinem Zusammenhang 

mit der Art der Erzeugung. 

Die Nutzung dieser Begriffe für Produkte, die nicht oder 

noch nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung 

fallen, ist in Deutschland nicht ins Belieben der Anbie-

ter gestellt. Hier greifen die Irreführungsverbote des 

Wettbewerbs- bzw. Lebensmittelrechts. 

Die Begriffe „Biologisch” und „Ökologisch” werden 

synonym gebraucht. 

Auf den Etiketten verpackter Produkte muss immer 

die Code-Nummer der für den jeweiligen Betrieb 

zuständigen Kontrollstelle stehen. 

•

•

•

•

•

Betriebe, die einem ökologischen Anbauverband an-

geschlossen sind, dürfen ihre Produkte bei Einhaltung 

der jeweiligen Richtlinien mit einem Verbandszeichen 

ausloben. 

Verpackte Produkte, deren Zutaten aus der EU und 

zu mindestens 95 Prozent aus ökologischem Anbau 

stammen, dürfen ein von der EU zugelassenes Zei-
chen tragen. 

Pflanzliche Öko-Produkte, vor deren Ernte ein Um-

stellungszeitraum von mindestens zwölf Monaten 

eingehalten wurde, dürfen unter bestimmten Bedin-

gungen mit Hinweisen auf die Umstellung auf den 

ökologischen Landbau vermarktet werden. Für tierische 

Produkte gibt es diese Möglichkeit nicht. 

Verarbeitete Produkte, deren landwirtschaftliche Zu-

taten zu mehr als 95 Prozent (Gewichtsanteil) aus 

ökologischem Anbau stammen, dürfen als Bioprodukte 

gekennzeichnet werden. 

Verarbeitete Produkte, deren landwirtschaftliche Zu-

taten zwischen 70 und 95 Prozent (Gewichtsanteil) aus 

ökologischem Anbau stammen, dürfen als Bioprodukte 

nur mit einem besonderen Hinweis gekennzeichnet 

werden. 

Ökologische Erzeugnisse dürfen nur ohne Verwen-
dung von genetisch veränderten Organismen und/

oder von auf deren Grundlage hergestellten Erzeug-

nissen hergestellt werden.

•

•

•

•

•

•

Das Wichtigste in KürzeE

Mit den Begriffen „Biologisch“ und „Ökologisch“ bzw. den Vorsilben „Bio“ und „Öko“ dürfen nur solche Produkte gekennzeichnet wer-
den, die entsprechend der Verordnung hergestellt wurden
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Das Wichtigste in Kürze

Kontrolle, Importe 

Wesentlicher Bestandteil der EG-Öko-Verordnung ist 

das Kontrollsystem. Im wesentlichen kontrolliert wer-

den Erzeugung, Verarbeitung, Handel und Einfuhren 

aus Drittländern. 

In Deutschland sind am Kontrollsystem staatliche 
Überwachungsbehörden und private Kontrollstellen 

beteiligt. 

Alle erzeugenden, verarbeitenden und handelnden 

Unternehmen werden mindestens einmal pro Jahr 

kontrolliert. Zudem werden zusätzliche unangekün-

digte Kontrollen vorgenommen. 

Die Kosten der Kontrolle trägt das kontrollierte Un-

ternehmen. Das Land NRW gibt Kontrollkostenzu-
schüsse für Landwirtschaftsbetriebe. 

Auch Öko-Produkte aus Drittländern müssen den 

Vorgaben der EG-Öko-Verordnung entsprechen. 

Einfuhrunternehmen für Öko-Produkte aus Dritt-

ländern werden ebenfalls von privaten Kontrollstellen 

überprüft.

Ökologischer Pflanzenbau 

Bei der Erzeugung pflanzlicher Öko-Produkte müssen 

die Grundregeln des ökologischen Landbaus gemäß 

Anhang I A eingehalten werden. 

Die Erzeugung von Saatgut und vegetativem Vermeh-
rungsmaterial (z.B. Pflanzkartoffeln, Steckzwiebeln, 

Ableger, Stecklinge etc.) erfolgt nach besonderen 

Anforderungen.

Die Verwendung von ökologisch erzeugtem Saat- und 
Pflanzgut ist gesondert geregelt.

Jungpflanzen müssen generell aus ökologischer Er-

zeugung stammen. 

Die Umstellungszeit, bevor pflanzliche Erzeugnisse als 

Öko-Produkte vermarktet werden dürfen, beträgt bei 

ein- oder überjährigen Kulturen 24 Monate vor Aussaat, 

bei mehrjährigen Kulturen (außer Wiesen und Weiden) 

36 Monate vor der Ernte der Öko-Erzeugnisse. 

•

•

•

•

•

•

•

•

•

•

•

Die Bodenfruchtbarkeit ist u.a. durch den Anbau von 

Leguminosen, Gründüngungspflanzen und Tiefwurz-

lern, eine weitgestellte Fruchtfolge und Düngung mit 

organischen Materialien zu erhalten. 

Zusätzlich dürfen nur die organischen oder minera-

lischen Düngemittel eingesetzt werden, die in einer 

Positivliste (Anhang II A) aufgeführt sind. 

Als Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungs-
mittel dürfen nur solche Mittel eingesetzt werden, deren 

Wirkstoffe in einer weiteren Positivliste (Anhang II B) 

aufgeführt sind. 

Für Produkte aus der Wildsammlung und für die 

Pilzerzeugung gibt es Sammeleinschränkungen bzw. 

Anbauvorgaben.

Ökologische Tierhaltung 

Die ökologische Tierhaltung wird flächengebunden 

betrieben. 

Die Tierzahl je Fläche ist begrenzt, um Umweltbe-

lastungen zu minimieren. 

Bei gleichzeitiger Umstellung von Tieren, Weiden und 

Futterflächen beträgt die Umstellungszeit 24 Monate. 

Bei nicht-gleichzeitiger Umstellung von Futterflächen 

und Tieren, gelten gesonderte Umstellungszeiträume 

für Futterflächen und die einzelnen Tierarten und 

Nutzungsrichtungen. 

Soweit verfügbar, müssen zugekaufte Tiere von öko-

logisch wirtschaftenden Betrieben stammen. 

Die Tiere müssen im Grundsatz mit ökologisch er-

zeugten Futtermitteln gefüttert werden. Die Beimi-

schung von Umstellungsfuttermitteln bis zu 50 Prozent 

(aus dem eigenen Betrieb bis zu 80 Prozent) der Ration 

ist zulässig (siehe Fußnote Seite 49). Bestimmte Zu-

kaufs-Futtermittel müssen gemäß den Vorgaben der 

Verordnung (EG) Nr. 223/2003 zertifiziert sein.

Die Ernährung von jungen Säugetieren erfolgt auf der 

Grundlage natürlicher Milch, vorzugsweise Milch 

der Muttertiere. 

•

•

•

•

•

•

•

•

•

•

•
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Das Wichtigste in Kürze

bestehenden Anbindeställen (Ende der Übergangsfrist: 

31. Dezember 2010).  

Der Tierbesatz ist so zu begrenzen, dass 170 kg Stick-

stoffeintrag je ha landwirtschaftlich genutzte Fläche im 

Jahr nicht überschritten wird. Besatzobergrenzen für 

die verschiedenen Tierarten sind festgelegt (Anhang 

VII). 

Es muss eine artgerechte Unterbringung der Tiere ge-

währleistet sein. Die Besatzdichte in Stallgebäuden soll 

den Tieren Komfort und Wohlbefinden gewährleisten. 

Anhang VIII enthält Angaben über Mindeststall- und 

-freiflächen. 

Allen Säugetieren ist Weide-, Freigeländezugang oder 
Auslauf zu gewähren, wobei die betreffenden Bereiche 

teilweise überdacht sein können. Pflanzenfressern ist 

Weidegang zu gewähren, wenn die Bedingungen dies 

gestatten. Ausnahmen von diesen Grundsätzen sind 

zugelassen. 

Zumindest die Hälfte der Bodenfläche in Ställen 

muss geschlossen ausgeführt sein, das heißt, sie darf 

nicht aus Spalten- oder Gitterkonstruktionen bestehen. 

Die Ställe müssen mit ausreichend trockener Einstreu 

versehene Liege-/Ruheflächen aufweisen. 

Sauen sind außer im späten Trächtigkeitsstadium 

und während der Säugeperiode in Gruppen zu halten.  

Ferkel dürfen nicht in Flatdecks- oder Ferkelkäfigen 

gehalten werden.

•

•

•

•

•

Eine begrenzte Anzahl konventioneller Futtermittel darf 

eingesetzt werden, wenn eine ausschließliche Versor-

gung mit Futtermitteln aus ökologischem Landbau nicht 

möglich ist. Der Einsatz solcher Futtermittel beträgt bei 

Pflanzenfressern (Wiederkäuern und Pferden) und bei 

anderen Tierarten wie Schweinen und Geflügel die in 

Tabelle 8 (Seite 52) aufgeführten maximalen Anteile. 

Die Krankheitsvorsorge beruht hauptsächlich auf 

vorbeugenden Maßnahmen (Wahl geeigneter Rassen, 

tiergerechte Haltung, Verfütterung hochwertiger Fut-

termittel, angemessene Besatzdichte). 

Bei Verwendung von Tierarzneimitteln sind phyto-

therapeutische und homöopathische chemisch-syn-

thetischen allopathischen Tierarzneimitteln oder An-

tibiotika vorzuziehen. Die präventive Verabreichung 

chemisch-synthetischer allopathischer Tierarzneimittel 

oder Antibiotika ist verboten. 

Die Verwendung von wachstums- oder leistungsför-

dernden Stoffen sowie die Verwendung von Hormonen 

zur Kontrolle der Fortpflanzung (Ausnahmen bei Ein-

zeltieren möglich) ist verboten. 

Die Wartezeit zwischen der letzten Verabreichung eines 

allopathischen Tierarzneimittels und der Gewinnung 

von ökologischen Lebensmitteln muss doppelt so lange 

sein wie die gesetzlich vorgeschriebene Wartezeit. 

Tiere dürfen nicht in Anbindung gehalten werden. 

Ausnahmen sind übergangsweise möglich für Rinder in 

•

•

•

•

•

•

Wichtige Grundprin-
zipien der ökologischen 
Tierhaltung: 
Flächenbindung, 
Fütterung mit Öko-Futter, 
vorbeugende Krankheits-
vorsorge, 
artgerechte Haltung, 
Weide-, Freigelände-
zugang oder Auslauf, 
keine Käfighaltung
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Das Wichtigste in Kürze

	 Für Schweine müssen Auslaufflächen mit Wühlmög-

lichkeit vorhanden sein. 

Geflügel darf nicht in Käfigen gehalten werden. Ein 

Drittel der Bodenflächen in Geflügelställen muss befestigt 

und eingestreut sein. Für Geflügelställe sind maximale 

Tierzahlen je Stall festgelegt. Für Geflügel müssen be-

grünte Auslaufflächen zur Verfügung stehen. 

Bei den Vorschriften zu Ausläufen, zur Geflügelhal-

tung und zu Mindeststall- und Auslaufflächen können 

Ausnahmen für einen Übergangszeitraum, der am 31. 

Dezember 2010 abläuft, zugelassen werden. 

Die ökologische Erzeugung von Imkereierzeugnissen 

ist in der Verordnung detailliert geregelt. 

Verarbeitung 

Ein Verarbeitungserzeugnis darf nicht zusammen eine 

ökologisch erzeugte Zutat landwirtschaftlichen Ur-

sprungs und eine gleiche konventionell erzeugte Zutat 
enthalten. 

Das Erzeugnis oder seine Zutaten dürfen nicht mit 

ionisierenden Strahlen behandelt worden sein. 

Das Erzeugnis darf nicht unter Verwendung von ge-
netisch veränderten Organismen (GVO) und/oder 

auf deren Grundlage hergestellten Erzeugnissen her-

gestellt sein. 

•

•

•

•

•

•

Es dürfen nur Zusatzstoffe und technische Hilfsstoffe 

eingesetzt werden, die in den Positivlisten des Anhang 

VI Teile A und B enthalten sind.

Zusatzstoffe und technische Hilfsstoffe sind nur unter 

der Bedingung erlaubt, dass diese herkömmlicherweise 

in der Lebensmittelverarbeitung eingesetzt werden, 

vorzugsweise in der Natur vorkommen und das Öko-

Lebensmittel ohne diese Stoffe nachweislich nicht 

herzustellen oder haltbar zu machen ist. 

Konventionelle landwirtschaftliche Zutaten sind 

nur bis zu einem Anteil von max. 5 Prozent (und bei 

Einhalten besonderer Kennzeichnungsbestimmungen 

bis zu 30 Prozent Gewichtsanteil) unter der Bedingung 

zugelassen, dass diese in Anhang VI Teil C der Ver-

ordnung aufgeführt und nicht als ökologisch erzeugte 

Zutaten am Markt verfügbar sind. 

Die Mitgliedstaaten der EU können in begründeten 

Mangelsituationen unter bestimmten Verfahrensbedin-

gungen bestimmte konventionelle landwirtschaftliche 

Zutaten für befristete Zeiträume vorläufig zulassen. 

Die Marktteilnehmer haben die Zulassung bei der 

zuständigen Überwachungsbehörde mit Nachweis des 

Mangels zu beantragen.

•

•

•

•

links: Schweinen muss eine eingestreute Liegefläche 
angeboten werden
oben: In der Verarbeitung ist der Einsatz von Zusatz-
stoffen stark eingeschränkt
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Die Grundsätze der EG-Öko-Verordnung

 „Die hiesige Verbrauchererwartung geht davon aus, dass der 

Begriff „Bio“ - wie auch in den Medien häufig dargestellt 

- hemmungslos verwandt wird, da er einer gesetzlichen 

Definition bisher nicht unterzogen worden ist.“ Dieser Satz 

stammt aus dem Schreiben eines Staatsanwalts. Verfasst 

hatte er ihn im Sommer 2000 wegen der Beschwerde über 

ein als „Bio-Joghurt“ etikettiertes Produkt, für das Milch 

aus konventioneller Tierhaltung verarbeitet wurde. 

Doch der Staatsanwalt irrte: Wer als Ökobauer, als Öko-

bäcker, als Beamter in einer Aufsichtsbehörde oder als 

Sachverständiger einer Öko-Kontrollstelle mit der Materie 

zu tun hat, weiß, dass seit dem Herbst 1991 die Bio-Kenn-

zeichnung von Lebensmitteln gesetzlich geregelt ist, wenn 

deren Zutaten von Pflanzen stammen. Seit August 2000 gilt 

die gesetzliche Regelung auch für Lebensmittel tierischen 

Ursprungs. 

Inwieweit und auf welche Weise „Bio“ gesetzlich definiert 

und geschützt ist, soll im Folgenden dargestellt werden. 

Dieses Kapitel erläutert, wie sich die gesetzliche Regelung 

entwickelt hat (1) und worauf sie heute angewendet wird 

(2). Es macht deutlich, für welche Produkte der Staatsanwalt 

aus dem eben geschilderten „Bio-Joghurt“-Fall mit seiner 

Auffassung doch ein Körnchen Recht hat. Es wird gezeigt, 

nach welchen Kriterien die Verordnung ihren Anwendungs-

bereich abgrenzt. Es wird aber auch dargestellt, weshalb 

dies nicht bedeutet, dass man die Produkte, die nicht in den 

Anwendungsbereich der gesetzlichen Ökolandbauregeln 

fallen, nach Belieben irreführend als Bio- oder Ökoprodukte 

kennzeichnen darf (3). Danach wird diskutiert, warum es 

bisher keine umfassende europäische Biokennzeichnung 

gibt (4) und welche Etikettierungsbestandteile dem Ver-

braucher trotzdem gute Anhaltspunkte dafür geben, dass 

ein echtes Bioprodukt vorliegt (5). Die „alten“ Biomarken 

und Etiketten, die vielen Verbrauchern ein Produkt zu Un-

recht als Bioprodukt erscheinen lassen, werden dargestellt 

(6). Zudem wird erläutert, wie und an wen man sich mit 

Beschwerden wegen unklarer oder irreführender Biokenn-

zeichnungen wenden kann (7).

(1)	Was ist heute gesetzlich geregelt? 

Im Herbst 1991 veröffentlichte der Rat der Europäischen 

Gemeinschaften die EG-Verordnung mit der Nr. 2092/91/

EWG, kurz gesprochen: Die EG-Öko-Verordnung (auch 

EG-Öko-VO). Diese Verordnung gilt für Erzeugnisse, 

sofern sie als Erzeugnisse aus ökologischem Landbau 

gekennzeichnet sind, geht also von der Etikettierung eines 

Produktes aus (Artikel 1). In Artikel 5 ordnet sie an, dass 

die Ökokennzeichnung nur unter den dort aufgeführten 

Bedingungen zulässig ist. Eine dieser Bedingungen ist, 

dass die Agrarproduktion so durchgeführt werden muss, 

wie in Artikel 6 niedergelegt. Eine andere, dass die Er-

	 Manon Haccius/ Hanspeter Schmidt

1. EinführungE

Die EU-Öko-Ver-
ordnung regelt 
Erzeugung, 
Verarbeitung, 
Kontrolle und 
Kennzeichnung 
von Bio-Lebens-
mitteln
Auch die Bäcke-
rei muss kontrol
liert werden, 
wenn sie ihr Brot 
als Biobrot kenn-
zeichnet

Einführung
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zeugung und Herstellung dem gemeinschaftsrechtlichen 

Kontrollsystem des ökologischen Landbaus gemäß Artikel 

8 und 9 unterstellt ist. 

Getreide darf vom Landwirt nur dann als Öko-

getreide vermarktet werden, wenn er seinen Hof 

von einer zugelassenen Kontrollstelle auf die 

Einhaltung der Verordnung hat prüfen lassen. 

Die Mühle, die sein Getreide vermahlt, kann 

das gemahlene Mehl nur als Ökomehl anbieten, 

wenn sie selbst auch kontrolliert wurde. Der 

Bäcker darf nicht schreiben, dass seine Brötchen 

mit Ökomehl gebacken wurden, wenn die Bä-

ckerei nicht ebenfalls von einer der zugelassenen 

Öko-Kontrollstellen überprüft wird. 

Die Kombination von Erzeugungsregeln und definierter, 

objektiver Kontrolle durch sachverständige Fachleute 

macht die besondere Strenge der gesetzlichen Regelung 

aus. Artikel 5 der EG-Öko-VO enthält auch die Vorgabe, 

dass weder gentechnisch veränderte Organismen noch deren 

Abkömmlinge eingesetzt werden dürfen, ebenso wenig wie 

Lebensmittelbestrahlung. Artikel 5 regelt die Verarbeitung 

von Ökoprodukten nicht durch Verfahrensanweisungen, 

sondern durch die Einengung der zugelassenen Zusatz- und 

Verarbeitungshilfsstoffe. 

Weniger als ein Fünftel der in der allgemeinen 

Lebensmittelwirtschaft sonst zulässigen Stoffe 

dürfen in der Verarbeitung für Öko-Lebensmittel 

verwandt werden. 

■

■

So dürfen nur die Stoffe eingesetzt werden, die in den 

„Positivlisten“ des Anhang VI der Verordnung aufgeführt 

sind. Die Begrenzung der Stofflisten führt zum Ausschluss 

vieler Lebensmittelverarbeitungstechniken, so dass auf 

diesem Wege das Ziel erreicht wird, Öko-Lebensmittel 

eher in geringerem Maße zu verarbeiten als konventionelle 

Lebensmittel. 

Die Bedingungen der landwirtschaftlichen Erzeugung 

werden in Artikel 6 durch den Hinweis auf die Grundregeln 

in Anhang I und die Positivlisten in Anhang II definiert. 

Wichtiger Bestandteil der Regelung ist auch hier eine Liste 

der Stoffe, die ein Biobetrieb „von außen“ beziehen darf. 

So dürfen in der ökologischen Produktion nicht alle in der 

konventionellen Landwirtschaft üblichen Stoffe verwendet 

werden, sondern nur die begrenzte Auswahl der in den 

„Positivlisten“ aufgeführten Stoffe. 

■	 In Positivlisten der EG-Öko-Verordnung sind 

u.a. aufgeführt:  

 

Anhang II  

A.	 Düngemittel und Bodenverbesserer  

B.	 Schädlingsbekämpfungsmittel  

C.	 Futtermittel  

D.	 Zusatzstoffe in der Tierernährung  

 

Anhang VI  

A.	 Zutaten nichtlandwirtschaftlichen  

	 Ursprungs  

B.	 Verarbeitungshilfsstoffe  

C. 	 Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs.  

Getreide darf nur 
als Öko-Getreide 
vermarktet werden, 
wenn die Erzeugung 
kontrolliert wird

Die Bäckerei darf ihre 
Brötchen als Bio-Bröt-
chen kennzeichnen, 
wenn sie kontrolliert 
wird

Einführung
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Dabei ist es nicht ganz exakt, zu sagen, Ökolandbau sei 

eine „Landwirtschaft ohne Chemie“, denn beispielsweise 

können zur Pilzbekämpfung im Obstbau anorganische 

Kupferverbindungen eingesetzt werden und als Dünger 

anorganische Phosphorverbindungen. Diese Verbindungen 

werden traditionell im ökologischen Landbau eingesetzt, 

werden aber in chemisch-technischen Verfahren hergestellt. 

Richtig ist, dass im ökologischen Landbau entsprechend 

der Positivlisten der Einsatz der hochwirksamen, organo-

synthetischen Pestizide und der Einsatz der synthetischen 

Stickstoffdünger vollständig ausgeschlossen sind. 

Im Anhang I der EG-Öko-Verordnung werden die Grund-

regeln des ökologischen Landbaus beschrieben. Der harte 

Kern der Abgrenzung ökologischer von konventioneller 

Betriebsweise findet sich in den Positivlisten des Anhangs 

II für Dünge-, Pflanzenschutz- und Futtermittel. 

Die EG-Öko-Verordnung sieht in Artikel 12 vor, dass 

Ökoprodukte aus anderen EU-Mitgliedstaaten wegen ihrer 

Ökokennzeichnung nicht behindert werden dürfen, und Ar-

tikel 11 verlangt die Gleichbehandlung von Ökoprodukten 

aus Nicht-EU-Staaten, wenn die dortigen Produktions- und 

Kontrollbedingungen den EU-Bedingungen gleichwertig 

(äquivalent) sind. 

Eine EG-Verordnung setzt in den Mitgliedstaaten unmittel-

bar geltendes Recht. Wie ein deutsches Bundesgesetz muss 

die EG-Öko-Verordnung in Deutschland von den Behörden 

der Bundesländer vollzogen werden. Dies unterscheidet die 

EG-Verordnung von einer EU-Richtlinie, die ein Rechtset-

zungsprogramm vorgibt, das von den Mitgliedstaaten in 

eigenes nationales Recht umgesetzt werden muss. 

Zurück zur Meinung des Anfangs erwähnten Staatsanwalts: 

Da die EG-Öko-Verordnung direkt wirkt, war seine Ansicht 

schon am Tag nach Veröffentlichung der Verordnung im 

Juni 1991 für die im wesentlichen pflanzlichen Produkte 

unrichtig. Milch, Eier und Fleisch, aber auch Früchtejo-

ghurts und andere Erzeugnisse, deren landwirtschaftliche 

Zutaten überwiegend von Tieren stammen, wurden im 

August 2000 in den Anwendungsbereich der EG-Öko-

Verordnung einbezogen. 

(2)	Welche Erzeugnisse fallen in den  
Anwendungsbereich der gesetzlichen  
Regelung? 

Die Verordnung grenzt zunächst ihren eigenen Anwen-

dungsbereich ab. Dies geschieht in Artikel 1, der an Zutaten 

pflanzlicher und tierischer Herkunft anknüpft und an die 

Kennzeichnung mit einem Hinweis auf deren Herkunft aus 

ökologischem Landbau. Dabei bedeuten „ökologische“ 

oder „biologische“ Landwirtschaft das Gleiche. Artikel 2 

nennt beide Begriffe gleichrangig nebeneinander in einer 

Regelbeispielsliste der Begriffe, die typischerweise auf die 

Herkunft aus ökologischem Landbau hinweisen. 

Revision der  
EG-Öko-Verordnung

Die EU-Kommission schlug im Dezember 2005 eine 

Totalrevision der EG-Verordnung u. a. mit dem Argu-

ment vor, die privaten Ökoprüfzeichen der Verbände 

hätten den innergemeinschaftlichen Handel mit Öko-

produkten behindert. Allein die EU-Kommission darf 

in der Europäischen Union Gesetze initiieren. Mit der 

Begründung, es sei schwierig gewesen, für dänischen 

Joghurt die Prüfzeichen der Verbände zu erhalten, die 

vom Verbraucher und Einzelhandel in Großbritannien, 

Belgien oder Italien gewünscht werden, schlug sie ein 

System der Zwangslizenzierung für Ökoprüfzeichen und 

ein gesetzliches Verbot der Werbung mit der höheren 

Verlässlichkeit eines Ökokontrollsystems im Vergleich 

zur gesetzliche Kontrolle vor. Die Mitgliedstaaten sind 

■ diesen Vorschlägen entgegengetreten, weil sie zur Nivel-

lierung des Ökomarktes führen und ein Ende des Quali-

tätswettbewerbs im Biosektor bewirken würden. Gegen 

die Änderungsvorschläge der EU-Kommission sprachen 

sich im Frühsommer 2006 der Deutsche Bundesrat und 

alle Fraktionen des Deutschen Bundestages in einem 

gemeinsamen Beschluss aus. 

Im Dezember 2006 haben sich die Agrarminister auf 

eine „allgemeine Ausrichtung“ zum Vorschlag für die 

Überarbeitung der EG-Öko-Verordnung geeinigt. Nur das 

Europäische Parlament kann mit seiner Stellungnahme 

noch für Verbesserungen der vorläufigen „allgemeinen 

Ausrichtung“ sorgen. Mit einer Verabschiedung der Ver-

ordnung im Juni 2007 ist zu rechnen. Die neue Verordnung 

soll am 1.1.2009 in Kraft treten.

Einführung
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Artikel 2 stellt in der gesetzlichen Festlegung, 

wann ein Produkt als Ökoprodukt gekennzeich-

net ist, ganz auf den Eindruck der Käufer ab. 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 

in Luxemburg ist es Sache der nationalen Gerichte, zu ent-

scheiden, ob Verbraucher einen bestimmten Eindruck von 

einem Produkt gewinnen. Dafür können sich die Richter 

auf ihre eigene Erfahrung stützen, aber auch Verbraucher-

befragungen durchführen lassen (EuGH U. v. 16.07.1998, 

C-210/96 - Sechs-Korn-Eier). 

Wann wird also der Eindruck erweckt, ein Erzeugnis 

stamme aus ökologischem Landbau? Nicht nur dann, 

wenn ausdrücklich von „ökologischem Landbau“ oder 

„biologischer Landwirtschaft“ gesprochen wird. Auch 

Angaben wie „aus natürlichem Anbau“, „alternativ erzeugt“ 

oder „organischer Anbau“ erwecken in der Regel beim 

Publikum den Eindruck, das Erzeugnis stamme aus dem 

ökologischen Landbau. 

Wie prüft man, ob Verbraucher durch eine Produktkenn-

zeichnung irregeführt werden? Zunächst wird geklärt, ob 

festgestellt werden muss, dass 90 von 100, die Hälfte oder 

aber ein geringerer Anteil durch die Etikettierung in einem 

für ihre Kaufentscheidung relevanten Aspekt irregeführt 

werden. Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass 

Richter Fehlvorstellungen nicht berücksichtigen müssen, 

die der Gesetzgeber offensichtlich nicht schützen will, dass 

■ aber regelmäßig schon die Fehlinformation von zwischen 

fünf bis zehn von hundert Verbrauchern bei umwelt- oder 

gesundheitsorientierter Werbung genügt, um verbraucher-

schützende Verbote auszulösen. 

Auch wenn nur fünf oder zehn von 100 Ver-

brauchern durch die Etikettierung den falschen 

Eindruck der Herkunft aus ökologischer Pro-

duktion gewinnen, ist die Öko-Verordnung 

anwendbar.

Das deutsche Bundesverfassungsgericht stellte im Juli 

2000 bezüglich der Angabe „BIOBRONCH“ klar, dass 

die EG-Öko-Verordnung die inhaltliche Bedeutung von 

Lebensmittel-Kennzeichnungen, die „Bio“ enthalten, als 

Hinweise auf die Herkunft aus ökologischem Landbau 

„fingiert“. Wenn jemand „Bio“ oder „Öko“ bezogen auf 

ein Agrarerzeugnis sagt, ist dies nach der gesetzlichen 

Wertung der Verordnung ein Hinweis auf die Herkunft 

aus ökologischer Landwirtschaft. In Artikel 2 der EG-

Öko-Verordnung findet sich eine Definition, die bei der 

Verwendung dieser Begriffe die Vermutung aufstellt, dass 

damit ein Hinweis auf den ökologischen Landbau erfolgen 

soll. Dafür werden in allen Sprachen Beispiele gegeben. In 

Deutsch lauten die Beispiele „ökologisch“ und „biologisch“, 

außerdem die davon abgeleiteten gebräuchlichen Begriffe 

(wie Bio-, Öko- usw.). Die EG-Öko-Verordnung ist hier 

ganz streng, denn sie gibt in Artikel 2 die gesetzliche De-

finition, dass ein Erzeugnis als aus ökologischem Landbau 

■

Wann ist ein Produkt als Ökoprodukt gekennzeichnet? 
Der Eindruck der Käufer ist entscheidend!
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stammend gezeichnet gilt, wenn dem Käufer der Eindruck 

vermittelt wird, dass das Erzeugnis oder seine Bestandteile 

aus ökologischem Landbau stammen. 

Im Juli 2005 entschied der Europäische Gerichtshof, dass 

„bio“ in allen Amtssprachen so wirke; die Marke „BIO“ 

von DANONE darf also auch in Spanien nicht für Joghurt 

mit Milch aus konventioneller Tierhaltung verwendet 

werden.

Der Begriff „Etikettierung“ schließt im Verständnis der EG-

Öko-VO die Hersteller- oder Handelsmarken ein (Artikel 

4 Nr. 1). Auch Firmennamen, die vom angesprochenen 

Verbraucherkreis auf das Produkt bezogen werden, lösen 

die Anwendbarkeit der Verordnung aus; denn es handelt sich 

dabei um Angaben, die sich auf das Erzeugnis beziehen, 

wenn der Firmenname entsprechend verstanden wird. Es 

kommt nach der Rechtsprechung immer auf das gesamte 

Erscheinungsbild eines Produktes an, so wie es dem Ver-

braucher angeboten wird.

Häufig werden Produkte durch eine bewusste Kombination 

vieler einzelner Elemente angeboten, die in ihrer Gesamtheit 

den Verbraucher dann zur Vermutung bewegen, es liege ein 

Ökoprodukt vor. Dies können Bilder, z. B. Landschaften 

sein, die auf eine eher ursprüngliche Erzeugung hinwei-

sen. Es kann sich aber auch um Farben handeln, wie ein 

dominantes Grün oder Braun. Und schließlich kann sogar 

die Verwendung bestimmter Schriften dazu dienen, einem 

Produkt ein „Ökoimage“ zu geben, das ihm eigentlich 

nicht zukommt.

Der Revisionsentwurf der EU-Kommission vom Dezember 

2005 schlug die Abschaffung dieses strengen Schutzes vor: 

Nur die Bezeichnungen „ökologische“ und „biologische“ 

Landwirtschaft sollten danach für Produkte aus konven-

tioneller Landwirtschaft verboten sein, nicht die Begriffe 

aus dem assoziativen Umfeld. Dass die EU-Kommission 

damit einen neuen Graubereich von umweltorientierten 

Werbebehauptungen entstehen lassen würde, wurde von den 

Mitgliedstaaten nachhaltig kritisiert. Die EU-Kommission 

hat eingelenkt und den Wortlaut von Artikel 2 in die neue 

Verordnung aufgenommen.

(3)	Auf welche Erzeugnisse kann die  
gesetzliche Regelung nicht angewendet 
werden?

In den Anwendungsbereich der Verordnung fallen die 

nicht verarbeiteten Agrarerzeugnisse, etwa Rohbaumwolle 

oder Heu, außerdem verarbeitete Produkte, wenn sie zum 

menschlichen „Verzehr“ bestimmt sind. Die Kennzeich-

nung von Futtermitteln wird durch Verordnung (EG) Nr. 

223/2003 geregelt.

Nicht in den Anwendungsbereich der EG-Öko-Verord-

nung fallen Produkte wie Ökohautcremes, Ökozahnpasta, 

Ökoshampoo und Ökoparfüm, weil sie nicht „verzehrt“ 

werden. Dies gilt auch für Tabak, weil dessen Rauch zwar 

über die Mundhöhle aufgenommen wird, dann aber nicht 

in die Speiseröhre gelangt. Für Kautabak gilt ebenfalls eher 

Holz fällt nicht in den Anwendungsbereich der EU-
Öko-Verordnung, weil es kein Agrarprodukt ist.

Auch auf Ökofische ist die EU-Öko-Verordnung noch 
nicht anwendbar
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die Aufnahme über die Schleimhäute der Mundhöhle als 

die Zuführung in den Verdauungstrakt.

Im französischen Text steht für „Verzehr“ das Wort „ali-

mentation“. Auf Französisch wurde 1991 die Verordnung 

erarbeitet. „Alimentation“ gibt daher wohl am Genauesten 

die Absicht des Gesetzgebers wieder. Die Worte „Ver-

zehr“ und „Alimentation“ setzen nicht nur den Verbrauch 

durch Aufnahme in den Verdauungstrakt voraus, sondern 

auch, dass diese als Beitrag zur Nährstoffversorgung des 

Körpers erfolgt. Dies ist bei Medikamenten nicht der Fall 

und spricht dafür, dass Ökophytopharmaka nicht in den 

Anwendungsbereich der Verordnung fallen, währenddem 

dies bei einem Nahrungsergänzungsmittel mit Vitamin C 

aus Öko-Acerola der Fall ist. Das Verwaltungsgericht Köln 

entschied im Mai 2006 jedoch, Arzneimittel könnten mit 

dem deutschen Biosiegel gekennzeichnet werden, was 

voraussetzt, dass diese in den Anwendungsbereich der EG-

Verordnung fallen. Viele der deutschen Behörden meinen, 

dies sei nicht so. 

Lebensmittel aus Hefen bestehen nicht aus tierischen oder 

pflanzlichen Bestandteilen und fallen daher nicht in den 

Anwendungsbereich der Verordnung, weil Mikroorganis-

men weder Pflanzen noch Tiere sind. Nach einer anderen 

Auffassung handelt es sich bei Hefen um Mikroorganismen, 

die zur Verarbeitung von landwirtschaftlich gewonnen 

Substraten eingesetzt werden - wie Anhang VI der EG-

Verordnung dies vorsieht -, so dass das gewonnene Produkt 

doch in den Anwendungsbereich falle. Hefen werden in der 

revidierten Verordnung  ausdrücklich in den Anwendungs-

bereich einbezogen werden.

Wenn ein Agrarerzeugnis noch nicht verarbeitet ist und mit 

einer Ökoauslobung auf dem Markt angeboten wird, fällt es 

in den Anwendungsbereich der EG-Öko-Verordnung. Wenn 

jemand mit Rohbaumwolle unter der Angabe handelt, diese 

stamme aus ökologischem Anbau, findet die Verordnung 

Anwendung. Ist die Baumwolle aber zu Garn, zu einem 

Öko-T-Shirt, Ökoteppich oder anderen Ökotextilien ver-

arbeitet, findet die Verordnung keine Anwendung, auch 

dann, wenn der Anbieter behauptet, es sei Ökobaumwolle 

verarbeitet worden. 

Auf Ökomöbel ist die Verordnung nicht anwendbar, weil 

diese verarbeitet, aber nicht zum Verzehr bestimmt sind. 

Unverarbeitetes Ökoholz fällt nicht in den Anwendungs-

bereich, weil Holz kein Agrarprodukt ist. Ökoweihnachts-

bäume dagegen sind wegen der kurzen Umtriebszeiten der 

Weihnachtsbaumkulturen eher als Agrarprodukte anzusehen 

und fallen daher in den Anwendungsbereich.

Ökokompost wird zwar häufig als Agrarerzeugnis in einem 

landwirtschaftlichen Betrieb erzeugt, aber es handelt sich 

um ein durch Kompostieren verarbeitetes und damit nicht in 

den Anwendungsbereich der Verordnung fallendes Erzeug-

nis. Ein Öko-Neem-Präparat als Pflanzenschutzmittel fällt 

ebenfalls aus dem Anwendungsbereich der EG-Öko-Ver-

ordnung heraus, da es sich um ein verarbeitetes Erzeugnis, 

das nicht zum Verzehr bestimmt ist, handelt.

Für Fisch haben mehrere Öko-Verbände Richtlinien und 

Prüfzeichen entwickelt. Auf Ökofisch, auch wenn er aus 

bäuerlicher Ökoteichwirtschaft stammt, ist die Verordnung 

noch nicht anwendbar, weil in Anhang I dafür keine Er-

zeugungsvorschriften aufgenommen wurden. Produkte aus 

Aquakultur in abgegrenzten Teilen des Meers, beispiels-

weise Zuchtkäfigen, sind keine Agrarerzeugnisse, so dass 

die Anwendung der Verordnung aus diesem Grund auf sie 

ausgeschlossen ist. Dies gilt auch für Wildfang am Land und 

im Meer (Artikel 4 Nr. 11), während auf kontrollierte pflanz-

liche Wildsammlung die EG-Öko-Verordnung anwendbar 

ist (Anhang I Teil A Nr. 4). Die revidierte Verordnung sieht 

Regelungen zur Aquakultur vor.

Produkte, die heute noch nicht in den Anwendungsbereich 

der EG-Öko-Verordnung fallen, sind in der Regel solche, 

deren Produktion technische Besonderheiten aufweist. 

Hier ist es häufig schwierig, einen EU-weiten Konsens zu 

definieren. 

Im Dezember 2007 wird der Anhang VI – er enthält die 

Positivliste der bei der Verarbeitung von Ökoprodukten zu-

lässigen Stoffe – in einer erweiterten Fassung in Kraft treten, 

welche auch die Verarbeitung von Tierprodukten regelt. Die 

Verarbeitung von Trauben zu Wein ist aber weiterhin noch 

nicht geregelt. Vorgaben für die ökologische Kellerwirt-

schaft sind 2007 Gegenstand eines EU-Forschungsprojekts 

unter französischer Federführung.

(4)	Was gilt für Produkte außerhalb des  
Anwendungsbereichs der Verordnung? 

Das Gesetz schützt den Verbraucher vor Irreführung. 

Geschützt wird seine berechtigte Erwartung. Was er mit 

Recht bei einem Ökoprodukt erwarten kann, entspricht 

dem, was Ökobauern weltweit als gemeinsamen Nenner 

ökologischer Produktion niedergelegt haben und was sie 

praktisch beachten. 

Was allgemein anerkannt ist, findet sich in den Regel-

werken der IFOAM (International Federation of Organic 
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Agricultural Movements) und der Ökoverbände, wie auch 

in Richtlinien des CODEX ALIMENTARIUS. Der CODEX 

dokumentiert einen weltweiten Konsens über die Definition 

der ökologischen Produktion. Es handelt sich um eine seit 

fünfzig Jahren von der Welternährungs- und der Weltge-

sundheitsorganisation unterhaltene Arbeitskonferenz, an 

der sich praktisch alle UN-Mitglieder beteiligen. Dieser 

weltweite Konsens definiert, was der Verbraucher bei einer 

Ökoauslobung erwarten darf. Aus diesem Grund ist die 

Ökoauslobung nicht ins Belieben des Anbieters gestellt. 

Der Irreführungsschutz fällt regelmäßig mit den technischen 

Anforderungen zusammen, die von den Mitgliedern der 

ökologischen Erzeugervereinigungen beachtet werden. 

Die Biokennzeichnung von Produkten, die wegen ihrer 

sachlichen Eigenschaften nicht in den Anwendungsbereich 

der EG-Öko-Verordnung fallen, ist daher nicht gesetzlich 

verboten. Im Lebensmittelrecht stehen Etikettierungen 

nämlich nicht unter einer Erlaubnispflicht. Sie sind erlaubt, 

wenn sie nicht gesetzlich verboten sind. Sie sind aber auch 

nicht „vogelfrei“, denn die Öko-Etikettierung ist nicht 

ins Belieben der Anbieter gestellt, da die allgemeinen 

Täuschungsverbote des Wettbewerbs- und des Lebensmit-

telrechts eingreifen. 

Im Gegensatz zur anfangs zitierten Ansicht des Staats-

anwaltes gelten für die Bioprodukte, die noch nicht in 

den Anwendungsbereich der EG-Öko-Verordnung fallen, 

ebenfalls strenge gesetzliche Vorschriften. So fallen alle 

Produkte, für die die Verordnung noch nicht anwendbar 

ist, unter nationale deutsche Gesetze, die es verbieten, 

falsche Angaben über die Art und Weise der Herstellung 

von Waren zu machen. 

Wer den falschen Eindruck erweckt, ein Erzeugnis stamme 

aus ökologischem Landbau, verstößt gegen § 16 der EG-

Lebensmittel-Basis-Verordnung Nr. 178/2002 und § 11 

Nr. 1 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzes (LFGB), 

also gegen die Irreführungsverbote des Lebensmittel-

rechts. Wer vorsätzlich gegen das lebensmittelrechtliche 

Wahrheitsgebot verstößt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft (§ 59 Abs. 1 Nr. 7 

LFGB). Wer täuscht und damit zum eigenen Vorteil einen 

anderen schädigt, macht sich auch wegen Betruges gemäß 

§ 263 StGB strafbar. 

Für Arzneimittel (§ 8 AMG), Futtermittel (§ 19 LFGB) 

und Saatgut (§ 23 Saatgutverkehrsgesetz) gelten spezielle 

Irreführungsverbote. Wer Produkte in irreführender Weise 

anbietet, verstößt auch gegen die §§ 3 und 5 des Gesetzes 

gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG 2004), das Irre-

führungsverbot des deutschen Wettbewerbsrechts. Wenn 

Produkte, die nicht in den Anwendungsbereich der EG-

Öko-Verordnung fallen, täuschend mit einem Hinweis auf 

die Herkunft ihrer Inhaltsstoffe aus ökologischem Anbau 

angeboten werden, haben konkurrierende Unternehmen 

und Verbraucherorganisationen das Recht, Unterlassung 

und Schadensersatz zu verlangen. 

Alle diese Vorschriften stellen darauf ab, wie der durch-

schnittliche Verbraucher eine Produktaufmachung versteht. 

Es kommt nicht darauf an, welchen Bedeutungsgehalt Fach-

leute mit bestimmten Wörtern oder Symbolen verbinden, 

sondern was der potenzielle Käufer denkt. Was er denkt, 

wird wesentlich durch die Marktpraxis beeinflusst, also 

durch das, was ihm überhaupt zum Kauf angeboten wird. 

Bei den Bio-Kartoffeln 
und dem Öko-Wein 
ist die Kennzeich-
nung eindeutig; es 
gibt aber nach wie 
vor einige Produkte, 
die nicht in den An-
wendungsbereich der 
Verordnung fallen. 
Aber auch in solchen 
Fällen gelten allge-
meine Täuschungsver-
bote!
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(5) Warum gibt es bisher keine umfassende 
europäische Biokennzeichnung?  

Es gibt seit dem Februar 2000 ein in der EG-Öko-Verord-

nung geregeltes EU-Öko-Logo. Es ist farbig, mit einer 

stilisierten Getreideähre, umgeben von einem Kranz mit 

12 Sternen und einem grünen Ring mit Zacken. Im grünen 

Ring steht „Ökologischer Landbau“. Das Siegel ist bisher 

keine Pflichtkennzeichnung.

Die Attraktivität des EU-Öko-Zeichens leidet insbesondere 

darunter, dass es den EU-Zeichen für die „geschützte Ur-

sprungsbezeichnung“ sowie die „geschützte geographische 

Herkunft“ zum Verwechseln ähnlich ist. 

Die EU-Kommission hielt 2006 in den Verhandlungen über 

ihren Revisionsentwurf an einer EU-Pflichtkennzeichnung 

für Ökoprodukte fest, um die Bedeutung der privaten Öko-

prüfzeichen der Verbände zurückzudrängen. Die „allgemei-

ne Ausrichtung“ der neuen Verordnung vom Dezember 2006 

sieht vor, dass das EU-Öko-Logo ab 1.1.2009 verbindlich 

genutzt werden muss. Die Kommission hat angekündigt, 

dass das Gemeinschaftslogo neu gestaltet werden soll.

Regelungen, die die Auslobung privater oder nationaler 

Standards beschränkt hätten, sind in der „allgemeinen 

Ausrichtung“ nicht mehr enthalten.  

(6) Welche Etikettierungsbestandteile  
geben sicheren Hinweis auf wirkliche 
Bioprodukte?

Seit Januar 1997 müssen alle Erzeugnisse in ihrer Eti-

kettierung den Namen oder die Codenummer der Kon-

trollstelle tragen, die für die Überwachung des letzten 

Erzeugungs- oder Aufbereitungsschrittes zuständig war. 

Das Problem liegt nun darin, dass die Mitgliedstaaten ganz 

unterschiedlich gestaltete Kennzeichnungen gewählt haben. 

Die EU-Kommission hat keine EU-einheitliche Gestaltung 

der Codenummer vorgeschlagen. Auch in dem Entwurf für 

die Revision der Verordnung vom Dezember 2006 sieht sie 

diese Vereinheitlichung nicht vor.

Für Ökoprodukte, die in Deutschland etikettiert werden, 

ist die Wiedergabe einer Nummer „DE-000-Öko-Kontrol-

le“ vorgeschrieben. Wie eine finnische Kontrollnummer 

aussieht, werden auch die meisten Beamten der deutschen 

Lebensmittelüberwachung nicht wissen: „FI-A“. Die fran-

zösischen Codes lauten „FR-ABOO“, die italienischen „IT 

ASS“, „IT BAC“ usw. Für Produkte, die aus einem Drittstaat 

nach Deutschland eingeführt und in Deutschland nicht 

nochmals neu etikettiert, sondern mit ihrem Ursprungseti-

kett vertrieben werden, gibt es keine Pflicht, die zuständige 

Kontrollstelle anzugeben. 

Dies bewirkt, dass die Kontrollstellennummer zwar für 

Produkte, die in Deutschland etikettiert werden, einen guten 

Das EU-Öko-Logo 
ist bisher keine 
Pflichtkennzeich-
nung. Ab 2009 soll 
die Verwendung 
EU-weit vorgeschrie-
ben werden. 
Die Kommission 
hat angekündigt, 
das Logo neu zu 
gestalten!
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Hinweis auf die wirkliche Ökoeigenschaft gibt, nicht aber 

für die vielen anderen Produkte, die aus anderen EU-Mit-

gliedstaaten oder aus Drittstaaten importiert werden. 

Die Verbandszeichen der ökologischen Anbauverbände 

geben, wenn der Verbraucher sie kennt, einen sicheren 

Hinweis auf die Herkunft aus ökologischer Produktion. 

Die EG-Öko-Verordnung gibt eine gesetzliche Definition, 

was die Besonderheit der ökologischen Wirtschaftsweise 

ausmacht. Diese stimmt weitgehend mit dem überein, was 

die Verbände der ökologischen Erzeuger und Verarbeiter 

entwickelt haben. 

Es war in der Europäischen Union bislang unstreitig, 

dass es nicht nur zulässig, sondern wünschenswert ist, 

wenn Verbände ihre Richtlinien so entwickeln, dass sie 

ein „Mehr“ an Ökoqualität gewährleisten: Sei es durch 

zusätzliche Anforderungen an die Landwirte, sei es durch 

schlüssigere Kontrollen. Sie können sich Richtlinien setzen, 

die den Erzeugungsprozess strengeren Vorschriften unter-

werfen als dem gesetzlichen Minimum. Diese besondere 

Ökoqualität darf dann auch ausgelobt werden. In den USA 

ist die Zulässigkeit einer solchen Premium-Ökoauslobung 

umstritten, in der Europäischen Union aber als Teil der 

verfassungsrechtlich geschützten Rede- und Berufsfrei-

heit akzeptiert. Die „allgemeine Ausrichtung“ ändert die 

bisherige rechtliche Situation nicht.

 

(7) Bei welcher Etikettierung sind Zweifel 
und Nachfragen bezüglich der Herkunft 
aus biologischer Landwirtschaft ange-
bracht? 

Begriffe wie „Eier aus alternativer Haltung“ oder „Wein 

aus umweltschonendem Anbau“ deuten auf eine Herkunft 

aus ökologischer Produktion hin, aber sie werden verein-

zelt noch immer für anders erzeugte Produkte verwendet. 

„Naturkost“ bezeichnet häufig Ökoware, aber nicht immer. 

In Reformhäusern findet man häufig Ökoware, aber auch 

andere, nicht selten vom gleichen Hersteller. 

Die EG-Öko-Verordnung ist auch dann anwendbar, wenn 

es eigentlich nicht die Absicht des Etikettierenden war, auf 

die Ökoherkunft hinzuweisen, wenn aber der angesprochene 

Verbraucherkreis die Etikettierung in diesem Sinn versteht. 

Dieser Grundsatz kommt bei geschützten Marken zum Tra-

gen, die wie beispielsweise „BIOBEST“ oder „BIOMILD“ 

Jahrzehnte vor der Ökowelle der achtziger Jahre beim 

Patentamt registriert und in Gebrauch genommen wurden. 

Einen Bestandsschutz für solche Marken gibt es aber nicht. 

Wenn sie beim Verbraucher den Eindruck erwecken, das 

Produkt stamme aus ökologischer Produktion, wird die 

Verordnung anwendbar. Die alten Marken dürfen dann nur 

noch für wirkliche Ökoprodukte verwendet werden.

Durch ihre Eintragung im Markenregister genießt der In-

haber einer Marke Schutz vor dem Gebrauch seiner Marke 

durch Andere. Das Markenamt prüft aber nicht, ob eine 

Marke rechtmäßig nur für Erzeugnisse aus ökologischer 

Produktion ohne Irreführung verwendet werden darf. 

Das Markenamt prüft nur, ob es überhaupt keine Verwen-

dungsmöglichkeit für die Marke gibt, ohne dass der Markt 

Für Öko-Produkte 
ist die Wiedergabe 
einer Code-Nummer 
verpflichtend vorge-
schrieben.

In Fällen unklarer 
Öko-Kennzeichnung 
können Verbrau-
cher sich an den 
Bundesverband der 
Verbraucherzentralen  
wenden.
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irregeführt wird. Ist dies der Fall, lehnt es die Eintragung 

ab. Auf Drängen der Unternehmen hat der Gesetzgeber für 

Marken mit den Bestandteilen „Bio“ oder „Öko“, die vor 

dem Inkrafttreten der ersten EG-Öko-Verordnung 1991 

schon angemeldet waren, eine befristete Sonderregelung 

geschaffen. Nach ihr durften noch bis Ende Juni 2006 diese 

Marken auf Produkten aus nicht-ökologischer Erzeugung 

abgebildet werden, aber nur, wenn bei jeder einzelnen 

Wiedergabe ein deutlich lesbarer Hinweis steht, dass es 

sich nicht um ein Ökoprodukt handelt (Artikel 5 (3a)). 

Vereinzelt sind solche Produkte, insbesondere jene mit 

langer Mindesthaltbarkeit, auch noch 2007 und 2008 im 

Einzelhandel zu finden.

Der Verordnungsgeber hat klargestellt, dass Fußnoten, die 

irgendwo auf dem Produkt stehen, nicht genügen. Sondern 

er schreibt vor, dass „die Marke stets mit einem klaren, 

deutlich sichtbaren und leicht lesbaren Hinweis darauf 

versehen“ sein muss, dass das Erzeugnis „nicht gemäß 

der ökologischen Wirtschaftsweise hergestellt“ wurde. Es 

genügt nicht, dass das konventionelle Produkt, das eine alte 

„Biomarke“ trägt, an irgendeiner Stelle mit diesem Hinweis 

versehen wird, sondern jede einzelne Markenwiedergabe 

muss stets mit dem Hinweis versehen sein. 

Bei einer „alten“ Marke auf einem Joghurt (z. B. „Bio-

ghurt“) sieht man daher entweder einen klarstellenden 

Hinweis, dass die Milch nicht aus ökologischer Produktion 

stammt, oder die Marke wird in abgewandelter Form (etwa 

als „Bighurt“) verwandt.

(8) An wen kann man sich mit Nachfragen 
und Beschwerden wenden? 

Was kann man in Fällen unklarer Ökokennzeichnung tun? 

Der Brief des Staatsanwalts, von dem eingangs die Rede war, 

war an die “Koordinationsstelle irreführende Biokennzeich-

nungen” der Arbeitsgemeinschaft Ökologischer Landbau 

e. V. gerichtet. Acht Jahre lang, von April 1993 an, ging die 

Koordinationsstelle im Auftrag der Öko-Landbauverbände 

irreführenden Bio-Kennzeichnungen nach. 

Heute liegt diese Aufgabe bei den Verbraucherzentralen 

und deren 

Bundesverband der  
Verbraucherzentralen (vzbv e.V.) 

Markgrafenstraße 66, D-10969 Berlin,  

Telefon 030/25800-0, Fax 030/25800-518,  

Email info@vzbv.de. 

Auch der

Bund Ökologische  
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) e.V.,  
Marienstraße 19-20, 10117 Berlin,  

Telefon (030)28482-300, Fax (030)28482309,  

Email info@boelw.de 

leitet Verbraucherbeschwerden an zuständige Stellen 

weiter.
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	 Jochen Neuendorff

2. Kennzeichnung und Kontrolle	E

Kennzeichnung

Die EG-Verordnung über den ökologischen Landbau (im 

weiteren kurz EG-Öko-Verordnung genannt) legt, von 

wenigen Ausnahmen abgesehen, für die Etikettierung und 

Bewerbung von Öko-Produkten keinen Pflichthinweis auf 

den ökologischen Landbau fest. Damit ist es den landwirt-

schaftlichen Betrieben sowie den Verarbeitungs-, Import- 

und Handelsunternehmen weitgehend freigestellt, wie sie 

landwirtschaftliche Erzeugnisse aus ökologischem Landbau 

kennzeichnen und bewerben. Auf den Produktetiketten ver-

packter Waren muss allerdings immer die Code-Nummer 

der für den jeweiligen Betrieb zuständigen Kontrollstelle 

angegeben werden (DE-000-Öko-Kontrollstelle). 

Auf dem Markt für Öko-Lebensmittel gibt es eine Vielzahl 

unterschiedlicher Markenzeichen für Bio-Produkte, so 

beispielsweise das 2001 eingeführte Bio-Siegel. Hier muss 

die EG-Öko-Verordnung erfüllt sein, bevor dieses Zeichen 

verwendet werden darf. Das Bio-Siegel ist mittlerweile sehr 

weit verbreitet. Der Lebensmitteleinzelhandel verwendet 

zudem für seine im Supermarkt vertriebenen Öko-Produkte 

eigene Warenzeichen.

Auch  die Warenzeichen der Anbauverbände, viele von 

ihnen Mitglieder des Bundes Ökologische Lebensmittelwirt-

 
  Bio-Siegel	 �������������������������   EU-Gemeinschaftsemblem		

  Warenzeichen der deutschen Anbauverbände���			 

®
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schaft (BÖLW), sind sehr bekannt. Sie dürfen nur von den 

Mitgliedern dieser Verbände verwendet werden. Die Betriebe 

und Unternehmen müssen über die Anforderungen der EG-

Öko-Verordnung hinaus noch die strengeren Vorgaben der 

Richtlinien der Anbauverbände einhalten.

Auch wenn keine der oben genannten Verbands- oder 

anderen Markenzeichen verwendet werden, sondern land-

wirtschaftlichen Erzeugnisse unter Bezeichnungen wie „aus 

ökologischem Landbau“, „aus kontrolliert biologischer 

Landwirtschaft“ oder ähnlichem vermarktet werden, muss 

die EG-Öko-Verordnung eingehalten werden.

Für die Kennzeichnung von in der Europäischen Union 

hergestellten Bio-Waren darf zudem ein von der EU einge-

führtes Zeichen, das „EU-Gemeinschaftsemblem“, ver-

wendet werden. Die Verwendung dieses Zeichens ist nicht 

vorgeschrieben. Dennoch ist die Verwendung an bestimmte 

Bedingungen geknüpft. So dürfen nur solche Produkte mit 

dem Vermerk versehen werden, die sich in geschlossenen 

Verpackungen befinden und so in den Handel gelangen. 

Nur bei Direktvermarktung an Endabnehmer ist dies nicht 

erforderlich.

Das Gemeinschaftsemblem darf nicht  

-	 für verarbeitete Lebensmittel, die weniger 

	 als 95 Prozent ökologisch erzeugte  

	 landwirtschaftliche Zutaten enthalten,  

- 	 für Umstellungsware und 

- 	 für Futtermittel 

verwendet werden.

■

Kennzeichnung von Umstellungsware  
(Artikel 5 Abs. 5) 

(Siehe hierzu auch das Kapitel „5. Verarbeitung“) Pflanzliche 

Erzeugnisse, die zwölf Monate nach Aufnahme des Betriebes 

in das Kontrollverfahren geerntet wurden, können bereits 

mit Hinweisen auf die Umstellung des Herkunftsbetriebes 

vermarktet werden. Für tierische Öko-Produkte gibt es diese 

Kennzeichnungsmöglichkeit dagegen nicht.

Der Markt für pflanzliche Umstellungserzeugnisse ist aller-

dings begrenzt. Denn nach der EG-Öko-Verordnung dürfen 

Umstellungsprodukte lediglich aus einer pflanzlichen Zutat 

landwirtschaftlichen Ursprungs bestehen. Beispielsweise 

dürfen ökologische Kartoffeln aus der Umstellung verkauft 

werden. Ökologischer Weizen von Umstellungsflächen darf 

nur dann als solcher und mit Hinweisen auf die Umstellung 

deklariert werden, wenn er beispielsweise als Weizenflo-

cken verkauft wird. Soll er in Weizen-Roggen-Mischbrot 

verbacken werden, verstößt dies gegen die Vorschriften der 

EG-Verordnung. Denn das Brot enthält als Mischbrot zwei 

verschiedene Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs. 

Wenn pflanzliche Umstellungsprodukte gekennzeichnet und 

vermarktet werden, schreibt die EG-Öko-Verordnung einen 

Pflichthinweis vor: „hergestellt im Rahmen der Umstellung 

auf den ökologischen Landbau“ oder „hergestellt im Rah-

men der Umstellung auf die biologische Landwirtschaft“. 

Sofern dieser Hinweis auf der Produktetikettierung oder in 

Werbematerialien verwendet wird, darf er in Form, Farbe 

und Größe nicht auffallender gestaltet sein als die eigentliche 

Produkt- bzw. Verkehrsbezeichnung. 

Auch wenn pflanzliche Umstellungsprodukte als lose 

Ware vermarktet werden (z. B. Getreide), ist es wichtig, 

dass dieser Umstellungshinweis zusammen mit der Code-

Nummer der zuständigen Kontrollstelle auf Lieferscheinen 

und Rechnungen vermerkt wird. Dies ist zusammen mit 

Erzeugnisse, die zwölf 
Monate nach Aufnahme 
des Betriebes in das 
Kontrollverfahren geerntet 
wurden, können mit Hin-
weisen auf die Umstellung 
vermarktet werden. 
Als Umstellungsware de-
klarierte Öko-Produkte dür-
fen nur aus einer pflanz-
lichen Zutat bestehen.
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einer Kopie des Lieferantenzertifikates für verpackte und 

lose Ware der Qualitätsnachweis für den Abnehmer dieser 

Umstellungsware.

Kennzeichnung von unverarbeiteter, landwirtschaft-
licher Bio-Ware (Artikel 5 Abs. 1) 

Pflanzliche und tierische Öko-Produkte, die nach Ablauf 

der von der EG-Öko-Verordnung vorgeschriebenen Um-

stellungszeit erzeugt wurden, sollen für Abnehmer bzw. 

Verbraucherinnen und die Verbraucher durch eine eindeutige 

Etikettierung als Bio-Produkte identifizierbar sein. Das gilt 

sowohl für lose wie für verpackte Ware.

Die Etiketten verpackter Ware müssen neben dem Namen 

und der Adresse des landwirtschaftlichen Betriebes einen 

Hinweis auf die ökologische Erzeugung (z. B. „Bio-Eier“) 

und die Code-Nummer der Kontrollstelle tragen. Wenn lose 

Ware vermarktet wird, müssen diese Angaben zumindest 

aus Lieferschein und Rechnung hervorgehen.

Kennzeichnung von verarbeiteten Öko-Lebensmitteln 

Bei Verarbeitungsprodukten richtet sich die Kennzeichnung 

nach dem Prozentanteil der landwirtschaftlichen Zutaten aus 

Öko-Erzeugung, die bei der Herstellung verwendet wurden. 

Ferner müssen auch die übrigen Vorgaben der EG-Öko-

Verordnung für die Verarbeitung von Öko-Lebensmitteln 

eingehalten werden (siehe auch Kapitel 5. Verarbeitung).

„95 %-Produkte“ (Artikel 5 Abs. 3) 
Liegt der Gewichtsanteil von landwirtschaftlichen Zutaten 

aus ökologischem Landbau nach der Rezeptur höher als 

95 Prozent und wird Anhang VI der EG-Öko-Verordnung 

eingehalten, darf das Produkt ohne Einschränkungen in der 

Verkehrsbezeichnung als Bioprodukt gekennzeichnet und 

beworben werden. Neben den nach der Lebensmittelkenn-

zeichnungs-Verordnung vorgeschriebenen Angaben muss 

auf dem Etikett die Code-Nummer der für das verarbeitende 

Unternehmen zuständigen Kontrollstelle angegeben sein.

„70 %-Produkte“ (Artikel 5 Abs. 5a)
Stammt nur ein Gewichtsanteil zwischen 70 und 95 Prozent 

der landwirtschaftlichen Zutaten aus ökologischem Landbau, 

darf das Lebensmittel nur unter bestimmten Einschrän-

kungen als ökologisches Erzeugnis beworben werden. Die 

Verkehrsbezeichnung darf in diesem Fall keinen Hinweis auf 

den Öko-Landbau beinhalten. Der Prozentanteil der Öko-

Zutaten wird in einem Sichtfenster in unmittelbarer Nähe zur 

Verkehrsbezeichnung mit einem durch die EG-Öko-Verord-

nung vorgegebenen Pflichthinweis angegeben: „X Prozent 

der Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs sind nach den 

Grundregeln für den ökologischen Landbau gewonnen 

worden“ oder „X Prozent der Zutaten landwirtschaftlichen 

Ursprungs sind nach den Grundregeln für die biologische 

Landwirtschaft gewonnen worden“. Dieses Sichtfenster darf 

allerdings nicht auffallender als die Verkehrsbezeichnung 

sein. Im Zutatenverzeichnis muss zudem angegeben werden, 

welche landwirtschaftliche Zutat aus ökologischem Landbau 

stammt und welche nicht. Hervorhebungen sind auch hier 

nicht zulässig. Auch in diesem Fall müssen die Vorgaben 

des Anhang VI erfüllt werden.

links: Verpackte Bio-Eier müssen u.a. den Namen und die Adresse 
des Betriebes und die Code-Nummer der Kontrollstelle tragen
oben: Beim Backen des Brotes müssen die Verarbeitungsvorschriften 
der Verordnung eingehalten werden
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Kennzeichnung in der Außer-Haus-Verpflegung  
und Gastronomie 

Großküchen und Gastronomen kennzeichnen ihre Öko-Er-

zeugnisse über den Speiseplan bzw. die Speisekarte und über 

Werbematerial (Folder, Aushänge, Webpage im Internet). Bei 

Buffets werden Schildchen und Tischaufsteller mit Bio-Hin-

weis verwendet. Grundsätzlich gibt es drei Möglichkeiten, 

Bio in der Großküche und Gastronomie auszuloben:

Bio-Komponente (aus Verbrauchersicht abgrenzbar) 

z. B. Beilagen wie Reis, Gemüse, Salat, aber auch 

Hauptkomponenten wie Steak. Wird eine Komponente 

mit „Bio“ gekennzeichnet, müssen bei dieser Kom-

ponente i. d. R. alle Zutaten landwirtschaftlichen Ur-

sprungs zu 100% aus Ökologischem Landbau stammen, 

also auch die Petersilie auf den Salzkartoffeln oder die 

Butter auf den Nudeln.

Bio-Zutaten (Bio-“Rohstoffe“) z. B. „Wir verwenden 

ausschließlich Kartoffeln aus ökologischem Land-

bau“, „Wir verwenden ausschließlich Frischeier [oder: 

Rindfleisch] aus ökologischer Erzeugung“. Viele Be-

triebe der Gemeinschaftsverpflegung und auch viele 

Restaurants entscheiden sich für einen Bio-Einsatz in 

Form des kompletten Austausches einer konventionell 

erzeugten Zutat durch eine Bio-Zutat. So kauft ein 

Betrieb beispielsweise ab einem bestimmten Zeitpunkt 

alle Kartoffeln in zertifizierter Bio-Qualität und kauft 

keine konventionell erzeugten Kartoffeln mehr ein. 

Die Auslobung erfolgt auf Tafeln oder auf Tischauf-

stellern. Eine Kennzeichnung einzelner Zutaten eines 

Gerichtes auf der Speisekarte bzw. dem Speiseplan ist 

nicht zulässig.

Bio-Gericht z. B. „Bio-Lasagne“, „Bio-Möhrensuppe“.

Wird eine Speise mit „Bio“ gekennzeichnet, müssen 

alle Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs zu 100 % 

aus ökologischem Landbau stammen.

Kennzeichnung von Futtermitteln 

Futtermittel, die im Ökologischen Landbau verwendet 

werden sollen, müssen entsprechend den Vorgaben der VO 

(EG) Nr. 223/2003 vom 5. Februar 2003 gekennzeichnet sein. 

Diese Verordnung sieht ausschließlich folgende verbindliche 

Kennzeichnungsmöglichkeiten (Artikel 3) vor:

•

•

•

„aus ökologischem Landbau“ und/oder „aus bio-
logischer Landwirtschaft“, wenn mindestens 95 % 

der Trockenmasse des Erzeugnisses aus einem oder 

mehreren Futtermittel-Ausgangserzeugnissen aus öko-

logischem Landbau bestehen

„gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 im öko-
logischen Landbau verwendbar“ und/oder „gemäß 
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 in der biolo-
gischen Landwirtschaft verwendbar“ im Falle von 

Erzeugnissen mit unterschiedlichen Prozentanteilen an 

Futtermittel-Ausgangserzeugnissen aus ökologischem 

Landbau und/oder Futtermittel-Ausgangserzeugnissen 

aus Umstellung und/oder konventionellen Ausgangs-

erzeugnissen

Ferner müssen bei der Etikettierung der o. g. Angaben 

folgende Anforderungen erfüllt sein (Artikel 4 der VO(EG) 

Nr. 223/2003):

die Angaben müssen von futtermittelrechtlichen 
Angaben (gemäß Artikel 5 der Richtlinie 79/373/EWG 

bzw. Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie 96/25/EG) getrennt 

sein

die Angaben dürfen durch die Gestaltung nicht 
stärker hervorgehoben werden als die Beschrei-
bung oder die Bezeichnung des Futtermittels gemäß 

o. g. Richtlinien

sie muss im selben Sichtfeld mit einem Hinweis auf 
die Trockenmasse versehen sein, bezogen auf:

den Gehalt an Futtermittel-Ausgangserzeugnissen 

aus ökologischem Landbau

den Gehalt an Futtermittel-Ausgangserzeugnissen 

aus Umstellungserzeugnissen

den Gesamtgehalt an Futtermitteln landwirtschaft-

lichen Ursprungs

der Name oder die Codenummer der Kontrollstel-
le muss angegeben werden

es muss eine Auflistung der Bezeichnungen der 

Futtermittel-Ausgangserzeugnissen aus ökologischem 
Landbau erfolgen und

es muss eine Auflistung der Bezeichnungen der 

Futtermittel-Ausgangserzeugnissen aus Umstellungs-
erzeugnissen erfolgen.

•

•

•

•

•

-

-

-

•

•

•
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Die Ausgangserzeugnisse und die Endprodukte dürfen nicht 

mit ionisierender Strahlung behandelt worden sein. Ähnlich 

wie bei den Zutaten für die Erzeugung von Öko-Lebensmit-

teln darf auch bei der Herstellung von Futtermitteln nicht 

das gleiche Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus anerkannt 

ökologischer Produktion, aus Umstellung und/oder aus 

konventioneller Erzeugung stammen. Die Vorgaben des 

Anhang I B sowie des Anhang II C und D müssen einge-

halten werden. Die Gentechnikfreiheit muss gewährleistet 

sein. Schließlich müssen die Herstellungsunternehmen dem 

Kontrollverfahren nach EG-Öko-VO unterstehen.

Kontrolle (Artikel 8 und 9) 

Mit der EG-Öko-Verordnung wurde europaweit ein Kon-

trollverfahren für ökologisch wirtschaftende landwirt-

schaftliche Betriebe sowie für Verarbeitungs-, Import- und 

Handelsunternehmen von Öko-Lebensmitteln eingeführt. 

Die Mitgliedsländer der europäischen Union konnten sich 

vor Inkrafttreten der EG-Öko-Verordnung entscheiden, ob 

sie das Kontrollverfahren allein durch staatliche Stellen 

(z. B. in Dänemark) oder als staatlich überwachtes privates 

System durchführen wollten. In Deutschland wurde die 

letztgenannte Form gewählt. An der Durchführung des 

Kontrollverfahrens sind staatliche Überwachungsbehörden 

und private Kontrollstellen beteiligt. Die Aufgaben von 

Überwachungsbehörden und privaten Kontrollstellen im 

Kontrollverfahren sind unterschiedlich.

In Nordrhein-Westfalen nimmt das Landesamt für Natur, 

Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) die Aufgaben 

der Überwachungsbehörde gemäß EG-Öko-Verordnung 

wahr. Gleich mehrere private Kontrollstellen sind hier tätig, 

deren Zulassung die Kontrollbereiche 

A (landwirtschaftliche Erzeugung), 

B (Aufbereitung / Verarbeitung von Öko-Lebensmit-

teln), 

C (Import von Öko-Produkten aus Nicht-EU-Staa-

ten), 

D (Vergabe von Tätigkeiten an Dritte) umfassen kann 

und

E (Aufbereitung von Futtermitteln, Mischfuttermitteln 

und Futtermittel-Ausgangserzeugnissen)

umfassen kann. 

Im Anhang sind die Anschriften der Überwachungsbehörden 

und der zugelassenen privaten Kontrollstellen aufgeführt.

Aufgaben der privaten Kontrollstellen 

Die Einhaltung der EG-Öko-Verordnung wird von den 

privaten Kontrollstellen vor Ort überprüft. Zwischen dem 

Betrieb bzw. dem Unternehmen und der Kontrollstelle 

•

•

•

•

•

Tabelle 1 - Aufgaben der Überwachungsbehörden und Kontrollstellen■

Überwachungsbehörde Private Kontrollstelle

Zulassung von privaten Kontrollstellen (BLE) Meldung der Unternehmen an die Behörde 

Beaufsichtigung der Durchführung des Kontrollverfahrens 
durch die privaten Kontrollstellen

Durchführung der Kontrollen vor Ort bei landwirtschaftlichen Be-
trieben sowie Verarbeitungs- und Importunternehmen

Erfassung und Registrierung der dem Kontrollverfahren  
unterstellten Betriebe und Unternehmen 

Zertifizierung und Vergabe des EG-Konformitätsvermerkes 

Sanktionierung im Falle schwerwiegender Verstöße der Be-
triebe und Unternehmen

Sanktionierung im Falle geringfügiger und mittelschwerer Verstö-
ße der Betriebe und Unternehmen 

Erteilung von Ermächtigungen zur Vermarktung von  
Öko-Produkten aus Drittländern (BLE)*

Abgabe von Berichten an die Überwachungsbehörden 

Abgabe von Berichten an die EU-Kommission

* Änderungen durch VO (EG) Nr. 1991/2006
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wird ein Kontrollvertrag geschlossen. Der Betrieb bzw. das 

Unternehmen verpflichtet sich so, die EG-Öko-Verordnung 

einzuhalten und stimmt dem Standardkontrollprogramm der 

Kontrollstelle zu.

Landwirtschaftliche Betriebe sowie Verarbeitungs-, Im-

port- und Handelsunternehmen werden mindestens einmal 

jährlich - bei Bedarf auch öfter - von ihrer Kontrollstelle 

geprüft. Die Inspektion im ökologischen Landbau ist eine 

risikoorientierte „Verfahrenskontrolle“. Im Kontrollver-

fahren werden auch stichprobenartig und auf jeden Fall 

bei begründetem Verdacht Boden- und Pflanzenproben 

genommen und Rückstandsanalysen durchgeführt.

Bei einer Kontrolle werden Verfahren auf ihre 

Schlüssigkeit überprüft. Produktanalysen wer-

den stichprobenartig genommen.

Auswahl der privaten Kontrollstelle

Betriebe und Unternehmen können sich die Kontrollstelle, 

mit der sie zusammenarbeiten wollen, frei aussuchen. Das 

Verzeichnis der in Nordrhein-Westfalen zugelassenen Stellen 

wird auf Anfrage vom Landesamt für Natur, Umwelt und 

Verbraucherschutz (LANUV) verschickt.

Die Teilnahme am Kontrollverfahren ist mit Kosten ver-

bunden. Auf der Grundlage einer Gebührentabelle, die die 

Kontrollstellen im Rahmen ihrer Zulassung den Überwa-

chungsbehörden vorlegen müssen, werden den Betrieben und 

Unternehmen die Kontrollkosten in Rechnung gestellt.

Diese Gebühren sind unterschiedlich. Daher ist es sinnvoll, 

sich von den Kontrollstellen Angebote über die Kontrollkos-

ten erstellen zu lassen. Auf der Grundlage der vorliegenden 

Angebote kann die Kontrollstelle dann ausgewählt werden. 

In der Regel verschicken die Kontrollstellen weiteres Infor-

mationsmaterial zur EG-Öko-Verordnung über den ökolo-

gischen Landbau und ihrem Standardkontrollprogramm.

Neben den Kontrollkosten ist auch das Serviceangebot der 

Öko-Kontrollstellen für die Auswahl von großer Bedeutung. 

■

Einen ersten Eindruck geben das zugesandte Informati-

onsmaterial und ein Besuch auf der Internetseite der in die 

engere Auswahl gezogenen Kontrollstellen. Wenn Fragen 

auftreten, ist auch ein Anruf sinnvoll. Die Ansprechpartner 

bei der Kontrollstelle sollten in der Lage sein, offene Punkte 

kompetent zu beantworten.

Bei landwirtschaftlichen Betrieben beginnt die Umstel-

lungszeit erst dann, wenn eine Unterstellung unter das nach 

EG-Öko-VO vorgeschriebene Kontrollsystem erfolgt ist. Aus 

diesem Grund muss die Anmeldung bei der Kontrollstelle 

rechtzeitig erfolgen.

Wird eine Mitgliedschaft in einem Anbauverband angestrebt, 

sollte bei der Kontrollstelle zusätzlich erfragt werden, ob die-

se die Richtlinien des jeweiligen Anbauverbandes kontrol-

lieren kann bzw. von dem jeweiligen Anbauverband hierfür 

autorisiert wurde. Die Vorgaben der EG-Öko-Verordnung 

über den ökologischen Landbau sowie der Verbandsricht-

linien können dann im Rahmen eines Inspektionstermins 

überprüft werden.

Bei Verarbeitungs-, Import- und Handelsunternehmen kann 

es wichtig sein, sich zu erkundigen, ob die in die engere Aus-

wahl kommenden Kontrollstellen über die EG-Öko-Verord-

nung hinaus noch Zertifizierungen nach weiteren Standards 

anbieten (z. B.  GMP, IFS, ISO 9001/22000). Oft kooperieren 

Kontrollstellen auch mit anderen Zertifizierungsstellen, die 

sich auf diese Standards spezialisiert haben.

Auch Verarbeitungsbetriebe werden 
mindestens einmal jährlich von zuge-
lassenen Kontrollstellen kontrolliert
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Die Kontrollgebühren müssen vom überprüften 

Unternehmen bezahlt werden. Eine Erstkontrolle 

eines landwirtschaftlichen Betriebes kostet ab-

hängig von der Art und Größe des Betriebes und 

je nach Kontrollstelle zwischen 250 und 500 €. 

Das Land Nordrhein-Westfalen unterstützt land-

wirtschaftliche Betriebe, die kontrolliert werden, 

mit einem Kontrollkostenzuschuss von 35 €/ha, 

maximal 525 € pro Betrieb und Jahr.

Durchführung des Kontrollverfahrens 

Die Mindestkontrollanforderungen sind im Anhang III der 

EG-Öko-Verordnung niedergelegt. Sie umfassen allgemeine 

Anforderungen für alle Kontrollbereiche und spezifische 

Bedingungen für die landwirtschaftliche Produktion (Pflan-

zenproduktion: Anhang III. A.1., Tierische Erzeugung: 

Anhang III. A.2.), die Aufbereitung bzw. Verarbeitung 

von Öko-Lebensmitteln (Anhang III. B), den Import von 

Öko-Produkten aus Nicht-EU-Staaten (Anhang III. C),  

die Vergabe von Tätigkeiten durch Öko-Betriebe an Dritte 

(Anhang III. D) und die Herstellung von Futtermitteln 

(Anhang III. E).

■ Kontrolle in landwirtschaftlichen Betrieben  
(Anhang III. A.1. und III. A.2)

Betriebsbeschreibung und erste Inspektion 
Zur Vorbereitung des Kontrollverfahrens wird durch den 

landwirtschaftlichen Betrieb eine Betriebsbeschreibung 

erstellt (Anhang III Nr. 3, III.A1 Nr. 1 und III.A.2 Nr. 1 ). 

Sie enthält wesentliche Kenndaten des landwirtschaftlichen 

Betriebes wie zum Beispiel:

Namen, Anschrift, Personalausstattung, 

einen Hof- und Gebäudeplan und Stallpläne, 

eine Schlagliste und Flurpläne für alle landwirtschaftlich 

genutzten Schläge, 

ein Verzeichnis der letzten konventionellen Bewirtschaf-

tungsmaßnahmen für jeden Schlag.

Die Kontrollstellen versenden mit ihrem Informationsma-

terial Formblätter für die Betriebsbeschreibung. Ein sorg-

fältiges Ausfüllen und Vorbereiten dieser Unterlagen durch 

die Betriebsleiterin bzw. den Betriebsleiter trägt dazu bei, 

die Inspektionskosten zu senken.

Der Hof- und Gebäudeplan enthält die Lage und die Funk-

tionen aller vom Betrieb genutzten Gebäude und Anlagen 

(z. B.  Stallungen, Dunglagerstätten, Maschinenhalle, Ge-

treidelager). Da die EG-Öko-Verordnung in Anhang VIII 

Mindeststallflächen vorgibt, empfiehlt es sich, in die Stall-

pläne die genauen Maße für die Nettoflächen, die den Tieren 

zur Verfügung stehen, einzuzeichnen. Grundlage der Schlag-

liste kann eine Kopie des aktuellen Gesamtflächen- und 

Nutzungsverzeichnisses sein. Die Kontrollstellen benötigen 

jedoch über die für die EG-Agrarförderung erforderlichen 

Antragsangaben hinaus noch weitere Informationen (z. B.  

angebaute Sorten und Status des im Betrieb verwendeten 

•
•
•

•

links: 
Die Verordnung 
regelt detailliert, 
wie die Kontrolle im 
landwirtschaftlichen 
Betrieb durchgeführt 
werden muss-

rechts: 
In einem Stallplan 
müssen die Netto
flächen, die den 
Tieren zur Verfügung 
stehen, angegeben 
werden
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Beispiel: 
	
Betriebsbeschreibung und erste Inspektion
im landwirtschaftlichen Betrieb Meier

Landwirt Meier bewirtschaftet einen 75 ha groß-

en Gemischtbetrieb mit 40 Milchkühen. Durch 

seinen Nachbar weiß er, dass in der Region von 

einer Molkerei noch Bio-Milch gesucht wird. Das 

ist der Anstoß, seinem langgehegten Wunsch nach-

zukommen, seinen Betrieb auf Öko-Landbau um-

zustellen. Nachdem eine Reihe von Angeboten 

verschiedener Kontrollstellen vorliegen und ei-

nige persönliche Telefonate geführt wurden, hat 

Herr Meier sich für eine Kontrollstelle entschieden.  

Nun werden zunächst die erforderlichen Formali-

täten für die Anmeldung des Betriebes auf dem Post-

weg erledigt: Landwirt Meier füllt die Formblätter für 

die Betriebsbeschreibung aus. Der Lehrling erhält von 

Landwirt Meier den Auftrag, die Flurpläne und das 

Gesamtflächen- und Nutzungsverzeichnis zu kopie-

ren. Ferner zeichnet er einen Hof- und Gebäudeplan. 

Die Ställe werden ausgemessen und die Maße in den 

Plan eingetragen. Die vorgesehene Sommer- und 

Winterfutterration werden notiert. Danach werden 

die Unterlagen an die Kontrollstelle verschickt. 

Einige Wochen später meldet sich die Inspekteurin 

Müller telefonisch, um einen Termin für die erste 

Inspektion abzusprechen.

Der Betrieb von Landwirt Meier ist buchführungs

pflichtig. Zur Vorbereitung der Inspektion werden 

auch die Belege von der landwirtschaftlichen Buch-

stelle abgeholt.

Während des Inspektionsbesuches lässt sich Frau 

Müller von Landwirt Meier das Betriebskonzept, das 

in enger Zusammenarbeit mit der Beratung erarbeitet 

wurde, detailliert erläutern. Sie besichtigt zunächst 

die Hofstelle und überprüft die Betriebsmittel (z. B.  

Dünger, Futtermittel). Der Viehbestand wird mit dem 

Bestandesregister abgeglichen.

Einige Rinder werden noch in einem Altgebäude 

auf Vollspaltenboden gehalten, was nach der EG-

Öko-Verordnung nicht zulässig ist. 

■

In der Garage liegen noch einige alte Spritzmittel 

im Regal. Diese müssen sofort nach der Inspektion 

sachgemäß entsorgt werden, da unzulässige Be-

triebsmittel nicht im Öko-Betrieb gelagert werden 

dürfen. Dann schließt sich eine Feldrundfahrt an.  Die 

Inspekteurin bemerkt, dass der Landwirt beim Mais 

noch gebeiztes Saatgut ausgesät hat. 

Im Büro werden dann die Formulare der Kon-

trollstelle zur Betriebsbeschreibung vervollständigt 

und für jede Ackerfläche Art und Termin der letzten 

konventionellen Maßnahme festgelegt. Bei den mit 

Mais bestellten Schlägen war dies zum Beispiel der 

Aussaattermin. Ab dann beginnt für diese Flächen die 

Umstellungszeit der EG-Öko-Verordnung. 

Nachdem die Buchführungsbelege durchgesehen 

wurden, erläutert die Inspekteurin dem Landwirt die 

Schlagkartei, die Herr Meier zukünftig führen soll. 

Sie erklärt ferner, dass nun auch die Tierbehandlungen 

detailliert aufgezeichnet werden müssen. 

Die ökologische Bewirtschaftung des Betriebes 

erscheint der Inspekteurin schlüssig. Im Ackerbau 

wurde der Leguminosenanteil in der Fruchtfolge 

durch den Anbau von Kleegras bereits auf rund 20 

Prozent ausgedehnt. Die Ergebnisse des Inspekti

onsbesuches werden in einem Bericht festgehalten, 

der von der Inspekteurin und dem Betriebsleiter 

unterzeichnet wird. 

Etwa vier Wochen nach der Inspektion erhält 

Landwirt Meier erneut Post von seiner Kontrollstelle. 

Das Auswertungsschreiben enthält die Auflagen, die 

eingehalten werden müssen, damit der Betrieb die 

EG-Öko-Verordnung vollständig erfüllt. 

Eine Vermarktung von Bio-Milch ist für ihn jedoch 

noch nicht möglich, da der Betrieb zunächst die vorge-

schriebenen Umstellungszeiten durchlaufen muss.
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Saat- und Pflanzgutes (konventionell, ökologisch, Nachbau), 

Ausbringung wirtschaftseigener und zugekaufter Dünger 

etc.). Daher wird das Führen einer separaten Schlagkartei 

notwendig.

Im Flurplan sollten alle durch den Betrieb bewirtschafteten 

Schläge so gekennzeichnet werden, dass diese ohne Hil-

festellung von der Inspekteurin bzw. dem Inspekteur der 

Kontrollstelle aufgesucht werden können. Im Verzeichnis 

der letzten konventionellen Maßnahme wird für jeden Ein

zelschlag festgehalten, wann letztmalig eine Anwendung von 

nach der EG-Öko-Verordnung unzulässigen Betriebsmitteln 

stattgefunden hat (z. B.  N-Spätgabe zu Getreide, chemisch-

synthetische Ampfer- und Distelbekämpfung auf dem Grün-

land, Verwendung von gebeiztem Saatgut). Während der 

ersten Inspektion wird die Betriebsbeschreibung geprüft und 

Fragen zur EG-Öko-Verordnung und zum Standardkontroll

programm der privaten Kontrollstelle besprochen. Durch 

eine Besichtigung der Betriebsgebäude, der Stallungen und 

der Anbauflächen wird überprüft, ob die Anforderungen der 

EG-Öko-Verordnung auf dem Betrieb eingehalten werden 

und welche Dinge verbesserungswürdig sind.

Dokumentationspflichten des landwirtschaftlichen 
Öko-Betriebes 

Nach den Vorschriften der Verordnung müssen folgende 

betriebliche Aufzeichnungen geführt werden: 

in der pflanzlichen Erzeugung: 

	 jährliche Anbauplanung (Anhang III. A.1. Nr. 2) 

• 	 in der tierischen Erzeugung: 

	 Haltungsbücher, aus denen Tier-Neuzugänge, -Abgän-

•

ge und -Verluste, die verwendeten Futtermittel und 

-rationen und die Krankheitsvorsorge, therapeutische 

Eingriffe und tierärztliche Behandlungen hervorgehen 

(Anhang III. A.2. Nr. 3) 

• 	 für alle Betriebszweige (Anhang III. Nr. 6):

-	 Aufzeichnungen über Art, Menge und Lieferanten 

bzw. Verkäufer der zugekauften Agrarerzeugnisse, 

Betriebsmittel und deren Verwendung 

-	 Aufzeichnungen über Art, Menge und Empfänger 

bzw. Käufer der verkauften Agrarerzeugnisse 

-	 Dokumentation von Tagesverkaufsmengen in der 

Direktvermarktung 

Meldepflichten des landwirtschaftlichen  
Öko-Betriebes und Verfahren zur Erteilung von  
Ausnahmegenehmigungen 

Die bei der Kontrollstelle vorliegende Betriebsbeschreibung 

sollte stets auf aktuellem Stand sein, damit sichergestellt ist, 

dass diese ihren Überprüfungspflichten in vollem Umfang 

nachkommen kann. Im Bereich der pflanzlichen Erzeugung 

ist es zudem notwendig, dass die Anbauplanung jährlich zu 

einem festgelegten Termin bei der Kontrollstelle vorgelegt 

wird (Anhang III. A.1 Nr. 2). Die Verwendung verschiedener 

Dünge- und Pflanzenschutzmittel nach Anhang II A und B 

erfordert eine Bedarfsanerkennung durch die Kontrollstelle. 

Darüber hinaus muss der Einsatz bestimmter Betriebsmittel 

im Vorfeld von der Kontrollstelle genehmigt werden (z. B.  

Verwendung von konventionellem Saatgut im Falle der 

Nichtverfügbarkeit von Bio-Ware über die Internetdaten-

bank OrganicXSeeds, Zukauf konventioneller Tiere bei 

Nichtverfügbarkeit von Öko-Tieren). 

Aufzeichnungspflichten

In der pflanzlichen Erzeugung ist eine Schlagkartei 

erforderlich, aus der die Fruchtfolgegestaltung, die 

verwendeten Sorten und deren Status sowie die Ausbrin-

gung wirtschaftseigener und zugekaufter Dünger sowie 

Pflanzenschutzmittel hervorgehen. 

In der tierischen Erzeugung wird ein Bestandsregister 

geführt, aus dem Neuzugänge, Tierabgänge und Tier-

verluste ersichtlich sind. In einem Stallbuch sollten die 

Maßnahmen zur Krankheitsvorsorge und -behandlung 

■ so festgehalten werden, dass sie Einzeltieren (z. B.  bei 

Rindvieh) bzw. Tiergruppen (z. B. bei Mastschweinen und 

Geflügel) zugeordnet werden können. Die eingesetzten 

Futterrationen müssen ebenfalls dokumentiert werden. 

Der Zukauf von Betriebsmitteln und der Ein- und Ver-

kauf von Rohstoffen oder Betriebserzeugnissen können 

von buchführungspflichtigen Betrieben mit Hilfe der 

Buchführungsunterlagen nachgewiesen werden. Ist der 

Betrieb nicht buchführungspflichtig, muss eine betrieb-

liche Belegsammlung angelegt werden.
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Manchmal werden bei Betriebsinspektionen Verstöße festge-

stellt, die durch eine Rückfrage bei der Kontrollstelle hätten 

vermieden werden können. Hierzu gehören zum Beispiel 

ein nach EG-Öko-VO unzulässiger Zukauf konventioneller 

Milchkühe oder ein Einsatz von Futtermitteln, die nicht der 

Verordnung entsprechen.

Betriebliche Meldepflichten an die Kontrollstelle 

Betriebliche Änderungen müssen der Kontrollstelle schrift-

lich mitgeteilt werden, beispielsweise die Pacht neuer Flä-

chen oder die Aufnahme neuer Produktionszweige (z. B. 

Hühnerhaltung) und neuer Verarbeitungsschritte (z. B. Saft-

herstellung) (Anhang III Nr. 4). Es empfiehlt sich ferner, mit 

der Kontrollstelle bei der ersten Inspektion genau zu klären, 

wie den betrieblichen Meldepflichten (z. B.  Anbauplanung) 

nachgekommen werden muss, wie die Bedarfsanerkennung 

von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln erfolgt und nach wel-

chen Verfahren Ausnahmegenehmigungen erteilt werden. 

Auch von landwirtschaftlichen Betrieben werden Öko-

Erzeugnisse zugekauft, beispielsweise Öko-Saatgut. Wenn 

nun ein Verdacht entsteht, dass diese Produkte nicht der EG-

Öko-VO entsprechen, muss der Betrieb die Kontrollstelle 

sofort informieren. Die betroffenen Produkte können erst 

dann als Bio-Produkt vermarktet werden, wenn der Zweifel 

ausgeräumt ist.

Jährliche Folgeinspektionen 

Nach der Erstinspektion führt die Kontrollstelle mindes-

tens einmal jährlich eine Inspektion durch (Anhang III. 

Nr. 5). Sachverständige Inspekteurinnen und Inspekteure 

der Kontrollstelle stellen fest, ob die Produktionsverfah-

ren im Öko-Betrieb plausibel sind. Die Angaben in der 

Anbauplanung und der innerbetrieblichen Dokumentation 

werden mit der Realität abgeglichen und die Buchführung 

eingesehen. Im Rahmen einer Warenstrombilanz werden die 

vom Betrieb erzeugten Produktmengen den Verkaufsmengen 

gegenübergestellt. Neben diesen angekündigten Kontrollen 

erfolgen zusätzlich auch unangekündigte Kontrollbesuche 

und Probenahmen.

Zertifizierung 

Nach den Inspektionen wird durch die private Kontrollstelle 

eine neutrale Zertifizierungsentscheidung getroffen. So-

fern die landwirtschaftlichen Produkte unter Bezugnahme 

auf den ökologischen Landbau gekennzeichnet werden 

dürfen, wird dem landwirtschaftlichen Betrieb durch die 

Kontrollstelle ein Zertifikat zugestellt. Auf diesem Zertifikat 

oder in einer Anlage zu diesem Dokument sind diejenigen 

Produkte ausgewiesen, die mit Öko-Hinweisen vermarktet 

werden dürfen.

links:
Wesentliche betrieb-
liche Veränderungen 
müssen der Kontroll
stelle mitgeteilt werden

rechts:
Zum Nachweis etwa
iger Spuren von 
unzulässigen Mitteln 
können bei der Kon-
trolle Produktproben 
entnommen werden
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Kontrolle in Verarbeitungsunternehmen  
(Anhang III. B) 

Der Anhang III. B der Verordnung bezieht sich auf Verarbei-

tungsunternehmen, aber auch auf die Lebensmittelverarbei-

tung, die auf landwirtschaftlichen Betrieben stattfinden kann 

(„hofeigene Verarbeitung“, zum Beispiel Hofbäckerei).

Betriebsbeschreibung und erste Inspektion 

Auch bei Verarbeitungsunternehmen beginnt das Kontroll-

verfahren mit einer Betriebsbeschreibung (Anhang III. Nr. 

3 und Anhang III.B Nr. 1). Sie enthält zum Beispiel: 

• 	 Namen und Anschrift des Unternehmens und seiner 

Betriebsstätten, 

• 	 Angaben zum Produktsortiment und Muster der Pro-

duktetikettierung, 

• 	 die Rezepturen für die im Unternehmen hergestellten 

Erzeugnisse, 

Beispiel: 

Betriebsbeschreibung und erste Inspektion in einer 
Einrichtung der Außer-Haus-Verpflegung

Die Kantine des Umweltministeriums möchte sich 

künftig stärker beim Einsatz von Öko-Lebensmitteln 

engagieren.

 Der Kantinenpächter Kampmann wählt zunächst eine 

Öko-Kontrollstelle aus, die das Verfahren nach EG-Öko-

Verordnung durchführen soll. Mit den Informationsma-

terialien der Kontrollstelle erhält er einen Leitfaden, 

der Hinweise zur Umsetzung der EG-Öko-Verordnung 

enthält.

Nach telefonischer Anmeldung besucht die Inspekteurin 

Meier die Kantine. Zunächst bespricht sie mit dem Kan-

tinenpächter die Kennzeichnung. Kampmann hat sich 

für die Rohstoffauslobung entschieden. Eine Tafel mit 

dem Biosiegel, die neben der Verkaufstheke aufgehängt 

werden soll, ist bereits vorbereitet: „Unsere Speisekartof-

feln stammen aus Ökologischem Landbau“. Eine weitere 

Kennzeichnung auf der Speisekarte erfolgt nicht. 

■
Inspekteurin Meier lobt den Kantinenpächter für die  

Vorbereitung und besichtigt den Wareneingangsbereich 

und das Frischelager. Da zukünftig nur noch Öko-Kar-

toffeln beschafft werden, ist die Trennung einfach. Die 

Kartoffeln werden in Kunststoffbeuteln geliefert und in 

einem mit der Aufschrift „Bio-Produkte“ versehenen 

Regalbereich gelagert.

Die Verbrauchsmengen der Öko-Kartoffeln dokumen-

tiert Kampmann über seine Kalkulationen. Inspekteurin 

Meier kann so zukünftig den Wareneingang mit der 

Warenabgabe abgleichen. So soll sichergestellt werden, 

dass in der Kantine keine „wundersame Bio-Vermehrung“ 

stattfindet. 

Zum Abschluss der Inspektion dokumentiert die Kon-

trolleurin die Ergebnisse in einem Bericht. Nach kurzer 

Zeit erhält der Kantinenpächter von seiner Öko-Kon-

trollstelle ein Auswertungsschreiben und sein Zertifikat. 

Künftig wird die Kantine einmal jährlich unangekündigt 

besucht, um die Einhaltung der EG-Öko-Verordnung auch 

weiterhin zu prüfen.

• 	 Lagepläne aller für die Lagerung, Verarbeitung, und die 

Verpackung genutzten Einrichtungen

• 	 ein Warenflussdiagramm

Während der ersten Inspektion werden die Angaben in 

der Betriebsbeschreibung mit den Gegebenheiten vor 

Ort verglichen und die EG-Öko-Verordnung sowie das 

Standardkontrollprogramm der privaten Kontrollstelle be-

sprochen. Es wird überprüft, inwieweit die Anforderungen 

der EG-Öko-Verordnung vom Unternehmen erfüllt werden 

und wo Änderungen notwendig sind. Zunächst werden 

die Qualitätsnachweise gesichtet, die im Unternehmen 

für die verwendeten Rohstoffe vorliegen (z. B. Liefer

antenzertifikate für die ökologisch erzeugten Rohstoffe). 

Die Rezepturen werden dahingehend überprüft, ob sie 

den Verarbeitungsvorschriften der EG-Öko-Verordnung, 

besonders auch den Vorgaben des Anhanges VI und zum 

Ausschluss der Gentechnik, entsprechen. 

Bei der Begehung der Betriebsräume werden die Gege-

benheiten vor Ort in Augenschein genommen und die Ab-

grenzung der Lagerung von konventionell und ökologisch 

erzeugten Rohstoffen und Fertigprodukten überprüft. Bei 

der Lagerung von Rohstoffen und Fertigprodukten muss eine 
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Verunreinigung oder Vermischung mit unzulässigen Stoffen, 

ausgeschlossen werden. Wenn neben den Öko-Lebensmitteln 

auch konventionelle Ware verarbeitet wird, müssen die Ver-

arbeitungsprozesse ausreichend abgegrenzt sein. Vor einer 

Verarbeitung von Öko-Ware müssen die Anlagen gründlich 

gereinigt werden. Bei der betrieblichen Dokumentation der 

Verarbeitungsunternehmen werden die Buchführungsunter-

lagen, die Lagerbuchhaltung sowie die Verarbeitungs- und 

Reinigungsprotokolle auf Vollständigkeit und Verwend-

barkeit für die Inspektionen nach EG-Öko-Verordnung hin 

durchgesehen. Schließlich wird die Kennzeichnung und 

Bewerbung der Öko-Erzeugnisse auf Übereinstimmung mit 

den Vorgaben der EG-Öko-Verordnung geprüft.

Kontrollsystem zum Ausschluss der Gentechnik in 
Öko-Lebensmitteln

(siehe hierzu auch Kapitel „5. Verarbeitung“)

Die EG-Öko-Verordnung verbietet den Einsatz von gen-

technologisch modifizierten Organismen (GVO) und/oder 

von auf deren Grundlage hergestellten Erzeugnissen (GVO-

Derivate). Die privaten Kontrollstellen haben für diese 

Anforderung spezifische Kontrollverfahren geschaffen. Bei 

den oftmals nach geltendem Recht nicht kennzeichnungs-

pflichtigen Derivaten kommen Risikolisten zum Einsatz. 

In diesen Listen ist festgehalten, welche konventionell 

erzeugten Stoffe, die nach der Verordnung eingesetzt 

werden dürfen, mit Hilfe unzulässiger gentechnologischer 

Verfahren hergestellt werden können. Risiken bestehen in 

der Verarbeitung von Öko-Lebensmitteln beispielsweise 

bei einem Einsatz bestimmter Soja- und Maisprodukte 

(z. B. Sojalezithin), bei verschiedenen Vitaminen sowie 

bei Enzymen. Bevor solche Substanzen eingesetzt werden 

dürfen, müssen standardisierte Verpflichtungserklärungen 

der Lieferanten vorgelegt werden, durch die bescheinigt 

wird, dass die Anforderungen der EG-Öko-Verordnung 

eingehalten werden. Die Nichtverwendung von GVO und 

deren Derivaten wird zudem auch durch Probenahmen und 

Analysen überprüft.

Dokumentationspflichten im Verarbeitungs- 
unternehmen 

Zu Überprüfungszwecken müssen im Verarbeitungsbetrieb 

Aufzeichnungen vorliegen, aus denen folgende Informati-

onen entnommen werden können (Anhang III. Nr. 6 und 

B Nr. 2): 

• 	 Lieferanten und Verkäufer sowie Art und Menge der 

gelieferten Zutaten und Verarbeitungshilfsstoffe,

• 	 die dokumentierte Wareneingangsprüfung,, 

• 	 Art, Menge und Empfänger und Käufer der verarbeiteten 

Öko-Erzeugnisse, die ausgeliefert wurden und 

• 	 alle weiteren von der Kontrollstelle verlangten Infor-

mationen wie zum Beispiel Rezepturen sowie Verar-

beitungs- und Reinigungsprotokolle.

Bei der Anlieferung von Öko-Rohstoffen muss eine Wa-

reneingangsprüfung durchgeführt werden (Anhang III. 

Nr. 7a).

links:
Ebenso wie die  
Warenein- und -aus-
gangsmengen werden 
Produktrezepturen 
kontrolliert

rechts:
Auch die Kennzeich-
nung der Öko-Produkte 
an der Ladentheke 
wird bei der Kontrolle 
überprüft
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Wareneingangsprüfung 

Mit Hilfe der Wareneingangsprüfung soll sichergestellt wer-

den, dass im Verarbeitungsunternehmen sorgfältig geprüft 

wurde, dass die angelieferten Öko-Rohstoffe wirklich aus 

ökologischem Landbau stammen. Hierzu wird zunächst 

vom Lieferanten ein Zertifikat gemäß EG-Öko-Verordnung 

angefordert. Seit jüngstem können Bestätigungen über die 

Zertifizierung von Lieferanten auch aus dem Internet abgeru-

fen werden (www.bioc.info). Die dann gelieferte Ware sollte 

auf allen zugehörigen Dokumenten (z. B.  Lieferscheine, 

Rechnungen, Frachtpapiere, Wiegescheine) als Öko-Ware 

ausgewiesen sein. 

Wenn die Rohware in geschlossenen Gebinden (z. B.  

Säcken) transportiert wird, sollten diese mit Namen und 

Anschrift des Lieferanten und des Eigentümers bzw. 

Verkäufers, der Produktbezeichnung mit Öko-Hinweis 

und der Code-Nummer der Kontrollstelle des Lieferanten 

gekennzeichnet sein.

Lose Ware muss so verschlossen werden, dass beim Trans-

port kein Austausch möglich ist (z. B. Plombierung). Nur 

für Transporte von landwirtschaftlichen Öko-Betrieben 

zu Verarbeitungsunternehmen kann auf den Verschluss 

verzichtet und durch die beteiligten Kontrollstellen eine 

Ausnahmegenehmigung erteilt werden.

Meldepflichten des Verarbeitungsbetriebes 

Auch im Verarbeitungsbereich ist es notwendig, dass die bei 

der privaten Kontrollstelle vorliegende Betriebsbeschreibung 

auf neuestem Stand ist. So werden beispielsweise in der 

Anfangsphase unterschiedliche Rezepturen ausprobiert oder 

in den Folgejahren neue Verarbeitungsprodukte am Markt 

eingeführt, die gemeldet werden sollten. 

Verarbeitungsunternehmen unterhalten oftmals aufwändige 

Qualitätssicherungsprogramme für Öko-Erzeugnisse oder 

nehmen an Monitoringprogrammen teil. Manchmal kommt 

es vor, dass auch bei Öko-Lebensmitteln Rückstände festge-

Beispiel:

Jahresinspektion in der  
Bio-Metzgerei Schulze

Mit dem Generationswechsel entschied sich Metz-

germeisterin Schulze, den elterlichen Betrieb in einer 

Universitätsstadt als Bio-Metzgerei weiterzuführen. Aus 

Glaubwürdigkeitsgründen wurde das gesamte Sortiment 

auf Öko-Produkte umgestellt. Inspekteur Schmidt kün-

digt sich zwei Wochen vor der Jahresinspektion an. Die 

Inspektion beginnt mit einem Betriebsrundgang. Der 

Inspekteur lässt sich von der Metzgermeisterin und ihrem 

Gesellen die betrieblichen Abläufe genau erklären. Er 

besichtigt zunächst den Verkaufsraum und im Anschluss 

die anderen Betriebsräume wie den Kühlraum, das Lager 

für die verschiedenen Zutaten und den Verarbeitungsraum. 

Er stellt fest, ob die bei der Kontrollstelle vorliegende 

Betriebsbeschreibung nach wie vor aktuell ist. Bei die-

ser Gelegenheit fällt auf, dass die Metzgerei etwa einen 

Monat vor der Inspektion auch Öko-Hähnchen eines 

nahe gelegenen Bio-Betriebes in das Sortiment aufge-

nommen hat. Ein aktuelles Zertifikat des Zulieferers der 

Hähnchen liegt vor. Bei der Zerlegung von Rind- und 

Schweinefleisch kooperiert die Metzgerei mit einem 

Zerlegebetrieb. Diese Vergabe eines Auftrages an Dritte ist 

■ in der Betriebsbeschreibung der Metzgerei dokumentiert. 

Ein aktuelles Zertifikat belegt, dass der Zerlegebetrieb 

auch weiterhin dem Kontrollverfahren untersteht. Auch 

die übrigen Lieferantenzertifikate, zum Beispiel für die 

Öko-Gewürzmischungen, stammen aus diesem Jahr. Der 

Inspekteur stellt fest, dass die Rezepturen unverändert 

sind und auch den Vorgaben der Verordnung entsprechen. 

In der Metzgerei Schulze werden die Tages-Produkti-

onsmengen der verschiedenen Wurstsorten sorgfältig 

notiert. Die Verkaufsmengen der verschiedenen Artikel 

gehen aus den Tagestotalen der elektronischen Waage im 

Verkaufsraum hervor, die Metzgermeisterin Schulze re-

gelmäßig ausdruckt und dann aufbewahrt. Anhand dieser 

Unterlage berechnet der Inspekteur für einen Monat den 

Bedarf einer Bio-Gewürzmischung für Bratwürstchen 

und vergleicht das Ergebnis mit den in der Metzgerei 

vorliegenden Bezugsrechnungen für diese Mischung. 

Das Ergebnis ist plausibel. Inspekteur Schmidt hält die 

Ergebnisse des Inspektionsbesuches in einem Bericht 

fest, der von ihm und der Metzgermeisterin unterschrie-

ben wird. Etwa vier Wochen nach diesem Besuch trifft 

ein Schreiben der Kontrollstelle ein. Metzgermeisterin 

Schulze wird bestätigt, dass in ihrer Metzgerei die Vor-

gaben der EG-Öko-Verordnung eingehalten werden. Ein 

neues Zertifikat liegt bei.
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stellt werden. Wenn in einem solchen Fall Zweifel entstehen, 

ob die bezogenen Öko-Zutaten wirklich der EG-Öko-VO 

entsprechen, ist die Kontrollstelle sofort zu informieren und 

die weitere Vorgehensweise abzustimmen (Anhang III Nr. 

9). Die betroffene Partie kann erst dann verwendet werden, 

wenn sichergestellt ist, dass die Vorgaben der EG-Öko-VO 

erfüllt sind.

Jährliche Folgeinspektionen 

Neben den unangekündigten Inspektionsbesuchen wird im 

Verarbeitungsunternehmen in den nachfolgenden Jahren 

mindestens einmal jährlich ein vollständiger, angekündigter 

Kontrollbesuch durchgeführt (Anhang III. Nr. 5). Stichpro-

benartig und auf jeden Fall in Verdachtsfällen werden Proben 

entnommen und untersucht.

Kontrolle bei Futtermittelherstellern  
(Anhang III. E) 

Der Anhang III. E der Verordnung regelt das Kontrollver-

fahren für Futtermittelhersteller.

Betriebsbeschreibung und erste Inspektion 

Die Betriebsbeschreibung für Futtermühlen umfasst unter 

anderem folgende Unterlagen (Anhang III. Nr. 3 und An-

hang III.E Nr. 1) 

• 	 Namen und Anschrift des Unternehmens und seiner 

Betriebsstätten, 

• 	 einen Grundrissplan aller für die Verarbeitung, Verpa-

ckung und die Lagerung genutzten Einrichtungen,

• 	 ein Organigramm der Unternehmensstruktur,

• 	 ein HACCP-Konzept

• 	 die Spezifikationen für die im Unternehmen hergestell-

ten Erzeugnisse sowie die Mischanweisungen und

• 	 Musteretiketten

Während der ersten Inspektion werden die Angaben in der 

Betriebsbeschreibung mit den Gegebenheiten vor Ort ver-

glichen und Fragen zum Kontrollverfahren besprochen. Es 

wird überprüft, ob die Anforderungen der EG-Verordnung 

eingehalten werden und welche Dinge verbesserungswürdig 

sind. Die Spezifikationen und Mischanweisungen werden 

dahingehend überprüft, ob die verwendeten Futtermittel-

Ausgangserzeugnisse, Zusatzstoffe, Verarbeitungshilfsstoffe 

und bestimmte Stoffe den Anforderungen der VO (EG) 

Nr. 223/2003 entsprechen. Auch die Etikettierung wird 

geprüft.

Dokumentationspflichten von Futtermittelherstellern 

Auch in Futtermühlen müssen Aufzeichnungen geführt 

werden, aus denen folgende Informationen entnommen 

werden können (Anhang III.  Nr. 6 und E Nr. 2): 

• 	 Ursprung, Art und Menge der Futtermittel-Ausgangser-

zeugnisse, der Zusatzstoffe, der Verarbeitungshilfsstoffe 

und der bestimmten Stoffe,

• 	 Art, Menge und Empfänger und Käufer der Futtermittel, 

die ausgeliefert wurden und 

• 	 alle weiteren von der Kontrollstelle verlangten In-

formationen wie zum Beispiel Spezifikationen bzw. 

Mischanweisungen sowie Verarbeitungs- und Reini-

gungsprotokolle.

Meldepflichten des Futtermittelherstellers 

Die bei der privaten Kontrollstelle vorliegende Betriebsbe-

schreibung sollte stets auf aktuellem Stand sein. Aus diesem 

Grund sollten Futtermittelhersteller ihrer Kontrollstelle 

Änderungen der Daten, die in der Betriebsbeschreibung 

festgehalten wurden, mitteilen.

Zur Kontrolle der Metzgerei gehören u.a. eine gründliche Be-
sichtigung aller Betriebsräume und die Prüfung aller relevanten 
schriftlichen Unterlagen
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Dann, wenn beim Bezug von Futtermittel-Ausgangser-

zeugnisse in Öko-Qualität aufgrund unzureichender Kenn-

zeichnung oder aufgrund von Rückstandsfunden begründete 

Zweifel bestehen, dass diese der Verordnung (EWG) Nr. 

223/2003 entsprechen, können diese erst verarbeitet werden, 

wenn diese Zweifel ausgeräumt sind (Anhang III Nr. 9). 

Die Kontrollstelle sollte in einem solchen Fall unverzüglich 

informiert werden.

Jährliche Folgeinspektionen 

Auch in Futtermühlen finden nach der ersten Inspektion 

jährliche Folgeinspektionen und risikoorientierte Zusatz-

kontrollen statt. Das Ergebnis der Inspektionen wird in 

einem Inspektionsbericht festgehalten.

Zertifizierung

Wenn die Anforderungen der VO (EWG) Nr. 2092/91 ein-

schließlich der VO (EG) Nr. 223/2003 erfüllt sind, wird eine 

neutrale Zertifizierungsentscheidung getroffen und dann, 

wenn die Anforderungen der Verordnung erfüllt sind, ein 

Zertifikat ausgestellt.

Kontrolle in Handelsunternehmen 

Seit dem 1. Juli 2005 nehmen auch Handelsunternehmen 

am Kontrollverfahren nach der EG-Öko-Verordnung teil. 

Mit der Verordnung (EG) Nr. 392/2004 wurde die EG-Öko-

Verordnung dahingehend geändert, dass nun auch Handels-

unternehmen, die Öko-Erzeugnisse lagern oder vermarkten, 

einer Zertifizierung durch Öko-Kontrollstellen bedürfen 

(z. B. Kommissionierungslager, Großhandelsunternehmen, 

C+C-Märkte, Streckenhändler, Landhandelsunternehmen 

für Öko-Saatgut und Öko-Futtermittel).

Es spielt keine Rolle, ob lose Öko-Ware oder abgepackte 

Öko-Produkte vermarktet werden. Von der Neuregelung 

sind nur diejenigen Einzelhändler ausgenommen, die ihre 

Öko-Ware unmittelbar an Endverbraucherinnen und End-

verbraucher verkaufen.

Beispiel:

Jahresinspektion im Großhandelsunter-
nehmen der Supermarktkette Nah&Frisch

Nah&Frisch führt ein umfangreiches Sortiment kon-

ventionell und ökologisch erzeugter Lebensmitteln. 

Die Anzahl der Öko-Produkte ist in den letzten Jahren 

deutlich gestiegen, weil diese Erzeugnisse immer stärker 

nachgefragt werden.

Inspekteur Bichler meldet sich wenige Tage vor seinem 

Kontrollbesuch telefonisch an. Die Kontrolle beginnt 

mit einem Betriebsrundgang. Bichler nimmt zusammen 

mit den Betriebsverantwortlichen die Lagerbereiche 

für Obst und Gemüse, für Trockenprodukte und für 

Molkereiprodukte in Augenschein und stellt fest, ob die 

Produkte anforderungsgemäß gekennzeichnet sind und 

die Abgrenzung von konventioneller Ware ausreichend 

ist. Die Warenannahme erfolgt über mobile Terminals. 

Inspekteur Bichler stellt fest, wer im Unternehmen zur 

Vereinnahmung angelieferter Lebensmittel berechtigt 

ist. Er bespricht mit zwei der Annehmer die Vorgehens-

weise bei der Eingangsprüfung und sieht beispielhaft 

Vorgänge ein.

■ Im Büro prüft der Kontrolleur zunächst die Lieferan-

tenzertifikate. Nah&Frisch hat seine Lieferanten zur 

Listung in der Internetdatenbank BioC (www.bioc.info) 

verpflichtet. Bichler fragt nach Analyseergebnissen aus 

der hausinternen Qualitätssicherung. Die zentrale Quali-

tätssicherung von Nah&Frisch bezieht die Öko-Produkte 

in den Analyseplan ein und lässt diese bei einem erfah-

renen Labor untersuchen. Im vergangenen Jahr wurden 

in zwei Fällen Pflanzenschutzmittelrückstände in Obst 

und Gemüse aus Südeuropa festgestellt. Nah&Frisch 

hat diese Rückstandsfunde sofort an die Öko-Kontroll-

stelle gemeldet, so dass diese mit der Kontrollstelle des 

Lieferanten zur Klärung der Beanstandung in Kontakt 

treten konnte.

Abschließend berechnet der Kontrolleur den Warenfluss 

einiger stichprobenartig ausgewählter Bio-Produkte. Dies 

ist problemlos möglich, es gibt keine Beanstandungen.

Inspekteur Bichler schließt den Besuch mit der Erstel-

lung seines Berichtes ab, von dem er ein Duplikat im 

Unternehmen belässt. Nach etwa zwei Wochen erhält das 

Großhandelsunternehmen von seiner Öko-Kontrollstelle 

sein neues Zertifikat. 
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Betriebsbeschreibung und erste Inspektion 

Zu Beginn des Kontrollverfahren werden vom Handels-

unternehmen wesentliche Kenndaten in einem von der 

Kontrollstelle zur Verfügung gestellten Formular zur Be-

triebsbeschreibung dokumentiert (Anhang III. Nr. 3). Diese 

enthält zum Beispiel:

• 	 Namen und Anschrift des Unternehmens und seiner 

Standorte, 

• 	 Angaben zum Produktsortiment, 

• 	 Lagepläne aller für die Lagerung genutzten Einrich-

tungen

• 	 ein Warenflussdiagramm

Auch in Handelsunternehmen dient der erste Inspektionsbe-

such zur Klärung offener Fragen. Bei einem Betriebsrund-

gang, wird festgestellt, ob die Angaben in der Betriebsbe-

schreibung zutreffend sind. 

Die Zertifikate der zuliefernden Unternehmen werden 

eingesehen. Diese Zertifikate können auch aus der Internet-

Datenbank www.bioc.info abgerufen werden. Ferner prüfen 

die Inspekteurinnen und Inspekteure der Kontrollstelle 

die Buchführungsunterlagen. Sie stellen fest, ob die Wa-

reneingangsprüfung auch die nach EG-Öko-Verordnung 

erforderlichen Kontrollen umfasst. Sie berechnen zudem, 

ob die Menge der zugekauften Bio-Erzeugnisse den abver-

kauften Mengen entspricht („Warenflusskontrolle“). Auch 

die Ergebnisse der hausinternen Qualitätssicherung werden 

besprochen und erörtert, wie das Handelsunternehmen mit 

Rückstandsfunden umgeht.

Dokumentationspflichten im Handelsunternehmen 

Zu Überprüfungszwecken müssen im Handelsunternehmen 

Aufzeichnungen vorliegen, aus denen folgende Informati-

onen entnommen werden können (Anhang III. Nr. 6): 

• 	 Lieferanten und Verkäufer sowie Art und Menge der 

angelieferten Öko-Ware

• 	 die dokumentierte Wareneingangsprüfung,

• 	 Art, Menge und Empfänger bzw. Käufer der ausgelie-

ferten Öko-Erzeugnisse

Meldepflichten von Handelsunternehmen 

Die bei der privaten Kontrollstelle vorliegende Betriebsbe-

schreibung muss auch bei Handelsunternehmen auf aktu-

ellem Stand sein. So sollten Änderungen der Lagerstandorte 

oder des Öko-Produktsortiments der Öko-Kontrollstelle 

mitgeteilt werden.

Dann, wenn aufgrund von Analyseergebnissen der amt-

lichen Lebensmittelüberwachung oder aus der hausinternen 

Qualitätssicherung Zweifel entstehen, ob die bezogenen 

Öko-Produkte wirklich der EG-Öko-VO entsprechen, ist 

die Kontrollstelle sofort zu informieren und die weitere 

Vorgehensweise abzustimmen (Anhang III Nr. 9). Die 

betroffene Ware kann erst dann weiter vermarktet werden, 

wenn sichergestellt ist, dass die Vorgaben der EG-Öko-VO 

erfüllt sind.

Jährliche Folgeinspektionen 

Neben den unangekündigten Inspektionsbesuchen wird im 

Handelsunternehmen in den nachfolgenden Jahren min-

destens einmal jährlich ein vollständiger, angekündigter 

Kontrollbesuch und zusätzliche, risikoorientierte unange-

kündigte Kontrollen durchgeführt (Anhang III. Nr. 5).

 

Für Verarbeitungs-, Import- und Handelsunternehmen gibt 

es in der EG-Öko-Verordnung keine Umstellungsfristen. 

Wenn die Anforderungen der EG-Öko-Verordnung erfüllt 

sind, kann daher im Anschluss an die erste Inspektion in der 

Kontrollstelle über die Zertifizierung entschieden werden.
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	 Thomas Fisel und Eckhard Reiners

3. Ökologischer Pflanzenbau	E
Die Erzeugungsvorschriften, die Landwirte, Gärtner, Winzer 

u. a. einhalten müssen, wenn sie pflanzliche Produkte her-

stellen, die als Ökoprodukte gekennzeichnet werden sollen, 

sind im Artikel 6 der Verordnung sowie in den Anhängen 

I A (Grundregeln des ökologischen Landbaus für Agrar-

betriebe - Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse), II A (Liste 

der zugelassenen Düngemittel und Bodenverbesserer) und 

II B (Liste der zugelassenen Wirkstoffe zur Schädlingsbe-

kämpfung) niedergelegt. Die Verwendung von ökologisch 

erzeugtem Saat- und Pflanzgut regelt darüber hinaus die 

Verordnung 1452/2003.

Allgemeine Voraussetzungen, damit  
pflanzliche Produkte als Ökoerzeugnisse  
gekennzeichnet werden können  
(Artikel 6 und Artikel 6a) 

• 	 Es müssen bei der Erzeugung die „Grundregeln des 

ökologischen Landbaus für Agrarbetriebe“ gemäß 

Anhang I A eingehalten werden. 

• 	 Als Düngemittel, Bodenverbesserer oder Pflanzen-

schutzmittel dürfen nur bestimmte Produkte verwendet 

werden, die in Anhang II A und II B der Verordnung 

verbindlich festgelegt sind. 

• 	 Die Erzeugung von Saatgut bzw. vegetativem Vermeh-

rungsmaterial (z. B. Pflanzkartoffeln, Steckzwiebeln, 

Ableger, Stecklinge etc.) unterliegt besonderen Anfor-

derungen: 

-	 Die Mutterpflanze bzw. bei vegetativem Vermeh-

rungsmaterial die Elternpflanze/n müssen ohne Zu-

hilfenahme von Gentechnik erzeugt worden sein. 

-	 Die Mutterpflanze bzw. die Elternpflanze/n müssen 

zumindest während einer Generation nach den Regeln 

des ökologischen Landbaus erzeugt worden sein. Bei 

ausdauernden Kulturen (z. B Wein, Obst, Hopfen) 

müssen die Elternpflanze/n zumindest für die Dauer 

von zwei Wachstumsperioden, gemäß den Regeln 

des ökologischen Landbaus, bewirtschaftet worden 

sein. 

-	 Unter bestimmten Bedingungen kann ausnahmsweise 

auch Saatgut und vegetatives Vermehrungsmaterial 

eingesetzt werden, das diese Bedingungen nicht 

erfüllt. Hierfür muss über ein festgelegtes Verfahren 

eine Genehmigung eingeholt werden.

• 	 Jungpflanzen (z. B. im Gemüsebau) müssen generell 

aus ökologischer Erzeugung stammen.

links: Jungpflanzen im Gemüsebau müssen generell  aus 
ökologischer Erzeugung stammen
rechts: In der Regel darf nur ökologisch vermehrtes Saat- und 
Pflanzgut verwendet werden
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Saat- und Pflanzgut 

Vitale, dem Standort angepasste und ertragsfähige Sorten 

mit guten Qualitätseigenschaften sind ein wichtiger Faktor 

für die Leistungsfähigkeit des ökologischen Land- und 

Gartenbau. Im Sinne des ganzheitlichen Ansatzes soll 

Saat- und Pflanzgut außerdem unter den Bedingungen des 

ökologischen Landbaus erzeugt worden sein. 

Für die pflanzliche Erzeugung gilt deshalb grundsätzlich, 

dass nur ökologisch vermehrtes Saat- und Pflanzgut ver-

wendet werden darf (Artikel 6 der Verordnung). Ausnahmen 

hiervon sind nur möglich, wenn keine geeigneten Sorten aus 

Ökovermehrung zur Verfügung stehen – ansonsten wäre die 

Sortenwahl bei manchen Kulturen zu stark eingeschränkt, 

und bei bestimmten Kulturarten würde der Anbau ganz 

unterbunden. 

Die Regeln für die ausnahmsweise Verwen-

dung von konventionellem Saatgut und Kar-

toffelpflanzgut sind in der Verordnung (EG) 

Nr. 1452/2003 festgelegt. Diese Verordnung 

schreibt vor, dass jeder Mitgliedstaat eine Da-

tenbank einrichten muss, in der die Verfügbarkeit 

von Saatgut und Pflanzkartoffeln aus ökolo-

gischer Vermehrung dokumentiert wird. Die 

von den deutschen Kontrollbehörden autorisierte 

Datenbank ist im Internet unter der Adresse  

http://www.organicXseeds.com eingerichtet.

In den letzten Jahren hat sich die Verfügbarkeit von Ökosaat-

gut deutlich verbessert, immer mehr Saatgutunternehmen 

bieten gängige Standardsorten aus Ökovermehrung für wich-

tige Kulturen an. Z. B. sind für die Hauptgetreidesorten in 

der Regel keine Ausnahmegenehmigungen mehr notwendig, 

auch für Kartoffeln ist die Versorgungslage durchweg gut. 

Von zahlreichen Gemüsearten wird Saatgut marktgängiger 

Sorten ökologisch vermehrt. 

Eine Ausnahmegenehmigung für die Verwendung von kon-

ventionell vermehrtem Saatgut kann nur unter folgenden 

Voraussetzungen erteilt werden:

-	 Wenn keine Sorte einer entsprechenden Kultur in der 

Datenbank aufgeführt ist;

-	 wenn nachweislich keine der gelisteten Sorten für den 

Erzeuger geeignet ist;

-	 wenn die gewünschte Sorte nicht geliefert werden 

kann.

■

Weitere Gründe sind der Sortenerhalt und der Anbau zum 

Zwecke der Forschung bzw. für Feldversuche in kleinem 

Umfang.

Je nach Verfügbarkeit einer ausreichenden Anzahl von für 

den Erwerbsanbau geeigneten Sorten von Ökosaat- und 

Pflanzgut werden alle angebauten Kulturen in derzeit zwei 

Gruppen eingeteilt: Bei Kulturen mit durchweg guter Versor-

gungslage muss für eine eventuell gewünschte Verwendung 

von konventionell vermehrtem Saatgut ein individueller 

Einzelgenehmigungsantrag gestellt werden. Kulturen, für 

die kein oder nur sehr wenig für den Erwerbsanbau geeig-

netes Ökosaatgut verfügbar ist, werden auf einer Liste (sog. 

„Allgemeinverfügungsliste“) zusammengestellt; für diese 

Arten und Unterarten wurde von den meisten deutschen 

Überwachungsbehörden ein vereinfachtes Ausnahmegeneh-

migungsverfahren eingerichtet. Die Zuordnung der Kulturen 

ist in der Datenbank einsehbar.

Das Ausnahmegenehmigungsverfahren kann online über die 

Datenbank organicXseeds abgewickelt werden. Zur Prüfung 

der Verfügbarkeit ist die Datenbank mit einer Suchfunktion 

ausgestattet. Betriebe ohne Internetzugang können sich 

auch an ihre Kontrollstelle und an die Beratung wenden, 

um Hilfe zu erhalten.

Für vegetatives Vermehrungsmaterial (außer Kartoffel-

pflanzgut) gelten länderspezifische Regelungen. Auch hier 

ist nachzuweisen, dass die gewünschte Sorte nicht aus Öko-

vermehrung erhältlich ist. Hierzu sind z. B. durch potentielle 

Anbieter entsprechende Bestätigungen beizubringen (von 

Baumschulen für Obstjungbäume, von Erdbeervermehrern 

für Erdbeerpflanzgut etc.). 

Anhang I: Grundregeln des ökologischen 
Landbaus für Agrarbetriebe,  
Teil A: Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse

Umstellung 

Bevor pflanzliche Erzeugnisse als ökologische Erzeugnisse 

gekennzeichnet werden dürfen, müssen die jeweiligen 

Anbauflächen einen Umstellungszeitraum durchlaufen, in 

dem die Regeln des ökologischen Landbaus eingehalten 

wurden. Dieser beträgt: 

•	 zwei Jahre (24 Monate) vor der Aussaat bzw. Pflanzung 

bei ein- oder überjährigen Kulturen, 
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•	 zwei Jahre (24 Monate) bei Grünland vor der Verwertung 

als Futtermittel aus ökologischer Erzeugung

•	 drei Jahre (36 Monate) vor der Ernte bei mehrjährigen 

Kulturen außer Grünland.

Bereits vor Ablauf der Umstellungszeit können pflanzliche 

Erzeugnisse mit einem Hinweis auf die Umstellung auf 

ökologischen Landbau versehen werden. Dies ist unter 

folgenden Bedingungen möglich: 

•	 Auf der jeweiligen Anbaufläche müssen die Regeln des 

ökologischen Landbaus mindestens für die Dauer eines 

Jahres (12 Monate) vor der Ernte eingehalten werden. 

• 	 Als Umstellungshinweis ist folgender Wortlaut vorge-

schrieben: „Hergestellt im Rahmen der Umstellung auf 

ökologischen Landbau“ oder „Hergestellt im Rahmen 

der Umstellung auf die biologische Landwirtschaft“. 

•	 Das Erzeugnis, das so gekennzeichnet wird, darf nur 

eine pflanzliche Zutat landwirtschaftlichen Ursprungs 

enthalten (z. B. Kartoffeln, Getreide als ganzes Korn 

oder vermahlen, Gemüse, Obst, Wein).

Als Umstellungsbeginn gilt das Datum, ab dem sich Land-

wirte oder Gärtner bei einer Öko-Kontrollstelle anmelden 

und ihren Betrieb der Kontrolle unterstellen. Eine rück-

wirkende Anerkennung des Umstellungsbeginns ist nur 

in Ausnahmefällen möglich, wenn gewährleistet ist, dass 

Pflanzenschutz- und Düngemaßnahmen bereits in Über-

einstimmung mit Anhang II Teil A und B der Verordnung 

erfolgten. Der Nachweis kann in der Regel nur dadurch ge-

führt werden, dass sich die Flächen in einem entsprechenden 

Agrarumweltprogramm befanden. 

Das Datum der Anmeldung bei der Kontrollstelle (Umstel-

lungsbeginn) ist entscheidend dafür, ab wann Erzeugnisse der 

betreffenden Fläche mit einem Hinweis auf die Umstellung 

oder als ökologische Erzeugnisse gekennzeichnet werden 

können (siehe Tabelle 2). 

Tabelle 2 - Beispiele für Anbau- und Vermarktungszeiträume■

Schlagbe- 
zeichnung

Nutzung Umstellungs-
beginn

Anbau und  Vermarktung in den einzelnen Erntejahren

2007 2008 2009 2010 2011

Hausacker Acker 01.05.2007 Gerste Kleegras Weizen Roggen Erbsen

Am Bach Acker 01.11.2007 Weizen Triticale Erbsen Triticale Hafer

Berggrund Acker 01.06.2006 Kleegras Weizen Kartoffel Weizen Erbsen

Krautgarten Acker 01.03.2007 Kleegras Gemüse Gemüse Gemüse Weizen

Obstgarten Obst 01.06.2007 Äpfel Äpfel Äpfel Äpfel Äpfel

konventionelle Vermarktung

Vermarktung mit Umstellungshinweis oder als Umstellungsfutter

Vermarktung als ökologisch erzeugte Ware

Bestimmte pflanz-
liche Produkte 
wie Gemüse oder 
Kartoffeln lassen 
sich auch in der 
Umstellungsphase 
gut vermarkten
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Vermarktung in der Umstellungsphase 

Bei den landwirtschaftlichen Früchten mit einer Ernte pro 

Jahr wie z. B. Getreide, Kartoffeln, Wein, Obst etc. ist es 

in der Regel die dritte Ernte nach Umstellungsbeginn, die 

erstmalig als Ökoprodukt vermarktet werden kann. 

Erzeugnisse die nur aus einer pflanzlichen Zutat landwirt-

schaftlichen Ursprungs bestehen, können schon zwölf 

Monate nach Umstellungsbeginn mit dem Umstellungshin-

weis vermarktet werden. Häufig ist das bei unverarbeiteten 

Gemüsen, Kartoffeln, Obst, Wein oder anderen Produkten 

der Fall, die direkt an den Endverbraucher abgegeben wer-

den. Bei Getreide und Körnerleguminosen können die erste 

und die zweite Ernte als so genanntes „Umstellungsfutter“ 

im eigenen Betrieb eingesetzt oder als solches an andere 

Ökobetriebe bzw. Futtermittelhersteller verkauft werden 

(näheres hierzu siehe im Kapitel „Ökologische Tierhaltung“, 

Abschnitt Futter).

Viele landwirtschaftliche Betriebe verfüttern 

Umstellungsware im eigenen Betrieb oder ver-

markten Umstellungsgetreide als Futterware. 

Kulturen in der Umstellung 

Bei der Auswahl der Kulturen in der Umstellungszeit 

sollte deshalb beachtet werden, dass nur bei bestimmten 

Verwendungszwecken eine Vermarktung mit Umstellungs-

hinweis möglich ist. Ansonsten ist die Vermarktung als 

■

„Umstellungsfutter“ für die ökologische Tierhaltung eine 

Alternative, die preislich meist interessanter ist, als eine 

konventionelle Vermarktung. So ist der Anbau von Roggen 

in der Umstellungszeit meist nicht sinnvoll, weil er zum 

einen als „Umstellungsfutter“ im Gegensatz zu Weizen 

oder Triticale kaum gefragt ist, zum anderen von Mühlen 

und Bäckereien zur Weiterverarbeitung zu Öko-Backwaren 

nicht eingesetzt werden kann. Der Verkauf des Getreides an 

Endverbraucher als Korn oder Mehl mit Umstellungshinweis 

ist zwar möglich, da es nur „eine Zutat landwirtschaftlichen 

Ursprungs“ enthält. In der Praxis können auf diesem Weg 

jedoch in der Regel nur geringe Mengen abgesetzt werden. 

Anders ist die Situation bei Kartoffeln oder Gemüse: Hier 

kann der Hofverkauf mit Umstellungshinweis durchaus ein 

wichtiges Standbein sein. Auch über den Handel kann bei 

diesen Erzeugnissen zum Teil Ware mit Umstellungshinweis 

abgesetzt werden. 

Bei einer schrittweisen Umstellung der Flächen oder einer 

Umstellung von z. B. Zupachtflächen ist außerdem zu 

beachten, dass dieselbe Sorte im Betrieb nicht gleichzei-

tig ökologisch und konventionell angebaut werden darf. 

Ausnahmen sind unter bestimmten Bedingungen nur für 

Dauerkulturen möglich. 

Es ist ratsam, sich möglichst frühzeitig mit 

Beratung und Kontrollstelle in Verbindung zu 

setzen, um die Umstellung der Flächen sinn-

voll zu planen und die Dokumentierung und 

Anerkennung der Umstellungszeiten sicherzu-

stellen.

■

Tabelle 3 - Fruchtfolgebeispiele für viehlose und viehhaltende Betriebe   
(die durch Schrägstrich getrennten Früchte sind als Alternativen gedacht, nicht als Mischungen der jeweiligen Früchte):

■

Jahr Landwirt Müller (viehloser Betrieb) Landwirt Maier (viehhaltender Betrieb)

1 Grünbrache (Klee-Gras-Gemenge als Stilllegung,  
regelmäßig gemulcht)

Kleegras (als Futterbau)

2 Winterweizen/Kartoffeln (anschließend  
Zwischenfrucht: z. B. Ölrettich-Sommerwicken)

Kleegras (als Futterbau)

3 Triticale (anschließend Zwischenfrucht) Winterweizen/Silomais

4 Körnererbsen/Ackerbohnen Triticale (auch als Grünpflanzensilage nutzbar, an-
schließend Zwischenfrucht)

5 Winterweizen Sommergerste/Hafer (evtl. Untersaat Kleegras, auch 
als Ganzpflanzensilage nutzbar)

6 Winterroggen/Hafer/Sommergerste 
(Untersaat Grünbrache)
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Bodenfruchtbarkeit und Pflanzenernährung 

Die Fruchtbarkeit und biologische Aktivität der Böden ist 

durch die folgenden Maßnahmen zu erhalten und bei Bedarf 

zu steigern: 

• 	 den Anbau von Leguminosen, Gründüngungspflanzen 

und Tiefwurzlern, 

• 	 eine geeignete, weitgestellte Fruchtfolge, 

• 	 organische Düngung mit Erzeugnissen und Nebenpro-

dukten aus Ökobetrieben.

Weitere organische und mineralische Düngemittel, die in 

Anhang II Teil A aufgeführt sind, dürfen nur dann ergänzend 

eingesetzt werden, wenn der Nährstoffbedarf durch die o. g. 

Maßnahmen nicht sichergestellt werden kann.

Mit Wirtschaftdüngern darf im Betrieb pro Jahr maximal 

eine Dungmenge ausgebracht werden, die 170 kg Stickstoff 

je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche entspricht.

Kompostpräparate auf der Basis von Pflanzen oder Mikroor-

ganismen sowie biodynamische Präparate aus Gesteinsmeh-

len, Wirtschaftsdüngern oder Pflanzen können grundsätzlich 

eingesetzt werden.

Maßnahmen zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit 

Der ökologische Landbau stellt die Versorgung der Pflanzen 

weitestgehend über den natürlichen Nährstoffkreislauf im 

Boden sicher. Er ist deshalb auf den Humus und die orga-

nische Substanz als Nährstoffspeicher im Boden und auf 

ein aktives Bodenleben für die Umsetzung der Nährstoffe 

angewiesen. Die Stickstoffzufuhr muss vor allem über den 

Anbau von Leguminosen sichergestellt werden.

In der Grünlandbewirtschaftung wird die Nährstoffver-

sorgung über einen entsprechenden Leguminosenanteil (in 

der Regel Klee) sowie durch die Rückführung organischer 

Wirtschaftsdünger sichergestellt. 

Im Ackerbau ist die Fruchtfolge der entscheidende Faktor 

für die Pflanzenernährung: Die Versorgung des Bodens mit 

Nährstoffen und Humus wird durch eine gut durchdachte 

Folge von „aufbauenden“ Früchten (Kleegras als Futterbau Etwa ein Drittel der Ackerfläche sollte mit Leguminosen bestellt 
werden, um eine ausreichende Stickstoffversorgung der Frucht-
folge zu gewährleisten
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Anhang II A - 

Düngemittel und Bodenverbesserer (Seite 131)

In Anhang II A sind die zugelassenen Düngemittel 

und Bodenverbesserer aufgelistet. Überwiegend handelt 

es sich um Naturprodukte oder auch Nebenprodukte 

der Verarbeitung, deren Rück- oder Einführung in den 

landwirtschaftlichen Betriebskreislauf ökologisch sinn-

voll ist. Der Einsatz anderer Produkte, als in dieser Liste 

aufgeführt, ist im ökologischen Landbau nicht möglich. 

Die Verwendung der zugelassenen Mittel ist nur dann 

möglich, wenn im Rahmen der betrieblichen Möglich-

keiten die geforderten Maßnahmen zur Förderung der 

Bodenfruchtbarkeit und Pflanzenernährung (siehe Anhang 

I A; z. B. Fruchtfolge, Leguminosenanbau, Gründüngung 

etc.) getroffen wurden. Grundsätzlich müssen bei Aus-

wahl und Einsatz der Produkte zusätzlich die jeweiligen 

■ Rechtsvorschriften des Mitgliedsstaats, in Deutschland 

also z. B. die Düngeverordnung und die Bestimmungen 

der Düngemittelverordnung beachtet werden. 

Auf Antrag der Mitgliedsstaaten können nach einem 

speziellen Verfahren neue Mittel in die Liste aufgenom-

men oder auch Mittel gestrichen werden. Es ist deshalb 

notwendig, sich bei Kontrollstelle oder Beratung regel-

mäßig über den aktuellen Stand zu informieren.

Bei einer Reihe von Erzeugnissen muss der Dün-

gebedarf von der Kontrollstelle „anerkannt“ werden. 

Hierfür ist es notwendig, sich vor der Verwendung mit 

der jeweiligen Kontrollstelle in Verbindung zu setzen. 

Bodenuntersuchungsergebnisse (z. B. auf P, K) oder auch 

Pflanzenanalysen (z. B. bei Spurenelementen) können 

wichtige Hinweise liefern, ob ein Bedarf für den Einsatz 

besteht.



oder Stilllegung, Körnerleguminosen, Zwischenfrüchte) 

und „abbauenden“ Früchten (Hackfrüchte, Mais, Getreide) 

sichergestellt. 

Etwa ein Drittel der Ackerfläche sollte mit Hauptfruchtlegu-

minosen bestellt werden, um insbesondere eine ausreichende 

Stickstoffversorgung der Fruchtfolge zu gewährleisten. 

Zusätzlich ist eine gute Kohlenstoffversorgung (Grün-

düngung, Erntereste) und eine gute Bodenstruktur für ein 

aktives Bodenleben von Bedeutung. Meist müssen dann 

keine Nährstoffe von außen zugekauft werden.

Etwas andere Verhältnisse herrschen im Gemüsebau, im 

Wein- und Obstbau sowie bei anderen Sonderkulturen. 

Die Möglichkeiten der Fruchtfolge sind hier eingeschränkt 

bzw. bei Dauerkulturen nicht gegeben, der Nährstoffbedarf 

ist speziell im Gemüsebau oft sehr hoch. Auch über Unter-

saaten und Begrünungen ist die Humus- und Nährstoffver-

sorgung nicht immer zu gewährleisten. Bei diesen Kulturen 

besteht deshalb häufiger der Bedarf, auf die in Anhang II 

Teil A zugelassenen, organischen und mineralischen Ergän-

zungsdüngemittel zurückzugreifen, um die Versorgung der 

Pflanzen sicherzustellen.

Pflanzenschutz 

Krankheiten, Schädlinge und Unkräuter sollen insbesondere 

durch die ganzheitliche Anwendung folgender Maßnahmen 

reguliert werden: 

•	 Wahl geeigneter, widerstandsfähiger Arten und Sor-

ten, 

•	 Fruchtfolge, 

•	 mechanische Maßnahmen (z. B. Striegeln und Hacken; 

Abdeckung mit Kulturschutznetzen),

•	 Nützlingsschutz und -förderung (z. B. durch Hecken, 

Nistplätze, gezielten Nützlingseinsatz), 

•	 thermische Maßnahmen (z. B. Abflammen und Dämp-

fen).

Der Einsatz der gemäß Anhang II Teil B zugelassenen 

Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel ist nur in 

den Fällen gestattet, in denen eine unmittelbare Bedrohung 

der Kulturen besteht.

Maßnahmen zum Schutz der Pflanzen 

Im Ökolandbau spielt der Einsatz von zugelassenen Pflan-

zenschutz- oder Pflanzenstärkungsmitteln bei den landwirt-
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Anhang II B 1 - 
Pflanzenschutzmittel (Seite 134)

Diese Liste enthält die im ökologischen Landbau 

zulässigen Pflanzenschutzmittelwirkstoffe. Es handelt 

sich hierbei 

• 	 um Substanzen, die aus Naturstoffen (pflanzlichen 

oder tierischen Ursprungs; z. B. Naturpyrethrum, 

Neemprodukte, Quassiaholz) gewonnen werden, 

• 	 um Mikroorganismen zur biologischen Schädlings-

bekämpfung (z. B. Bacillus thuringiensis) oder auch

 

• 	 um Substanzen, die traditionell im ökologischen 

Landbau verwendet werden (Mineralaufberei-

tungen, Öle, Schwefel, Kupfersalze).

Pflanzenschutzmittel dürfen in der ökologischen Erzeu-

gung nur eingesetzt werden, wenn deren Wirksubstanzen 

im Anhang II B 1 gelistet sind. Pflanzenstärkungsmittel 

■
unterliegen nicht diesem Listungszwang und können im 

ökologischen Anbau eingesetzt werden.

Bei jeder Pflanzenschutzmaßnahme müssen die jeweils 

geltenden gesetzlichen Bestimmungen des deutschen 

Pflanzenschutzrechts beachtet werden. Das heißt, Pflan-

zenschutzmittel müssen zugelassen sein und dürfen nur 

für die ausgewiesenen Indikationen sowie gemäß den 

Anwendungsbestimmungen eingesetzt werden. Pflan-

zenstärkungsmittel müssen registriert sein. Ähnlich wie 

beim Einsatz von Düngemitteln, dürfen auch die zuge-

lassenen Schädlingsbekämpfungsmittel nur dann einge-

setzt werden, wenn bereits im Vorfeld die zur Verfügung 

stehenden vorbeugenden Maßnahmen ergriffen wurden 

(s. Anhang I A) und wenn eine unmittelbare Bedrohung 

der Kulturen besteht. Bei bestimmten Wirkstoffen sind 

im Anh. II B weitere Anwendungsregeln zu beachten 

bzw. muss die Notwendigkeit des Einsatzes von der 

Kontrollstelle anerkannt werden. Auch diese Liste wird 

regelmäßig überarbeitet. Kontrollstellen und Beratung 

informieren darüber gerne.



schaftlichen Kulturen eine untergeordnete Rolle. Vorbeu-

gende Maßnahmen zur Gesundhaltung der Pflanzen wie 

Sortenwahl, Fruchtfolge und ausgewogene Düngung reichen 

meist aus. Lediglich zur Unkrautregulierung sind spezielle 

mechanische Maßnahmen wie Hacken und Striegeln, in 

Sonderkulturen auch thermische- Maßnahmen (Abflammen; 

v.a. im Gemüsebau) erforderlich. In Dauerkulturen (z. B. 

Obstbau, Weinbau, Hopfenbau), bei denen kein Fruchtwech-

sel möglich ist, reichen vorbeugende Maßnahmen alleine 

nicht aus. Hier kommen insbesondere Aufbereitungen aus 

Naturstoffen (s. Anhang II Teil B) zum Einsatz, welche die 

Pflanzen stärken oder auch eine direkte Wirkung gegen den 

Schadorganismus entfalten.

Wildsammlung 

Auch Pflanzen und Pflanzenteile, die aus Wildsammlung 

stammen, können als ökologisches Erzeugnis gekennzeich-

net werden, sofern gewährleistet ist, dass 

•	 die Flächen drei Jahren vor der Sammlung nicht mit 

unzulässigen Mitteln behandelt wurden und 

•	 das Sammeln keine Bedrohung für die ökologische Sta-

bilität und den Artenerhalt im Sammelgebiet darstellt.

Pilzerzeugung 

Für die Substratherstellung im Rahmen der Pilzerzeugung 

dürfen die folgenden Bestandteile verwendet werden: 

• 	 Stallmist, getrockneter Stallmist, Geflügelmist, Mist-

kompost, Gülle und Jauche aus ökologisch wirtschaf-

tenden Betrieben; 

• 	 Sofern die vorgenannten Bestandteile aus ökologischen 

Betrieben nicht zur Verfügung stehen, dürfen bis zu 

25 Prozent der Zutaten auch aus konventionellen 

Tierhaltungsbedingungen stammen und zwar mit den 

nachfolgenden Einschränkungen: 

• 	 Mistkompost, Gülle und Jauche, sofern diese nicht 

aus landloser Tierhaltung stammen, 

• 	 Stallmist, getrockneter Stallmist und getrockneter 

Geflügelmist, sofern diese aus Extensivhaltungen 

z. B. mit geringem Viehbesatz stammen. 

• 	 andere Erzeugnisse landwirtschaftlichen Ursprungs aus 

ökologisch wirtschaftenden Betrieben (z. B. Stroh), 

• 	 unbehandelter Torf, 

• 	 Holz, das nach dem Einschlag nicht chemisch behandelt 

wurde, 

• 	 Mineralstoffe gemäß Anhang II Teil A, Erde, Wasser.

links: Zugeführte organische und mineralische Düngemittel 
müssen in ihrer Zusammensetzung unbedenklich sein und ihr 
Bedarf von der Kontrollstelle anerkannt werden

oben: Zur Unkrautregulierung im Getreide ist mehrmaliger 
Striegel-Einsatz erforderlich
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	 Thomas Fisel und Ulrich Schuhmacher

4. Ökologische Tierhaltung	E

Allgemeine Grundregeln 

Um einen weitgehend geschlossenen Betriebskreislauf 

zwischen Boden, Pflanze und Tier zu verwirklichen, erfolgt 

die Tierhaltung flächengebunden. Die Anzahl der Tiere je 

Flächeneinheit ist begrenzt, um Belastungen von Boden, 

Grundwasser und Oberflächengewässern zu vermeiden. 

Ziel der Kopplung von Pflanzenbau und Tierhaltung ist es, 

die Fruchtbarkeit der Böden zu erhalten und zu verbessern, 

und somit zu einer nachhaltigen Landbewirtschaftung 

beizutragen.

Tiere müssen generell Auslauf erhalten. 

Im ökologischen Landbau müssen alle Tiere innerhalb einer 

Produktionseinheit nach den Grundregeln dieser Verordnung 

(also ökologisch) gehalten werden. Jedoch ist eine dieser 

Verordnung nicht entsprechende (also konventionelle) 

Tierhaltung im Betrieb zulässig, sofern sie in einer Produk-

tionseinheit erfolgt, deren Gebäude und Flächen von dem 

ökologisch bewirtschafteten Betriebsteil deutlich getrennt 

sind, und sofern es sich um eine andere Tierart handelt.

Umstellung

Umstellung der für die Tierhaltung genutzten Flächen 

Bei der Umstellung muss die gesamte Futterfläche nach den 

Regeln des ökologischen Landbaus bewirtschaftet werden. 

Dabei müssen beispielsweise bei einjährigen Kulturen 

wie Getreide die Grundregeln des ökologischen Landbaus 

während eines Umstellungszeitraums von mindestens 

zwei Jahren vor der Aussaat befolgt werden. Für Weiden, 

Mähweiden und Wiesen gilt ein Umstellungszeitraum von 

zwei Jahren nach der letzten konventionellen Maßnahme. 

Futter, das diese Bedingungen erfüllt, kann uneingeschränkt 

eingesetzt werden. Auch Futter von Flächen, die erst seit 

einem Jahr ökologisch bewirtschaftet werden, kann als 

„Umstellungsfutter“ in einem gewissen Anteil im Betrieb 

eingesetzt werden. Weiden und unbefestigte Ausläufe für 

„Nichtpflanzenfresser“ (z. B. Schweine, Geflügel) gelten 

bereits nach einem Jahr ökologischer Wirtschaftsweise als 

umgestellt.

Umstellung der Tiere und tierischen Erzeugnisse 

Bevor Erzeugnisse von Tieren mit Öko-Kennzeichnung 

vermarktet werden dürfen, ist eine Mindestdauer einzu-

halten, während der die Tiere nach den Regeln der Verord-

nung gehalten werden. Dabei kann - je nach betrieblichen 

Voraussetzungen - nach zwei unterschiedlichen Verfahren 

umgestellt werden:

1.	 Gleichzeitige Umstellung der gesamten Produktions-

einheit (d.h. die gesamte Tierhaltung des Betriebes 

einschließlich Weiden und Futterflächen): In diesem Fall 

gilt für alle vor Beginn der Umstellung vorhandenen 

Tiere, Weiden und Futterflächen eine Umstellungszeit 

von 24 Monaten. Danach können die tierischen Erzeug-

nisse als Ökoprodukte gekennzeichnet und vermarktet 

werden. Voraussetzung ist, dass hauptsächlich (das heißt 

über 50 Prozent) eigenerzeugtes Futter gefüttert wird.

Bevor Erzeugnisse 
von Tieren mit 
Öko-Kennzeich-
nung vermarktet 
werden dürfen, 
müssen die Tiere 
eine festgelegte 
Mindestdauer 
ökologisch gehal-
ten werden
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Beispiele zur Umstellung

Beispiel 1: 
Milchviehbetrieb mit „gleichzeitiger“ Umstellung 

Der Milchviehbetrieb Meyer hat am 30. Juni 2005 auf 

den Futterflächen zum letzten Mal eine konventionelle 

Maßnahme in Form einer Düngung mit mineralischem 

Stickstoff oder einer Pflanzenschutzspritzung durch-

geführt. Ab diesem Zeitpunkt hält er die Vorgaben der 

Verordnung ein. Die vorhandenen konventionellen Fut-

tervorräte werden anschließend aufgebraucht. 

Die Stallgebäude werden im Verlauf der Umstellungs-

zeit den neuen Anforderungen angepasst; es müssen aber 

die Umstellungszeiten in Tabelle 4 vor Vermarktungs-

beginn eingehalten werden*. Ab 1. Juli 2007, also 24 

Monate nach Umstellungsbeginn, kann er seine Milch 

wie auch das Rindfleisch als Ökoerzeugnis vermark-

ten, sofern es sich um Tiere handelt, die zu Beginn der 

Umstellung bereits auf dem Betrieb vorhanden waren 

oder auf dem Betrieb danach geboren wurden. Tiere, die 

nach Umstellungsbeginn von konventionellen Betrieben 

zugekauft wurden (z. B. Zuchtrinder), müssen vor einer 

Vermarktung ihrer Produkte als Ökoerzeugnisse min-

destens die in Tabelle 4 angegebenen Umstellungszeiten 

durchlaufen haben.

Beispiel 2: 
Veredelungsbetrieb mit „nicht-gleichzeitiger“ 
Umstellung 

Der Betrieb Müller verdient vor allem mit Schweine-

mast und Legehennenhaltung sein Geld. Im Juni 2005 

hat er auf den Futtergetreideflächen zum letzten Mal eine 

konventionelle Maßnahme in Form einer Fungizidsprit-

■ zung durchgeführt. Damit stehen ihm ab der Ernte 2006, 

also ab August, zum ersten Mal betriebseigene Umstel-

lungsfuttermittel in Form von Futtergetreide zur Verfü-

gung. Voraussetzung ist, dass die letzte konventionelle 

Maßnahme mindestens 12 Monate vor dem Erntetermin 

zurückliegt. Diese Umstellungsfuttermittel dürfen in der 

Ration bis zu einem Anteil von 80 % eingesetzt werden 

(vgl. Abschnitt Fütterung Seite 49). Durch Zukauf „aner-

kannter Ökofutterware“ von anderen Betrieben, auf deren 

Flächen die Regeln des Ökoanbaus bereits mehr als 24 

Monate vor der Aussaat eingehalten wurden, ergänzt der 

Betrieb im August das eigenerzeugte Futter. 

Unter Einbeziehung der zugelassenen Eiweißergän-

zungsfuttermittel (siehe Abschnitt Fütterung Seite 49) 

hat er somit ab Anfang September 2006 für Geflügel wie 

auch für Schweine eine Futterration zur Verfügung, die 

den Anforderungen der Verordnung entspricht. Auch die 

Haltungsvorschriften werden eingehalten. Die Erzeug-

nisse der auf dem Betrieb vorhandenen Tiere können 

dann nach Ablauf der in der Tabelle 4 aufgeführten Um-

stellungsfristen als Ökoerzeugnis vermarktet werden; die 

Eier der vorhandenen Legehennen also ab Mitte Oktober 

2006 (nach 6 Wochen). In der Schweinemast stallt Herr 

Müller am 1. September 2006 neue Ferkel auf. Stammen 

diese aus ökologischen Betrieben, so können deren Er-

zeugnisse ohne weitere Umstellungsfristen vermarktet 

werden. Stammen diese aus konventionellen Betrieben 

(nur mit Genehmigung der Kontrollstelle, wenn keine 

Ökoferkel verfügbar sind), so können diese erst nach 

Einhaltung der in Tabelle 4 genannten Umstellungsfrist 

(sechs Monate), also ab 1. März 2007, als Ökoerzeugnis 

vermarktet werden.

Tabelle 4 - Umstellungszeiten bei verschiedenen Tierarten und Nutzungsrichtungen■

Tierart und Nutzungsrichtung Umstellungszeit

Rinder zur Fleischerzeugung 12 Monate (Tiere, die zum Schlachtzeitpunkt älter sind als 16 
Monate), mindestens jedoch 3/4 der Lebenszeit (Tiere, die zum 
Schlachtzeitpunkt jünger sind als 16 Monate)

Schweine sowie Kleinwiederkäuer  
(Schafe, Ziegen) zur Fleischerzeugung

6 Monate

Milch erzeugende Tiere  
(z. B. Milchkühe, Milchschafe, Milchziegen) 

6 Monate

Geflügel zur Fleischerzeugung 
(z. B. Masthähnchen, Puten, Gänse, Enten)

10 Wochen (unter der Voraussetzung, dass es spätestens im Alter 
von drei Tagen im Ökobetrieb eingestellt wurde)

Geflügel zur Eiererzeugung  
(Legehennen)

6 Wochen

* Diese Regelung steht unter Vorbehalt einer Einigung in der Länderarbeitsgemeinschaft zur EG-Öko-Verordnung (LÖK)
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2. 	 Nicht-gleichzeitige Umstellung der gesamten Produkti-

onseinheit: In diesem Falle sind Umstellungszeiten für 

die einzelnen Tierarten und Nutzungsrichtungen (siehe 

Tabelle 4 auf Seite 46) festgelegt. Während dieser Um-

stellungszeiträume müssen die Vorgaben der Verordnung 

eingehalten werden.

Herkunft der Tiere 

Bei der Wahl der Rassen oder Zuchtlinien ist der Anpas-

sungsfähigkeit der Tiere an die Umwelt, ihrer Vitalität und 

ihrer Widerstandsfähigkeit gegen Krankheiten Rechnung 

zu tragen. Auf in der Intensivhaltung verwendete Rassen 

und Linien mit typischen Krankheiten oder Gesundheits-

problemen (z. B. Stressanfälligkeit, Kreislaufschwäche 

oder Schwergeburtsneigung) soll verzichtet werden. Ein-

heimischen Rassen und Linien bzw. Rassen, die regional 

angepasst sind, ist der Vorzug zu geben.

Grundsätzlich müssen alle Tiere von ökologisch wirt-

schaftenden Betrieben stammen und sollen auch in diesem 

Produktionssystem verbleiben.

In folgenden Ausnahmefällen können Tiere aus konven-

tionellen Betrieben in den Ökobetrieb eingeführt und 

umgestellt werden: 

a) 	 Bei der Umstellung eines konventionellen Tierhal-

tungsbetriebes auf den ökologischen Landbau kann 

der vorhandene Tierbestand mit Genehmigung der 

Kontrollstelle umgestellt werden. 

b) 	 Beim erstmaligen Aufbau eines Tierbestandes können 

Tiere aus konventionellen Betrieben nach vorheriger 

Genehmigung der Kontrollstelle eingestellt werden, 

Beispiele zur Umstellung (2)

Beispiel 3: 
Milchviehbetrieb mit „nicht-gleichzeitiger“ 
Umstellung 

Der Betrieb Schmidt erfüllt auch schon als konventionell 

wirtschaftender Betrieb die Haltungsanforderungen der 

Verordnung für Rinder und Milchkühe, so dass Umbauten 

im Zuge der Umstellung auf ökologischen Landbau nicht 

nötig sind. Am 30. März 2006 erfolgt zum letzten Mal 

eine konventionelle Maßnahme auf den Futterflächen in 

Form einer mineralischen Stickstoffdüngung. Damit ist 

Futter, welches ab dem 1. April 2007 auf den Flächen 

geerntet wird, als Umstellungsfutter zu 80 Prozent in der 

Ration einsetzbar. 

Ab 1. April 2007 setzt er gleichzeitig zu 15 Prozent 

der Ration „anerkanntes“ Ökofutter ein, welches er von 

einem benachbarten Ökobetrieb zugekauft hat, der seine 

Flächen bereits seit mehr als 24 Monaten ökologisch 

■ bewirtschaftet. 5 Prozent konventionelle Futtermittel, die 

laut Anhang II Teil C der Verordnung (siehe Anhang in 

diesem Heft Seite 139) zugelassen sind, vervollständigen 

die Ration. Die Fütterung entspricht damit den Kriterien 

der Verordnung. Somit beginnt ab diesem Zeitpunkt 

die sechsmonatige Umstellungszeit für die Milchkühe. 

Ab 1. Oktober 2007 ist somit der Verkauf der Milch als 

ökologisches Erzeugnis an eine Biomolkerei möglich. 

Zu beachten ist, dass ab 1.1.2008 keine konventionellen 

Futtermittel landwirtschaftlichen Ursprungs mehr verfüt-

tert werden dürfen. Zur Fleischnutzung bestimmte Rinder 

und Rindfleisch können ebenfalls nach Einhaltung der 

Umstellungszeiten gemäß Tabelle 4 Seite 46 (Beginn des 

Umstellungszeitraums: 1. April 2007) als Ökoerzeugnis 

vermarktet werden. Tiere, die zum Schlachtzeitpunkt 

älter als 16 Monate alt sind, sind also nach 12 Monaten, 

d. h. ab 1. April 2008 als Ökoerzeugnis vermarktbar. 

Jüngere Tiere müssen mindestens 3/4 ihrer Lebenszeit 

ökologisch gefüttert und gehalten worden sein, bevor 

eine Vermarktung als Ökofleisch möglich ist. 

Bei „nicht gleichzeitiger“ Umstellung von Tierhaltung und Futter-
flächen müssen tierartspezifische Umstellungszeiten eingehalten 
werden
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wenn Tiere aus ökologischem Landbau nicht in aus-

reichender Menge verfügbar sind (hierfür gelten die 

maximalen Zukaufsalter/-gewichte in Tabelle 5).

c) 	 Bei der Bestandserneuerung oder dem Wiederaufbau 

eines Bestandes (z. B. Geflügelmast, Legehennenhal-

tung) können in nachfolgenden Fällen ebenfalls Tiere 

aus konventionellen Betrieben mit Genehmigung der 

Kontrollstelle eingestellt werden, sofern Tiere aus 

ökologischem Landbau nicht verfügbar sind: 

•	 Hohe Sterberate aus gesundheitlichen Gründen oder 

in Katastrophenfällen (in diesem Fall unabhängig 

von Alter und Tierart); 

•	  Legehennen für die Eiererzeugung bis zum Alter 

von 3 Tagen; wenn nicht verfügbar, dürfen bis 18 

Wochen alte Junghennen, bei denen die Regelungen 

zur Fütterung und zur Krankheitsvorsorge und tier-

ärztlichen Bestandsbetreuung eingehalten werden, 

nach Genehmigung durch die Kontrollstelle zuge-

kauft werden 

•	 Mastgeflügel bis zum Alter von drei Tagen.

d)	 Weibliche Jungtiere, die noch nicht geworfen haben, 

dürfen als Zuchttiere zur Bestandsvergrößerung und 

Bestandserneuerung alljährlich (im Umfang der Tabel-

le 6) aus konventionellen Betrieben mit Genehmigung 

der Kontrollstelle eingestellt werden, sofern Tiere aus 

ökologischem Landbau nicht verfügbar sind:

	 Diese Prozentsätze können mit Genehmigung der Kon-

trollstelle in folgenden Sonderfällen bis auf 40 Prozent 

angehoben werden, bei 

•	 erheblicher Ausdehnung der Tierhaltung (z. B. um 

mehr als 20 Prozent), 

• 	 Rassenumstellung oder 

• 	 Aufbau eines neuen Produktionszweigs.

	 Bei Kleinbetrieben mit weniger als zehn Pferden oder 

Rindern bzw. weniger als fünf Schweinen, Schafen oder 

Ziegen ist der maximale Zukauf gemäß dieser Regelung 

auf ein Tier je Tierart und Jahr beschränkt.

e) 	 Männliche Zuchttiere aus konventionellen Betrieben 

können im Ökobetrieb (ohne vorherige Genehmigung) 

eingestellt werden, sofern sie dort gemäß den Regeln 

der Verordnung gehalten und gefüttert werden. 

Bei allen Tierzukäufen aus konventionellen Betrieben 

gemäß den genannten Bedingungen und Einschränkungen 

von Buchstabe a) bis e) müssen vor einer Vermarktung der 

Erzeugnisse der betreffenden Tiere als Ökoerzeugnis die 

Umstellungsfristen gemäß Tabelle 4 (Seite 46) eingehalten 

werden.

Tabelle 5 – Maximales Zukaufalter/-gewicht bei Zukauf von Tieren beim erstmaligen Bestandsaufbau■

Tierart und Nutzungsrichtung Maximales Zukaufalter / -gewicht

Legehennen für die Eiererzeugung 18 Wochen

Mastküken 3 Tage

Kälber und Fohlen Nach dem Absetzen, jedoch weniger als 6 Monate alt

weibliche Schaf- und Ziegenlämmer Nach dem Absetzen, jedoch maximal bis zum Alter von 60 Tagen

Zuchtferkel (keine Mastferkel!) Nach dem Absetzen, jedoch maximal mit einem Gewicht von unter 35 kg

Tabelle 6 – Maximaler Zukauf weiblicher Jungtiere zur Zucht■

Tierart Maximaler Zukauf pro Jahr in Prozent des Bestandes an  
ausgewachsenen Tieren

Rinder und Pferde 10 %

Schweine, Schafe und Ziegen 20 %
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Futter 

Die Fütterung soll dem ernährungsphysiologischen Bedarf 

der Tiere in ihrem jeweiligen Entwicklungsstadium entspre-

chen. Sie ist eher auf die Erzeugung von hohen Qualitäten 

als auf die Maximierung der Leistung ausgerichtet. 

Die Tiere müssen mit ökologischen Futtermitteln gefüttert 

werden. Dabei muss das Futter soweit wie möglich vom 

eigenen Betrieb stammen.

Bis zu 50 % (bisher 30 %) der Futterration (gerechnet in 

Trockenmasse) kann im Durchschnitt aus Umstellungsfut-

termitteln bestehen. Dies bedeutet, dass die Grundregeln 

des ökologischen Landbaus auf der betreffenden Futteran-

baufläche mindestens 12 Monate vor der Ernte eingehalten 

Tierzukauf

Ziel ist es, dass Ökoerzeugnisse von Tieren stammen, 

die auf einem Ökobetrieb geboren und von Geburt an 

ökologisch gehalten und gefüttert wurden. Immer wieder 

kann es jedoch zu Engpässen oder nicht zumutbaren 

Transportentfernungen beim Angebot von Tieren aus 

Ökobetrieben kommen. In bestimmten Fällen können 

mit Zustimmung der Kontrollstelle Tiere aus konventio-

nellen Betrieben bezogen werden. Dabei sind jedoch das 

oben genannte Höchstalter für den Tierzukauf sowie die 

einzuhaltenden Umstellungsfristen vor der Vermarktung 

zu beachten.

Zur Zeit der Erstellung dieser Broschüre stellt sich die 

Situation folgendermaßen dar: Bei Wiederkäuern - Rin-
dern, Schafen, Ziegen - kann meistens die Nachfrage 

nach weiblichen Zuchttieren aus Ökobetrieben befrie-

digt werden. Engpässe sind vor allem bei männlichen 

Zuchttieren oder seltenen Rassen gegeben, oder wenn 

größere Tierzahlen (z. B. beim Bestandsaufbau) gefragt 

sind. Für Rindermastbetriebe sieht die Verordnung keine 

Ausnahmemöglichkeit vor. Sie müssen sich außer beim 

erstmaligen Bestandsaufbau beim Zukauf von Jungtie-

ren zur Mast vollständig mit Tieren aus ökologischen 
Betrieben versorgen. 

Bei Mastschweinen muss die Nachfrage der Schweine-

mäster nach ökologisch erzeugten Ferkeln durch die öko-

logischen Ferkelerzeuger befriedigt werden. Ausnahmen 

■ sind nicht mehr möglich. Bei Zuchtschweinen ist das 

Angebot an ökologisch erzeugten Tieren noch gering. 

Hier kann noch relativ häufig ein Bezug aus konventi-

onellen Zuchtbetrieben notwendig sein. Daher können 

bei Nichtverfügbarkeit ökologischer Herkünfte neben 

jährlich 20 % Jungsauen (bezogen auf den Sauenbestand) 

zur Bestandsergänzung auch konventionelle Zuchtferkel 

bis zu einem Gewicht von 35 kg mit Genehmigung zu-

gekauft werden.

Junggeflügel für die Mast steht bisher nur in geringem 

Maße direkt aus ökologisch wirtschaftenden Betrieben 

zur Verfügung, so dass häufig konventionelles Junggeflü-

gel mit drei Tagen in den Öko-Betrieb eingestallt wird. 

Inzwischen existieren allerdings auch erste ökologische 

Betriebe mit Elterntierhaltung für Mastgeflügel. Auf ge-

eignete Herkünfte für die Auslaufhaltung ist unbedingt zu 

achten. Bei Junghennen für die Legehennenhaltung gibt es 

inzwischen im gesamten Bundesgebiet die Möglichkeit, 

Tiere unterschiedlicher Herkünfte zuzukaufen, die ab 3. 

Tag ökologisch gefüttert und gehalten werden. Es zeigt 

sich inzwischen deutlich, wie wichtig die frühzeitige 

Gewöhnung der Junghennen an die Bedingungen des öko-

logischen Landbaus im Hinblick auf die Vermeidung von 

Verhaltensstörungen ist. Nur mit Ausnahmegenehmigung 

durch die Kontrollstelle bei Nichtverfügbarkeit von Öko-

Junghennen können noch konventionelle Junghennen 

zugekauft werden, wenn bei diesen die Regelungen zur 

Fütterung und Krankheitsvorsorge eingehalten wurden 

(dann Einhaltung der sechswöchigen Umstellungszeit).

wurden. Handelt es sich um Umstellungsfuttermittel vom 

eigenen Betrieb, so darf dieser Anteil bis zu 80 % (bisher 

60 %) der Ration betragen.�

Verfütterung von Umstellungsfuttermitteln 
Diese Regelung ermöglicht, dass Ernteprodukte 

von Umstellungsflächen in begrenztem Maß 

in der Verfütterung eingesetzt werden können. 

Dies ist wichtig, damit auch die pflanzlichen 

Erzeugnisse der ersten beiden Umstellungsjahre 

im Ökobetrieb Verwendung finden können. 

�	 Verordnung (EG) Nr. 394/07 lässt befristet bis 31.12.2008 eine hö-
here Beimischung von Umstellungsfuttermitteln zu. Ab 2009 gelten 
wieder die bisherigen Prozentsätze.

■
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Die Ernährung von jungen Säugetieren erfolgt auf der 

Grundlage von natürlicher Milch, vorzugsweise Milch 

der Muttertiere. Der Mindestzeitraum für die Milchtränke 

beträgt die in Tabelle 7 genannten Zeiträume.

Pflanzenfressern wie beispielsweise Rindern, Schafen und 

Ziegen soll so oft wie möglich Weidegang gewährt werden. 

Der Raufutteranteil (frisch, getrocknet oder siliert) muss 

bei diesen Tierarten mindestens 60 Prozent der Tagesration 

(gerechnet in Trockenmasse) betragen. Mit Genehmigung 

der Kontrollstelle kann er bei hochlaktierenden Milchkü-

hen für maximal drei Monate auch auf 50 Prozent gesenkt 

werden. 

Bei Schweinen und Geflügel muss frisches, siliertes oder 

getrocknetes Raufutter mit angeboten werden.

Neben Futtermitteln aus ökologischer Erzeugung kann 

ein begrenzter Anteil an konventionellen Futtermitteln 

landwirtschaftlichen Ursprungs (Mineralfuttermittel wer-

den hier nicht mitgerechnet) eingesetzt werden, wenn eine 

ausschließliche Versorgung mit Futtermitteln aus ökolo-

gischem Landbau nicht möglich ist. Diese Regelung gilt 

während einer Übergangszeit. Dabei können nur Futtermittel 

verwendet werden, die in Anhang II Teil C Abschnitt 1 der 

Verordnung (siehe Seite 139) aufgeführt sind, und sofern 

sie ohne Verwendung chemischer Lösungsmittel hergestellt 

oder zubereitet wurden.

Die in Anhang II Teil C Abschnitt 2 aufgeführten konventio-

nellen und ökologischen Futtermittel-Ausgangserzeugnisse 

tierischen Ursprungs (z. B. Milch und Milcherzeugnisse, 

Futter – Zukauf/Zupacht 

Zukauf von Umstellungsfuttermitteln 
Ein ökologisch wirtschaftender Milchviehhalter kann 

beispielsweise bei einer angenommen Futteraufnahme 

von 18 kg Trockenmasse je Kuh und Tag 9,0 kg (das sind 

50 % von 18 kg) an zugekauftem Getreide, Körnerlegumi-

nosen oder auch Raufutter (gerechnet in Trockenmasse) 

von Umstellungsflächen einsetzen. Auch in der Ration 

von Mastschweinen oder Legehennen können 50 % der 

Futterration aus zugekauftem Getreide und Körnerlegu-

minosen von Umstellungsflächen stammen.

Zupacht von Futterflächen bzw.  
Umstellungsfuttermittel vom eigenen Betrieb

 Auch für die Zupacht von konventionell bewirtschaf-

teten Flächen durch Ökobetriebe ist diese Regelung von 

Bedeutung. Eine Grünlandfläche, die im Juli 2005 zum 

letzten Mal mit mineralischem Stickstoff gedüngt wurde, 

und ab 1.1.2006 von einem Ökobetrieb gepachtet wird, 

■ kann somit ab August 2006 als Umstellungsfutter geerntet 

und zur Verfütterung im Ökobetrieb genutzt werden. Die 

Aufwüchse vor August 2006 zählen als konventionelles 

Futter und können im Rahmen des zulässigen konventi-

onellen Futteranteils (bei Wiederkäuern 5 % der Jahres-

Trockenmasse-Aufnahme) genutzt werden. 

Bei Zupacht einer konventionellen Ackerfläche durch 

einen Ökobetrieb im Herbst 2005 kann bereits der im 

August 2006 geerntete Ertrag zur Verfütterung eingesetzt 

(oder als Futterware verkauft) werden, wenn die Fläche 

beispielsweise im Herbst 2005 oder im Frühjahr 2006 

mit Futtergetreide oder Körnerleguminosen bestellt 

wurde. Voraussetzung ist, dass die letzte konventionelle 

Maßnahme mehr als 12 Monate vor der Ernte zurück-

liegt, also im Juli 2005 oder früher stattfand. Der Anteil 

von Umstellungsfuttermitteln aus dem eigenen Betrieb 

darf maximal 80 % der Trockenmasse in der Ration 

ausmachen.

Tabelle 7 – Mindestzeitraum der Milchtränke■

Tierart Mindestzeitraum der Milchtränke

Rinder und Pferde 3 Monate

Schafe und Ziegen 45 Tage

Schweine 40 Tage
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Zulässige Futtermittel

Ziel der ökologischen Wirtschaftsweise ist eine Fütte-

rung der Tiere ausschließlich mit ökologisch erzeugten 

Futtermitteln. Der Einsatz konventioneller Futtermittel 

läuft schrittweise in einigen Jahren aus (siehe Tabelle 8, 

Seite 52) Auf den in der konventionellen Landwirtschaft 

zugelassenen Einsatz von isolierten bzw. synthetischen 

Aminosäuren zur Eiweißergänzung, von antibiotischen 

Leistungsförderern und von anderen hinsichtlich der an-

gestrebten Leistung und möglicher Rückstandsgefahren 

bedenklichen Futterzusätzen wird im ökologischen Land-

bau grundsätzlich verzichtet. Auch mit Lösungsmitteln 

behandelte Futtermittel wie z. B. Extraktionsschrote sind 

nicht zugelassen.

•	 Im Bereich der Pflanzenfresser - Rinder, Schafe, 
Ziegen, Pferde - ist die weitgehende Versorgung 

mit ökologischen Futtermitteln bereits realisierbar. 

Neben betriebseigenem Grundfutter kommen hier 

Kraftfuttermischungen aus ökologisch erzeugtem 

Futtergetreide, Körnerleguminosen und Ölkuchen 

zum Einsatz. Nur in geringem Umfang (maximal 

5 Prozent) finden noch konventionelle Futtermittel 

wie beispielsweise Biertreber oder Leinkuchen Ver-

wendung, die mengenmäßig in ökologischer Qua-

lität nicht ausreichend verfügbar sind, allerdings in 

den meisten Fällen substituiert werden können.

•	 Bei Milchkühen wird grundfutterbetont gefüttert, 

da dies der Rolle des Wiederkäuers in Agraröko-

systemen am ehesten entspricht und Konzentrat-

futtermittel im ökologischen Landbau sehr teuer 

sind. Die Grundfutterration basiert im Sommer auf 

Weidegang und Grünfutter (falls Weidegang z. B. 

wegen der Ortslage des Betriebes nicht möglich ist), 

ergänzt mit Heu, Kleegras- bzw. Luzernegrassila-

gen, Getreide-GPS und/oder Maissilage. Im Winter 

wird der Weidegang bzw. das Grünfutter komplett 

durch Anwelksilage und Heu ersetzt. In manchen 

Fällen kommen auch Nassfuttermittel wie Sojapülpe 

oder Möhrentrester aus der Öko-Lebensmittelver-

arbeitung zum Einsatz. Bei guten Grundfutterquali-

täten, angepasster Kraftfutter- und Mineralfutterer-

gänzung, exakter Rationsgestaltung und Zucht auf 

Grundfuttertypen sind im Mittel nur wenig geringe-

■ re Leistungen (und dies in erster Linie aufgrund des 

geringeren Einsatzes des teuren Öko-Kraftfutters) 

gegenüber konventioneller Wirtschaftsweise zu 

erwarten. Voraussetzung ist allerdings, dass Herden-

management, Futterbau und Fütterung mit größter 

Sorgfalt betrieben werden und gleichzeitig der Kuh-

komfort verbessert wird. Die optimale Intensität der 

Milchviehfütterung hängt von zahlreichen betriebs-

spezifischen Faktoren ab.

•	 Anspruchsvoll gestaltet sich die Fütterung bei 

Schweinen oder Geflügel, die auf die Zufuhr von 

sehr hochwertigen Eiweißverbindungen angewiesen 

sind. Um den Bedarf der Tiere decken zu können 

und gleichzeitig den Rohproteingehalt der Ration 

aufgrund zu befürchtender Emissions- und Stoff-

wechselbelastungen zu begrenzen, sind derzeit ins-

besondere bei der Fütterung der Aufzuchtferkel und 

säugenden Sauen bestimmte Eiweißfuttermittel aus 

konventioneller Erzeugung notwendig, da diese aus 

ökologischer Erzeugung noch nicht in ausreichender 

Menge zur Verfügung stehen. In Verbindung mit 

heimischen Futterleguminosen aus Ökoerzeugung 

können dann - z. B. unter Verwendung von Kartof-

feleiweiß oder Maiskleber aus konventioneller Er-

zeugung (keine GVO-Derivate!!) - bedarfsgerechte 

Futtermischungen hergestellt werden. Inzwischen 

praktizieren auch hier erste Betriebe eine 100%ige 

Biofütterung mit Hilfe von Bio-Soja, das jedoch 

nicht flächendeckend verfügbar ist und häufig 

importiert wird (und in diesem Fall ökologisch be-

denklich erscheint), anderen ökologisch erzeugten 

Ölfrüchten oder Öko-Milchpulverextrakten.

•	 Die detaillierten Vorgaben der Verordnung an Mine-
ralfuttermittel und deren Komponenten erfordern 

es, dass im Regelfall die Zusammensetzung der Mi-

neral- und Ergänzungsfuttermittel beim Hersteller 

überprüft wird. Diese werden von den Kontrollstel-

len entsprechend zertifiziert. Zu beachten ist u. a., 

dass Cu und Zn wie alle anderen Spurenelemente 

auch lediglich zur Bedarfsdeckung (entsprechend 

den Empfehlungen der Gesellschaft für Ernährungs-

physiologie (GfE)) eingesetzt werden dürfen, nicht 

jedoch in starker Überdosierung als Leistungsförde-

rer. 
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Fisch und Fischerzeugnisse) dürfen in der Fütterung in den 

festgelegten mengenmäßigen Beschränkungen eingesetzt 

werden.

Der zulässige Höchstanteil an konventionellen Futtermitteln 

in der Tagesration beträgt 25 Prozent der Trockenmasse 

(Ausnahme: Wandertierhaltung).

Die für die Tierernährung zugelassenen Zusatzstoffe sind 

in Anhang II Teil D Nummern 1.1 (Spurenelemente), 1.2 

(Vitamine und Provitamine), 1.3 (Enzyme), 1.4 (Mikroor-

ganismen), 1.5 (Konservierungsstoffe), 1.6 (Bindemittel, 

Fließhilfsstoffe und Gerinnungshilfsstoffe) aufgeführt (Seite 

142). Die unter bestimmten Bedingungen zugelassenen Ver-

arbeitungshilfsstoffe (z. B. Silierhilfsmittel) sind in Anhang 

II, Teil D, Abschnitt 3 aufgeführt (Seite 144).

Antibiotika, Kokzidiostatika und andere Arzneimittel, 

Wachstumsförderer und sonstige Stoffe zur Wachstums- 

oder Leistungsförderung dürfen in der Tierernährung nicht 

verwendet werden.

Generell gilt, dass die verwendeten Futtermittel, Futter-

mittel-Ausgangserzeugnisse, Mischfuttermittel, Futter-

mittelzusatzstoffe und Behandlungsstoffe nicht unter der 

Verwendung von genetisch veränderten Organismen (GVO) 

oder von GVO-Derivaten hergestellt sein dürfen. Als GVO 

- Derivate gelten solche Stoffe, die aus oder durch GVO 

erzeugt werden, jedoch keine GVO enthalten.

Ab August 2003 gilt die Ergänzungsverordnung 223/2003 

(Seite 204) zur Kennzeichnung und Zertifizierung von 

Futtermitteln für den ökologischen Landbau. 

Tabelle 8 – Maximaler Anteil konventioneller Futtermittel*■

Tierart Maximaler Anteil konventioneller Futtermittel an der jährlichen  
Futteraufnahme (in % der Trockenmasse)

Wiederkäuer, Pferde 	 5 %	 bis	 31.12.2007

Andere Arten 	15 %	 bis	 31.12.2007 
	10 %	 vom 	 01.01.2008 bis 31.12.2009 
	 5 %	 vom	 01.01.2010 bis 31.12.2011

* Verordnung (EG) Nr. 1294/2005

links: 
Bis zu 50 Prozent 
der Futterration 
kann aus zuge-
kauften Umstel-
lungsfuttermitteln 
bestehen

rechts:
Neben betriebs-
eigenem Grund-
futter kommen 
in ökologischen 
Betrieben Kraftfut-
termischungen aus 
Futtergetreide und 
Körnerlegumino-
sen zum Einsatz
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Krankheitsvorsorge und tierärztliche  
Behandlung 

Die Krankheitsvorsorge beruht in der ökologischen Tierhal-

tung vor allem auf vorbeugenden Maßnahmen, wie: 

• 	 Wahl geeigneter Rassen und Zuchtlinien, 

• 	 Anwendung tiergerechter Haltungsverfahren, 

• 	 Verfütterung hochwertiger Futtermittel, 

• 	 Gewährung von Auslauf und Weidegang zur Förderung 

der Immunabwehr, 

• 	 Gewährleistung angemessener Besatzdichten, 

• 	 Durchführung vorbeugender Hygienemaßnahmen. 

Wenn trotz der genannten vorbeugenden Maßnahmen ein 

Tier erkrankt oder sich verletzt, ist es unverzüglich zu be-

handeln. Für die Verwendung von Tierarzneimitteln gelten 

die folgenden Grundsätze:

• 	 Ein präventiver (vorbeugender) Einsatz von chemisch-

synthetischen allopathischen Medikamenten (chemisch 

isolierte oder chemisch hergestellte Wirkstoffe, die 

direkt gegen die Krankheit bzw. deren Erreger wirken) 

ist verboten. 

• 	 Vorrang bei der Behandlung haben phytotherapeutische 

(aus Pflanzen gewonnene) und homöopathische (siehe 

Erläuterung Krankheitsvorsorge) Präparate sowie die 

erlaubten Mineralstoffe und Spurenelemente (Anhang 

II Teil C Abschnitt 3 (Seite 140) und Teil D Nummer 1.1 

(Seite 142)), sofern diese eine entsprechende Wirkung 

auf die zu behandelnde Krankheit erwarten lassen. 

• 	 Wenn im Sinne der Vermeidung von Leiden und Qualen 

des Tieres eine Behandlung erforderlich ist und mit 

den genannten Mitteln eine Krankheit tatsächlich oder 

Krankheitsvorsorge und 
tierärztliche Behandlung 

Durch tiergerechte Haltungs- und Fütterungsverfahren, 

fachgerechte Hygiene, Zucht auf konstitutionsstarke Tiere 

sowie den Verzicht auf Maximalleistungen kann eine hohe 

Widerstandskraft der Tiere gegen Erkrankungen erreicht 

werden. Bei immer wieder auftretenden Problemen 

muss daher nach den Ursachen gesucht werden, damit 

man diese abstellen kann, und somit ein regelmäßiger 

und häufiger Einsatz von chemisch-synthetischen allo-

pathischen Mitteln oder Antibiotika nicht erforderlich 

ist. Zu dieser Gruppe von Mitteln zählen synthetisch 

hergestellte Wirkstoffe oder auch (i. d. R. biotechnisch 

hergestellte) Antibiotika, die direkt gegen die Krankheit 

oder den Krankheitserreger wirken. Hierunter fallen z. B. 

auch antibiotische Trockensteller zur Euterbehandlung 

bei Kühen, deren präventiver (vorbeugender), routine-

mäßiger Einsatz nicht zugelassen ist. Sie dürfen lediglich 

bei einzelnen Problemtieren bzw. in zu sanierenden Pro-

blemherden nach bakteriologischer Untersuchung oder 

Resistenztest verwendet werden.

Generell zugelassen sind homöopathische Mittel, 

die insbesondere die Selbstheilungskräfte des Körpers 

anregen oder auch Phytotherapeutika, die nicht chemisch-

synthetisch hergestellt, sondern aus Pflanzen gewonnen 

werden. Resistenzen oder Rückstandsprobleme sind 

von diesen Arzneimittelgruppen kaum zu erwarten. Ihr 

Einsatz erfordert jedoch Wissen und Erfahrung. Das 

■ Arzneimittelgesetz ist auch hier zu beachten. Für Le-

bensmitteltiere zugelassene Homöopathika können ohne 

Verschreibung durch einen Tierarzt eingesetzt werden. 

Nicht für Lebensmitteltiere zugelassene Homöopathika 

dürfen dagegen im Einzelfall nur vom Tierarzt umgewid-

met oder auf dessen Verschreibung hin vom Tierhalter 

angewendet werden.

Nicht allen Krankheiten kann mit gesicherter Wir-

kung begegnet werden. Wirksame homöopathische oder 

phytotherapeutische Behandlungsverfahren sind zum 

Beispiel gegen Parasitenbefall, insbesondere gegen die 

Weideparasiten bei Rindern, Schweinen, Schafen und 

Ziegen derzeit kaum bekannt. Parasitenbehandlungen mit 

chemisch-synthetischen allopathischen Medikamenten 

können deshalb auch in ökologischen Betrieben notwen-

dig sein. Der Befallsdruck sollte jedoch über geeignete 

Weideführung und Weidepflege in Verbindung mit regel-

mäßiger Befallskontrolle soweit als möglich reduziert 

werden. Auch bei Infektions- und Stoffwechselkrank-

heiten bietet in vielen Fällen nur die Schulmedizin eine 

bewährte Therapiemöglichkeit. Bei allen Erkrankungen 

muss immer die Heilung des Tieres und der Tierschutz 

im Vordergrund stehen; letztlich entscheidet daher auch 

das Wissen des Therapeuten über die Wahl des Behand-

lungsverfahrens.

Die Dokumentation des Arzneimitteleinsatzes ist heu-

te in Deutschland durch die „Bestandsbuch-VO“ vom 

24.9.2001 für alle Tierhalter detailliert geregelt.
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voraussichtlich nicht wirksam behandelt werden kann, 

so dürfen nach Anweisung des Tierarztes chemisch-syn-

thetische allopathische Tierarzneimittel oder Antibiotika 

eingesetzt werden. 

• 	 Wachstums- und Leistungsförderer (einschließlich 

Antibiotika, Kokzidiostatika und andere künstliche Leis-

tungsförderer), sowie Hormone und hormonähnliche 

Stoffe zur Kontrolle der Fortpflanzung (z. B. Einleitung 

und Synchronisierung der Brunst) oder zu anderen 

Zwecken sind verboten. Hormone dürfen jedoch im 

Falle einer therapeutischen tierärztlichen Behandlung 

einem einzelnen Tier verabreicht werden. 

• 	 Die Behandlung von Tieren durch den Tierarzt oder die 

Anwendung von Maßnahmen in Gebäuden oder an Vor-

richtungen nach seinen Anweisungen (z. B. Impfungen 

bzw. Desinfektionsmaßnahmen) ist zulässig, sofern 

diese durch einzelstaatliche oder EU-Vorgaben (z. B. 

im Rahmen der Seuchenbekämpfung oder -vorbeugung) 

vorgeschrieben ist. Dies schließt auch Impfungen ein, 

sofern in dem betreffenden Gebiet anerkanntermaßen 

Krankheitsfälle aufgetreten sind. 

• 	 Die Anwendung von Tierarzneimitteln (Präparat, Wirk-

stoff, Art und Dauer der Behandlung, Wartezeit) ist vom 

Betrieb zu dokumentieren und der Kontrollstelle offen 

zu legen. Behandelte Tiere oder Tiergruppen (z. B. 

bei Mastschweinen oder Geflügel) müssen eindeutig 

gekennzeichnet werden. 

• 	 Die Wartezeit zwischen der letzten Verabreichung eines 

chemisch-synthetischen allopathischen Arzneimittels 

und der Gewinnung von ökologischen Lebensmitteln 

von dem behandelten Tier ist gegenüber der gesetzlich 

vorgeschriebenen Wartezeit zu verdoppeln. Wenn keine 

gesetzliche Wartezeit angegeben ist, beträgt die einzu-

haltende Wartezeit 48 Stunden. 

• 	 Erhält ein Tier oder eine Gruppe von Tieren innerhalb 

eines Jahres mehr als drei Behandlungen mit chemisch-

synthetischen allopathischen Tierarzneimitteln oder 

Antibiotika (oder mehr als eine Behandlung, wenn der 

produktive Lebenszyklus kürzer als ein Jahr ist), so 

dürfen die betreffenden Tiere oder die von diesen Tie-

ren gewonnenen Erzeugnisse nicht als Ökoerzeugnisse 

verkauft werden. Die Tiere müssen vorbehaltlich der 

Zustimmung der Kontrollstelle die Umstellungszeiträu-

me gemäß Tabelle 4 (Seite 46) erneut durchlaufen oder 

konventionell vermarktet werden. Hiervon ausgenom-

men sind Impfungen, Parasitenbehandlungen sowie 

von den Mitgliedstaaten eingeführte obligatorische 

Tilgungspläne (das sind behördlicherseits vorgeschrie-

bene Bekämpfungsmaßnahmen gegen Seuchen).

Tierhaltungsverfahren, Anbindehaltung,  
Geflügelmindestschlachtalter, Tiertransporte 

Grundsätzlich sollte die Fortpflanzung der Tiere durch 

Natursprung erfolgen. Künstliche Besamung ist jedoch 

zulässig. Andere Arten der künstlichen Fortpflanzung (z. B. 

Embryonentransfer) sind verboten.

Eingriffe wie das Anbringen von Gummiringen an den 

Schwänzen von Schafen, Kupieren der Schwänze, Zähne 

oben: Vorrang bei der tierärztlichen Behandlung haben phytotherapeu-
tische und homöopathische Präparate
rechts: Viele Betriebe schätzen den positiven Einfluss eines Laufhofes 
auf Klauengesundheit, Fruchtbarkeit und Brunsterkennung

Ökologische Tierhaltung

54



kneifen, Stutzen der Schnäbel bei Geflügel dürfen im öko-

logischen Landbau nicht systematisch angewendet werden 

(im begründeten Einzelfall sind sie jedoch mit Zustimmung 

der Kontrollstelle erlaubt). Aus Sicherheitsgründen oder 

auch zur Verbesserung von Gesundheit, Tierschutz oder 

Hygiene der Tiere können bestimmte Maßnahmen durch 

die Kontrollstelle gestattet werden. Hierunter fällt z. B. 

das Enthornen junger Kälber. Solche Maßnahmen sind 

von qualifiziertem Personal im geeigneten Alter der Tiere 

so durchzuführen, so dass das Leiden der Tiere dabei auf 

ein Minimum reduziert wird. Auch die Kastration (z. B. 

von Schweinen und männlichen Rindern) ist unter diesen 

Bedingungen möglich.

Enthornung

Idealerweise erfolgt die Rinderhaltung in Stallsystemen, die 

für behornte Tiere geeignet sind. Dies sind zum Beispiel groß-

zügig bemessene Laufställe, in denen die Tiere bei Auseinan-

dersetzungen untereinander ungehindert ausweichen können.  

 

In vielen Betrieben sind derart großzügige Ställe jedoch 

nicht vorhanden. Hier kann es zu Engpasssituationen ohne 

Ausweichmöglichkeit kommen, so dass das Verletzungsri-

siko für die Tiere bei Auseinandersetzungen hoch ist. Das 

Halten von nicht behornten Tieren ist daher in vielen Fällen 

auch im Ökobetrieb ein notwendiger Kompromiss. Auch 

die Verletzungsgefahr für den Menschen darf bei behornten 

Tieren nicht unterschätzt werden.

Anbindehaltung

Tiere dürfen - abgesehen von Einzeltieren aus Sicherheits- 

oder Tierschutzgründen mit zeitlicher Befristung - nicht 

in Anbindung gehalten werden. Ausnahmen sind möglich 

für:

• 	 Rinder in bestehenden Anbindeställen, die vor dem 24. 

August 2000 gebaut wurden; Voraussetzung ist eine gute 

individuelle Tierbetreuung, eine weiche eingestreute 

Liegefläche sowie die regelmäßige Gewährung von 

Auslauf oder Weidegang (z. B. Weidegang während 

der Vegetationszeit). Diese Ausnahme gilt bis zum 

31. Dezember 2010 und muss von der Kontrollstelle 

genehmigt werden.

• 	 Rinder in kleinen Beständen (in der Regel weniger als 

20 Milchkühe) auch ohne zeitliche Befristung, sofern die 

Betriebe dem vor dem 24. August 2000 in Deutschland 

anerkannten privaten Standard für den ökologischen 

Landbau entsprechen. Voraussetzung ist, dass den Tieren 

mindestens zweimal pro Woche Auslauf oder Weidegang 

gewährt und im Stall reichlich eingestreut wird. Diese 

Ausnahme ist von der Kontrollstelle zu genehmigen. 

Geflügelmindestschlachtalter

Bei Geflügel gelten die folgenden Mindestschlachtalter:

Erzeuger, die bei den verschiedenen Geflügelarten das 

Mindestschlachtalter nicht einhalten, müssen auf langsam 

wachsende Rassen zurückgreifen. Diese sind den Rasse-/

Herkunftsbeschreibungen der Zuchtfirmen und Rassegeflü-

gelzüchter zu entnehmen.

Tiertransporte

Tiertransporte müssen möglichst schonend und unter Be-

achtung der geltenden einschlägigen einzelstaatlichen oder 

Gemeinschaftsvorschriften erfolgen. Beim Be- und Entladen 

dürfen keine elektrischen Treibhilfen eingesetzt werden. 

Der Gebrauch von allopathischen Beruhigungsmitteln vor 

und während der Fahrt ist verboten. Vor und während der 

Schlachtung ist der Stress für die Tiere zu minimieren.

Tabelle 9 – Mindestschlachtalter bei Geflügel  
(wenn keine langsam wachsenden Rassen eingesetzt 
werden)

■

Tierart Mindestschlachtalter 
in Tagen

Hühner, Masthühner 81

Kapaune (kastrierte Masthühner) 150

Peking-Enten 49

Weibliche Barbarie-Enten 70

Männliche Barbarie-Enten 84

Mulard-Enten 92

Perlhühner 94

Truthühner, Bratgänse 140
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Tiere und tierische Erzeugnisse müssen auf allen Stufen 

von der Erzeugung bis zur Vermarktung zu identifizieren 

sein. Durch die Regelungen der Viehverkehrsverordnung 

(VVVO) ist die Kennzeichnung der landwirtschaftlichen 

Nutztiere zusätzlich geregelt.

Tierbesatz und Dünger 

Der Tierbesatz ist so zu begrenzen, dass ein 170 kg Stick-

stoff entsprechender Dungeintrag je ha landwirtschaftlich 

genutzter Fläche und Jahr nicht überschritten wird. In 

Tabelle 10 sind die entsprechenden Besatzobergrenzen für 

die verschiedenen Tierarten und -kategorien aufgeführt 

(Anhang VII, Seite 181).

Auf der Grundlage einer vertraglichen Zusammenarbeit 

zwischen Ökobetrieben kann ein auftretender Düngerü-

berschuss auf einem Ökobetrieb auf Flächen eines oder 

mehrerer anderer Ökobetriebe ausgebracht werden, sofern 

die Grenze von 170 kg Stickstoffeintrag je ha im Mittel auf 

allen beteiligten Betrieben eingehalten wird.

Das Fassungsvermögen der Wirtschaftsdüngerlager (Mist-

platte, Güllebehälter) muss so groß sein, dass der Dünger 

pflanzenbaulich sinnvoll zum richtigen Zeitpunkt eingesetzt 

werden kann und Gewässer, Grundwasser und Boden nicht 

belastet werden.

Ausläufe und Stallgebäude

Allgemeine Grundsätze 

Die Unterbringung der Tiere muss artgerecht sein und ihren 

biologischen und ethologischen Bedürfnissen entsprechen. 

Die Tiere müssen ungehinderten Zugang zu den Futterstellen 

und Tränken haben. Die Stallgebäude und -einrichtungen 

müssen für eine genügende Frischluftzufuhr, ausreichenden 

Tageslichteinfall, niedrige Staubkonzentrationen, tierart- und 

altersgerechte Temperaturen, angepasste Luftfeuchte und 

niedrige Schadgaskonzentrationen sorgen, die für die Tiere 

keine Gefahr darstellen. 

Weiden und Auslaufflächen sind entsprechend den Klima-

verhältnissen und der Tierart im Bedarfsfall mit Schutz-

einrichtungen gegen Regen, Wind, Sonne und extreme 

Temperaturen auszustatten.

Besatzdichten im Stall und im Freiland 

Ganzjährige Freilandhaltung ist in geeigneten Klimaregio-

nen möglich. 

Die Besatzdichte im Stall sollte den Tieren Komfort und 

Wohlbefinden gewährleisten. Dabei ist insbesondere auf 

ausreichend Platz für natürliches Stehen, bequemes Ablie-

gen, Umdrehen, Putzen, das Einnehmen aller natürlichen 

Tabelle 10 – Höchstzulässige Anzahl  
von Tieren je ha

■

Tierart/-kategorie Höchstzulässige An-
zahl von Tieren je ha

Milchkühhe 2,0

Mutterkühe 2,5

Mast-/Zuchtfärsen 2,5

Rinder zwischen 1 und 2 Jahren 3,3

Rinder unter 1 Jahr 5,0

Pferde ab 6 Monate 2,0

Mutterschafe 13,3

Mutterziegen 13,3

Zuchtschweine 6,5

Mastschweine 14,0

Ferkel 74,0

Legehennen 230,0

Masthühner 580,0

Die Unterbringung der Tiere muss ihren biologischen und 
verhaltensgemäßen Bedürfnissen entsprechen
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Säugetiere 

Allen Säugetieren ist Weidegang oder Zugang zu einem 

Auslauf immer dann zu gewähren, wenn der physiologische 

Zustand der Tiere (z. B. Alter und Gesundheit), das Wetter 

und der Bodenzustand dies gestatten (Übergangsfrist für vor 

1999 vorhandene Haltungsgebäude bis zum 31.12.2010). 

Teile des Auslaufs können überdacht sein. 

Überall, wo die Bedingungen es gestatten, ist Pflanzenfres-

sern (z. B. Rindern, Schafen, Ziegen, Pferden) Weidegang 

zu gewähren. Über ein Jahr alten Bullen kann alternativ 

Auslauf angeboten werden. 

Soweit Pflanzenfresser während der Weidezeit Weidegang 

und im Winter Bewegungsfreiheit haben (Laufstallhal-

tung), kann die Verpflichtung, ihnen in den Wintermonaten 

Freigeländezugang oder Auslauf zu gewähren, aufgehoben 

werden.

Stellungen und für natürliche Bewegungen wie Strecken 

und Flügelschlagen zu achten. Die vorgeschriebenen 

Mindeststallflächen und Mindestauslaufflächen für die 

einzelnen Tierarten und -kategorien gemäß Anhang VIII der 

Verordnung sind in den nachfolgenden Tabellen 11 und 12 

aufgeführt (Übergangsfrist bis 31.12.2010).

Auf Freilandflächen - insbesondere in empfindlichen natür-

lichen Lebensräumen wie Feuchtgebieten und Heideflächen 

- ist die Besatzdichte so zu begrenzen, dass es nicht zu einer 

Überweidung und nachhaltigen Trittschäden kommt.

Zur Reinigung und Desinfektion von Stallungen und Stal-

leinrichtungen sowie für die Beseitigung von Insekten und 

anderen Schädlingen in Stallgebäuden dürfen nur bestimmte 

Produkte (siehe Anhang II Teil B und Teil E der Verordnung) 

verwendet werden.

Tabelle 11 – Mindeststall- und -freiflächen für Rinder, Schafe, Ziegen und Schweine■

Stallfläche  
(den Tieren zur Verfügung stehende Nettofläche)

Außenfläche 
(Freifläche außer Weideflächen)

Lebendgewicht 
(kg)

Mindestfläche 
(m² / Tier)

Mindestfläche 
(m² / Tier)

Zucht- und Mastrinder, 
Pferde

bis 100 1,50 1,1

bis 200 2,50 1,9

bis 300 4,00 3,0

über 350 		  5,00 
 (mind.1 m² / 100kg LG*)

3,7  
(mind. 0,75 m² / 100 kg LG*)

Milchkühe 6,00 4,5

Zuchtbullen 10,00 30

Schafe und Ziegen 1,50 2,5

Schaf- und Ziegenlämmer 0,35 0,5

Sauen 2,50 1,9

ferkelführende Sauen 7,50 2,5

Eber 6,00 8,0

Mastschweine bis 50 0,80 0,6

bis 85 1,10 0,8

bis 110 1,30 1,0

Ferkel bis 30 
(über 40 Tage alt)

0,60 0,4

* LG = Lebendgewicht
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Die Endmast von Rindern und Schweinen zur Fleischerzeu-

gung darf in Stallhaltung ohne Auslauf erfolgen, sofern diese 

Zeit nicht mehr als ein Fünftel der gesamten Lebensdauer 

der Tiere und auf jeden Fall nicht mehr als drei Monate 

ausmacht.

Mindestens die Hälfte der gesamten Stallfläche muss als 

feste (geschlossene) Bodenoberfläche ausgeführt sein, 

darf also nicht aus Betonspalten, Gitterböden oder anderen 

perforierten Oberflächen bestehen. Zur gesamten Stallflä-

che können bei teilüberdachten Stalltypen auch ständig 

zugängliche Bereiche gezählt werden, in denen wesentliche 

Funktionen wie z. B. „Ruhen“, „Fressen“ oder „Bewegen“ 

ausgeübt werden. Die Bodenoberfläche sollte eben und 

rutschfest ausgeführt sein. Für alle Tiere muss ein bequemer, 

trockener und sauberer eingestreuter Liege-/Ruhebereich zu 

Verfügung stehen. 

Für die Kälberhaltung sind die Bestimmungen der Käl-

berhaltungsrichtlinie (Nr. 91/629/EWG) maßgeblich. Von 

den in dieser Richtlinie enthaltenen betriebsbezogenen 

Ausnahmen dürfen Kälber haltende Öko-Betriebe keinen 

Gebrauch machen. Die Kälberhaltung in Einzelboxen ohne 

die Möglichkeit zu Sozialkontakt ist untersagt, wenn die 

Tiere älter als eine Woche sind.

Sauen sind - außer während Hochträchtigkeit und Säuge-

periode - in Gruppen zu halten. Das Halten von Ferkeln 

in Flatdecks oder Ferkelkäfigen ist verboten. Es müssen 

Auslaufflächen zum Misten und Wühlen vorhanden sein. 

Zum Wühlen können verschiedene Materialien (z. B. 

Stroheinstreu) verwendet werden.

Geflügel 

Geflügel muss stets Auslauf gewährt werden (s. Anhang 

VIII), wenn die klimatischen Bedingungen dies erlauben. 

Soweit möglich, muss mindestens während eines Drittels der 

Lebenszeit freier Zugang zum Auslauf gewährt werden. Die 

Ausläufe müssen größtenteils Pflanzenbewuchs aufweisen 

und mit Schutzvorrichtungen (z. B. Bäume, Sträucher oder 

entsprechende Unterstände) versehen sein. Die Tiere müssen 

ungehinderten Zugang zu einer ausreichenden Anzahl von 

Tränken und Futterstellen haben. 

Die vorgeschriebenen Mindeststall- und Mindestauslauf-

flächen gemäß Anhang VIII der Verordnung sind in der 

nachfolgenden Tabelle 12 aufgeführt. (Übergangsfrist bis 

zum 31.12.2010). Die Auslaufflächen dürfen auch unterteilt 

werden, damit sie im Wechsel genutzt werden können.

Unter Einhaltung der Hygienebedingungen muss Wasser-

geflügel (Enten und Gänse) stets Zugang zu einem Fließ-

gewässer, einem Teich oder einem See haben, sofern die 

klimatischen Bedingungen es gestatten (Übergangsfrist bis 

zum 31.12.2010).

Wassergeflügel

Enten und Gänse zählen zum Wassergeflügel. Der verpflich-

tende Zugang zu einem Gewässer ist aus ethologischer 

Sicht sinnvoll. Bei größeren Beständen ist eine praxis- und 

umweltgerechte Umsetzung dieser Vorschrift mit befestigten 

Teichen denkbar, in denen ein regelmäßiger Wasseraustausch 

stattfindet und das verbrauchte Wasser sowie der Teichabsatz 

auf landwirtschaftliche Nutzflächen ausgebracht werden.

Geflügel wie 
beispielsweise 
Legehennen 
muss stets Aus-
lauf gewährt 
werden
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Die Stallungen für Geflügel müssen folgende Mindestan-

forderungen erfüllen: 

• 	 Die Haltung in Käfigen ist nicht erlaubt. 

• 	 Bei Zusatzbeleuchtung in der Legehennenhaltung durch 

Kunstlicht ist eine maximale Lichtphase von 16 Stunden 

einzuhalten (mindestens 8 Stunden Dunkelphase ohne 

Unterbrechung). 

• 	 Die Neu- und Wiederbelegung von Ställen darf nur 

nach vollständiger Räumung und Desinfektion erfolgen. 

Auch für die Ausläufe sind vor einer Neubelegung im 

Sinne der Hygiene entsprechende Ruhezeiten (z. B. drei 

Wochen) einzuhalten. 

Für folgende Punkte gilt in der EU eine (im Einzelfall geneh-

migungspflichtige) Übergangsfrist bis zum 31.12.2010: 

• 	 Ein Drittel der Bodenfläche muss aus festem, nicht 

perforierten Untergrund (keine Gitter- oder Spalten-

konstruktionen) bestehen und muss mit Einstreumate-

rialien wie Stroh, Holzspäne, Sand oder Torf versehen 

sein (in Deutschland schon 1999 Standard, daher keine 

Übergangsfrist). 

• 	 In Legehennenställen ist ein ausreichend großer Teil der 

Stallfläche als Kotgrube vorzusehen (in Deutschland 

schon 1999 Standard, daher keine Übergangsfrist). 

• 	 Bei der Haltung von Legehennen und Perlhühnern sind 

allen Tieren Sitzstangen zum Aufbaumen zur Verfügung 

zu stellen. Mindestmaße dafür sind in Anhang VIII 

geregelt.

• 	 Sie müssen über Ein- und Ausgangsklappen verfügen; 

diese Klappen müssen eine kombinierte Länge von 

mindestens 4 m je 100 m2 des den Vögeln zur Verfügung 

stehenden Gebäudes haben. 

• 	 Je Geflügelstall sind die in Tabelle 13 aufgeführten 

maximalen Tierzahlen je Stall einzuhalten. 

• 	 Die Gesamtfläche der Geflügelhäuser je Produktions-

einheit darf bei der Fleischerzeugung maximal 1600 

Quadratmeter betragen.

Tabelle 13 –  
Maximale Tierzahlen je Stall bei Geflügel

■

Geflügelart Maximale Tier-
zahlen je Stall

Masthühner 4.800

Legehennen 3.000

Perlhühner 5.200

Flug- oder Pekingenten, weiblich 4.000

Flug- oder Pekingenten, männlich; 
sonstige Enten

3.200

Kapaune, Gänse, Puten 2.500

Tabelle 12 – Mindeststall- und -freiflächen für Geflügel■

Stallfläche  
(den Tieren zur Verfügung stehende Nettofläche)

Auslauffläche 
(die bei Flächenrotation je Tier zur  
Verfügung stehende Fläche im m²)

Tiere/ m² Sitzstange 
(cm/ Tier)

Tiere / Nest

Legehennen 6 18 8 
bei Gruppen

nestern  
120 cm²/Tier

4 
sofern die Obergrenze von 170 kg N/ha/Jahr  

nicht überschritten wird

Mastgeflügel 
(feste Ställe)

10 
(max. 21 kg 

Lebendgewicht 
je m²)

20 
(nur Perlhühner)

		  4 	 (Masthühner) 
		  3,5 	(Enten) 
		  10 	(Puten) 
		  15 	(Gänse) 
	 sofern die Obergrenze von 170 kg N/ha/Jahr  
		  nicht überschritten wird

Mastgeflügel 
(bewegliche 

Ställe)

16 
(max. 30 kg 

Lebendgewicht 
je m²)

2,5 
sofern die Obergrenze von 170 kg N/ha/Jahr  

nicht überschritten wird
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Verordnungsgemäße Haltungssysteme /  
Übergangsfristen 

Bei bestimmten Anforderungen können im Rahmen einer 

Übergangsregelung Ausnahmen bis zum 31.12.2010 ge-

währt werden: 

• 	 Anforderung an Weidegang oder Auslauf für alle Säu-

getiere, 

• 	 Gewässerzugang für Wassergeflügel, 

• 	 Anforderung an Auslauf für Geflügel, 

• 	 Mindestanforderungen für Geflügelställe (inklusive 

Obergrenzen) sowie 

• 	 Mindeststallflächen und Mindestauslaufflächen für 

Säugetiere und Geflügel.

Diese Ausnahmen gelten jedoch nur für Betriebe mit vor-

handenen Stallgebäuden, die vor dem 24.8.1999 errichtet 

wurden. Diese Haltungsgebäude müssen außerdem dem 

in Deutschland akzeptierten, vor dem 24.8.1999 gültigen 

privaten Standard für die ökologische Tierhaltung (AGÖL-

Rahmenrichtlinien) entsprechen.

Rinder/Schafe/Ziegen/Pferde 

Während der Vegetationszeit ist die Weide der „artgerechtes-

te“ Aufenthaltsort für die oben genannten Tierarten, sofern 

für Zugang zu Schatten und Wasser gesorgt ist. Wenn regel-

mäßiger Weidegang während der Vegetationsperiode z. B. 

aufgrund zersplitterter Flur oder Innerortslage des Betriebes 

nicht möglich ist, so sind unter hiesigen Klimabedingungen 

in der Regel befestigte, ständig zugängliche Laufhöfe ein 

guter Kompromiss und dann nach dieser Verordnung auch 

möglich. Auch viele Betriebe mit Weidemöglichkeit, für die 

ein Laufhof nicht zwingend vorgeschrieben ist, schätzen 

den positiven Einfluss eines Laufhofs auf Klauengesund-

heit, Fruchtbarkeit, Brunsterkennung und Wohlbefinden 

im Winterhalbjahr. Der Aufwand für die regelmäßige 

Entmistung und der notwendige Lagerraum für die anfal-

lenden Abwässer (Niederschläge beachten) müssen jedoch 

berücksichtigt werden.

Anpassungsmöglichkeiten für vor 1999 bestehende 
Ökobetriebe und neu umstellende Betriebe 

Die Vorgaben der Verordnung gehen im Bereich der Hal-

tungsbedingungen in einigen Punkten (z. B. Mindestaus-

laufflächen; Mindeststallflächen) über den im Jahre 1999 

(bei Inkraftsetzung dieser VO) in Deutschland anerkannten 

privaten Standard für den ökologischen Landbau (AGÖL-

Rahmenrichtlinien) hinaus. Dies erfordert teilweise Um-

baumaßnahmen auf den Betrieben. Um den bestehenden 

Ökobetrieben sowie auch neu umstellenden Betrieben für 

bestehende Haltungsgebäude eine Anpassung zu ermög-

lichen, können die Kontrollstellen für folgende Punkte, 

die über die damaligen AGÖL-Rahmenrichtlinien (Stand 

24.8.1999) hinausgehen, Ausnahmen bis zum 31.12.2010 

gewähren: 

• 	 Erweiterung der Auslaufflächen für Milchkühe, Schafe 

und Ziegen auf die vorgeschriebenen Mindestflächen 

sofern bereits jetzt ein kleinerer Auslauf vorhanden 

ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass auch befestigte, 

ständig zugängliche Laufhöfe für die Mindeststall-

flächenberechnung mit angerechnet werden können 

(z. B. im Falle von Laufstallhaltung mit Weidegang im 

Sommer und keiner Verpflichtung zum Winterauslauf).

Die Verpflichtung zur Einhaltung der Auslaufflächen 

entfällt, wenn im Sommer Weidegang und im Winter im 

Stall Bewegungsfreiheit (Laufställe) angeboten wird. 

• 	 Einrichtung von Weidegang oder Auslaufflächen für 

Jung- und Masttiere bei Rindern, Schafen und Ziegen 

mit den vorgeschriebenen Mindestflächen. 

• 	 Einrichtung oder Erweiterung von Auslaufflächen für 

Zucht- und Mastschweine auf die vorgeschriebenen 

Mindestflächen. 

• 	 Erweiterung der Stallflächen auf die vorgeschriebenen 

Mindestmaße bei Rindern, Schafen, Ziegen und Schwei-

nen (nur soweit jedem Tier bereits jetzt ein Fress- sowie 

ein eingestreuter Liegeplatz zur Verfügung steht). 

Rinder müssen Weidegang oder Zugang zu einem 
Auslauf haben, sofern die klimatischen Bedingungen und 
der Bodenzustand dies gestatten
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Beispiele für  
Haltungsformen, die der  
Verordnung entsprechen: 

•	 Ganzjährige Freilandhaltung (unter deutschen Kli-

mabedingungen nur für Robustrassen, wenn geeig-

nete Winterweiden zur Verfügung stehen) 

•	 Weidehaltung im Sommer, Laufstallhaltung im Win-

ter (Mindeststallflächen!) 

•	 Ganzjährige Laufstallhaltung mit Laufhof (Min-

deststallflächen und Mindestauslaufflächen!), wenn 

z. B. Weidegang wegen Ortslage oder starker Flur-

zersplitterung unmöglich ist. 

•	 Anbindehaltung in Verbindung mit Weidegang/Aus-

lauf bei kleinen Beständen (nur Rinder)

Schweine 
Unter mitteleuropäischen Bedingungen kommt die Frei-

landhaltung (z. B. Hüttenhaltung) von Schweinen nur auf 

Standorten mit leichteren Böden in niederschlagsärmeren 

Regionen in Betracht. Die Regel wird die Stallhaltung 

(Mindestflächen!) in Verbindung mit Auslauf (Mindest-

flächen!) sein. Aus Gründen der Hygiene ist unter unseren 

Klimabedingungen auch bei Schweinen ein befestigter 

und eventuell teilüberdachter Auslauf in der Regel dem 

unbefestigten Auslauf vorzuziehen. Das Wühlbedürfnis 

der Tiere kann in diesem Fall durch Einstreu oder durch 

befestigte, in den Auslauf integrierte Suhlen befriedigt 

werden. Schweineweiden kommen in manchen Regionen 

insbesondere für niedertragende Sauen in Frage.

Geflügel 
In der Geflügelhaltung wird mit Boden- und Volieren-

haltungssystemen (neuerdings auch mit mobilen Ställen) 

gearbeitet (Mindestflächen!). Es sind Grünauslaufflächen 

(Mindestflächen!) vorgeschrieben.

■

Um auch bei ungünstigen Witterungsbedingungen 

Auslauf gewähren zu können, hat sich in der Praxis der 

Ökogeflügelhaltung zusätzlich der “überdachte Schlecht-

wetterauslauf” (Außenklimabereich oder Wintergarten) 

bewährt. Dieser ist direkt an den Stall angegliedert, ist 

meist während der Aktivitätszeit ständig zugänglich, 

entspricht mindestens 1/3 der Stallgrundfläche und ist mit 

Einstreu sowie eventuell Tränke- und Fütterungseinrich-

tungen versehen. Durch einen befestigten Teilbereich des 

Auslaufs, eine Übergangszone vom befestigten Auslauf 

zum Grünauslauf mit Rindenmulch o. ä., der vor jeder 

Neueinstallung ausgetauscht wird, und ein ausgefeiltes 

Auslaufmanagement kann auch ein überhöhter Stickstoff-

Eintrag im Grünauslauf verhindert werden. Auch für die 

Parasitenkontrolle sind diese Pflege- und Einrichtungs-

maßnahmen von besonderer Bedeutung. Die Einhaltung 

notwendiger Ruhezeiten für die Grünauslaufflächen wird 

durch eine entsprechend Rotation erreicht. 

In Mobilställen, bei denen die umliegenden Grünaus-

laufflächen regelmäßig wechseln, werden die Anforde-

rungen hinsichtlich Nährstoffeinträgen und Parasitenkont-

rolle unkompliziert gelöst. Die Trennung der einzelnen, in 

ihrer Größe begrenzten Geflügelställe (Tabelle 13) erfolgt, 

falls sich beispielsweise mehrere Ställe in einem Gebäude 

befinden, durch feste Wände und separate Auslaufflächen, 

so dass durch hygienisch getrennte Einheiten die Gefahr 

von Krankheitsübertragungen vermindert wird. 

Es ist weiterhin darauf zu achten, dass sich die Min-

destauslaufflächen in einer für die Tiere erreichbaren 

Entfernung befinden (bei Legehennen etwa 150 m) und 

diese so strukturiert und bepflanzt sind, dass die Tiere 

die gesamte Fläche nutzen.
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• 	 Erweiterung der Ausläufe bei Geflügel auf die vorge-

schriebenen Mindestflächen (sofern bereits jetzt ein 

Schlechtwetterauslauf und/oder ein kleinerer Grünaus-

lauf vorhanden ist. 

• 	 Einrichtung eines Zugangs zu einem Fließgewässer 

(siehe oben), Teich oder See für Wassergeflügel (Was-

serschutz beachten). 

• 	 Begrenzung der Geflügelställe auf die vorgegebenen 

maximalen Tierzahlen je Stall und Begrenzung der 

maximalen Stallgesamtfläche (Bestandsobergrenze) in 

der Geflügelmast.

Bienenhaltung und Imkereierzeugnisse 

Die ökologische Bienenhaltung ist in der Verordnung detail-

liert geregelt. Die ökologische Qualität der Imkereierzeug-

nisse wird in den Regelungen vor allem über die Behand-

lung der Völker, die Umwelt sowie die Verarbeitungs- und 

Lagerungsbedingungen definiert. Der Umstellungszeitraum 

beträgt mindestens 12 Monate. 

Es sind hinsichtlich des Schadstoffeintrages unbedenk-

liche Standorte zu wählen. Die künstliche Fütterung mit 

Öko-Zuckersirup kann von der Kontrollstelle zugelassen 

werden. Bei der Krankheitsvorsorge wird auf vorbeugende 

Maßnahmen zurückgegriffen. Der präventive Einsatz che-

misch-synthetischer Arzneimittel ist verboten. Organische 

Säuren und ätherische Öle können verwendet werden, 

soweit sie nach den tierarzneimittelrechtlichen Vorschriften 

zugelassen sind. Beim Einsatz chemisch-synthetischer al-

lopathischer Arzneimittel muss das betroffene Volk erneut 

umgestellt werden (d.h. Wachsaustausch, mindestens 12 

Monate Umstellung). 

Die Bienenstöcke bestehen hauptsächlich aus natürlichen 

Materialien. Das Wachs muss von ökologischen Einheiten 

stammen. Es wird im Naturwabenbau stetig erneuert und 

somit weitgehend frei von Rückständen gehalten.

Die ökologische Bienenhaltung ist in der Verordnung 
detailliert geregelt
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	 Reinhard Langerbein

5. Verarbeitung von Öko-Erzeugnissen	E

Umfang und Struktur der Verarbeitung  
von Öko-Lebensmitteln in Deutschland 

Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) 

meldet jedes Jahr die aktuellen Zahlen der Betriebe, die in 

der Bundesrepublik Deutschland dem Kontrollverfahren 

gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 unterliegen. Für 

den Verarbeitungsbereich wurden zum 31.12.2005 folgende 

Zahlen angegeben:

7.040 Betriebe insgesamt, davon: 

• 	 4.135 lebensmittelverarbeitende Betriebe (Kontrollbe-

reich „B“),

• 	 2.475 landwirtschaftliche Betriebe mit Verarbeitung, 

davon 9 auch mit Import (Kontrollbereich „AB“ bzw. 

„ABC“), 

• 	 430 Importeure mit Verarbeitung (Kontrollbereich 

„BC“).

Eine nähere Betrachtung der Struktur der lebensmittelver-

arbeitenden Betriebe (Kontrollbereich „B“) hinsichtlich 

ihrer Zugehörigkeit zu verschiedenen Produktionszweigen 

ist anhand der von der BLE veröffentlichten Daten nicht 

möglich. Einen gewissen Anhaltspunkt für die Verteilung 

der Verarbeiter pflanzlicher und tierischer Erzeugnisse auf 

einzelne Branchen können jedoch die Strukturdaten der 

den anerkannten Verbänden des ökologischen Landbaus 

in Deutschland angeschlossenen Verarbeitungsbetriebe 

liefern: 

•	 Die Mehrzahl der Verarbeiter von Öko-Lebensmitteln 

sind kleine und mittlere, handwerklich strukturierte 

Unternehmen.

• 	 Etwa 70 Prozent der Verarbeiter sind getreideverarbei-

tende Betriebe aller Art wie z. B. Bäckereien, Mühlen, 

Cerealien- und Teigwarenhersteller oder Brauereien. 

• 	 Etwa 25 Prozent aller Verarbeiter gehören zur Gruppe 

der Bäckereien bzw. Backwarenhersteller. Öko-Bä-

ckereien nehmen etwa einen Anteil von 6 Prozent aller 

eigenständigen Backbetriebe in Deutschland ein. 

• 	 Die etwa 250 bis 300 Öko-Metzgereien und -fleischver-

arbeitenden Betriebe machen gut 6 bis 7 Prozent aller 

Verarbeiter von Öko-Lebensmitteln aus. Der Anteil der 

Öko-Metzgereien an allen Fleischer-Fachgeschäften 

beträgt jedoch nur ca. 1,5 Prozent. 

links:
Biometzgereien machen 
erst einen Anteil von 
gut 1,5 Prozent aller 
eigenständigen fleisch-
verarbeitenden Hand-
werksbetriebe aus

rechts oben: 
Etwa 70 % der Bio-Ver-
arbeitungsunternehmen 
sind getreideverarbei-
tende Betriebe

rechts unten:
Es gibt etwa 40 Bio- 
molkereien in Deutsch-
land, die ein umfang-
reiches Sortiment an 
Milchprodukten her-
stellen
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• 	 Größere Marktbedeutung haben darüber hinaus Molke-

reien und Käsereien sowie obst- und gemüseverarbei-

tende Betriebe, dazu zählen Hersteller von Fruchtsäften, 

Babykost, Tiefkühlkost, Gemüse- und Obstkonserven, 

Fruchtaufstrichen oder Kartoffelerzeugnissen.

Geltungsbereich der EG-Öko-Verordnung 
bezüglich Verarbeitungserzeugnisse 

In Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b) ist der Anwendungsbe-

reich der EG-Öko-Verordnung geregelt. 

Verarbeitete Öko-Lebensmittel sind demnach 

„für den menschlichen Verzehr bestimmte ver-

arbeitete pflanzliche und tierische Agrarerzeug-

nisse, die im Wesentlichen aus einer oder meh-

reren Zutaten pflanzlichen und/oder tierischen 

Ursprungs bestehen.“ 

Diese Definition ist wie folgt auszulegen:

Die Verordnung gilt nur für verarbeitete Lebensmittel (und 

nicht z. B. für Kosmetika, die aus Agrarerzeugnissen her-

gestellt sind). Die Bezeichnung „im Wesentlichen“ meint 

die nach allgemeiner Verkehrsauffassung wesentlichen 

bzw. wertbestimmenden Bestandteile landwirtschaftlichen 

Ursprungs eines verarbeiteten Lebensmittels. So fallen 

verarbeitete Lebensmittel wie z. B. Fruchtnektar, die an-

teilsmäßig mehr als 50 Prozent nicht-landwirtschaftliche 

Zutaten enthalten (hier: Wasser), in den Anwendungsbereich 

der Verordnung, denn in einer qualitativen Betrachtung ist 

die landwirtschaftliche Zutat (hier: Frucht) der wesentliche 

Bestandteil des Lebensmittels. 

Entscheidend für den Geltungsbereich sind weiterhin die in 

Artikel 4 der Verordnung vorgenommenen Begriffsbestim-

mungen. Der Gesetzgeber definiert den Begriff „Aufberei-

tung“ in Artikel 4 Nr. 3 wie folgt:

„Arbeitsgänge zur Haltbarmachung und/oder 

Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

(einschließlich Schlachten und Zerlegen bei 

tierischen Erzeugnissen) sowie Verpackung 

und/oder Veränderung der Form des Hinweises 

auf den ökologischen Landbau bei der Etiket-

tierung frischer, haltbar gemachter und/oder 

verarbeiteter Erzeugnisse.“ 

■

■

Aus dieser Definition ist abzuleiten, dass über die eigent-

liche Verarbeitung, z. B. die physikalische, thermische oder 

fermentative Behandlung von Lebensmitteln, hinaus auch 

alle vor- und nachgelagerten Be- und Verarbeitungsschritte 

bis hin zum Verpacken unter die Verordnung fallen.

Verarbeitung und Kennzeichnung von  
Öko-Lebensmitteln  
(Artikel 5: „Etikettierung“)

Grundregeln 

Folgende Grundsätze sind zu beachten:

Im Sinne dieser Verordnung gilt ein Erzeugnis als 

aus ökologischem Landbau stammend gekenn-

zeichnet, wenn in der Etikettierung, der Werbung 

oder den Geschäftspapieren das Erzeugnis, seine 

Bestandteile (...) mit Bezeichnungen versehen 

werden, die dem Käufer den Eindruck vermitteln, 

dass das Erzeugnis, seine Bestandteile (...) nach 

den in Artikel 6 genannten Produktionsregeln 

(Erzeugungsvorschriften) gewonnen wurden 

(siehe Artikel 2, Satz 1).

Es können nur Erzeugnisse mit einem Hinweis auf den 

ökologischen Landbau versehen werden, die den Produk-

tionsregeln der EG-Öko-Verordnung entsprechen. Der 

Gesetzgeber hat bestimmt, dass in der deutschen Sprache 

die Bezeichnungen „ökologisch, biologisch“, die daraus 

abgeleiteten gebräuchlichen Bezeichnungen (wie Bio-, Öko- 

usw.) und ihre Diminutive, alleine oder kombiniert verwen-

det, als solcher Hinweis zu betrachten ist. Darunter fallen 

auch die Markenzeichen der Verbände des ökologischen 

Landbaus wie „Bioland“, „Demeter“ oder „Naturland“, die 

Hersteller- oder Handelsmarken von Öko-Lebensmitteln 

sowie das staatliche Bio-Siegel. Im Zweifelsfall fallen auch 

Lebensmittel in den Geltungsbereich der Verordnung, die 

durch Aufmachung, grafische Elemente oder werbliche 

Aussagen bei den angesprochenen Verkehrskreisen den 

Eindruck hervorrufen können, dass das Produkt gemäß den 

Methoden des ökologischen Landbaus erzeugt wurde. 

Die Verordnung führt in Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe g 

weiter aus, dass in der Verkehrsbezeichnung von verarbei-

teten Agrarerzeugnissen nur auf den ökologischen Landbau 

Bezug genommen werden darf, wenn sich die Angaben zu 

■
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den Verfahren des ökologischen Landbaus klar auf eine 

landwirtschaftliche Produktionsweise beziehen und diesen 

Angaben ein Hinweis auf die betreffenden Zutaten landwirt-

schaftlichen Ursprungs beigefügt ist, sofern diese Angaben 

nicht bereits eindeutig aus der Zutatenliste hervorgehen. 

In der Praxis wird diese Bestimmung üblicherweise in der 

Form umgesetzt, dass die landwirtschaftlichen Zutaten 

aus ökologischem Landbau in der Zutatenliste mit einem 

Sternchen und die Zutatenliste mit einer Fußnote wie 

beispielsweise (* aus ökologischem Landbau) versehen 

werden. Erfolgen keine eindeutigen Angaben im Zutaten-

verzeichnis, so muss in der Kennzeichnung des Produktes 

an anderer Stelle eindeutig auf die verwendeten Zutaten aus 

ökologischem Landbau hingewiesen werden, zum Beispiel 

„Öko-Frischkäse, mit Milch von ausgewählten Bauernhöfen 

mit ökologischer Wirtschaftsweise“.

Das Erzeugnis oder seine Zutaten dürfen nicht 

mit ionisierenden Strahlen behandelt worden 

sein (siehe Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe e bzw. 

Absatz 5a Buchstabe f).

Für die Praxis ist diese Bestimmung relevant für die gemäß 

Anhang VI Teil C (Seite 167) zugelassenen konventionellen 

Gewürze und Kräuter. In Deutschland dürfen nach der Le-

bensmittelbestrahlungs-Verordnung auf der Grundlage der 

Richtlinien 1999/2/EG und 1999/3/EG ohne Allgemeinver-

fügung des Bundesinstituts für Lebensmittelsicherheit und 

Verbraucherschutz (BVL) lediglich getrocknete aromatische 

Gewürze und Kräuter bestrahlt angeboten und verkauft wer-

den. Falls konventionelle Gewürze oder Kräuter verwendet 

werden, ist sicherzustellen, dass keine mit ionisierenden 

Strahlen behandelten Produkte für Öko-Lebensmittel zum 

Einsatz gelangen. Es empfiehlt sich, die Warenbegleit-

dokumente hinsichtlich der gesetzlich vorgeschriebenen 

Deklaration der Bestrahlung zu überprüfen.

Das Erzeugnis darf nicht unter Verwendung 

von genetisch veränderten Organismen (GVO) 

und/oder auf deren Grundlage hergestellten 

Erzeugnissen hergestellt worden sein (siehe 

Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe h, siehe hierzu 

auch Seite 33).

In der Verordnung (EG) Nr. 1804/1999 vom 19.07.1999 zur 

Einbeziehung der tierischen Erzeugung in den Geltungs-

bereich der EG-Öko-Verordnung wurde erstmals ein mit 

Veröffentlichung sofort wirksames, umfassendes Verbot 

des Einsatzes von GVO in Öko-Lebensmitteln erlassen. Der 

■

■

Rat der EG begründet dieses Verbot mit der Unvereinbarkeit 

von GVO und/oder deren Derivaten mit der ökologischen 

Wirtschaftsweise sowie der Bewahrung des Vertrauens der 

Verbraucher in Erzeugnisse aus ökologischem Landbau.

Aufgrund der Begriffsbestimmung in Artikel 4 Nr. 12 der 

EG-Öko-Verordnung ist die Verwendung von GVO und 

GVO-Derivaten als Lebensmittel, Lebensmittelzutaten 

(einschließlich Zusatzstoffe und Aromen) und Verarbei-

tungshilfsstoffe (einschließlich Extraktionslösungsmittel) 

bei der Verarbeitung von Öko-Lebensmitteln ausgeschlos-

sen. Der Verarbeiter hat im Rahmen des Kontrollverfahrens 

einen entsprechenden Unbedenklichkeitsnachweis durch 

rechtsverbindliche Zusicherungserklärungen der Lieferanten 

zu erbringen. 

In der Praxis ist dieser Nachweis zumindest bei den in 

Anhang VI Teil A und B (Seite 164/166)) aufgeführten 

Zusatz- und Hilfsstoffen erforderlich, sofern diese außer-

halb des Produktionssystems des ökologischen Landbaus 

hergestellt wurden. Dazu zählen u. a. Kulturen von Mi-

kroorganismen (einschließlich Hefen), Enzyme, Aromen, 

Vitamine oder Zusatzstoffe (z. B. Ascorbinsäure oder andere 

Genusssäuren).

Das verarbeitete Agrarerzeugnis muss – bezogen 

auf den Geltungsbereich der Bundesrepublik 

Deutschland – die Codenummer der Kontroll-

stelle enthalten, die für das Unternehmen, das 

die letzte Aufbereitungshandlung vorgenom-

men hat, zuständig ist (siehe Artikel 5 Absatz 

3 Buchstabe g). 

Die so genannte EG-Codenummer muss sich immer auf 

das Unternehmen beziehen, das die letzte Aufbereitung des 

Erzeugnisses im arbeitsteiligen Verarbeitungsprozess, in der 

Regel das Verpacken bzw. Etikettieren des Erzeugnisses, 

vorgenommen hat und dem EG-Kontrollverfahren unterliegt. 

Unternehmen, die Öko-Lebensmittel im Auftrag herstellen 

und etikettieren lassen und dann im eigenen Namen oder 

unter Handelsmarke in Verkehr bringen, müssen die Code-

nummer des Herstellers verwenden. 

Ein Verarbeitungserzeugnis darf nicht zusammen 

eine ökologisch erzeugte Zutat landwirtschaft-

lichen Ursprungs und eine gleiche konventionell 

erzeugte Zutat enthalten (siehe Artikel 5 Absatz 

10).

■

■
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Diese Vorschrift soll verhindern, dass Verarbeiter durch 

gleichzeitige Verwendung einer ökologisch erzeugten Zu-

tat (z. B. Öko-Leinöl) und einer gemäß Anhang VI Teil C 

noch erlaubten konventionellen Zutat (z. B. konventionelles 

Leinöl) in ein und demselben Produkt unzulässige Wettbe-

werbsvorteile erzielen.

Auf weitere Grundregeln des Artikels 5 wird in den 
nachfolgenden Kapiteln näher eingegangen.

Herkunft der Zutaten landwirtschaftlichen 
Ursprungs 

(Siehe hierzu auch das Kapitel „2. Kennzeichnung und 

Kontrolle“ in dieser Broschüre Seite 22).

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1935/95 vom 22.06.1995 

zur Änderung der EG-Öko-Verordnung Nr. 2092/91 wur-

den ergänzende Etikettierungsvorschriften zu Artikel 5 

erlassen. Seitdem ergibt sich in Abhängigkeit von der Höhe 

des Anteils der Zutaten aus ökologischem Landbau grund-

sätzlich die Möglichkeit der so genannten 95% - oder 70% 

- Etikettierung von Lebensmitteln mit Hinweisen auf den 

ökologischen Landbau. 

Für die Berechnung der Prozentsätze gelten gemäß Artikel 

5 Absatz 9 die Vorgaben der Richtlinie 79/112/EWG. Der 

ständige Ausschuss für ökologischen Landbau der Europä-

ischen Kommission hat Leitlinien für die Berechnung der 

prozentualen Anteile herausgegeben, die auch zur Klärung 

von Auslegungsfragen dienen.

95 % - Etikettierungsregel 

In der Kennzeichnung und Werbung für verarbeitete Agrar-

erzeugnisse darf in der Verkehrsbezeichnung auf den öko-

logischen Landbau nur Bezug genommen werden, wenn 

mindestens 95 Prozent der Zutaten landwirtschaftlichen 

Ursprungs aus ökologischem Landbau stammen (Absatz 

3 Buchstabe a). Die übrigen Zutaten landwirtschaftlichen 

Ursprungs müssen in Anhang VI Teil C aufgeführt oder 

durch einen Mitgliedsstaat vorläufig zugelassen sein (Absatz 

3 Buchstabe b). 

Die 95 % - Etikettierungsregel hat sich als Stan-

dard für Öko-Auslobungen auf dem deutschen 

Biomarkt durchgesetzt.

70 % - Etikettierungsregel 

In der Kennzeichnung und Werbung für verarbeitete Agrar-

erzeugnisse darf auf den ökologischen Landbau nur Bezug 

genommen werden, wenn mindestens 70 Prozent der Zutaten 

landwirtschaftlichen Ursprungs aus ökologischem Landbau 

stammen (Absatz 5a Buchstabe a) und wenn 

• 	 die Hinweise auf den ökologischen Landbau im Zuta-

tenverzeichnis eindeutig auf die betreffenden Zutaten 

bezogen sind und 

• 	 ein gesonderter Hinweis im gleichen Sichtbereich wie 

die Verkehrsbezeichnung in der Form „X Prozent der 

■

oben: Wenn konventionelle Gewürze oder Kräuter eingesetzt wer-
den, dürfen sie nicht mit ionisierenden Strahlen behandelt sein
rechts: Ein Verarbeitungserzeugnis darf nicht zusammen eine öko-
logisch erzeugte und eine gleiche konventionelle Zutat enthalten
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Teil A	 (Seite 164) enthält die gemäß Artikel 5 Absatz 

3 Buchstabe c) bzw. Absatz 5a Buchstabe d) der 

EG-Öko-Verordnung zugelassenen Zutaten nicht-

landwirtschaftlichen Ursprungs (Lebensmittelzu-

satzstoffe, einschließlich Träger),

Teil B 	 (Seite 166) enthält die gemäß Artikel 5 Absatz 

3 Buchstabe d) bzw. Absatz 5a Buchstabe e) der 

EG-Öko-Verordnung zugelassenen Verarbeitungs-

hilfsstoffe,

Teil C (Seite 167) enthält die gemäß Artikel 5 Absatz 3 

Buchstabe b) bzw. Absatz 5a Buchstabe b) der 

EG-Öko-Verordnung zugelassenen Zutaten land-

wirtschaftlichen Ursprungs, die nicht ökologisch 

erzeugt oder durch einen Mitgliedsstaat vorläufig 

zugelassen wurden.

Die Auflistung der Zusatz- und Hilfsstoffe in Anhang VI 

Teil A und B bedeutet nicht, dass diese uneingeschränkt bei 

der Herstellung von Öko-Lebensmitteln eingesetzt werden 

können. In dieser Hinsicht werden in der Verordnung (EWG) 

Nr. 207/93 einige grundsätzliche Erwägungen angestellt: 

• 	 Verarbeitungserzeugnisse aus ökologischem Landbau 

müssen nach dem Verständnis des Verbrauchers im 

Wesentlichen aus naturbelassenen Zutaten bestehen. 

Diesem Grundsatz folgend, lässt der Gesetzgeber 

weitaus weniger Zusatz- und Hilfsstoffe für Öko-

Lebensmittel als lebensmittelrechtlich möglich zu, 

um einen geringen Verarbeitungsgrad und damit eine 

weitgehende Naturbelassenheit von Öko-Lebensmitteln 

zu gewährleisten.

• 	 Die in Anhang VI genannten Zutaten und Verarbei-

tungshilfsstoffe dürfen nur gemäß den gesetzlichen 

Vorschriften über die Aufbereitung von Lebensmitteln 

und entsprechend der guten Herstellungspraxis für 

Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs sind nach den 

Grundregeln für den ökologischen Landbau gewonnen 

worden“ erfolgt (weitere Bestimmungen siehe Absatz 

5a). 

In der Praxis haben sich Verarbeitungsprodukte 

mit der 70 % - Etikettierung nicht durchgesetzt, 

weil der möglichen Verwendung von nicht ökolo-

gisch erzeugten Zutaten gemäß Anhang VI Teil C 

enge Grenzen gesetzt sind und entsprechende 

Produkte im Wettbewerb am Markt gegenüber 

den qualitativ höherwertigen Produkten mit der 

95 % - Etikettierung nicht bestehen können.

Verarbeitung von Produkten aus der Umstellung 

(Siehe hierzu auch das Kapitel „2. Kennzeichnung und 

Kontrolle“ in dieser Broschüre.)

Unter bestimmten Voraussetzungen können pflanzliche 

Erzeugnisse mit dem Hinweis „hergestellt im Rahmen der 

Umstellung auf den ökologischen Landbau“ versehen wer-

den (Absatz 5 Buchstabe c). Demnach darf das Erzeugnis 

nur eine pflanzliche Zutat landwirtschaftlichen Ursprungs 

enthalten (Absatz 5 Buchstabe d). Ein Weizenbrot beispiels-

weise kann mit dem Umstellungshinweis gekennzeichnet 

werden, wenn Weizen aus der Umstellung, aber sonst keine 

weiteren Zutaten pflanzlichen Ursprungs (z. B. Sonnenblu-

menkerne) verwendet werden. Aufgrund der wesentlichen 

Einschränkungen hat der Umstellungshinweis in der Praxis 

keine Bedeutung bei verarbeiteten pflanzlichen Erzeugnis-

sen erlangt. Für verarbeitete und unverarbeitete tierische 

Agrarerzeugnisse ist ein Hinweis auf die Umstellung auf 

den ökologischen Landbau generell nicht zulässig.

Anhang VI (Zutaten, Verarbeitungshilfsstoffe 
u. a. - Seite 163)

Grundsätze 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 207/93 vom 29.01.1993 

wurde erstmals ein konkreter Inhalt des Anhangs VI durch 

erschöpfende Verzeichnisse für die Teile A, B und C fest-

gelegt:

■

Stammen mehr 
als 95 Gewichts
prozent der 
Zutaten aus 
ökologischem 
Landbau, darf 
die Ware in 
der Verkehrs-
bezeichnung 
als Bio-Produkt 
gekennzeichnet 
werden
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Lebensmittel (GMP = Good Manufacturing Practice) 

verwendet werden. Die gute Herstellungspraxis wurde 

erstmals 1968 von der Weltgesundheitsorganisation in 

GMP-Richtlinien für Arzneimittel formuliert. Dabei 

geht es um grundlegende Anforderungen an die Qua-

litätssicherung in der Herstellung bzw. industriellen 

Fertigung (Personal, technische Ausrüstung, Her-

stellungsvorgänge, Hygiene etc.) und das Qualitäts-

kontrollsystem. Die GMP-Richtlinien sind inzwischen 

weltweit auch für die Lebensmittelproduktion anerkannt 

und berücksichtigen den aktuellen Stand der Technik, 

Wissenschaft und Rechtsprechung. Die gute Herstel-

lungspraxis, die in Deutschland u. a. in den Leitsätzen 

des Deutschen Lebensmittelbuches zum Ausdruck 

kommt, kann im Einzelfall den Verzicht auf bestimmte 

Zusatzstoffe verlangen, wenn alternative Verfahren ein 

gleichwertiges Ergebnis bringen.

• 	 Schließlich sind Zusatzstoffe und technische Hilfsstoffe 

nur unter der Bedingung erlaubt, wenn diese herkömm-

licherweise in der Lebensmittelverarbeitung eingesetzt 

werden und vorzugsweise in der Natur vorkommen 

und wenn das Öko-Lebensmittel ohne diese Stoffe 

nachweislich nicht herzustellen oder haltbar zu machen 

ist. 

Mit Erlass der Verordnung (EG) Nr. 780/2006 vom 24.05.2006 

zur Änderung des Anhangs VI der EG-Öko-Verordnung hat 

die Europäische Kommission gemäß Auftrag von Artikel 5 

Absatz 8 nunmehr erschöpfende Verzeichnisse der für verar-

beitete pflanzliche und tierische Agrarerzeugnisse erlaubten 

Zusatz- und Hilfsstoffe aufgestellt. Damit wurde die viele 

Jahre bestehende Regelungslücke bezüglich der Verarbei-

tung von Erzeugnissen, die Zutaten tierischen Ursprungs 

enthalten, geschlossen. Außerdem wurden erstmalig die 

für die Bereitung von Obstweinen erlaubten Zusatzstoffe 

festgelegt. Darunter sind hier Weine zu verstehen, die aus 

anderem Obst als Weintrauben gefertigt werden. Die Ände-

rungsverordnung sieht eine lange Anpassungsfrist vor, denn 

sie gilt erst mit Wirkung vom 01.12.2007 (Seite 171).

Weiterhin bestimmt Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung, dass 

konventionelle Zutaten nur dann in Anhang VI Teil C auf-

genommen werden dürfen, wenn sie nachweislich landwirt-

schaftlichen Ursprungs sind und aus ökologischem Landbau 

in der Europäischen Gemeinschaft nicht in ausreichender 

Menge erzeugt oder aus Drittländern eingeführt werden 

können. Dazu hat die Europäische Kommission in der Ver-

ordnung (EWG) Nr. 207/93 den Grundsatz aufgestellt, dass 

der Teil C regelmäßig den Erkenntnissen und Entwicklungen 

hinsichtlich der Verfügbarkeit von ökologisch erzeugten 

Zutaten auf dem europäischen Markt anzupassen ist. 

Zutaten nicht-landwirtschaftlichen Ursprungs  
(Teil A, Seite 164)

A.1 Lebensmittelzusatzstoffe (einschließlich Träger) 
Die für Öko-Lebensmittel zugelassenen Zusatzstoffe sind auf 

Seite 164 entsprechend ihren E-Nummern in aufsteigender 

Reihenfolge aufgelistet. Es handelt sich dabei unter ande-

rem um Säuerungsmittel, Stabilisatoren, Antioxidantien, 

Konservierungsstoffe, Backtriebmittel, Emulgatoren, Bin-

demittel und Trennmittel, die in der Lebensmittelverarbei-

tung gebräuchlich sind. In Übereinstimmung mit den oben 

genannten Grundsätzen für Verarbeitungserzeugnisse aus 

ökologischem Landbau wurde auf problematische Stoffe wie 

z. B. Geschmacksverstärker, Schnellreifemittel, Süßstoffe 

und Phosphate (mit Ausnahme von Monocalciumphosphat 

als Triebmittel in Mehlen) verzichtet. 

Die Bemerkungen zu bestimmten Stoffen in der rechten 

Spalte der Tabelle sind als Anwendungsbedingungen zu 

verstehen. Darüber hinaus sind einzelne Zusatzstoffe näher 

spezifiziert, z. B. nicht-amidiertes Pektin durch den E-Num-

mern-Zusatz (i). Die Zulassung eines Zusatzstoffes schließt 

gegebenenfalls auch den üblicherweise dafür verwendeten 

Trägerstoff (z. B. Stärke oder Dextrose) mit ein.

Mit der Änderungsverordnung Nr. 780/2006 erfolgte eine 

Erweiterung der Liste der Zusatzstoffe, die bei der Ver-

arbeitung von pflanzlichen und tierischen Erzeugnissen 

verwendet werden können, um 12 auf nunmehr 47 Stoffe. 

Der Stoff Karayagummi (E 416) wurde gestrichen. Auf 

folgende Änderungen soll an dieser Stelle besonders hin-

gewiesen werden:

•	 Erstmalig wurden natürliche Farbstoffe (E 153, E 160 b) 

zugelassen, die für bestimmte Käsespezialitäten be-

stimmt sind.

•	 Neu ist auch die Aufnahme der Zusatzstoffe Schwe-

feldioxid (E 220) oder alternativ Kaliummetalbisulfit 

(E 224) zur Schwefelung von Obstweinen und Met 

in Verbindung mit einer Höchstgehaltsregelung zur 

Gesamtmenge an SO
2
.

•	 Zur Konservierung von Fleischerzeugnissen wurden 

Natriumnitrit (E 250) und Kaliumnitrat (Salpeter, E 252) 
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zugelassen. Die Festlegung von Richtwerten für die 

Zugabemenge und Rückstandshöchstmengen deutet 

darauf hin, dass die Aufnahme dieser Zusatzstoffe als 

nicht unproblematisch angesehen wurde. Als Kompro-

misslösung haben die EU-Mitgliedsstaaten vereinbart, 

vor dem 31.12.2007 eine Begrenzung oder das Verbot 

der Verwendung dieser Zusatzstoffe erneut zu prüfen. 

	 Darüber hinaus wurde für Fleischerzeugnisse Natrium-

ascorbat (E 301) in Verbindung mit Nitrit oder Nitrat 

zugelassen.

•	 Erwähnt sei noch die Aufnahme von Calciumchlorid (E 

509) zur Milchgerinnung, ein Stoff, der die Eiweißaus-

beute bei der Käseherstellung erhöht. 

A.2 Aromen 
Der Einsatz von Aromen in Öko-Lebensmitteln ist auf 

Aromen beschränkt, die gemäß Richtlinie 88/388/EWG als 

natürlicher Aromastoff oder als Aromaextrakt definiert sind. 

Ausgeschlossen sind damit naturidentische Aromen. 

Weitergehende Einschränkungen, insbesondere hinsichtlich 

des Gewinnungsverfahrens oder des Zusatzes von Konser-

vierungs- und Trägerstoffen, gibt es bei Aromen nicht, es 

sei denn, das Aroma wurde unter Verwendung von GVO 

und/oder von auf deren Grundlage hergestellten Erzeug-

nissen hergestellt. 

Einschränkungen gibt es allerdings für Aromaextrakte, die 

als „ökologische Aromaextrakte“ gekennzeichnet sind oder 

beworben werden. Diese müssen den Vorgaben von Art. 5 

Abs. 3 der EG-Öko-Verordnung entsprechen. Das bedeutet, 

dass mind. 95 % der Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs 

aus ökologischer Erzeugung stammen und die andere Zu-

taten, die nicht ökologisch erzeugt wurden, in Anhang VI 

Teil C gelistet sein müssen. Außerdem dürfen nur Zusatz-

stoffe gemäß Anh. VI Teil A und Verarbeitungshilfsstoffe 

gemäß Anh. VI Teil B (z.B. Kohlendioxid, Ethanol) der 

EG-Öko-Verordnung für die Herstellung von ökologischen 

Aromaextrakten verwendet werden.

Die  Möglichkeit der Verwendung von herkömmlichen 

Aromastoffen steht in gewissem Widerspruch zu dem 

Anspruch der weitestgehenden Naturbelassenheit von Öko-

Lebensmitteln. Die Verbraucherwartung ist jedoch, dass eine 

Aromatisierung von Öko-Lebensmitteln nur mittels Öko-

Zutaten (z.B. Gewürze) oder Aromastoffen bzw. -extrakten 

erfolgt, die aus den namengebenden, ökologisch erzeugten 

Früchten gewonnen werden.

A.3 Wasser und Salz 
Der Einsatz von Speisesalzen in Öko-Lebensmitteln, ob als 

Stein-, Siede- oder Meersalz, unterliegt gemäß Verordnung 

keinen Beschränkungen, sofern sie in der Lebensmittelver-

arbeitung üblich sind. Demnach kann Speisesalz, dem das 

Spurenelement Jod in Form von Natrium- oder Kaliumjodat 

(„Jodsalz“) oder der Zusatzstoff Kaliumferrocyanid (E 536) 

als Trennmittel und Stabilisator („gelbes Blutlaugensalz“) 

zugesetzt ist, verwendet werden. Um dem Grundsatz der 

Naturbelassenheit von Öko-Lebensmitteln zu entsprechen, 

Nur etwa ein Zehntel der in der Lebensmittelwirtschaft sonst zuläs-
sigen Zusatzstoffe dürfen in der Verarbeitung für Öko-Lebensmittel 
eingesetzt werden

Statt auf sonst zulässige Farb-, Konservierungs- und 
Geschmacksstoffe setzen Bio-Verarbeiter auf handwerk-
liches Können
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sollte - wenn möglich - auf Speisesalze ohne Rieselhilfsmittel 

zugegriffen werden, die ausreichend am Markt verfügbar 

sind.

A.4 Kulturen von Mikroorganismen 
Die normalerweise in der Lebensmittelherstellung verwen-

deten Kulturen von Mikroorganismen, insbesondere 

•	 Starter- und Reifungskulturen bei der Herstellung von 

Käse, Milcherzeugnissen und Wurstwaren, 

•	 Hefen und Säuerungskulturen bei der Backwaren- und 

Bierherstellung oder 

•	 Kulturen für milchsauer vergorene Säfte und Gemüse-

erzeugnisse, 

können auch für Öko-Lebensmittel eingesetzt werden. 

Anforderungen an die Beschaffenheit der Nährmedien bzw. 

Substrate, auf denen die Kulturen gezüchtet sind, werden 

nicht gestellt.

A.5 Mineralien (einschließlich Spurenelemente), 
Vitamine, Aminosäuren und andere Stickstoffverbin-
dungen 
Eine künstliche Anreicherung von Lebensmitteln, insbeson-

dere mit Vitaminen und Mineralstoffen, wie sie heute im 

Zuge der Gesundheits- und Fitnesswelle in zunehmendem 

Maße bei herkömmlichen Lebensmitteln (z. B. funktio-

nellen Lebensmitteln) stattfindet, ist bei Öko-Lebensmitteln 

nicht zulässig, es sei denn, dass gemeinschaftsrechtlich 

ein bestimmter Gehalt an Vitaminen oder Mineralien vor-

geschrieben ist. So ist seit Verabschiedung der EG-Öko-

Verordnung beispielsweise der konkrete Fall eingetreten, 

dass aufgrund der geänderten Richtlinie 96/5/EG und einer 

entsprechenden Änderung der Diätverordnung Getreidebei-

kost für Säuglinge und Kleinkinder und demzufolge auch 

Bio-Getreidebeikost seit 1998 mit Vitamin B1 (Thiamin) 

ergänzt werden muss. 

A.6 Verwendung bestimmter Farben für Stempelauf-
drucke
Mit der Verordnung (EG) Nr. 780/2006 wurde der Punkt 

A.6 neu aufgenommen, der bezüglich der Verwendung von 

Stempelfarben auf den Schalen auf Eiern auf die Bestim-

mungen von Artikel 2 Absatz 9 der Richtlinien 94/36/EG 

verweist. 

Verarbeitungshilfsstoffe (Teil B, Seite 166)

Nach Wortlaut des Artikels 5 der EG-Öko-Verordnung 

gelten die gemäß Teil B des Anhangs VI zugelassenen 

Verarbeitungshilfsstoffe bzw. technischen Hilfsstoffe für 

sämtliche Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs, also 

auch für ggf. verwendete konventionelle Zutaten gemäß 

Anhang VI Teil C. Einzelne Verarbeitungshilfsstoffe sind 

- wie bei den Lebensmittelzusatzstoffen - auf Seite 164 mit 

Anwendungsbedingungen versehen.

Die Liste der zugelassenen Verarbeitungshilfsstoffe ist im 

Zuge der mit Verordnung Nr. 780/2006 erfolgten Erwei-

terung des Geltungsbereiches auf tierische Verarbeitungs-

produkte nur unwesentlich verändert worden. Beibehalten 

wurde die Regelung, dass die Möglichkeit der Verwendung 

von Isopropanol als Hilfsstoff beim Kristallisationsprozess 

in der Zuckerherstellung am 31.12.2006 endet.

Als Verarbeitungshilfsstoffe sind darüber hinaus die norma-

lerweise zur Lebensmittelherstellung verwendeten Zuberei-

tungen aus Mikroorganismen und Enzyme zugelassen, mit 

Ausnahme von gentechnisch veränderten Mikroorganismen 

oder von GVO abgeleiteten Enzymen. Eine Regelungslücke 

besteht insofern, dass die Enzyme in der Verordnung nicht 

weiter spezifiziert sind, zumal heute eine Reihe von funkti-

onellen Enzymen ähnliche technologische Wirkungen wie 

Zusatzstoffe entfalten.

Konventionelle Zutaten landwirtschaftlichen  
Ursprungs (Teil C, Seite 167) 

Die Europäische Kommission passt die Liste der erlaubten 

konventionellen Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs 

entsprechend der Verfügbarkeit von ökologisch erzeugten 

Zutaten auf dem europäischen Markt regelmäßig an. 

Folgerichtig wurden in den letzten Jahren eine Reihe von 

Verordnungen zur Anpassung des Anhangs VI Teil C der EG-

Öko-Verordnung erlassen, insbesondere mit der Verordnung 

(EG) 2020/2000 vom 25.09.2000 sowie den nachfolgenden 

Änderungsverordnungen Nr. 473/2002 vom 15.03.2002 und 

Nr. 1481/2004 vom 19.08.2004. Die Tabelle auf Seite 167 

gibt den aktuellen Stand wieder. 

Des Weiteren hat die Kommission in der Verordnung (EG) 

Nr. 2020/2000 die einheitlichen Durchführungsbestimmun-

gen für die Zulassung von konventionellen Zutaten, die von 

Anhang VI Teil C abweichen, geändert. Danach können 

die Mitgliedsstaaten der EG in begründeten Mangelsitu-

ationen unter bestimmten Verfahrensbedingungen weitere 
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konventionelle Zutaten für befristete Zeiträume vorläufig 

zulassen. Die Marktteilnehmer haben die Zulassung bei 

der zuständigen Überwachungsbehörde mit Nachweis des 

Mangels zu beantragen.

Zum Abschluss der Ausführungen zu Anhang VI der Ver-

ordnung soll ein konkreter Vergleich von ökologischen und 

konventionellen Verarbeitungsprodukten aufzeigen, wie sich 

in der Praxis die unterschiedlichen Zulassungsbedingungen 

für die Verwendung von Zutaten und Zusatzstoffen auf die 

Zusammensetzung der Produkte auswirken können. Zu 

diesem Zweck wurden zwei Beispiele aus dem Lebensmit-

teleinzelhandel ausgewählt (Seite 71 und 72).

Nicht geregelte Verarbeitungsbereiche

Die EG-Öko-Verordnung begrenzt die Normen zur Verar-

beitung von Öko-Lebensmitteln auf folgende Bereiche: 

• 	 grundsätzlicher Ausschluss der Verwendung von gen-

technisch veränderten Organismen und der Behandlung 

mit ionisierenden Strahlen sowie 

• 	 erschöpfende Auflistung der zugelassenen Zutaten und 

Hilfsstoffe in den Teilen A, B und C des Anhangs VI.

Die Verordnung enthält keine ausdrücklichen Vorschriften zu 

den üblichen Verfahren in der Lebensmittelverarbeitung, die 

Vergleich von ökologischen 
und konventionellen  
Verarbeitungsprodukten  
Beispiel 1: 

Herkömmliche Margarine

Zutaten:

(1) Pflanzliche Öle und Fette, z. T. gehärtet, Wasser 

(2) Emulgatoren: Lecithin (E 322), Mono- und  
Diglycerid (E 471), Salz Säuerungsmittel: Milch-

säure (E 270)

(3) Aroma
(4) Vitamine
(5) Farbstoff: Carotin (E 160a)

Anmerkungen aus Sicht der EG-Öko-Verordnung: 

(1) 	Gehärtete, also chemisch veränderte Öle und Fette 

sind für Öko-Lebensmittel nicht zugelassen. 

(2) 	Glyceride von Speisefettsäuren sind in Anhang 

VI Teil A nicht aufgeführt und können deshalb als 

Emulgatoren nicht für Öko-Lebensmittel verwen-

det werden. 

(3) 	Öko-Lebensmittel dürfen nur natürliche Aromen 

enthalten. 

(4) 	Da ein Zusatz von Vitaminen in Margarine gesetz-

lich nicht vorgeschrieben ist, darf Öko-Margarine 

nicht mit Vitaminen supplementiert werden. 

(5) 	Eine Färbung von Öko-Margarine mit Carotin oder 

anderen natürlichen Farbstoffen ist nicht zugelas-

sen.

■

Öko-Margarine 

Zutaten: 

Sonnenblumenöl desodoriert*, Palmfett*, Wasser,  

Kokosfett*, 

Emulgator: Sojalecithin*, 

Säuerungsmittel: Zitronensaft*, 

Karottensaft* 

(* aus ökologischem Landbau)

Zu dem konkreten Beispiel ist anzumerken, dass die 

Desodorierung von pflanzlichen Fetten und Ölen gemäß 

EG-Öko-Verordnung erlaubt ist. Für die Öko-Margarine 

werden ausschließlich ökologisch erzeugte Lebensmittel-

zutaten (anstatt Zusatzstoffe) als Emulgator, Säuerungs-

mittel und zur Färbung verwendet. Außerdem werden 

keine Aromen zugesetzt.
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Vergleich von ökologischen 
und konventionellen  
Verarbeitungsprodukten  
Beispiel 2: 

Herkömmliche Champignoncreme Suppe  
(Trockensuppe)

Zutaten:

(1) Magermilchpulver, Weizenmehl, pflanzliches Öl 
(gehärtet)

(2) modifizierte Stärke, Champignonextrakt, Jodsalz 

(3) Geschmacksverstärker: Mononatriumglutamat 
(E 621), Champignons 

(4) Milcheiweißerzeugnis, Gewürze und Kräuter 

(5) Aroma, Säuerungsmittel: Citronensäure (E 330)

Anmerkungen aus Sicht der EG-Öko-Verordnung: 

(1)	 siehe Beispiel Margarine 

(2)	 Modifizierte, also chemisch veränderte Stärke ist 

für Öko-Lebensmittel nicht zugelassen. 

(3) 	In Öko-Lebensmitteln dürfen generell keine Ge-

schmacksverstärker eingesetzt werden. 

(4) 	Es wäre zu klären, ob das Milcheiweißerzeugnis 

unter Verwendung der in Anhang VI Teil B aufge-

führten Hilfsstoffe hergestellt ist. 

(5) 	siehe Beispiel Margarine

■

Öko-Champignoncreme Suppe  
(Trockensuppe) 

Zutaten: 

Vollmilchpulver*, Dinkel-, Gersten-, Hafervollkorn-

mehl*, 

Meersalz, Maisstärke*, 

Champignons*, Miso*, Steinpilzpulver*, Zwiebeln*, 

Gewürze und Kräuter*. 

 (* aus ökologischem Landbau)

Dazu ist anzumerken, dass der natürliche Geschmack 

der Öko-Champignoncreme Suppe durch Verwendung 

von ökologisch erzeugten Lebensmittelzutaten statt Ge-

schmacksverstärkern und Aromen erzeugt wird.

über physikalische, thermische oder fermentative Prozesse 

die Beschaffenheit und die ernährungsphysiologische Quali-

tät bzw. den Gesundheitswert eines Lebensmittels beeinflus-

sen. Eine Begrenzung der möglichen Herstellungsweisen für 

Öko-Lebensmittel erfolgt in der Verordnung indirekt über 

den Ausschluss bestimmter Zusatz- und Hilfsstoffe.

Die Verordnung macht außerdem keine expliziten Aussagen 

zu Reinigung und Desinfektion, Vorratsschutz, Packstoffen 

und Umweltaspekten bei der Herstellung von Öko-Lebens-

mitteln.

In diesem Zusammenhang sei auf den privatrechtlichen 

Verarbeitungsstandard verwiesen, der von den anerkannten 

Verbänden des ökologischen Landbaus durch allgemeine 

und produktspezifische Verarbeitungsrichtlinien geschaffen 

wurde. Die Verarbeitungsrichtlinien der Öko-Verbände 

gehen hinsichtlich der Regelungsbreite und -tiefe über 

die Inhalte der EG-Öko-Verordnung hinaus. So erfassen 

die Verbandsrichtlinien produktgruppenspezifisch auch 

die Bereiche Verarbeitungsverfahren, Verpackung, Quali-

tätssicherung oder Schädlingsbekämpfung. Im Vergleich 

zur EG-Öko-Verordnung sind insgesamt deutlich weniger 

Zusatz- und Hilfsstoffe zugelassen und diese in der Regel 

mit Anwendungsbeschränkungen versehen. 

Dahinter steht das Verständnis von einer ganz-

heitlichen Lebensmittelqualität. Das Ziel ist, 

Lebensmittel aus ökologischem Landbau zu 

gewährleisten, die sich durch hohe geschmack-

liche Qualität sowie hohe Gesundheits-, Ökolo-

gie- und Kulturwerte auszeichnen.

■
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	 Jochen Neuendorff

6. Einfuhren aus Drittländern	E
Kontrollen im Einfuhr- bzw. Importunter
nehmen (Anhang III. C, Seite 152) 

Aus der Europäischen Union stammende, unter den Anwen-

dungsbereich der EG-Öko-Verordnung fallende Produkte 

können nach Artikel 12 der Verordnung im Binnenmarkt 

frei gehandelt werden. Anders stellt sich die Situation bei 

denjenigen Öko-Erzeugnissen dar, die aus Nicht-EU-Staaten 

(„Drittländern“) importiert werden. Für eine Vermarktung 

dieser Produkte unter Öko-Auslobung in der EU müssen 

bestimmte Voraussetzungen erfüllt werden. Die Einfuhr-

unternehmen für Öko-Erzeugnisse aus Drittländern und 

die „ersten Empfänger“ (z.B. Lagerhalter) müssen durch 

private Kontrollstellen überprüft werden.

Im Sinne der EG-Öko-Verordnung fertigt ein Einfuhrun-

ternehmen aus Drittländern importierte Waren zum zoll-

rechtlich freien Verkehr ab (Anhang III. C, Definitionen). 

Die vom Einfuhrunternehmen beauftragten Lagerhalter 

sind „erste Empfänger“ der Ware. Das Importunternehmen 

beauftragt sie im Sinne des Anhangs III.D als „Dritte“, um 

Öko-Produkte bis zur Vermarktung sachgerecht einzulagern. 

Solche Lagerhalter wickeln oft auch die Zollformalitäten 

im Auftrag des Importunternehmens ab.

Betriebsbeschreibung und erste Inspektion 

Zu Beginn des Verfahrens wird in Einfuhrunternehmen die 

Betriebsbeschreibung angefertigt (Anhang III. Nr. 3 und 

C Nr. 1). Sie beinhaltet zum Beispiel 

• 	 Namen und Anschrift des Unternehmens und seiner 

Betriebsstätten, 

• 	 Angaben zum Produktsortiment und zu den aus Drittlän-

dern eingeführten landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 

• 	 gegebenenfalls dem Unternehmen vorliegende Ermäch-

tigungen zur Vermarktung von Öko-Produkten aus 

Nicht-EU-Staaten („Vermarktungsermächtigungen“) 

sowie bereits vorhandene Warenbegleitformulare nach 

EG-Öko-Verordnung, 

• 	 Angaben über die Orte des Eingang der landwirtschaft-

lichen Erzeugnisse in die EU (z.B. Name der Einfuhr-

häfen) und die Namen und Anschriften der „ersten 

Empfänger“ von Öko-Ware (Lagerhalter), 

• 	 Lagepläne aller für die Lagerung der Einfuhrerzeugnisse 

genutzten Einrichtungen des Einfuhrunternehmens.

Auch im Importunternehmen werden bei der ersten Inspek-

tion Fragen zur EG-Öko-Verordnung und zum Standard-

kontrollprogramm der privaten Kontrollstelle erörtert. Es 

schließt sich eine Prüfung der Importdokumentation an. In 

allen Belegen (z.B. Bill of Lading, Rechnungen) muss das 

importierte landwirtschaftliche Öko-Produkt ausreichend 

gekennzeichnet sein (z.B. „Bio-Tee“).

Schließlich besuchen die Inspekteurinnen und Inspekteure 

der privaten Kontrollstellen die Lager des Einfuhrunterneh-

mens und stellen fest, ob die importierten Partien ausreichend 

gekennzeichnet sind und separat gelagert werden. Es ist 

notwendig, dass die Warengebinde (z.B. Kisten, Säcke, 

Fässer) einen Bio-Hinweis tragen und durch Angabe einer 

Lot-Nummer den einzelnen Warenbegleitformularen nach 

EG-Öko-Verordnung zugeordnet werden können.

Befinden sich die Lagereinrichtungen des Importeurs in 

einem anderen EU-Mitgliedstaat, sieht die Verordnung vor, 

dass die Kontrollstelle des Importeurs mit den in diesem 

EU-Land tätigen Kontrollstellen zusammenarbeitet, um eine 

physische Inspektion der Importpartien zu gewährleisten. 

Auch die Ausgangbelege (Lieferscheine, Rechnungen) 

des Einfuhrunternehmens müssen die Bio-Qualität der aus 

Drittländern importierten Öko-Erzeugnisse ausweisen.

Die Einfuhrunternehmen für Öko-Erzeugnisse aus „Drittländern“ 
müssen durch private Kontrollstellen überprüft werden
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Dokumentationspflichten im Einfuhr- bzw. 
Importunternehmen 

Aus den Aufzeichnungen müssen folgende Informationen 

hervorgehen (Anhang III. Nr. 6 und C Nr. 2): 

• 	 Ausführer und Lieferanten der Ware,

• 	 Art und Menge der bezogenen Warenpartien, 

• 	 die dokumentierte Wareneingangsprüfung,

• 	 Empfänger und Käufer der ausgelieferten Warenpartien 

und

• 	 alle anderen Informationen, die die Kontrollstelle für 

eine wirksame Kontrolle benötigt (z.B. Angaben zum 

Transport vom Ausführer im Drittland bis zum ersten 

Empfänger in der EU und vom ersten Empfänger bis 

zum Abnehmer der Ware in der EU.

Auch in Einfuhrunternehmen muss gemäß Anhang III. Nr.  C 

Nr. 6 eine Wareneingangsprüfung durchgeführt werden. 

Hierbei wird die Öko-Kennzeichnung der Gebinde und 

deren Verschluss überprüft, so dass sichergestellt ist, dass 

die Ware nicht ausgetauscht werden konnte. Alle der Partie 

zugehörigen Dokumente müssen einen Öko-Hinweis enthal-

ten und das von der im Drittland tätigen Kontrollstelle aus-

gestellte Partiezertifikat nach VO (EG) Nr. 1788/2001 muss 

bei „gleichwertigen Importen“ (vergl. Seite 76) vorliegen. 

Nur dann, wenn keine Zweifel bestehen, darf die importierte 

Öko-Partie in der EU weiter vermarktet werden. 

Meldepflichten des Einfuhr- bzw. Importunternehmens 

Auch vom Importunternehmen müssen Änderungen der be-

trieblichen Grundinformationen (Betriebsbeschreibung) der 

privaten Kontrollstelle mitgeteilt werden, damit diese ihren 

Kontrollaufgaben nachkommen kann. Das Unternehmen 

muss die Kontrollstelle zudem über jede einzelne, in die EU 

importierte Öko-Warenpartie unterrichten (Anhang III. C 

Nr. 3). Es empfiehlt sich, mit der Kontrollstelle abzuklären, 

welche ergänzenden Informationen von dieser verlangt 

werden (z.B. Kopie der Importdokumentation, Angaben 

zum Lagerort der Partie). 

Wenn beispielsweise bei der Wareneingangsprüfung oder 

aufgrund von Analyseergebnissen der hausinternen Quali-

tätssicherung Zweifel an der Öko-Qualität der importierten 

Partien entstehen, muss die Kontrollstelle sofort benachrich-

tigt werden. Die betroffene Partie kann erst dann weiterverk-

auft werden, wenn sichergestellt ist, dass die Anforderungen 

der EG-Öko-VO erfüllt sind.

Zertifizierung 

Auch bei Importunternehmen wird durch die private Kon-

trollstelle im Anschluss an die erste Inspektion eine Zertifi-

zierungsentscheidung getroffen. Wenn die Voraussetzungen 

der EG-Öko-Verordnung erfüllt sind, erhält das Unterneh-

men ein Zertifikat.

In den Folgejahren ist die private Kontrollstelle verpflichtet, 

gemäß Anhang III. Nr. 5 im Einfuhrunternehmen mindestens 

einmal jährlich einen vollständigen Kontrollbesuch und 

ergänzend dazu unangekündigte Inspektionen durchzufüh-

ren. Wie bei der ersten Inspektion werden Importpartien, 

die Importdokumentation und die Aufzeichnungen nach 

EG-Öko-Verordnung überprüft. Es wird festgestellt, ob 

das Unternehmen weiterhin die Vorschriften der EG-Öko-

Verordnung über den ökologischen Landbau erfüllt. Die 

Ergebnisse der Unternehmensinspektionen werden wie-

derum in Berichten festgehalten und von der Kontrollstelle 

ausgewertet.

Praktische Abwicklung der Importe von 
Öko-Produkten aus Drittländern 
(Verordnung (EG) Nr. 1788/2001, Seite 191)

Die Kontrollstelle, die im Drittland den Exporteur bzw. 

Letztverarbeiter kontrolliert, stellt für jede exportierte, 

„gleichwertige“ (vergl. Seite 76) Warenpartie ein standar-

disiertes Formular (“Kontrollbescheinigung für die Einfuhr 

von Erzeugnissen aus Ökologischem Landbau“) aus. Dieses 

Zertifikat enthält in Feld 11 Name und Anschrift des Im-

portunternehmens und in Feld 10 Name und Anschrift des 

Unternehmens, wo die Ware gelagert wird. 

Die Zolldienststellen in der EU sind bei der Überprüfung der 

Öko-Auslobung der Importpartien beteiligt. Bei der Abfer-

tigung zum zollrechtlich freien Verkehr legt das Einfuhrun-

ternehmen das Original der Kontrollbescheinigung dem Zoll 

vor. Bei Drittländern, die noch nicht auf der Drittlandsliste 

der EG-Öko-Verordnung genannt sind, muss zudem belegt 

werden, dass die zuständige Behörde die notwendige Ver-

marktungsermächtigung erteilt hat. Dieser Nachweis erfolgt 

in der Regel durch Sammelbestätigungen der zuständigen 

Behörde, in denen die einem Einfuhrunternehmen bewil-

ligten Vermarktungsermächtigungen aufgeführt sind. Bei 
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neuen Ermächtigungen kann es auch erforderlich werden, 

dass die Kontrollbescheinigung selbst durch die zuständige 

Behörde in Feld 16 bestätigt wird.

Die Zolldienststellen dokumentieren ihre Prüfung durch 

einen Sichtvermerk in Feld 17, der erste Empfänger bzw. 

Lagerhalter seine nach EG-Öko-VO vorgeschriebene Wa-

reneingangsprüfung in Feld 18.

Nach der Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr 

übermittelt das Einfuhrunternehmen eine Kopie der Kon-

trollbescheinigung an seine Kontrollstelle und teilt alle In-

formationen mit, die die Kontrollstelle für die Registrierung 

von Importen benötigt.

Das neue Partiezertifikat darf durch die im Drittland verant-

wortliche Kontrollstelle nur einmal im Original ausgefertigt 

werden.

Wenn eine importierte Partie vor der Überführung in den 

zollrechtlich freien Verkehr aufgeteilt wird, stellt der Zoll 

Teil-Kontrollbescheinigungen aus. Mit diesen Dokumen-

ten können dann auch Teilpartien in die EU importiert 

werden.

Drittlandsregelung (Artikel 11) 

Wenn ein deutsches Einfuhrunternehmen Öko-Produkte 

aus Nicht-EU-Mitgliedsstaaten („Drittländern“) in die EU 

importieren will, stehen laut der jüngst modifizierten Dritt-

landsregelung der EG-Öko-Verordnung drei Möglichkeiten 

zur Verfügung (Verordnung (EG) Nr. 1991/2006):

(1)	 Im Drittland wird die EU-Öko-Verordnung identisch 

zu den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ange-

wendet („konforme Produkte“). Die EU-Kommission 

erstellt in Zusammenarbeit mit den EU-Mitgliedsstaaten 

eine Liste von anerkannten Öko-Kontrollstellen, die in 

Drittländern entsprechende Inspektionen und Zertifizie-

rungen durchführen dürfen. 

(2)	 Im Drittland sind zur EU-Öko-Verordnung gleichwer-

tige Produktionsstandards und Kontrollmaßnahmen 

implementiert („gleichwertige Produkte“). In diesem 

Fall bestehen wiederum zwei Möglichkeiten für die 

EU-Anerkennung: Entweder wurde das betreffende 

Drittland in ein von der Kommission zu führendes Ver-

zeichnis von anerkannten Drittländern aufgenommen 

oder die dort zertifizierende Öko-Kontrollstelle in eine 

von der EU-Kommission zu führende Liste „gleichwer-

tiger“ Öko-Kontrollstellen.

(3)	 Im Drittland werden zur EU-Öko-Verordnung gleich-

wertige Produktionsstandards und Kontrollmaßnahmen 

angewendet, und dem EU-Importeur wurde von der für 

ihn zuständigen EU-Behörde eine Vermarktungsgeneh-

migung nach Artikel 11 (6) der EG-Öko-Verordnung 

erteilt. Diese Genehmigungen können bis 12 Monate 

nach Erscheinen der ersten Kommissionsliste von als 

„gleichwertig“ anerkannten Öko-Kontrollstellen durch 

die EU-Mitgliedsstaaten erteilt werden. Sie dürfen 

bis höchstens 24 Monate nach Veröffentlichung der 

Kommissionsliste „gleichwertiger“ Drittlands-Kon-

trollstellen gültig bleiben.

Während Kommissionslisten „konformer“ und „gleich-

wertiger“ Öko-Kontrollstellen zum Redaktionsschluss 

dieser Veröffentlichung noch nicht publiziert waren, ist ein 

Verzeichnis von durch die EU anerkannten, gleichwertigen 

Drittländern und das Verfahren zur Erteilung von Vermark-

tungsermächtigungen bereits in der Praxis eingeführt.

Drittlandsliste  
(VO (EWG) Nr. 94/92, Seite 184) 

Für die Aufnahme in die Drittlandsliste muss von der diplo-

matischen Vertretung des betreffenden Drittlandes bei der 

EU-Kommission in Brüssel ein offizieller Aufnahmeantrag 

gestellt werden. Die EU-Kommission prüft dann, ob die 

Erzeugungs- und Kontrollvorschriften im Drittland den 

Bedingungen der EG-Öko-Verordnung gleichwertig sind. 

Voraussetzung für die Aufnahme ist, dass im antragstellen-

den Drittland gesetzliche Regelungen zur Kennzeichnung, 

Erzeugung und Kontrolle von ökologisch erzeugten Pro-

dukten bestehen.

Das Importunternehmen muss nachweisen, dass Erzeugung 
und Kontrolle im Drittland gleichwertig zu denen der EG-Öko-
Verordnung sind
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Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Broschüre sind Argenti-

nien, Australien, Costa Rica, Indien, Israel, Neuseeland und 

die Schweiz in dieser Drittlandsliste aufgeführt. Für die in 

die EU eingeführte Importpartien muss ein Warenbegleitfor-

mular gemäß VO (EWG) Nr. 1788/2001 vorliegen. Dieses 

Warenbegleitformular darf beispielsweise für argentinische 

Ware nur durch die nationalen argentinischen Kontrollstelle 

ARGENCERT, OIA oder LETIS S.A. ausgestellt werden, 

die für Argentinien in der Drittlandsliste der EG-Öko-Ver-

ordnung als Kontrollstellen benannt sind.

Ermächtigung zur Vermarktung („Vermark-
tungsermächtigung“)  
(Artikel 11 Absatz 6, Seite 110) 

Der überwiegende Teil der Importe in die Europäische 

Union wird bislang im Rahmen von Vermarktungsermäch-

tigungsverfahren nach Artikel 11 (6) der EG-Öko-VO über 

den ökologischen Landbau abgewickelt. Im Vermarktungs-

ermächtigungsverfahren muss das deutsche Importunterneh-

men den Nachweis führen, dass die Erzeugungsvorschriften 

im Drittland gleichwertig zu denen der EG-Öko-Verordnung 

sind. Außerdem gilt es zu dokumentieren, dass die Kontroll-

maßnahmen in dem jeweiligen Drittland gleichwertig sind. 

Im Gegensatz zur Drittlandsliste ist es beim Vermarktungs-

ermächtigungsverfahren nicht erforderlich, dass im Dritt-

land gesetzliche Regelungen zum ökologischen Landbau 

bestehen (Beispiel Seite 77).

Das Importunternehmen muss nachweisen, 

dass Erzeugung und Kontrolle im Drittland 

gleichwertig zu denen der EG-Öko-Verordnung 

sind.

■

Von in Nicht-EU-Ländern tätigen Kontrollstellen wird die 

regelmäßige Vorlage von Dokumentationen über die durch-

geführte Inspektionstätigkeit verlangt. Ferner müssen diese 

Drittlands-Kontrollstellen einer regelmäßigen Überwachung 

unterstehen.

Für Anträge auf Vermarktungsermächtigungen in Nord

rhein-Westfalen ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft 

und Ernährung (BLE), Dienstsitz Bonn (Anschrift auf 

Seite 85) zuständig. Die Rahmenregelungen wie auch die 

Antragsformulare für die Importermächtigung können dort 

angefordert werden.

Gleichwertigkeit 

Die EG-Öko-Verordnung fordert, dass die Erzeugungs-

vorschriften und die Kontrollmaßnahmen im betreffenden 

Drittland der EG-Öko-Verordnung gleichwertig sein müssen. 

„Gleichwertigkeit“ bedeutet nicht, dass die Anforderungen 

im Drittland unter denen innerhalb der Europäischen Union 

liegen müssen, sondern nur, dass Produktionsregeln und 

Kontrollmaßnahmen an die besonderen Bedingungen von 

Ländern außerhalb der EU angepasst werden können. Eine 

„identische“ Anwendung der EG-Öko-Verordnung erscheint 

in den meisten Drittländern kaum möglich. Nachfolgend 

sollen zwei Beispiele für eine „Gleichwertigkeit“ von Erzeu-

gungsvorschriften und Kontrollmaßnahmen im Drittland mit 

der EG-Öko-Verordnung dargestellt werden (Seite 78).

Die Bedingungen für den ökologischen Anbau 

können in Ländern außerhalb der Europäischen 

Union von den durch die EG-Öko-Verordnung 

gesetzten Rahmenbedingungen abweichen. Dies 

ist in bestimmten Fällen zulässig.

Inspektionen in Nicht-EU-Ländern  
(„Drittländer“) 

Auch in Drittländern müssen vor Ort durch Kontrollstellen 

Inspektionen bei landwirtschaftlichen Erzeugern, Verarbei-

tungsunternehmen und Exporteuren durchgeführt werden. 

Diese Drittlands-Kontrollstellen bedürfen eines besonderen 

Überwachungsverfahrens.

In denjenigen Drittländern, die in der Drittlandsliste auf-

geführt sind, wird die Zulassung und Überwachung der 

■

Damit die Tätigkeit der Kontrollstelle im Drittland akzeptiert wer-
den kann, muss diese strengen Zulassungskriterien genügen
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Beispiel:  
Ermächtigung zur Vermark-
tung („Importermächtigung“) 

Das nordrhein-westfälische Unternehmen „Fair Trade 

GmbH“ (Name frei erfunden) möchte ökologisch er-

zeugten Kaffee aus Peru nach Deutschland importieren. 

Dieser Kaffee soll dann in Deutschland und Österreich 

als Bio-Kaffee vermarktet werden. 

Da Peru nicht in der Drittlandsliste der EG-Öko-Ver-

ordnung aufgeführt ist, muss bei der BLE rechtzeitig eine 

Ermächtigung zur Vermarktung  beantragt werden. Ein 

Mitarbeiter des Importunternehmens fordert dort zunächst 

die Antragsformulare für Vermarktungsermächtigungen 

an. Im Antragsformular werden verschiedene Informa-

tionen abgefragt. Zunächst sollen von der „Fair Trade 

GmbH“ das Exportunternehmen, die Verarbeitungsunter-

nehmen und die landwirtschaftlichen Erzeugerbetriebe 

in Peru benannt werden. 

Auch in Peru müssen alle Stufen von der landwirt-

schaftlichen Erzeugung über die Verarbeitung bis hin 

zum Export durch eine Kontrollstelle vor Ort überprüft 

worden sein.

In einem nächsten Schritt beauftragt das Importunter-

nehmen die Drittlands-Kontrollstelle mit der Vorbereitung 

des Antrags.

Im Antrag soll dargelegt werden, wie die Gleichwer-

tigkeit der Produktionsvorschriften und der Kontroll-

maßnahmen mit der Verordnung in Peru gewährleistet 

ist. Dies kann beispielsweise durch Inspektionsberichte 

■ für das Exportunternehmen, den Verarbeitungsbetrieb 

und die landwirtschaftlichen Erzeugerbetriebe im Dritt-

land und durch Zertifikate der Drittlands-Kontrollstelle 

belegt werden. 

Schließlich werden im Antrag verschiedene Angaben 

zu der in Peru tätigen Kontrollstelle gefordert. Damit die 

Tätigkeit dieser Kontrollstelle in Peru akzeptiert werden 

kann, muss diese den gleichen strengen Zulassungskrite-

rien genügen, die auch für in Deutschland tätige Stellen 

verlangt werden. 

Nach einigen Wochen trifft der von der Drittlands-

Kontrollstelle vorbereitete Antrag beim Importunter-

nehmen ein. Der Antrag wird vom Importunternehmen 

unterzeichnet und bei der BLE eingereicht. 

Nachdem mehrere Wochen vergangen sind, wird der 

„Fair Trade GmbH“ eine Ermächtigung zur Vermarktung 

nach Artikel 11 (6) EG-Öko-Verordnung erteilt. Die 

Bewilligung gilt für ein Jahr und ermöglicht der „Fair 

Trade GmbH“, während dieses Zeitraums von den im 

Antrag genannten Betrieben aus Peru Öko-Rohkaffee 

nach Deutschland zu importieren. 

Die „Fair Trade GmbH“ teilt nun ihrer deutschen 

Kontrollstelle mit, dass der Antrag genehmigt wurde. Der 

erste peruanische Öko-Kaffee trifft nach drei Monaten in 

Bremerhaven ein und wird von der „Fair Trade GmbH“ 

bei ihrer deutschen Kontrollstelle angemeldet.

dort tätigen Kontrollstellen durch nationale Behörden vor 

Ort durchgeführt. Ihre Zuständigkeit ist in den nationalen 

Gesetzen für den ökologischen Landbau festgelegt, und das 

Kontrollsystem im jeweiligen Drittland wird durch Experten 

der EU-Kommission regelmäßig überprüft.

Auch in den übrigen Drittländern ist eine Überwachung der 

dort tätigen Kontrollstellen notwendig. Diese wird von der im 

jeweiligen Drittland tätigen Kontrollstelle in der Regel durch 

eine Akkreditierung nach EN 45011 / ISO 65 nachgewiesen. 

Die im Drittland durchgeführten Inspektionen müssen sich 

auf alle Stufen von der landwirtschaftlichen Erzeugung über 

die Verarbeitung bis hin zum Export des für den Import in 

die EU vorgesehenen Produktes erstrecken.
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Beispiel 1:  
Erzeugungsvorschriften 

Während in den EU-Ländern eine Umstellung auf den 

ökologischen Landbau durch den Verzicht auf einen 

Einsatz chemisch-synthetischer Mineraldünger und 

Pflanzenschutzmittel oft Ertragseinbußen nach sich zieht, 

wenden Kleinbauern in Entwicklungsländern in vielen 

Fällen solche unzulässigen Mittel kaum oder überhaupt 

nicht an. Dies ist trotzdem meist kein ökologischer 

Landbau, da zum Beispiel auf den Anbauflächen gravie-

rende Erosionsprobleme auftreten oder keine geregelte 

Fruchtfolge eingeführt wurde. Die Bodenfruchtbarkeit 

ist oft sehr schlecht. Um ein standortgerechtes und 

nachhaltiges Produktionssystem etablieren zu können, 

wie es den Grundprinzipien des ökologischen Landbaus 

entspricht, muss als erste Priorität der Boden erhalten 

und die Bodenfruchtbarkeit verbessert werden. Dies kann 

zum Beispiel durch die Einführung von Erosionsschutz

maßnahmen in steilen Hanglagen erfolgen. Wenn nun die 

Erzeugungsvorschriften für den ökologischen Landbau 

in Drittländern die Notwendigkeit der Bodenfrucht-

barkeits-Verbesserung sehr stark hervorheben, obwohl 

dieser in Anhang I der EG-Öko-Verordnung eher knapp 

angesprochen wird, ist dies den Produktionsregeln der 

Verordnung gleichwertig.

Ein anderes Beispiel sind Abweichungen bei den im 

ökologischen Landbau zulässigen Dünge-, Pflanzen-

schutz- und Futtermitteln zwischen EU und Drittland. So 

werden in manchen lateinamerikanischen Ländern häufig 

Pflanzenextrakte verwendet, um die Öko-Kulturen vor 

Krankheitserregern und Schädlingen zu schützen. Auch 

dies ist der Verordnung gleichwertig.

■ Beispiel 2:  
Kontrollmassnahmen 

Bei den Kontrollmaßnahmen ist es in vielen Fällen 

schwierig, von kleinbäuerlichen Betrieben in Entwick-

lungsländern eine so detaillierte Buchführung zu fordern, 

wie es die EG-Öko-Verordnung verlangt. Wenn die 

Kontrollstelle im Drittland dies durch eine verstärkte 

Durchführung von unangekündigten Kontrollbesuchen 

kompensiert, kann dies ebenfalls gleichwertig sein.

Die Entscheidung, ob Produktionsvorschriften oder 

Kontrollmaßnahmen im Drittland den Rechtsvorschriften 

der EG-Öko-Verordnung gleichwertig sind, ist in der Re-

gel eine Einzelfallentscheidung. Entscheidungshilfe hier-

für ist der Codex Alimentarius. Die Vorgaben des Codex 

Alimentarius für den ökologischen Landbau beschreiben 

das internationale Verständnis über die Kernelemente des 

ökologischen Landbaus auf der Regierungsebene.

■

Prüfung auf „Gleichwertigkeit“ (Seite 76)
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diverse hilfreiche Informationsmaterialien zum Biomarkt, zur 
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und bioland-Verlag, Mainz und Bad Dürkheim 2001. 

Buchreihe „Praxis des Ökolandbaus“:� bioland-Verlag und 
Stiftung Ökologie und Landbau

Graf, S., M. Haccius und H. Willer:� EU-Verordnung Öko-Tier-
haltung. Bad Dürkheim 2000 

IFOAM:� Norms 2005 – CD, www.ifoam.org  

Koepf, H. H., W. Schaumann und M. Haccius:� Biologisch-dy-
namische Landwirtschaft. Stuttgart, 3. Auflage, 1996

Koerber, K. von, T. Männle und C. Leitzmann:� Vollwert-Ernäh-
rung. Heidelberg, 2004 

Lotter, M. und D. Sixt:� Laufhöfe in der Rinderhaltung - Planungs-
konzepte und Baulösungen, SÖL und bioland-Verlag. Mainz und 
Bad Dürkheim 2000.

Neuerburg, W. und S. Padel:� Organisch-biologischer Landbau 
in der Praxis. München, BLV-Verlag, München 1992

Neuendorff, J. und U. Sabel-Koschella:� Zertifizierung von ökolo-
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- Theoretische und praktische Grundlagen für die biologische 
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lication, 9th, revised edition, February 2007

Zeitschriften zum ökologischen Landbau (Auswahl)

„BioHandel“,� bio verlag gmbh
�Magnolienweg 23, 63741 Aschaffenburg, Tel.: (06021) 44 89 499

„bioland”,� Kaiserstr. 18, 55116 Mainz, Tel.: (06131) 140 86-95

“bioPress”,� bioPress Verlag 
Schulstraße 10, 74927 Eschelbronn, Tel.: (06226) 43 51

“BIOwelt”,� BIOwelt Verlags GmbH 
Universitätsstr. 74 a, 44789 Bochum, Tel.: (0234) 901 990

„Gäa-Journal”,� Verbandszeitschrift der Gäa e.V. 
Am Beutlerpark 2, 01217 Dresden, Tel.: (0351) 40 12 389 

„Lebendige Erde”�
�Brandschneise 2, 64295 Darmstadt, Tel.: (06155) 841 23

„Naturland-Magazin”
�Kleinhaderner Weg 1, 82166 Gräfelfing, Tel.: (089) 854 50 71

„Ökologie und Landbau”
�Weinstraße Süd 51, 67098 Bad Dürkheim, Tel.: (06322) 98 97 00

„Schrot und Korn”
Am Eichwald 24, 64850 Schaafheim, Tel.: (06073) 74 82-0
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Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.) � 
Marienstraße 19-20, 10117 Berlin 
Tel.: (030) 284 82 – 300, Fax: (030) 284 82 – 309 
e-mail: info@boelw.de

Biokreis e.V.  � 
Regensburger Str. 34, 94036 Passau 
Tel.: (0851) 75 65 – 00, Fax: (0851) 75 65 – 25 
e-mail: biokreis@t-online.de

Bioland e.V.  � 
Kaiserstraße 18, 55116 Mainz  
Telefon: 06131/239790, Telefax: 06131/2397927  
e-Mail: info@bioland.de

Biopark e.V.  � 
Karl-Liebknecht-Str. 26, 19395 Karow  
Tel.: (038738) 703 09, Fax: (038738) 700 24  
e-mail: info@biopark.de

Demeter e.V.  � 
Brandschneise 1, 64295 Darmstadt  
Tel.: (06155) 84 69 – 0, Fax: (06155) 84 69 – 11  
e-mail: info@demeter.de

Ecovin  � 
Wormser Str. 162, 55276 Oppenheim  
Tel.: (06133) 16 40m, Fax: (06133) 16 09  
e-mail: ecovin@t-online.de

Ecoland  � 
Raiffeisenstr. 18, 74523 Schwäbisch Hall 
Tel.: (0791) 93 290-451 
e-mail: info@ecoland.de

Adressen (Auswahl)E
Gäa e.V.  � 

Am Beutlerpark 2, 01217 Dresden  
Tel.: (0351) 401 23 89, Fax: (0351) 401 55 19 
e-mail: info@gaea.de

Naturland -Verband für naturgemäßen Landbau e.V.  � 
Kleinhaderner Weg 1, 82166 Gräfelfing  
Telefon: 089/898082-0, Telefax: 089/898082-90  
e-Mail: naturland@naturland.de

Stiftung Ökologie und Landbau (SÖL)  � 
Weinstraße Süd 51, 67098 Weinheim  
Telefon: 06322/989700, Telefax: 06322/989701  
e-Mail: info@soel.de

Konferenz der Kontrollstellen für den Ökologischen Land-
bau (KdK) e.V.  � 
Prinzenstraße 4, 37073 Göttingen  
Telefon: 0551/58657, Telefax: 0551/58774  
e-Mail: kontakt@oeko-kontrollstellen.de,  
www.oeko-kontrollstellen.de

Arbeitsgemeinschaft der Kontrollstellen  
Deutschlands (AGK), c/o Agreco  � 
Mündener Str. 19, 37218 Witzenhausen 
Telefon: 05542/4044, Telefax: 05542/6540 
e-Mail: agreco@t-online.de

ZMP Zentrale Markt- und Preisberichtstelle für Erzeugnisse 
der Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft GmbH  � 
Rochusstraße 2, 53123 Bonn  
Tel. (0228) 9777-0, Fax (0228) 9777-300  
www.zmp.de 
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Internet-Adressen zum Öko-Landbau 
	 (Auswahl)
E

Internet-Adresse Kurzkommentar

www.munlv.nrw.de■ Internetseite des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen

www.lanuv.nrw.de■ Internetseite der Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz, 
Überwachungsbehörde NRW

www.oekolandbau.nrw.de■ Fachinformationsportal für Ökologischen Landbau in NRW

www.oekolandbau.de■ Bundesweites Informationsportal zum Öko-Landbau; regionale Einkaufs-
führer; Angaben über: Direktvermarkter, Naturkostläden, Bio-Bäckereien, 
Biometzgereien, Reformhäuser, Lieferdienste

www.bmelv.de■ Internetseite des Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft 

www.bioc.info■ Verzeichnis kontrollierter Unternehmen des Ökologischen Landbaus

www.biosiegel.de■ Informationen rund um das Biosiegel

www.boelw.de■ Internetseite des Bundes für Ökologische Lebensmittelwirtschaft

www.bioland.de■ Internetseite des Anbauverbandes Bioland

www.naturland.de■ Internetseite des Anbauverbandes Naturland

www.demeter.de■ Internetseite des Anbauverbandes Demeter

www.biokreis.de■ Internetseite des Anbauverbandes Biokreis

www.ecovin.org■ Internetseite des Anbauverbandes ECOVIN

www.gaea.de■ Internetseite des Anbauverbandes Gäa e. V.

www.biopark.de■ Internetseite des Anbauverbandes Biopark

www.ecoland.de■ Internetseite des Anbauverbandes ECOLAND

www.n-bnn.de■ Internetseite des Bundesverbandes Naturkost und Naturwaren; über Link 
Mitglieder des BNN; Angabe von Naturkostläden bundesweit

www.ifoam.de■ Internetseite der Internationalen Dachorganisation der Öko-Landbaubewe-
gungen mit Informationen zum Öko-Landbau weltweit

www.soel.de■ Internetseite der Stiftung Ökologie und Landbau
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KontrollstellenE

Code Nummern/  
bundeseinheitliche 
Kontrollnummern

Name der Kontrollstelle Anschrift

DE 001 
Öko-Kontrollstelle

BCS Öko-Garantie GmbH �	  
Control System Peter Grosch 

Cimbernstraße 21, 90402 Nürnberg 
Tel.: (0911) 424 39 – 0, 
Fax: (0911) 49 22 39 
http://www.bcs-oeko.de	

DE 003 
Öko-Kontrollstelle

LACON GmbH �	  
Privatinstitut für Qualitätssicherung und Zerti-
fizierung ökologisch erzeugter Lebensmittel

Brünnlesweg 19, 77654 Offenburg 
Tel.: (0781) 91 937-30,  
Fax: (0781) 91 937-50 
http://www.lacon-institut.com

DE 005 
Öko-Kontrollstelle

IMO �	  
Institut für Marktökologie GmbH

Obere Laube 51/53, 78462 Konstanz 
Tel.: (07531) 81 301 – 0,  
Fax: (07531) 81 301 – 29 
http://www.imo.ch

DE 006 
Öko-Kontrollstelle

ABCERT GmbH �	  
Kontrollstelle für ökologisch erzeugte Lebens-
mittel

Martinstraße 42-44, 73728 Esslingen 
Tel.: (0711) 351 7920,  
Fax: (0711) 351 79220 
http://www.abcert.de

DE 007 
Öko-Kontrollstelle

Prüfverein Verarbeitung ökologische 
Landbauprodukte e.V.

Vorholzstraße 36, 76137 Karlsruhe 
Tel.: (0721) 352 39 20,  
Fax: (0721) 352 39 09  
http://www.pruefverein.de

DE 009
Öko-Kontrollstelle

EG-Kontrollstelle Kiel �	  
Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein

Holstenstraße 106-108, 24103 Kiel 
Tel.:  (0431) 9797315,  
Fax: (0431) 9797130
http://www.lksh.de

DE 012 
Öko-Kontrollstelle

AGRECO 
R.F. Göderz GmbH

Mündener Straße 19, 37218 Witzenhausen 
Tel.: (05542) 4044,  
Fax: (05542) 6540
http://www.agrecogmbh.de

DE 013 
Öko-Kontrollstelle

QC&I �	  
Gesellschaft für Kontrolle und Zertifizierung 
von Qualitätssicherungs-
systemen mbH

Mechtildisstraße 9, 50678 Köln 
Tel.: (0221) 9439209 / (0221) 9439210 
Fax: (0221) 9439211 
http://www.qci.de

DE 021 
Öko-Kontrollstelle

Grünstempel – Ökoprüfstelle e.V. �	  
EU Kontrollstelle für ökologische Erzeugung 
und Verarbeitung landwirtschaftlicher Pro-
dukte

Windmühlenbreite 25d, 39164 Wanzleben 
Tel.: (039209) 46696,  
Fax: (039209) 46696
http://www.gruenstempel.de

DE 022 
Öko-Kontrollstelle

Kontrollverein ökologischer Landbau e.V. Vorholzstraße 36, 76137 Karlsruhe 
Tel.: (0721) 352 39-10  
Fax: (0721) 35239-09 
http://www.kontrollverein.de

DE 024 
Öko-Kontrollstelle

INAC GmbH �	  
International Nutrition and Agriculture 
Certification

In der Aue 6, 37213 Witzenhausen 
Tel.: (05542) 911400  
Fax: (05542) 911401 
http://www.inac-certification.com	

Verzeichnis der zugelassenen Kontrollstellen der Länder der Bundesrepublik Deutschland gemäß Artikel 9 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 unter Berücksichtigung der Erfüllung der Bedingungen der EN 45011 (Stand April 2007)
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Code Nummern/  
bundeseinheitliche 
Kontrollnummern

Name der Kontrollstelle Anschrift

DE 026
Öko-Kontrollstelle

Certification Services International CSI GmbH Flughafendamm 9a, 28199 Bremen 
Tel.: (0421) 5977322
        (0421) 59 47 70 (Zentrale)  
Fax: (0421) 594771
http://www.csicert.com

DE 032
Öko-Kontrollstelle

Kontrollstelle für ökologischen Landbau 
GmbH

Dorfstraße 11, 07646 Tissa
Tel.: (036428) 60934,  
Fax: (036428) 13852

DE 034 
Öko-Kontrollstelle

Fachverein für Öko-Kontrolle e.V. Plauerhäger Str. 16, 19395 Karow 
Tel.: (038738) 70755,  
Fax: (038738) 70756 
http://www.fachverein.de

DE 037 
Öko-Kontrollstelle

ÖkoP Zertifizierungs GmbH Schlesische Straße 17 d, 94315 Straubing 
Tel.: (09421) 703075, 
Fax: (09421) 703074 
http://www.oekop.de

DE 039 
Öko-Kontrollstelle

GfRS 
Gesellschaft für Ressourcenschutz mbH

Prinzenstraße 4, 37073 Göttingen 
Tel.: (0551) 58657,  
Fax: (0551) 58774 
http://www.gfrs.de

DE 043
Öko-Kontrollstelle

Agro-Öko-Consult Berlin GmbH Rhinstraße 137, 10315 Berlin
Tel.: (030) 54782352,  
Fax: (030) 54782354
http://www.aoec.de

DE 044
Öko-Kontrollstelle

Ars Probata GmbH Möllendorffstr. 49, 10367 Berlin
Tel.: (030) 47004632,  
Fax: (030) 47004633
http://www.ars-probata.de

DE 060	
Öko-Kontrollstelle

QAL Gesellschaft für Qualitätssicherung in 
der Agrar-  und Lebensmittelwirtschaft mbH

Am Branden 6b, 85256 Vierkirchen
Tel.: (08139) 8027-0,  
Fax: (08139) 8027-50
http://www.qal-gmbh.de

DE 061
Öko-Kontrollstelle

Landwirtschaftliche Beratung der Agrarver-
bände (LAB)

Chausseestr. 2, 03058 Groß-Gaglow
Tel.: (0355) 541465,  
Fax: (0355) 541466

DE 063
Öko-Kontrollstelle

Öko-Kontrollstelle der TÜV NORD CERT 
GmbH

Langemarckstraße 20, 45141 Essen
Tel.: (0201) 825 3404,  
Fax: (0201) 825 3290
http://www.tuev-nord.de

DE 064
Öko-Kontrollstelle

ABC GmbH 
Agrar-Beratungs- und Controll GmbH

An der Hessenhalle 1, 36304 Alsfeld
Tel.: (06631) 78490,  
Fax: (06631) 78495
http://www.abcg-alsfeld.de
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ÜberwachungsbehördenE
Zuständige Behörden der Länder der Bundesrepublik Deutschland für die Durchführung der VO (EWG) Nr. 2092/91 
über den ökologischen Landbau (Stand April 2007) 

Baden Württemberg  
Regierungspräsidium Karlsruhe� 
Sachgebiet 33b, 76247 Karlsruhe

Bayern  
Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft  
Institut für Ernährungswirtschaft und Markt 
Arbeitsbereich Vollzug der EG-Öko-Verordnung� 
Menzinger Straße 54, 80638 München

Berlin/Brandenburg  
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Ver-
braucherschutz des Landes Brandenburg Referat 22� 
Postfach 60 11 50, 14411 Potsdam

Bremen  
Senator für Wirtschaft und Häfen � 
Zweite Schlachtpforte 3,  28195 Bremen

Hamburg  
Freie und Hansestadt Hamburg  
Behörde für Wirtschaft und Arbeit 
Amt für Strukturpolitik, Arbeitsmarkt, Agrarwirtschaft-
Abteilung Landwirtschaft und Forsten - AL 34 -  
Kontrollbehörde ökologischer Landbau � 
Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg

Hessen  
Regierungspräsidium Gießen  
Abteilung V Dezernat 51.2� 
Schanzenfeldstraße 8, 35578 Wetzlar

Mecklenburg-Vorpommern  
Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit 
und Fischerei (LALLF) Mecklenburg-Vorpommern 
Zuständige Behörde i. S. d. EG-Öko-VO 
Abteilung 6 Veterinärdienste, Ernährungswirtschaft, Tier-
zucht� 
Thierfelderstraße 18, 18059 Rostock

Niedersachsen  
Landesamt für Verbraucherschutz und  Lebensmittelsiche
rheit (LAVES )  
FD Ökologischer Landbau � 
Am Alten Eisenwerk 2A, 21339 Lüneburg

Nordrhein-Westfalen  
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
Nordrhein-Westfalen� 
Leibnitzstraße 10, 45659 Recklinghausen

Rheinland-Pfalz  
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion  Referat 42 � 
Willy-Brandt-Platz 3, 54290 Trier

Saarland  
Landwirtschaftskammer für das Saarland � 
Dillinger Straße 67, 66822 Lebach

Sachsen  
Sächsische Landesanstalt für Landwirtschaft  
Fachbereich 7 - Markt, Kontrolle, Förderung -  
Referat 74 � 
Postfach 54 01 37, 01311 Dresden 
Dienstsitz: Söbringener Straße 3a, 01326 Dresden-Pillnitz

Sachsen-Anhalt   
Landesanstalt für Landwirtschaft, Forsten und  Gartenbau 
(LLFG) Sachsen-Anhalt  
Dezernat 12� 
Strenzfelder Allee 22, 06406 Bernburg

Schleswig-Holstein  
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume (MLUR) des Landes Schleswig-Holstein 
Zuständige Behörde i. S. d. EG-Öko-VO - V 327 - � 
Mercatorstraße 3, 24106 Kiel

Thüringen   
Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft (TLL)  
Referat 312 � 
Postfach 10 02 62, 07702 Jena 

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE)   
Referat 512, Sachgebiet EG-ÖKO-VO � 
Deichmanns Aue 29, 53179 Bonn

Überwachungsbehörden
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ERWÄGUNGSGRÜNDE

Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 
24. Juni 1991:

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission(1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments(2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses(3),

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Agrarerzeugnisse und Lebensmittel aus ökologischem 
Landbau finden beim Verbraucher immer mehr An-
klang. Dieser Trend schafft einen neuen Markt für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse. 

Solche Erzeugnisse erzielen auf dem Markt höhere 
Preise. Gleichzeitig bedeutet der ökologische Landbau, 
dass der Boden weniger intensiv genutzt wird. Er kann 
somit zur Neuausrichtung der gemeinsamen Agrarpo-
litik beitragen und damit zur Schaffung eines Gleich-
gewichts zwischen Angebot und Nachfrage und Ag-
rarerzeugnissen, zum Schutz der Umwelt und zur 
Erhaltung des ländlichen Raums. 

Als Antwort auf die steigende Nachfrage werden Ag-
rarerzeugnisse und Lebensmittel mit Angaben auf den 
Markt gebracht, denen zu entnehmen ist oder die beim 
Käufer den Anschein erwecken, dass sie aus ökologi-
schem Landbau stammen oder ohne Verwendung 
chemisch-synthetischer Mittel erzeugt worden sind. 

Einige Mitgliedstaaten haben für die Verwendung 
solcher Angaben bereits Rechtsvorschriften und Kon-
trollen eingeführt. 

Gemeinschaftliche Rahmenvorschriften über Erzeu-
gung, Etikettierung und Kontrolle sind zum Schutz des 
ökologischen Landbaus erforderlich, da sie den laute-
ren Wettbewerb zwischen den Herstellern derart ge-
kennzeichneter Erzeugnisse sicherstellen, dem Markt 
für Erzeugnisse des ökologischen Landbaus durch 

                                                          
(1) ABl. Nr. C 4 vom 09.01.1990, S. 4, und 

ABl. Nr. C 101 vom 18.04.1991, S. 13. 
(2) ABl. Nr. C 106 vom 22.04.1991, S. 27. 
(3) ABl. Nr. C 182 vom 23.07.1990, S. 12. 

stärkere Transparenz aller Erzeugungs- und Verarbei-
tungsschritte ein deutlicheres Profil verleihen und dazu 
führen, dass solche Erzeugnisse beim Verbraucher 
mehr Vertrauen genießen. 

Der ökologische Landbau stellt eine besondere Art der 
Agrarerzeugung dar. Deshalb sollte vorgesehen wer-
den, dass bei der Kennzeichnung des ökologischen 
Landbaus auf dem Etikett von Verarbeitungserzeug-
nissen angegeben werden muss, welche der Zutaten 
nach dieser Wirtschaftsweise gewonnen wurden. 

Für die Durchführung der vorgesehenen Bestimmun-
gen sind flexible Verfahren zur Anpassung, Ergänzung 
oder Präzisierung technischer Einzelheiten oder be-
stimmter Maßnahmen festzulegen, damit den gewon-
nenen Erfahrungen Rechnung getragen werden kann. 
Diese Verordnung wird innerhalb eines angemessenen 
Zeitraums durch eine entsprechende Regelung über die 
tierische Erzeugung ergänzt. 

Im Interesse der Erzeuger und der Verbraucher von 
Erzeugnissen, die als Erzeugnisse aus ökologischem 
Landbau gekennzeichnet werden, empfiehlt es sich, 
die Grundregeln festzulegen, die mindestens erfüllt 
werden müssen, damit ein Erzeugnis mit dieser Kenn-
zeichnung aufgemacht werden darf. 

Ökologischer Anbau bedeutet erhebliche Einschrän-
kungen bei der Verwendung von Dünge- und Schäd-
lingsbekämpfungsmitteln, die sich ungünstig auf die 
Umwelt auswirken oder zu Rückständen in den Agrar-
erzeugnissen führen können. In diesem Zusammen-
hang sollten die Praktiken eingehalten werden, die 
zum Zeitpunkt der Annahme dieser Verordnung in der 
Gemeinschaft allgemein akzeptiert sind, und zwar 
nach den zu diesem Zeitpunkt in der Gemeinschaft 
geltenden einschlägigen Kodizes. Ferner sollten für die 
Zukunft Grundsätze festgelegt werden, nach denen die 
Zulassung der Produkte erfolgt, die in dieser Form des 
Anbaus verwendet werden dürfen. 

Der ökologische Landbau arbeitet mit vielseitigen 
Anbauverfahren und unter begrenzter Zufuhr nicht 
chemischer und wenig löslicher Dünge- und Boden-
verbesserungsmittel. Diese Verfahren sollten einzeln 
angegeben und die Verwendungsbedingungen für 
bestimmte nicht chemisch-synthetische Stoffe vorge-
sehen werden. 

Dank der vorgesehenen Verfahren lässt sich Anhang I
erforderlichenfalls durch spezifische Bestimmungen 
mit dem Ziel vervollständigen, dass in den auf diese 
Weise gewonnenen Erzeugnissen bestimmte Rück-
stände chemisch-synthetischer Stoffe, die aus anderen 
Quellen als der Landwirtschaft stammen (Belastung 
durch Umweltschadstoffe), nicht mehr vorhanden sein 
werden. 

. . . 

Die Kontrolle der Einhaltung der Erzeugungsvor-
schriften erfordert grundsätzlich Kontrollen auf allen 
Stufen der Erzeugung und Vermarktung. 
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Alle Betriebe, die Produkte erzeugen, aufbereiten, 
einführen oder vermarkten, die als Erzeugnisse aus 
ökologischem Landbau gekennzeichnet sind, müssen 
sich einem routinemäßigen Kontrollverfahren unter-
ziehen, das den gemeinschaftlichen Mindestanforde-
rungen entspricht und von den zuständigen Kontroll-
gremien und / oder zugelassenen und überwachten 
privaten Stellen durchgeführt wird. In diesem Fall 
sollte ein gemeinschaftlicher Kontrollvermerk auf dem 
Etikett der Erzeugnisse, die diesem Kontrollverfahren 
unterliegen, angebracht werden können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Verordnung (EG) Nr. 1935/95 des Rates vom
22. Juni 1995:

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission(1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments(2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses(3),

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission wurde im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91(4) eigens ermächtigt, eine Reihe 
von Bestimmungen der genannten Verordnung vor 
dem 1. Juli 1994 zu überprüfen und gegebenenfalls 
geeignete Vorschläge für deren Änderung vorzulegen. 

Die am 1. Juli 1995 ablaufende Übergangsregelung für 
die Kennzeichnung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
und Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs enthalten-
der Lebensmittel, die von auf ökologischen Landbau / 
biologische Landwirtschaft(*) umstellenden Betrieben 
erzeugt wurden, sollte verlängert werden, damit sich 
diese Erzeugung trotz der damit verbunden Mehrkos-
ten dank einer geeigneten Kennzeichnung der Erzeug-
nisse für die betreffenden Erzeuger lohnt. 

Bei der vom Rat bis zum 1. Juli 1994 vorgeschriebe-
nen Überprüfung der Artikel 5, 10 und 11 hat sich 
gezeigt, dass eine Reihe technischer und redaktioneller 
Änderungen dieser sowie weiterer Artikel unerlässlich 
sind, damit eine reibungslose Verwaltung und Durch-
führung dieser Regelung möglich ist. Daher wurde der 

                                                          
(1) ABl. Nr. C 326 vom 03.12.1993, S. 8. 
(2) ABl. Nr. C 128 vom 09.05.1994, S. 112. 
(3) ABl. Nr. C 148 vom 30.05.1994, S. 24. 
(4) ABl. Nr. L 198 vom 22.07.1991, S. 1. Verordnung 

zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 1994. 
(*) Österreichischer Ausdruck gemäß der Beitrittsakte 

von 1994. 

Weiterentwicklung dieser geänderten Vorschriften 
Vorrang eingeräumt und die Ausarbeitung von Be-
stimmungen für die tierische Erzeugung muss daher 
auf einen späteren Zeitpunkt verschoben werden. 

Bei der Überprüfung hat es sich erwiesen, dass die 
Bestimmungen über die Kennzeichnung von Lebens-
mitteln, die sich nur zum Teil aus landwirtschaftlichen 
Zutaten aus ökologischem Landbau / biologischer 
Landwirtschaft zusammensetzen, verbessert werden 
sollten, damit ihre aus ökologischem Landbau / biolo-
gischer Landwirtschaft stammenden Bestandteile bes-
ser zur Geltung kommen. 

Des Weiteren hat es sich bei der Überprüfung erwie-
sen, dass die Verwendung des Vermerks gemäß 
Anhang V nach wie vor freigestellt sein sollte, zur 
Verhinderung von Missbrauch jedoch auf den Verkauf 
von vorverpackten Lebensmitteln oder auf die Direkt-
verkäufe vom Erzeuger oder Hersteller an den End-
verbraucher beschränkt werden sollte, sofern die Art 
des Erzeugnisses unzweifelhaft festgestellt werden 
kann. 

Obwohl Vermehrungsmaterial grundsätzlich von 
Mutterpflanzen aus ökologischem Landbau / biologi-
scher Landwirtschaft stammen muss, hat es sich ferner 
gezeigt, dass eine Ausnahmeregelung getroffen wer-
den muss, damit die Erzeuger während eines Über-
gangszeitraums konventionelles Vermehrungsgut 
verwenden können, wenn die Versorgung mit geeig-
netem Vermehrungsmaterial aus ökologischem Land-
bau / biologischer Landwirtschaft nicht möglich ist. 

Aus denselben Gründen muss es möglich sein, kon-
ventionell erzeugte Jungpflanzen, die für die Anpflan-
zung zum Zwecke der Pflanzenerzeugung bestimmt 
sind, während eines Übergangszeitraums zu verwen-
den. 

Eine Reihe von Stoffen, die vor dem Erlass der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 im Einklang mit den in 
der Gemeinschaft befolgten Grundregeln des ökologi-
schen Landbaus / der biologischen Landwirtschaft 
Verwendung fanden, wurden seinerzeit nicht in 
Anhang II der Verordnung aufgenommen. Der Einsatz 
dieser Stoffe sollte erlaubt sein, soweit er auch in der 
konventionellen Landwirtschaft erlaubt ist. 

Es empfiehlt sich, in der Verordnung klarzustellen, 
dass die vorgesehene Kontrollregelung auch für in der 
Europäischen Union niedergelassene Einführer von 
Erzeugnissen aus Drittländern gilt. 

Daher ist die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 zu än-
dern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Verordnung (EG) Nr. 1804/1999 des Rates vom
19. Juli 1999:

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37, 

auf Vorschlag der Kommission(1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments(2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses(3),

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91(4)

bestimmt, dass die Kommission vor dem 30. Juni 
1995 Vorschläge hinsichtlich der Grundsätze und 
der spezifischen Kontrollmaßnahmen für die 
ökologische Tierhaltung, die ökologische 
Erzeugung von unverarbeiteten tierischen 
Erzeugnissen und von für den Verzehr 
bestimmten Erzeugnissen mit Bestandteilen 
tierischen Ursprungs vorlegen soll. 

(2) Agrarerzeugnisse aus ökologischem Landbau 
finden bei den Verbrauchern immer mehr An-
klang, die immer größere Mengen davon nach-
fragen. 

(3) Diese Produktpalette ließe sich um tierische 
Erzeugnisse erweitern, was den Öko-Betrieben 
die Möglichkeit bieten würde, weitere Wirt-
schaftsbereiche zu erschließen, die einen we-
sentlichen Teil des Betriebseinkommens ausma-
chen könnten. 

(4) Mit dieser Verordnung werden die Erzeugungs-, 
Kennzeichnungs- und Kontrollvorschriften für 
die wichtigsten Tierarten harmonisiert. Bei den 
Tierarten - ausgenommen Wassertierarten -, für 
welche diese Verordnung keine Erzeugungsvor-
schriften vorsieht, empfiehlt es sich im Interesse 
des Verbraucherschutzes, zumindest die Kenn-
zeichnungsanforderungen und die Kontrollrege-
lung zu harmonisieren. Für Erzeugnisse der 
Aquakultur sollten entsprechende Vorschriften 
möglichst bald festgelegt werden. 

                                                          
(1) ABl. C 293 vom 05.10.1996, S. 23. 
(2) ABl. C 133 vom 28.04.1997, S. 29. 
(3) ABl. C 167 vom 02.06.1997, S. 55. 
(4) ABl. L 198 vom 22.07.1991, S. 1. Zuletzt geändert 

durch die Verordnung (EG) Nr. 330/1999 der 
Kommission (ABl. L 40 vom 13.02.1999, S. 23). 

(5) Im Übrigen ist die tierische Erzeugung wesent-
lich für die Organisation der landwirtschaftlichen 
Erzeugung in ökologischen Betrieben, da sie 
dem Humin- und Nährstoffbedarf der Anbauflä-
chen gerecht wird und damit einen Beitrag zur 
Bodenverbesserung und zur Entwicklung einer 
nachhaltig umweltgerechten Landwirtschaft 
leistet.

(6) Zur Vermeidung von Umweltbelastungen und 
insbesondere der Belastung natürlicher Ressour-
cen wie Boden und Wasser muss die ökologische 
tierische Erzeugung grundsätzlich eine landge-
bundene Erzeugung, eine weit gestellte Frucht-
folge und eine Fütterung der Tiere mit im Betrieb 
selbst erzeugtem ökologischem Pflanzenfutter 
vorsehen. 

(7) Zur Vermeidung der Belastung der Gewässer 
durch Stickstoffverbindungen sollten die Öko-
Betriebe über geeignete Einrichtungen zur Lage-
rung und Pläne zur Ausbringung fester und flüs-
siger tierischer Ausscheidungen verfügen. 

(8) Zur Erhaltung und Aufwertung aufgegebener 
Flächen ist die nach den Regeln des ökologi-
schen Landbaus betriebene Weidehaltung beson-
ders geeignet. 

(9) Es sollte eine große Artenvielfalt angestrebt 
werden, wobei die Rassenwahl nach dem Ge-
sichtspunkt der Eignung hinsichtlich der Anpas-
sung an die Umweltbedingungen erfolgen sollte. 

(10) Genetisch veränderte Organismen (GVO) und 
deren Derivate sind mit der ökologischen Wirt-
schaftsweise unvereinbar. Um das Vertrauen der 
Verbraucher zur ökologischen Erzeugung nicht 
zu erschüttern, sollten genetisch veränderte Or-
ganismen, Teile davon oder auf deren Grundlage 
hergestellte Erzeugnisse nicht in Erzeugnissen, 
die als Erzeugnisse aus ökologischem Landbau 
gekennzeichnet sind, verwendet werden. 

(11) Den Verbrauchern sollte die Gewähr geboten 
werden, dass die Erzeugnisse dieser Verordnung 
entsprechen. Soweit dies technisch möglich ist, 
sollte dies auf der Rückverfolgbarkeit der tieri-
schen Erzeugnisse basieren. 

(12) Die Fütterung sollte mit Gras bzw. anderen Fut-
termitteln aus ökologischem Landbau erfolgen. 

(13) Unter den gegenwärtigen Bedingungen sind die 
Tierhalter möglicherweise nicht ohne weiteres 
imstande, sich mit Futtermitteln aus ökologi-
schem Landbau zu versorgen, so dass vorüber-
gehend die Möglichkeit eingeräumt werden 
sollte, die Verwendung einer begrenzten Anzahl 
nicht ökologisch erzeugter Futtermittel in be-
schränkten Mengen zuzulassen. 
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(14) Da ferner die physiologischen Grundbedürfnisse 
der Tiere befriedigt werden müssen, kann es 
sein, dass bestimmte Mineralien, Spurenelemente 
und Vitamine unter genau festgelegten Bedin-
gungen verwendet werden müssen. 

(15) Die Tiergesundheit sollte vor allem auf der 
Grundlage der Vorsorge, von Maßnahmen wie 
die entsprechende Auswahl der Rassen und 
Zuchtstämme, einer ausgewogenen Fütterung mit 
hochwertigem Futter und von günstigen Um-
weltbedingungen gewährleistet werden, insbe-
sondere hinsichtlich der Besatzdichte, der Stall-
haltung und der Haltungspraktiken. 

(16) Die präventive Verwendung chemisch-syntheti-
scher allopathischer Arzneimittel ist im ökologi-
schen Landbau verboten. 

(17) Wenn jedoch ein Tier erkrankt oder sich verletzt, 
sollte es unverzüglich behandelt werden; dabei 
sind pflanzliche oder homöopathische Tierarz-
neimittel vorzuziehen und der Einsatz chemisch-
synthetischer allopathischer Arzneimittel auf das 
unabdingbare Mindestmaß zu beschränken. Da-
mit die Ganzheitlichkeit der biologischen Erzeu-
gung für den Verbraucher gewährleistet ist, sollte 
es möglich sein, einschränkende Maßnahmen zu 
treffen, wie z. B. die Verdoppelung der Wartezeit 
nach Verabreichung chemisch-synthetischer al-
lopathischer Arzneimittel. 

(18) Die Tiere sollten in den meisten Fällen Zugang 
zu Ausläufen oder begrasten Flächen haben, so-
bald das Wetter dies gestattet, wobei dieser 
Auslauf grundsätzlich im Rahmen eines geeig-
neten Rotationsprogramms erfolgen sollte. 

(19) Für alle Tierarten sollte eine artgerechte Tierhal-
tung hinsichtlich der Belüftung, der Lichtansprü-
che, des Platz- und Komfortbedarfs gewährleistet 
werden, und dementsprechend sollten ausrei-
chende Flächen vorgesehen werden, damit jedes 
Tier über die erforderliche Bewegungsfreiheit 
verfügt und sein natürliches Sozialverhalten ent-
falten kann. 

(20) Systematische Praktiken während der Erzeu-
gung, des Transports, der Schlachtung oder beim 
sonstigen Umgang mit den Tieren, die Stress, 
Verletzungen, Krankheiten oder Leiden zur 
Folge haben, sollten auf das Mindestmaß be-
schränkt werden. Allerdings sollten mit be-
stimmten Produktionsarten verbundene spezifi-
sche Eingriffe gestattet werden können. Der Ein-
satz bestimmter Stoffe zur Wachstumsförderung 
oder Veränderung des Reproduktions-zyklus der 
Tiere ist mit den Grundregeln des ökologischen 
Landbaus unvereinbar. 

(21) Die Besonderheiten der Imkerei erfordern Son-
derbestimmungen, um insbesondere qualitativ 
und quantitativ ausreichende Pollen- und Honig-
trachten zu gewährleisten. 

(22) Alle Erzeuger, die Erzeugnisse von ökologisch 
aufgezogenen Tieren vermarkten, sollten einer 
regelmäßigen und einheitlichen Kontrolle unter-
zogen werden. Eine Reihe von Angaben über 
Neuzugänge und Abgänge von Tieren sowie 
durchgeführte Behandlungen sollten ständig in 
einem im Betrieb zur Einsicht offen gehaltenen 
Verzeichnis eingetragen werden. 

(23) Aufgrund der regionalen Unterschiede bei den 
landwirtschaftlichen und klimatischen Bedin-
gungen ist es erforderlich, für die Einführung be-
stimmter Verfahren und für die Merkmale der 
Stallungen und Haltungsgebäude gewisse Über-
gangszeiträume vorzusehen. 

(24) Angesichts der Vielfalt der eingeführten Metho-
den, die bei der ökologischen tierischen Erzeu-
gung in den verschiedenen Mitgliedstaaten be-
steht, sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
haben, auf die in ihrem Gebiet erzeugten Tiere 
und tierischen Produkte strengere Vorschriften 
anzuwenden. 

(25) Die Angaben in der Etikettierung, der Werbung 
oder den  Geschäftspapieren, die vom Verbrau-
cher als Hinweis auf die ökologische Wirt-
schaftsweise angesehen werden, sind durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 Erzeugnissen 
vorbehalten, die gemäß jener Verordnung herge-
stellt worden sind. 

(26) Bestimmte Angaben werden generell vom 
Verbraucher als Hinweis auf die ökologische 
Wirtschaftsweise angesehen. 

(27) Es muss jedoch ein Übergangszeitraum vorgese-
hen werden, um es Inhabern einer Marke zu 
gestatten, ihre Produktion an die Erfordernisse 
des ökologischen Landbaus anzupassen. Ein sol-
cher Übergangszeitraum ist nur für Marken mit 
den vorerwähnten Angaben, die vor der Veröf-
fentlichung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
angemeldet wurden, vorzusehen, und der Ver-
braucher ist angemessen darüber zu unterrichten, 
dass die Erzeugnisse nicht gemäß der ökologi-
schen Wirtschaftsweise hergestellt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Verordnung (EG) Nr. 392/2004 des Rates vom
24. Februar 2004:

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments(1),

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (2) wur-
den harmonisierte Rahmenvorschriften für die 
Etikettierung, Erzeugung und Kontrolle von land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen festgelegt, die als 
Erzeugnisse des ökologischen Landbaus gekenn-
zeichnet sind oder gekennzeichnet werden sollen. 

(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 sieht auch 
einen gemeinschaftsweiten Schutz bestimmter Be-
zeichnungen vor, durch die die Verbraucher darauf 
hingewiesen werden, dass ein Lebensmittel, ein 
Futtermittel oder seine Bestandteile nach den in 
jener Verordnung festgelegten Methoden des 
ökologischen Landbaus erzeugt werden. Dieser 
Schutz gilt auch für die daraus abgeleiteten ge-
bräuchlichen Bezeichnungen oder Diminutive die-
ser Bezeichnungen, unabhängig davon, ob sie al-
lein oder kombiniert verwendet werden, und un-
abhängig davon, in welcher Sprache sie verwendet 
werden. Um jede Möglichkeit einer Fehlinterpre-
tation hinsichtlich des Umfangs dieses Schutzes 
auszuräumen, sollte jene Verordnung entspre-
chend geändert werden.  

(3) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 un-
terliegen Unternehmen, die in den Geltungsbe-
reich jener Verordnung fallende Erzeugnisse er-
zeugen, aufbereiten oder aus Drittländern einfüh-
ren, auch einem Kontrollverfahren. In den letzten 
Jahren sind einige Erzeugnisse unter Bezugnahme 
auf den ökologischen Landbau in Verkehr ge-
bracht worden, die nicht der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/91 entsprachen. Außerdem ist es vor 
kurzem bei der Lagerung von Erzeugnissen des 
ökologischen Landbaus zur Verseuchung durch 
Herbizide gekommen. Daher müssen die Kontrol-
len verschärft werden, indem alle mit der Erzeu-
gung und Aufbereitung von Erzeugnissen befass-
ten Marktteilnehmer diesen Kontrollen unterzogen 
werden. 

                                                          
(1) Stellungnahme vom 4. Dezember 2003 (noch 

nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
(2) ABl. L 198 vom 22.07.1991, S. 1. Zuletzt geändert 

durch die Verordnung (EG) Nr. 2277/2003 der 
Kommission (ABl. L 336 vom 23.12.2003, S. 68). 

(4) Gemäß dem Prinzip des risikobezogenen Ansatzes 
kann es in einigen Fällen unverhältnismäßig er-
scheinen, die Melde- und Kontrollpflichten auf 
bestimmte Einzelhändler anzuwenden. Es sollte 
daher vorgesehen werden, dass Mitgliedstaaten 
solche Händler von diesen Pflichten befreien kön-
nen. 

(5) Die Kontrollbehörden und -stellen sind zur Wah-
rung der Vertraulichkeit verpflichtet und dürfen 
Informationen und Daten, von denen sie bei ihrer 
Kontrolltätigkeit Kenntnis erhalten, nicht weiter-
geben. Der Informationsaustausch zwischen den 
Kontrollbehörden und Kontrollstellen sollte je-
doch möglich sein, um die Herkunftssicherung zu 
verbessern und die Einhaltung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 während des gesamten Erzeu-
gungs- und Aufbereitungsverfahrens zu gewähr-
leisten. 

(6) Da das Gemeinschaftslogo, das bedeutet, dass die 
Erzeugnisse unter die spezifische Kontrollrege-
lung fallen, für aus Drittländern eingeführte Er-
zeugnisse verwendet werden darf, empfiehlt  es 
sich aus Gründen der Klarheit vorzuschreiben, 
dass für diese Erzeugnisse gleichwertige Kontroll-
anforderungen Anwendung finden. 

(7) Es empfiehlt sich, ein späteres Datum für die An-
wendung der neuen Melde- und Kontrollpflichten 
vorzusehen, damit insbesondere in den Mitglied-
staaten, in denen es derzeit keine solche Pflichten 
gibt, die erforderlichen Anpassungen vorgenom-
men werden können. Kontrollpflichten, die bereits 
auf nationaler Ebene bestehen, sollten davon unbe-
rührt bleiben. 

(8) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 sollte daher 
entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Verordnung (EG) Nr. 1567/2005 des Rates vom
20 September 2005:

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 
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(1) Gemäß Artikel 11 Absatz 6 Buchstabe a der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates (1)

können Einführer von der zuständigen Behörde 
des jeweiligen Mitgliedstaats ermächtigt werden, 
bis zum 31. Dezember 2005 aus Drittländern 
eingeführte Erzeugnisse zu vermarkten, die nicht 
in der in Absatz 1 Buchstabe a dieses Artikels 
genannten Liste aufgeführt sind. 

(2) In ihrer Mitteilung an das Europäische Parlament 
und den Rat vom 10. Juni 2004 über den 
Europäischen Aktionsplan für ökologische 
Landwirtschaft und ökologisch erzeugte 
Lebensmittel hat die Kommission angekündigt, 
dass sie eine Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/91 vorschlagen wird, um die derzeitigen 
nationalen Ausnahmeregelungen für Einfuhren 
durch ein neues dauerhaftes System zu ersetzen, 
das auf technischen Äquivalenzbewertungen durch 
Stellen beruht, die von der Gemeinschaft für 
diesen Zweck eingesetzt werden. 

(3) Es ist ausreichend Zeit für die Entwicklung und 
Einrichtung dieses neuen dauerhaften Systems 
vorzusehen. 

(4) In der Zwischenzeit sollte der Handel mit 
ökologischen Erzeugnissen nicht unnötig 
unterbrochen werden. Die bestehenden 
Übergangsmaßnahmen sollten daher um ein 
weiteres Jahr verlängert werden. 

(5) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 sollte daher 
entsprechend geändert werden. — 

(1) ABl. L 198 vom 22.7.1991, S. 1. Zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1336/2005 der 
Kommission (ABl. L 211 vom 13.8.2005, S. 11). 
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Anwendungsbereich

Artikel 1 

(1) Diese Verordnung gilt für folgende Erzeugnisse, 
sofern sie als Erzeugnisse aus ökologischem Landbau 
gekennzeichnet sind oder gekennzeichnet werden 
sollen: 

a) nicht verarbeitete pflanzliche Agrarerzeugnisse, 
außerdem Tiere und nicht verarbeitete tierische 
Erzeugnisse, soweit die diesbezüglichen grund-
sätzlichen Erzeugungsvorschriften und besonderen 
Kontrollbestimmungen in die Anhänge I und III
aufgenommen sind; 

b) für den menschlichen Verzehr bestimmte verarbei-
tete pflanzliche und tierische Agrarerzeugnisse, 
die im Wesentlichen aus einer oder mehreren Zu-
taten pflanzlichen und / oder tierischen Ursprungs 
bestehen; 

c) nicht unter Buchstabe a) erfasste Futtermittel, 
Mischfuttermittel und Futtermittel-Ausgangser-
zeugnisse ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
in Absatz 3 genannten Verordnung. 

(2) Abweichend von Absatz 1 gelten für einige Tier-
arten, für die in Anhang I keine ausführlichen Erzeu-
gungsvorschriften vorgesehen sind, sowie die aus 
diesen Tieren gewonnenen Erzeugnisse mit Ausnahme 
der Aquakultur und der Erzeugnisse der Aquakultur 
die Etikettierungsvorschriften gemäß Artikel 5 und die 
Kontrollvorschriften gemäß den Artikeln 8 und 9. Bis 
zur Aufnahme ausführlicher Erzeugungsvorschriften 
gelten einzelstaatliche Bestimmungen oder - falls 
solche Bestimmungen nicht bestehen - von den Mit-
gliedstaaten akzeptierte oder anerkannte private Stan-
dards. 

(3) Die Kommission schlägt spätestens am 24. August 
2001 nach dem Verfahren des Artikels 14 eine Verord-
nung über Etikettierungsanforderungen und Kontroll-
anforderungen sowie vorsorgliche Maßnahmen für die 
in Absatz 1 Buchstabe c) genannten Erzeugnisse vor, 
soweit diese Anforderungen den ökologischen Land-
bau betreffen. 

Bis zur Annahme der in Unterabsatz 1 genannten Ver-
ordnung gelten für die in Absatz 1 Buchstabe c) ge-
nannten Erzeugnisse die einzelstaatlichen Bestimmun-
gen im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht oder 
- falls solche Bestimmungen nicht bestehen - von den 
Mitgliedstaaten akzeptierte oder anerkannte private 
Standards. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung gilt ein Erzeugnis als aus 
ökologischem Landbau stammend gekennzeichnet, 
wenn in der Etikettierung, der Werbung oder den Ge-
schäftspapieren das Erzeugnis, seine Bestandteile oder 
die Futtermittel-Ausgangserzeugnisse mit Bezeich-
nungen versehen werden, die dem Käufer den Ein-
druck vermitteln, dass das Erzeugnis, seine Bestand-
teile oder die Futtermittel-Ausgangserzeugnisse nach 
den in Artikel 6 genannten Produktionsregeln gewon-
nen wurden. Insbesondere die folgenden Bezeichnun-
gen, die daraus abgeleiteten gebräuchlichen Bezeich-
nungen (wie Bio-, Öko- usw.) und ihre Diminutive, 
alleine oder kombiniert verwendet, gelten in der ge-
samten Gemeinschaft und in allen Amtssprachen als 
Hinweis auf Methoden des ökologischen Landbaus, es 
sei denn, sie werden nicht für in Lebensmitteln oder 
Futtermitteln enthaltene landwirtschaftliche Erzeug-
nisse verwendet oder stehen ganz offensichtlich in 
keinem Zusammenhang mit dieser Art der Erzeugung: 

bulgarisch: 
spanisch: ecológico, 
tschechisch: ekologické, 
dänisch: økologisk 
deutsch: ökologisch, biologisch 
estnisch: mahe or ökoloogiline, 
griechisch: ,
englisch: organic, 
französisch: biologique, 
italienisch: biologico, 
lettisch: biolo isk ,
litauisch: ekologiškas, 
ungarisch: ökológiai, 
maltesisch: organiku, 
niederländisch: biologisch 
polnisch: ekologiczne, 
portugiesisch: biológico, 
rumänisch: ecologic, 
slowakisch: ekologické, 
slowenisch: ekološki, 
finnisch: luonnonmukainen 
schwedisch: ekologisk. 

Artikel 3 

Diese Verordnung gilt unbeschadet der sonstigen 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft oder der einzel-
staatlichen Vorschriften, die im Einklang mit dem 
Gemeinschaftsrecht für die in Artikel 1 definierten 
Erzeugnisse gelten, wie z. B. die Bestimmungen für 
die Erzeugung, Aufbereitung, Vermarktung, Etikettie-
rung und Kontrolle, einschließlich der lebens- und 
futtermittelrechtlichen Vorschriften. 
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Begriffsbestimmungen 

Artikel 4 

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet: 

1. „Etikettierung“: Angaben, Kennzeichnungen, 
Hersteller- oder Handelsmarken, Abbildungen 
oder Zeichen auf Verpackungen, Dokumenten, 
Schildern, Etiketts, Ringen oder Bundverschlüs-
sen, die einem Erzeugnis nach Artikel 1 beigefügt 
sind oder sich auf dieses beziehen. 

2. „Erzeugung“: im landwirtschaftlichen Betrieb 
durchgeführte Arbeitsgänge zur Erzeugung, Ver-
packung und ersten Kennzeichnung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse dieses Betriebs als Er-
zeugnisse des ökologischen Landbaus / der biolo-
gischen Landwirtschaft. 

3. „Aufbereitung“: Arbeitsgänge zur Haltbarma-
chung und / oder Verarbeitung landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse (einschließlich Schlachten und 
Zerlegen bei tierischen Erzeugnissen) sowie Ver-
packung und / oder Veränderung der Form des 
Hinweises auf den ökologischen Landbau bei der 
Etikettierung frischer, haltbar gemachter und / 
oder verarbeiteter Erzeugnisse. 

4. „Vermarktung“: Vorrätighalten bzw. Feilhalten 
zum Verkauf, Verkauf, Ausliefern oder jedes an-
dere Inverkehrbringen. 

5. „Unternehmen“: natürliche oder juristische Per-
son, die Erzeugnisse des Artikels 1 gewerbsmäßig 
erzeugt, aufbereitet oder aus Drittländern einführt 
bzw. diese Erzeugnisse vermarktet. 

6. Zutaten“: Stoffe, einschließlich Zusatzstoffe, die 
bei der Aufbereitung der in Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe b) genannten Erzeugnisse nach der Be-
griffsbestimmung des Artikels 6 Absatz 4 der 
Richtlinie 79/112/EWG zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Etikettierung und die Aufmachung von für den 
Endverbraucher bestimmten Lebensmitteln sowie 
die Werbung hierfür verwendet werden. 

7. „Pflanzenschutzmittel“: Erzeugnisse gemäß Arti-
kel 2 Nummer 1 der Richtlinie 79/117/EWG des 
Rates vom 21. Dezember 1978 über das Verbot 
des Inverkehrbringens und der Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln, die bestimmte Wirkstoffe 
enthalten (1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
89/365/EWG (2).

8. „Detergentien“: Stoffe und Zubereitungen im 
Sinne der Richtlinie 73/404/EWG des Rates vom 

                                                          

(1) ABl. Nr. L 33 vom 08.02.1979, S. 36. 
(2) ABl. Nr. L 159 vom 10.06.1989, S. 58. 

22. November 1973 zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über Detergen-
tien (3), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
86/94/EWG (4), die für die Reinigung bestimmter 
Erzeugnisse des Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a)
bestimmt sind. 

9. „Vorverpackte Lebensmittel“: jede Verkaufsein-
heit gemäß Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe b) der 
Richtlinie 79/112/EWG. 

10. Zutatenverzeichnis: Verzeichnis der Zutaten ge-
mäß Artikel 6 der Richtlinie 79/112/EWG. 

11. „Tierische Erzeugung“: Erzeugung der an Land 
lebenden Haustiere oder domestizierten Tiere 
(einschließlich Insekten) und der im Süß-, Brack- 
oder Salzwasser für die Nutzung gehaltenen 
aquatischen Arten. Die Erzeugnisse der Jagd und 
der Fischerei auf wild lebende Tiere gelten nicht 
als aus ökologischer Erzeugung stammend. 

12. „Genetisch veränderter Organismus (GVO)“: 
jeder Organismus gemäß der Begriffsbestimmung 
von Artikel 2 der Richtlinie 90/220/EWG des 
Rates vom 23. April 1990 über die absichtliche 
Freisetzung genetisch veränderter Organismen in 
die Umwelt. * 

13. „GVO-Derivat“: jeder Stoff, der aus oder durch 
GVO erzeugt wird, jedoch keine GVO enthält. 

14. „Verwendung von GVO und GVO-Derivaten“: 
die Verwendung derselben als Lebensmittel, Le-
bensmittelzutaten (einschließlich Zusatzstoffe 
und Aromen), Verarbeitungshilfsstoffe (ein-
schließlich Extraktionslösemittel), Futtermittel, 
Mischfuttermittel, Futtermittel-Ausgangserzeug-
nisse, Futtermittel-Zusatzstoffe, Verarbeitungs-
hilfsstoffe für Futtermittel, bestimmte Erzeug-
nisse für die Tierernährung gemäß der Richtli-
nie 82/471/EWG **, Pflanzenschutzmittel, Tier-
arzneimittel, Düngemittel, Bodenverbesserer, 
Saatgut, vegetatives Vermehrungsgut und Tiere. 

15. „Tierarzneimittel“: die in Artikel 1 Absatz 2 der 
Richtlinie 65/65/EWG des Rates vom 26. Januar 
1965 zur Angleichung der Rechts- und Verwal-

(3) ABl. Nr. L 80 vom 17.12.1973, S. 51. 
(4) ABl. Nr. L 80 vom 25.03.1986, S. 51. 
* ABl. L 117 vom 08.05.1990, S. 15. Zuletzt 

geändert durch die Richtlinie 97/35/EG 
(ABl. 169 vom 27.06.1997, S. 72). 

** ABl. L 213 vom 21.07.1982, S. 8. Zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 1999/20/EG 
(ABl. L 80 vom 25.03.1999, S. 20). 
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tungsvorschriften über Arzneimittel *** defi-
nierten Erzeugnisse. 

16. „Homöopathische Tierarzneimittel“: die Erzeug-
nisse gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 1 
Absatz 1 der Richtlinie 92/74/EWG des Rates 
vom 22. September 1992 zur Erweiterung des 
Anwendungsbereichs der Richtlinie 81/851/EWG 
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften über Tierarzneimittel und zur Festle-
gung zusätzlicher Vorschriften für homöopathi-
sche Tierarzneimittel ****.

17. „Futtermittel“: Erzeugnisse gemäß der Begriffs-
bestimmung in Artikel 2 Buchstabe a der Richt-
linie 79/373/EWG des Rates vom 2. April 1979 
über den Verkehr mit Mischfuttermitteln *****.

18. „Futtermittel-Ausgangserzeugnisse“: Erzeugnisse 
gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 
Buchstabe a der Richtlinie 96/25/EG des Rates 
vom 29. April 1996 über den Verkehr mit Fut-
termittel-Ausgangserzeugnissen, zur Änderung 
der Richtlinien 70/524/EWG, 74/63/EWG, 
82/471/EWG und 93/74/EWG sowie zur Aufhe-
bung der Richtlinie 77/101/EWG ******.

19. „Mischfuttermittel“: Erzeugnisse gemäß der Be-
griffsbestimmung in Artikel 2 Buchstabe b der 
Richtlinie 79/373/EWG. 

20. „Futtermittel-Zusatzstoffe“: Erzeugnisse gemäß 
der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Buchstabe a 
der Richtlinie 70/524/EWG des Rates über Zu-
satzstoffe in der Tierernährung *******.

21. „Bestimmte Erzeugnisse für die Tierernährung“: 
in den Geltungsbereich der Richtlinie 
82/471/EWG des Rates vom 30. Juni 1982 über 
bestimmte Erzeugnisse für die Tierernährung 
fallende Futtermittel. 

22. „Ökologische Einheit / Ökologischer Betrieb / 
Ökologischer Tierhaltungsbetrieb“: eine Einheit 
oder ein Betrieb, die / der den Vorschriften dieser 
Verordnung entspricht. 

*** ABl. L 22 vom 09.02.1965, S. 369. Zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 93/39/EG 
(ABl. L 214 vom 24.08.1993, S. 22). 

**** ABl. L 297 vom 13.10.1992, S. 12. 
***** ABl. L 86 vom 06.04.1979, S. 30. Zuletzt 

geändert durch die Richtlinie 98/87/EG 
(ABl. L 318 vom 27.11.1998, S. 43). 

****** ABl. L 125 vom 23.05.1996, S. 35. Geändert 
durch die Richtlinie 98/67/EG (ABl. L 261 vom 
24.09.1998, S. 10). 

******* ABl. L 270 vom 14.12.1970, S. 1. Zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 
45/1999 der Kommission (ABl. L 6 vom 
21.01.1999, S. 3). 

23. „Ökologische Futtermittel / Futtermittel-Aus-
gangserzeugnisse“: gemäß den in Artikel 6
festgelegten Erzeugungsvorschriften erzeugte 
Futtermittel / Futtermittel-Ausgangserzeugnisse. 

24. „Umstellungsfuttermittel / Umstellungsfuttermit-
tel-Ausgangserzeugnisse“: den in Artikel 6
festgelegten Erzeugungsvorschriften entspre-
chende Futtermittel / Futtermittel-Ausgangser-
zeugnisse; hiervon ausgenommen ist der Um-
stellungszeitraum, wobei diese Vorschriften zu-
mindest ein Jahr lang vor der Ernte gelten. 

25. „Konventionelle Futtermittel / Futtermittel-Aus-
gangserzeugnisse“: Futtermittel / Futtermittel-
Ausgangserzeugnisse, die nicht unter die in den 
Nummern 23 und 24 genannten Gruppen fallen. 

Etikettierung

Artikel 5 

(1) In der Kennzeichnung oder Werbung für ein Er-
zeugnis des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe a) darf nur 
dann auf den ökologischen Landbau Bezug genommen 
werden, wenn 

a) sich die Kennzeichnung eindeutig auf die land-
wirtschaftliche Erzeugung bezieht; 

b) das Erzeugnis gemäß den Vorschriften des 
Artikel 6 erzeugt oder aus einem Drittland im 
Rahmen der Regelung des Artikels 11 eingeführt 
wurde; 

c) es von einem Unternehmen erzeugt oder einge-
führt wurde, für das die Kontrollmaßnahmen der 
Artikel 8 und 9 gelten. 

d) bei Erzeugnissen, die nach dem 1. Januar 1997 
aufbereitet werden, die Kennzeichnung den Na-
men und / oder die Codenummer der Kontrollbe-
hörde oder Kontrollstelle enthält, die für das Un-
ternehmen zuständig ist. Für die Auswahl des 
Namens oder der Codenummer ist der jeweilige 
Mitgliedstaat zuständig, der seine Entscheidung 
der Kommission mitteilt. 

(2) gestrichen (durch Verordnung (EG) Nr. 1935/95 
Artikel 1 Nummer 8) 

(3) In der Kennzeichnung und Werbung für ein Er-
zeugnis des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe b) darf in 
der Verkehrsbezeichnung auf den ökologischen Land-
bau / die biologische Landwirtschaft nur Bezug ge-
nommen werden, wenn 
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a) mindestens 95 v. H. der Zutaten landwirtschaftli-
chen Ursprungs gemäß Artikel 6 erzeugt oder von 
solchen Erzeugnissen gewonnen oder aus Dritt-
ländern im Rahmen der Regelung des Artikels 11
eingeführt wurden; 

b) alle anderen Zutaten des Erzeugnisses, die land-
wirtschaftlichen Ursprungs sind, in Anhang VI 
Teil C aufgenommen sind oder durch einen Mit-
gliedstaat gemäß Durchführungsbestimmungen, 
die gegebenenfalls aufgrund von Absatz 7 ange-
nommen wurden, vorläufig zugelassen wurden; 

c) das Erzeugnis als Zutaten nicht landwirtschaftli-
chen Ursprungs ausschließlich die in Anhang VI 
Teil A aufgeführten Stoffe enthält; 

d) das Erzeugnis oder seine Zutaten landwirtschaftli-
chen Ursprungs gemäß Buchstabe a) keinerlei Be-
handlung unterzogen wurden, bei denen andere als 
in Anhang VI Teil B aufgeführte Stoffe Verwen-
dung finden; 

e) das Erzeugnis oder seine Zutaten nicht mit ionisie-
renden Strahlen behandelt wurde; 

f) das Erzeugnis von einem Unternehmen aufbereitet 
oder eingeführt wurde, für das die Kontrollmaß-
nahmen der Artikel 8 und 9 gelten; 

g) bei Erzeugnissen, die nach dem 1. Januar 1997 
aufbereitet werden, die Kennzeichnung den Na-
men und / oder die Codenummer der Kontrollbe-
hörde oder Kontrollstelle enthält, die für das Un-
ternehmen, das die letzte Aufbereitungshandlung 
vorgenommen hat, zuständig ist. Für die Auswahl 
des Namens oder der Codenummer ist der jewei-
lige Mitgliedstaat zuständig, der seine Entschei-
dung der Kommission mitteilt. 

Aus den Angaben zu den Verfahren des ökologi-
schen Landbaus / der biologischen Landwirtschaft 
muss klar hervorgehen, dass sie sich auf eine 
landwirtschaftliche Produktionsweise beziehen, 
und es muss ihnen ein Hinweis auf die betreffen-
den Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs beige-
fügt sein, sofern diese Angaben nicht bereits ein-
deutig aus der Zutatenliste hervorgehen. 

h) das Erzeugnis ohne Verwendung von genetisch 
veränderten Organismen und / oder von auf deren 
Grundlage hergestellten Erzeugnissen hergestellt 
worden ist. 

(3a) Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 dürfen 
Marken mit den in Artikel 2 genannten Angaben bis 
zum 1. Juli 2006 in der Etikettierung und der Werbung 
für Erzeugnisse weiter verwendet werden, die dieser 
Verordnung nicht genügen, sofern 

die Eintragung der Marke vor dem 22. Juli 1991 
- bzw. vor dem Datum, das nach Unterabsatz 2 

gilt - angemeldet wurde, und der Ersten Richtlinie 
89/104/EG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Marken* entspricht und 

die Marke stets mit einem klaren, deutlich sicht-
baren und leicht lesbaren Hinweis darauf versehen 
ist, dass die Erzeugnisse nicht gemäß dem in die-
ser Verordnung beschriebenen Verfahren des öko-
logischen Landbaus hergestellt werden. 

Das in Unterabsatz 1 erster Gedankenstrich genannte 
Datum der Anmeldung ist für Finnland, Österreich und 
Schweden der 1. Januar 1995 und für die Tschechische 
Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, 
Malta, Polen, Slowenien und die Slowakei der 1. Mai 
2004. 

(4) Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs dürfen nur 
dann in Anhang VI Teil C aufgenommen werden, 
wenn diese Zutaten nachweislich landwirtschaftlichen 
Ursprungs sind und in der Gemeinschaft nach 
Artikel 6 nicht in ausreichender Menge erzeugt oder 
nach Artikel 11 nicht aus Drittländern eingeführt wer-
den können. 

(5) Gemäß Absatz 1 oder 3 gekennzeichnete oder 
beworbene pflanzliche Erzeugnisse können mit Hin-
weisen auf die Umstellung auf den ökologischen 
Landbau versehen sein, sofern 

a) die Anforderungen des Absatzes 1 oder des 
Absatzes 3 mit Ausnahme der Anforderungen in 
Bezug auf die Dauer des Umstellungszeitraums 
nach Anhang I Nummer 1 voll erfüllt sind; 

b) ein Umstellungszeitraum von mindestens zwölf 
Monaten vor der Ernte eingehalten wurde; 

c) die betreffenden Hinweise den Käufer des Erzeug-
nisses nicht darüber irreführen, dass es sich um ein 
Erzeugnis anderer Art als jene Erzeugnisse han-
delt, die allen Anforderungen der Absätze 1 oder 3
genügen. Nach dem 1. Januar 1996 müssen diese 
Hinweise folgenden Wortlaut erhalten: „herge-
stellt im Rahmen der Umstellung auf den ökologi-
schen Landbau“ oder „hergestellt im Rahmen der 
Umstellung auf die biologische Landwirtschaft“; 
diese Worte dürfen hinsichtlich Farbe, Größe und 
Schrifttype nicht auffallender aufgemacht sein als 
die Verkehrsbezeichnung des Erzeugnisses; die 
Worte „ökologischen Landbau / biologische 
Landwirtschaft“ dürfen in dem Hinweis nicht stär-
ker hervorgehoben sein als die Worte „hergestellt 
im Rahmen der Umstellung auf“; 

* ABl. L 40 vom 11.02.1989, S. 1. Richtlinie, 
geändert durch die Entscheidung 92/10/EWG 
(ABl. L 6 vom 11.01.1992, S. 35). 
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d) das Erzeugnis nur eine pflanzliche Zutat landwirt-
schaftlichen Ursprungs enthält; 

e) bei Erzeugnissen, die nach dem 1. Januar 1997 
aufbereitet werden, die Kennzeichnung den Na-
men und / oder die Codenummer der Kontrollbe-
hörde oder Kontrollstelle enthält, die für das Un-
ternehmen, das die letzte Erzeugungs- oder Aufbe-
reitungshandlung vorgenommen hat, zuständig ist. 
Für die Auswahl des Namens oder der Codenum-
mer ist der jeweilige Mitgliedstaat zuständig, der 
seine Entscheidung der Kommission mitteilt. 

f) das Erzeugnis ohne Verwendung von genetisch 
veränderten Organismen und / oder von auf deren 
Grundlage hergestellten Erzeugnissen hergestellt 
worden ist. 

(5 a) In der Kennzeichnung und Werbung für ein Er-
zeugnis des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe b) darf 
unbeschadet des Absatzes 3 auf den ökologischen 
Landbau / die biologische Landwirtschaft nur Bezug 
genommen werden, wenn 

a) mindestens 70 v. H. der Zutaten landwirtschaftli-
chen Ursprungs gemäß Artikel 6 erzeugt bzw. von 
solchen Erzeugnissen gewonnen oder aus Dritt-
ländern im Rahmen der Regelung des Artikels 11
eingeführt wurden; 

b) alle anderen Zutaten des Erzeugnisses, die land-
wirtschaftlichen Ursprungs sind, in Anhang VI 
Teil C aufgenommen sind oder durch einen Mit-
gliedstaat gemäß Durchführungsbestimmungen, 
die gegebenenfalls aufgrund von Absatz 7 ange-
nommen wurden, vorläufig zugelassen wurden; 

c) die Hinweise auf den ökologischen Landbau / die 
biologische Landwirtschaft in dem Verzeichnis 
der Zutaten erscheinen und eindeutig auf die Zu-
taten bezogen sind, die nach den Grundregeln ge-
mäß Artikel 6 gewonnen oder aus Drittländern ge-
mäß Artikel 11 eingeführt wurden; diese Hinweise 
müssen dieselbe Farbe, Größe und Schrifttype 
aufweisen wie die anderen Angaben in dem Zuta-
tenverzeichnis. Diese Hinweise müssen außerdem 
gesondert im gleichen Sichtbereich wie die Ver-
kehrsbezeichnung des Erzeugnisses aufgeführt 
werden unter Angabe des Anteils an Zutaten 
landwirtschaftlichen Ursprungs oder des Anteils 
an aus solchen Zutaten gewonnenen Erzeugnissen, 
die nach den Grundregeln gemäß Artikel 6 erzeugt 
oder gemäß Artikel 11 aus Drittländern eingeführt 
wurden. Dieser gesonderte Hinweis muss hin-
sichtlich Farbe, Größe und Schrifttype mit den an-
deren Angaben übereinstimmen und darf nicht 
auffallender sein als die Verkehrsbezeichnung des 
Erzeugnisses. Er hat folgende Form: „X % der 
Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs sind nach 
den Grundregeln für den ökologischen Landbau 
gewonnen worden“ oder „X % der Zutaten land-

wirtschaftlichen Ursprungs sind nach den Grund-
regeln für die biologische Landwirtschaft gewon-
nen worden“; 

d) das Erzeugnis als Zutaten nicht landwirtschaftli-
chen Ursprungs ausschließlich die in Anhang VI 
Teil A aufgeführten Stoffe enthält; 

e) das Erzeugnis oder seine Zutaten landwirtschaftli-
chen Ursprungs gemäß Buchstabe a) keinerlei Be-
handlungen unterzogen wurden, bei denen andere 
als in Anhang VI Teil B aufgeführte Stoffe Ver-
wendung finden; 

f) das Erzeugnis oder seine Zutaten nicht mit ionisie-
renden Strahlen behandelt wurden; 

g) das Erzeugnis von einem Unternehmen aufbereitet 
oder eingeführt wurde, für das die Kontrollmaß-
nahmen der Artikel 8 und 9 gelten; 

h) bei Erzeugnissen, die nach dem 1. Januar 1997 
aufbereitet werden, die Kennzeichnung den Na-
men und / oder die Codenummer der Kontrollbe-
hörde oder Kontrollstelle enthält, die für das Un-
ternehmen, das die letzte Erzeugungs- und Aufbe-
reitungshandlung vorgenommen hat, zuständig ist. 
Für die Auswahl des Namens oder der Codenum-
mer ist der jeweilige Mitgliedstaat zuständig, der 
seine Entscheidung der Kommission mitteilt. 

i) das Erzeugnis ohne Verwendung von genetisch 
veränderten Organismen und / oder von auf deren 
Grundlage hergestellten Erzeugnissen hergestellt 
worden ist. 

(6) Während eines Übergangszeitraums, der am 
31. Dezember 1997 endet, darf in der Kennzeichnung 
und Werbung für ein Erzeugnis des Artikels 1 
Absatz 1 Buchstabe b), das teilweise aus Zutaten 
zubereitet wurde, die den Anforderungen des 
Absatzes 3 Buchstabe a) nicht entsprechen, auf den 
ökologischen Landbau / die biologische 
Landwirtschaft nur Bezug genommen werden, wenn 

a) mindestens 50 v. H. der Zutaten landwirtschaftli-
chen Ursprungs den Anforderungen des 
Absatzes 3 Buchstabe a) entsprechen; 

b) das Erzeugnis den Anforderungen des Absatzes 3 
Buchstaben c), d), e) und f) entspricht; 

c) die Hinweise auf den ökologischen Landbau / die 
biologische Landwirtschaft 

nur im Verzeichnis der Zutaten gemäß der 
Richtlinie 79/112/EWG, zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 89/395/EWG, erscheinen; 

sich eindeutig nur auf Zutaten beziehen, die 
gemäß den Vorschriften des Artikels 6 erzeugt 
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oder im Rahmen der Regelung des Artikels 11
eingeführt wurden; 

d) die Zutaten und ihr Anteil nach ihrem Gewicht in 
absteigender Reihenfolge im Verzeichnis der Zu-
taten erscheinen; 

e) Hinweise im Verzeichnis der Zutaten in derselben 
Farbe und in jeweils gleicher Größe mit gleicher 
Schrifttype gegeben werden. 

(7) Ausführliche Vorschriften für die Durchführung 
dieses Artikels können nach dem Verfahren des 
Artikels 14 erlassen werden. 

(8) Erschöpfende Verzeichnisse der Stoffe und Er-
zeugnisse des Absatzes 3 Buchstaben b), c) und d)
sowie des Absatzes 5 a Buchstaben b), d) und e) wer-
den in Anhang VI Teile A, B und C nach dem Verfah-
ren des Artikels 14 aufgestellt. 

Es können Bedingungen für die Verwendung und 
Anforderungen an die Zusammensetzung dieser Zuta-
ten und Stoffe festgelegt werden. 

Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass ein Erzeug-
nis zusätzlich in die oben genannten Verzeichnisse 
aufgenommen werden sollte oder dass Änderungen 
darin vorgenommen werden sollten, so sorgt er dafür, 
dass den übrigen Mitgliedstaaten und der Kommission 
offiziell Unterlagen mit den Gründen für die Auf-
nahme bzw. die Änderungen übermittelt werden; die 
Kommission legt diese Unterlagen dem in Artikel 14
genannten Ausschuss vor. 

(9) Für die Berechnung der in den Absätzen 3 und 6
genannten Prozentsätze gelten die Artikel 6 und 7 der 
Richtlinie 79/112/EWG. 

(10) In einem Erzeugnis gemäß Artikel 1 Absatz 1 
Buchstaben a) und b) darf eine nach den Bestimmun-
gen des Artikels 6 gewonnene Zutat nicht zusammen 
mit der gleichen, jedoch nach anderen Regeln gewon-
nenen Zutat enthalten sein. 

(11) Die Kommission überprüft diesen Artikel sowie 
Artikel 10 vor dem 1. Januar 1999 und legt geeignete 
Vorschläge für eine etwaige Änderung vor. 

Erzeugungsvorschriften 

Artikel 6 

(1) Ökologischer Landbau schließt ein, dass bei der 
Erzeugung der Produkte des Artikels 1 Absatz 1 
Buchstabe a), ausgenommen Saatgut und vegetatives 
Vermehrungsmaterial, 

a) wenigstens die Vorschriften des Anhangs I und 
gegebenenfalls die betreffenden Durchführungsbe-
stimmungen eingehalten werden müssen; 

b) als Pflanzenschutzmittel, Düngemittel, Bodenver-
besserer, Futtermittel, Futtermittel-Ausgangser-
zeugnisse, Mischfuttermittel, Futtermittel-Zusatz-
stoffe, Stoffe für die Tierernährung gemäß der 
Richtlinie 82/471/EWG, Mittel zur Reinigung und 
Desinfektion von Stallungen und Haltungsein-
richtungen, Mittel zur Bekämpfung von Schädlin-
gen oder Krankheiten in den Stallungen und Hal-
tungseinrichtungen oder zu anderen Zwecken, die 
in Anhang II für bestimmte Stoffe aufgeführt sind, 
nur Erzeugnisse verwendet werden dürfen, die 
sich aus Stoffen zusammensetzen, welche in 
Anhang I erwähnt oder in Anhang II verzeichnet 
sind. Sie dürfen nur entsprechend den besonderen 
Bestimmungen der Anhänge I und II und nur inso-
weit verwendet werden, als die entsprechende 
Verwendung in der Landwirtschaft allgemein in 
dem betreffenden Mitgliedstaat gemäß den ein-
schlägigen Gemeinschaftsvorschriften oder den 
einzelstaatlichen Vorschriften im Einklang mit 
dem Gemeinschaftsrecht zugelassen ist; 

c) nur Saatgut oder vegetatives Vermehrungsmaterial 
verwendet wird, das gemäß dem Verfahren des 
ökologischen Landbaus im Sinne von Absatz 2 er-
zeugt wurde; 

d) genetisch veränderte Organismen und /oder deren 
Derivate nicht verwendet werden dürfen; hiervon 
ausgenommen sind Tierarzneimittel. 

(2) Ökologischer Landbau / biologische Landwirt-
schaft schließt ein, dass bei Saatgut die Mutterpflanze 
und bei vegetativem Vermehrungsmaterial die Eltern-
pflanze(n) 

a) ohne Verwendung von genetisch veränderten 
Organismen und / oder auf deren Grundlage her-
gestellten Erzeugnissen, 

b) zumindest während einer Generation oder bei 
ausdauernden Kulturen für die Dauer von zwei 
Wachstumsperioden gemäß Absatz 1 Buchsta-
ben a) und b)

erzeugt wurden. 
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(3) a) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe c) kann 
Saatgut und vegetatives Vermehrungsmaterial, 
das nicht gemäß den Verfahren des ökologi-
schen Landbaus / der biologischen Landwirt-
schaft gewonnen wurde, während eines am 
31. Dezember 2003 ablaufenden Übergangs-
zeitraums und mit Genehmigung der zuständi-
gen Behörde des Mitgliedstaats insoweit ver-
wendet werden, als die Verwender eines sol-
chen Vermehrungsmaterials der Kontrollbe-
hörde oder Kontrollstelle des betreffenden Mit-
gliedstaats hinreichende Beweise dafür liefern 
können, dass sie auf dem Markt ein die Anfor-
derungen des Absatzes 2 erfüllendes Vermeh-
rungsmaterial für eine geeignete Sorte der 
betreffenden Art nicht erhalten konnten. In die-
sem Fall muss Vermehrungsmaterial verwendet 
werden, das nicht mit Erzeugnissen behandelt 
ist, die nicht in Anhang II Teil B aufgeführt 
sind, sofern es auf dem Markt erhältlich ist. Die 
Mitgliedstaaten unterrichten andere Mitglied-
staaten und die Kommission von den Geneh-
migungen, die sie gemäß diesem Buchstaben 
erteilt haben. 

b) Nach dem Verfahren des Artikel 14 können 
folgende Maßnahmen getroffen werden: 

Einführung - vor dem 31. Dezember 2003 - 
von Beschränkungen der Übergangsmaß-
nahme gemäß Buchstabe a) in Bezug auf 
bestimmte Arten und / oder Typen von 
Vermehrungsmaterial und / oder den Aus-
schluss von chemischen Behandlungen; 

Beibehaltung der Ausnahmeregelung ge-
mäß Buchstabe a) für bestimmte Arten 
und / oder Typen von Vermehrungsmate-
rial für die gesamte Gemeinschaft oder 
Teile davon über den 31. Dezember 2003 
hinaus; 

Einführung von Verfahrensregeln und Kri-
terien für die Ausnahmeregelung nach 
Buchstabe a) sowie entsprechende Unter-
richtung der betreffenden Wirtschafts-
kreise, der anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission. 

(4) Die Kommission überprüft vor dem 31. Dezember 
2002 die Bestimmungen dieses Artikels, insbesondere 
Absatz 1 Buchstabe c) und Absatz 2, und legt geeig-
nete Vorschläge für eine etwaige Änderung vor. 

Artikel 6 a 

(1) Jungpflanzen im Sinne dieses Artikels sind Jung-
pflanzen für die Anpflanzung zum Zwecke der Pflan-
zenerzeugung. 

(2) Ökologischer Landbau / biologische Landwirt-
schaft schließt ein, dass die Erzeuger nur Jungpflanzen 
verwenden, die gemäß Artikel 6 erzeugt worden sind. 

(3) In Abweichung von Absatz 2 können Jungpflan-
zen, die nicht im ökologischen Landbau / in biologi-
scher Landwirtschaft gewonnen wurden, während 
eines am 31. Dezember 1997 endenden Übergangszeit-
raums verwendet werden, wenn folgende Vorausset-
zungen erfüllt sind: 

a) die zuständige Behörde des Mitgliedstaats hat die 
Verwendung genehmigt, nachdem der oder die 
Verwender dieses Materials der Kontrollstelle 
oder -behörde des jeweiligen Mitgliedstaats ge-
genüber nachgewiesen haben, dass auf dem Markt 
der Gemeinschaft keine geeignete Sorte der betref-
fenden Art erhältlich war; 

b) die Jungpflanzen wurden seit der Aussaat nur mit 
den in Anhang II Teilen A und B genannten Er-
zeugnissen behandelt; 

c) die Jungpflanzen stammen von einem Erzeuger, 
der sich mit einer der Regelung nach Artikel 9
gleichwertigen Kontrollregelung und mit der 
Auflage gemäß Buchstabe b) einverstanden erklärt 
hat; diese Bestimmung tritt am 1. Januar 1996 in 
Kraft;

d) nach der Anpflanzung müssen die Jungpflanzen 
vor der Ernte mindestens sechs Wochen lang im 
Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a) 
und b) kultiviert worden sein; 

e) die Etikettierung eines Erzeugnisses, das von 
solchen Jungpflanzen stammende Zutaten enthält, 
darf den in Artikel 10 genannten Hinweis nicht 
enthalten; 

f) unbeschadet etwaiger sich aus dem in Absatz 4
genannten Verfahren ergebender Beschränkungen 
wird eine aufgrund dieses Absatzes erteilte Ge-
nehmigung bei Beendigung der Mangelsituation 
zurückgezogen; die Genehmigung gilt längstens 
bis 31. Dezember 1997. 

(4) a) Wird eine Genehmigung gemäß Absatz 3
erteilt, so unterrichtet der Mitgliedstaat unver-
züglich die anderen Mitgliedstaaten und die 
Kommission, wobei folgende Angaben zu 
machen sind: 

Genehmigungsdatum; 
Bezeichnung der betreffenden Sorte und 
der betreffenden Art; 
benötigte Mengen sowie Begründung 
dafür; 
voraussichtliche Dauer der Mangelsitua-
tion; 
alle sonstigen von der Kommission oder 
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den Mitgliedstaaten beantragten Informa-
tionen. 

b) Geht aus Informationen, die ein Mitgliedstaat 
der Kommission und dem Genehmigungsmit-
gliedstaat übermittelt hat, hervor, dass eine 
geeignete Sorte während der Dauer der Man-
gelsituation erhältlich ist, so kann letzterer 
erwägen, die Genehmigung zu widerrufen 
oder den Genehmigungszeitraum zu verkür-
zen; er unterrichtet die Kommission sowie die 
anderen Mitgliedstaaten innerhalb von zehn 
Tagen nach Erhalt der genannten Informatio-
nen über die von ihm getroffenen Maßnah-
men. 

c) Auf Verlangen eines Mitgliedstaats oder auf 
Betreiben der Kommission wird die Angele-
genheit dem in Artikel 14 genannten Aus-
schuss zur Prüfung vorgelegt. Nach dem Ver-
fahren des Artikel 14 kann beschlossen wer-
den, die Genehmigung zu widerrufen oder den 
Genehmigungszeitraum zu ändern. 

Artikel 7 

(1) Erzeugnisse, die zum Zeitpunkt der Annahme die-
ser Verordnung für eine in Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe b) genannte Verwendung nicht zugelassen 
sind, können in Anhang II aufgenommen werden, 
wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 

a) bei Verwendung zur Bekämpfung von Pflanzen-
schädlingen oder -erkrankungen oder zur Reini-
gung und Desinfektion von Stallungen und Hal-
tungseinrichtungen: 

Sie sind unerlässlich für die Bekämpfung ei-
nes besonderen Schadorganismus oder einer 
besonderen Erkrankung, weil andere biologi-
sche, anbautechnische, materielle oder zucht-
bezogene Alternativen fehlen, und 

ihre Verwendung schließt jede unmittelbare 
Berührung mit dem Saatgut, der Pflanze, den 
pflanzlichen Erzeugnissen bzw. den Tieren 
und den tierischen Erzeugnissen aus; bei einer 
Behandlung mehrjähriger Pflanzen ist jedoch 
eine unmittelbare Berührung zulässig - aller-
dings nur außerhalb der Wachstumsperiode 
der genießbaren Teile der Pflanze (Früchte) -, 
sofern hierdurch nicht indirekt bewirkt wird, 
dass es zu Rückständen des Erzeugnisses in 
den genießbaren Teilen kommt, und 

ihre Verwendung führt nicht zu unannehmba-
ren Auswirkungen auf die Umwelt bzw. trägt 
nicht zu einer Umweltverseuchung bei; 

b) bei Verwendung als Düngemittel oder Bodenver-
besserungsmittel: 

Sie sind unerlässlich für den spezifischen 
Nährstoffbedarf der Pflanzenkulturen oder für 

spezifische Bodenverbesserungszwecke, für 
die die Verfahren des Anhangs I nicht ausrei-
chen, und 

ihre Verwendung führt nicht zu unannehmba-
ren Auswirkungen auf die Umwelt bzw. trägt 
nicht zu einer Umweltverseuchung bei. 

(1 a) Die Bedingungen des Absatzes 1 gelten nicht für 
Erzeugnisse, die vor Erlass dieser Verordnung im Ein-
klang mit den im Gebiet der Gemeinschaft befolgten 
Grundregeln des ökologischen Landbaus / der biologi-
schen Landwirtschaft üblicherweise verwendet wur-
den. 

(1 b) Was die in der Tierernährung verwendeten Mine-
ralien und Spurenelemente anbelangt, so können hier-
für zusätzliche Quellen in Anhang II aufgenommen 
werden, vorausgesetzt, sie sind natürlichen Ursprungs 
oder andernfalls naturidentisch. 

(2) Falls erforderlich, kann für ein in Anhang II aufge-
nommenes Erzeugnis Folgendes angegeben werden: 

die ausführliche Beschreibung des Erzeugnisses; 

die entsprechenden Verwendungsvorschriften und 
Anforderungen an die Zusammensetzung und / 
oder Löslichkeit, insbesondere im Hinblick darauf, 
dass bei diesen Erzeugnissen Rückstände auf ge-
nießbaren Teilen der Pflanze und genießbaren 
pflanzlichen Erzeugnissen sowie Auswirkungen 
auf die Umwelt möglichst gering gehalten werden 
müssen; 

besondere Etikettierungsvorschriften für die Er-
zeugnisse des Artikels 1, falls diese unter Verwen-
dung bestimmter in Anhang II aufgeführten Er-
zeugnisse hergestellt wurden. 

(3) Änderungen des Anhangs II, die entweder die 
Aufnahme bzw. Streichung von Erzeugnissen des 
Absatzes 1 oder die Aufnahme bzw. Änderung von 
Angaben gemäß Absatz 2 betreffen, werden von der 
Kommission nach dem Verfahren des Artikels 14
erlassen.

(4) Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass ein Er-
zeugnis zusätzlich in Anhang II aufgenommen werden 
sollte oder dass Änderungen darin vorgenommen wer-
den sollten, so sorgt er dafür, dass den übrigen Mit-
gliedstaaten und der Kommission offiziell Unterlagen 
mit den Gründen für die Aufnahme bzw. die Änderun-
gen übermittelt werden; die Kommission legt diese 
Unterlagen dem in Artikel 14 genannten Ausschuss 
vor. 
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Kontrollsystem 

Artikel 8 

(1) Jedes Unternehmen, das Erzeugnisse gemäß 
Artikel 1 erzeugt, aufbereitet, lagert oder aus einem 
Drittland einführt, um sie später zu vermarkten, oder 
das diese Erzeugnisse vermarktet, ist verpflichtet, 

a) diese Tätigkeit bei der zuständigen Behörde des 
Mitgliedsstaates, in dem diese Tätigkeit ausgeübt 
wird, zu melden; die Meldung muss die in 
Anhang IV genannten Angaben enthalten; 

b) seine Tätigkeit dem Kontrollverfahren gemäß 
Artikel 9 zu unterstellen. 

Die Mitgliedstaaten können Einzelhändler, die derar-
tige Erzeugnisse direkt an den Endverbraucher oder 
-nutzer verkaufen, von der Anwendung dieses Absat-
zes befreien, sofern sie diese Erzeugnisse nicht selbst 
erzeugen, aufbereiten, an einem anderen Ort als einem 
Ort in Verbindung mit der Verkaufsstelle lagern oder 
aus einem Drittland einführen. 

Vergibt ein Unternehmen irgendeine der in Unterab-
satz 1 genannten Tätigkeiten als Auftrag an einen 
Dritten, so unterliegt dieses Unternehmen trotzdem 
den in den Buchstaben a) und b) genannten Pflichten 
und die weitervergebenen Tätigkeiten unterliegen dem 
Kontrollverfahren gemäß Artikel 9. 

(2) Die Mitgliedstaaten bestimmen eine für die Entge-
gennahme solcher Meldungen zuständige Behörde 
oder Stelle. 

Die Mitgliedstaaten können die Mitteilung ergänzen-
der Angaben vorsehen, die ihnen für eine wirksame 
Kontrolle der betreffenden Unternehmen geboten 
erscheinen. 

(3) Die zuständige Behörde stellt sicher, dass den 
betreffenden Personen eine auf den neuesten Stand 
gebrachte Liste mit Namen und Adressen der den 
Kontrollmaßnahmen unterworfenen Unternehmen zur 
Verfügung gestellt wird. 

Artikel 9 

(1) Die Mitgliedstaaten führen ein Kontrollverfahren 
ein, das von einer oder mehreren hierfür bestimmten 
Kontrollbehörden und / oder von zugelassenen priva-
ten Kontrollstellen durchzuführen ist und dem die in 
Artikel 8 Absatz 1 genannten Unternehmen unterstellt 
werden. 

(2) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen 
Maßnahmen, damit ein Unternehmen, das die Bestim-
mungen dieser Verordnung einhält und seinen Beitrag 

zu den Kosten der Kontrollmaßnahmen entrichtet, 
sichergehen kann, in das Kontrollsystem einbezogen 
zu werden. 

(3) Das Kontrollverfahren umfasst mindestens die in 
Anhang III aufgeführten Kontrollanforderungen und 
Vorkehrungen.

(4) Im Falle der Durchführung der Kontrollregelung 
durch private Kontrollstellen bestimmen die Mitglied-
staaten eine Behörde zur Zulassung und Überwachung 
dieser Stellen. 

(5) Die Zulassung einer privaten Kontrollstelle durch 
die Mitgliedstaaten geschieht nach Maßgabe folgender 
Kriterien: 

a) Standardkontrollprogramm der Stelle mit ausführ-
licher Beschreibung der Kontrollmaßnahmen und 
Vorkehrungen, die die Stelle den von ihr kontrol-
lierten Unternehmen zur Auflage macht; 

b) von der Stelle für den Fall von Unregelmäßigkei-
ten und / oder Verstößen erwogene Sanktionen; 

c) geeignete personelle, administrative und techni-
sche Ausstattung sowie Erfahrung bei der Kon-
trolle und Zuverlässigkeit; 

d) Objektivität der Kontrollstelle gegenüber den ihrer 
Kontrolle unterstehenden Unternehmen. 

(6) Nach Zulassung einer Kontrollstelle hat die zu-
ständige Behörde folgende Aufgaben: 

a) Gewährleistung der Objektivität der von dieser 
Stelle durchgeführten Kontrollen; 

b) Überprüfung der Wirksamkeit der Kontrolle; 

c) Erfassung der festgestellten Unregelmäßigkeiten 
und / oder Verstöße und verhängten Sanktionen; 

d) Entzug der Zulassung einer Kontrollstelle, falls sie 
die Anforderungen der Buchstaben a) und b) oder 
die Kriterien des Absatzes 5 nicht mehr oder die 
Anforderungen der Absätze 7, 8, 9 und 11 nicht 
erfüllt. 

(6 a) Vor dem 1. Januar 1996 erteilen die Mitglied-
staaten jeder gemäß den Bestimmungen dieses Artikels 
anerkannten oder benannten Kontrollstelle oder -be-
hörde eine Codenummer. Sie informieren darüber die 
anderen Mitgliedstaaten und die Kommission, die 
diese Codenummern in der in Artikel 15 Unterabsatz 3
genannten Liste veröffentlichen wird. 



107

EG-Öko-Verordnung  –  Verordnungstext 

- 19 - 

. . . 

                                                          

(7) Die Kontrollbehörde und die zugelassenen Kon-
trollstellen nach Absatz 1

a) gewährleisten, dass in den von ihnen kontrollier-
ten Unternehmen mindestens die in Anhang III
aufgeführten Kontrollmaßnahmen durchgeführt 
und die entsprechenden Vorkehrungen getroffen 
werden; 

b) geben keinen anderen Personen als der für das 
Unternehmen verantwortlichen Person und den 
zuständigen staatlichen Stellen Einblick in die In-
formationen und Daten, von denen sie bei ihrer 
Kontrolltätigkeit Kenntnis erhalten. Sie müssen 
jedoch auf Antrag einschlägige Informationen 
über die Ergebnisse ihrer Kontrollen mit anderen 
Kontrollbehörden oder zugelassenen Kontroll-
stellen austauschen, soweit dieser Antrag mit der 
Notwendigkeit begründet ist, zu gewährleisten, 
dass die Erzeugnisse gemäß dieser Verordnung er-
zeugt wurden. Sie können diese Informationen 
auch von sich aus austauschen. 

(8) Die zugelassenen Kontrollstellen 

a) gewähren der zuständigen Behörde zu Inspekti-
onszwecken Zugang zu ihren Diensträumen und 
Einrichtungen und sind in dem Maße auskunfts- 
und unterstützungspflichtig, wie dies der zustän-
digen Behörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
dieser Verordnung geboten erscheint; 

b) übermitteln der zuständigen Behörde des Mit-
gliedsstaates alljährlich spätestens am 31. Januar 
ein Verzeichnis der Unternehmen, die am 31. De-
zember des Vorjahres ihrer Kontrolle unterstanden 
haben, und legen ihr alljährlich einen zusammen-
fassenden Bericht vor. 

(9) Die Kontrollbehörde und die Kontrollstellen nach 
Absatz 1 müssen 

a) bei Feststellung einer Unregelmäßigkeit hinsicht-
lich der Durchführung der Artikel 5 und 6, der Be-
stimmungen der Artikel 3 und 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 223/2003 der Kommission vom 
5. Februar 2003 zur Festlegung von Etikettie-
rungsvorschriften für Futtermittel, Mischfutter-
mittel und Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus 
ökologischem Landbau* oder der Maßnahmen des 
Anhangs III die Hinweise auf den ökologischen 
Landbau nach Artikel 2 von der gesamten von der 
Unregelmäßigkeit betroffenen Partie oder Erzeu-
gung entfernen lassen; 

* ABl. L 31 vom 06.02.2003, S. 3. 

b) bei Feststellung eines offenkundigen Verstoßes 
oder eines Verstoßes mit Langzeitwirkung dem 
betreffenden Unternehmen die mit Hinweisen auf 
den ökologischen Landbau verbundene Vermark-
tung von Erzeugnissen für die Dauer einer mit der 
zuständigen Behörde des Mitgliedsstaates zu ver-
einbarenden Frist untersagen. 

(10) Folgende Bestimmungen können nach dem Ver-
fahren des Artikels 14 erlassen werden: 

a) die Durchführungsbestimmungen für die Anforde-
rungen nach Absatz 5 und die Maßnahmen nach 
Absatz 6;

b) die Durchführungsbestimmungen für die Maßnah-
men nach Absatz 9.

(11) Ab dem 1. Januar 1998 müssen die zugelassenen 
Kontrollstellen unbeschadet der Absätze 5 und 6 die 
Bedingungen der Norm EN 45011 erfüllen. 

(12) a) Bei der Fleischerzeugung aus der Tierproduk-
tion vergewissern sich die Mitgliedstaaten un-
beschadet der Bestimmungen des Anhangs III,
dass sich die Kontrollen auf alle Stufen der 
Erzeugung, Schlachtung, Zerlegung und alle 
sonstigen Aufbereitungen bis hin zum Ver-
kauf an den Verbraucher erstrecken, um 
- soweit dies technisch möglich ist - die 
Rückverfolgbarkeit der tierischen Erzeugnisse 
in der Produktions-, Verarbeitungs- und Auf-
bereitungskette von der Einheit, in der die 
Tiere erzeugt werden, bis zur Einheit der end-
gültigen Verpackung und / oder Kennzeich-
nung zu gewährleisten. Sie teilen der Kom-
mission die getroffenen Maßnahmen und die 
Folgemaßnahmen zugleich mit dem Bericht 
über die Überwachungsmaßnahmen gemäß 
Artikel 15 mit. 

b) Für andere tierische Erzeugnisse als Fleisch 
werden in Anhang III weitere Bestimmungen 
festgelegt, um - soweit dies technisch möglich 
ist - die Rückverfolgbarkeit zu gewährleisten. 

c) In jedem Fall ist mit den gemäß diesem Arti-
kel getroffenen Maßnahmen den Verbrau-
chern die Gewähr dafür zu bieten, dass die Er-
zeugnisse dieser Verordnung entsprechen. 
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Vermerk über die im Kontrollverfahren 
festgestellte Konformität 

Artikel 10 

(1) Der Vermerk und / oder das Emblem betreffend die 
im Kontrollverfahren festgestellte Konformität gemäß 
Anhang V dürfen nur dann auf dem Etikett der Er-
zeugnisse gemäß Artikel 1 angebracht werden, wenn 
diese

a) Artikel 5 Absatz 1 oder 3 erfüllen; 

b) dem Kontrollverfahren nach Artikel 9 unterzogen 
wurden oder gemäß Artikel 11 eingeführt wurden; 
bei gemäß Artikel 11 Absatz 6 eingeführten Er-
zeugnissen muss die Durchführung des Kontroll-
verfahrens jedoch Anforderungen genügen, die 
denen nach Artikel 9, insbesondere Absatz 4 des 
genannten Artikels, gleichwertig sind; 

c) unmittelbar in geschlossenen Behältnissen vom 
Erzeuger oder Aufbereiter an den Endverbraucher 
verkauft werden oder als vorverpackte Lebens-
mittel in den Verkehr gebracht werden; im Falle 
des Direktverkaufs vom Erzeuger oder Aufbereiter 
an den Endverbraucher sind geschlossene Behält-
nisse nicht vorgeschrieben, sofern die Etikettie-
rung eine klare und unzweideutige Identifizierung 
des von dem Vermerk betroffenen Erzeugnisses 
erlaubt; 

d) auf dem Etikett den Namen und / oder die Firma 
des Erzeugers, des Aufbereiters oder des Verkäu-
fers und den Namen oder die Codenummer der 
Kontrollbehörde oder -stelle sowie alle gemäß den 
einschlägigen Rechtsvorschriften über die Etiket-
tierung von Lebensmitteln im Einklang mit dem 
Gemeinschaftsrecht erforderlichen Angaben tra-
gen. 

(2) Etikett oder Werbung dürfen keinen Hinweis ent-
halten, der beim Käufer den Eindruck erweckt, dass 
der Vermerk nach Anhang V eine Garantie für besse-
ren Geschmack, Nährwert oder bessere Gesundheits-
verträglichkeit darstellt. 

(3) Die Kontrollbehörde und die Kontrollstellen nach 
Artikel 9 Absatz 1 müssen 

a) bei Feststellung einer Unregelmäßigkeit hinsicht-
lich der Durchführung der Artikel 5 und 6 bzw. 
der Maßnahmen des Anhangs III den Vermerk 
nach Anhang V von der gesamten von der Unre-
gelmäßigkeit betroffenen Partie oder Erzeugung 
entfernen lassen; 

b) bei Feststellung eines offenkundigen Verstoßes 
oder eines Verstoßes mit Langzeitwirkung dem 
betreffenden Unternehmen das Recht auf Verwen-

dung des Vermerks nach Anhang V für die Dauer 
einer mit der zuständigen Behörde des Mitglied-
staates zu vereinbarenden Frist entziehen. 

(4) Bei Feststellung bestimmter Verstöße gegen die 
Artikel 5, 6 und 7 bzw. die Anforderungen und Vor-
schriften des Anhangs III können nach den Verfahren 
des Artikel 14 Bestimmungen für den Entzug des 
Rechts auf Verwendung des Vermerks nach Anhang V
festgelegt werden. 

Allgemeine Maßnahmen zur Anwendung 

Artikel 10 a 

(1) Stellt ein Mitgliedstaat bei einem aus einem ande-
ren Mitgliedstaat stammenden Erzeugnis, das einen 
Vermerk nach Artikel 2 und / oder Anhang V trägt, 
Unregelmäßigkeiten oder Verstöße bei der Durchfüh-
rung dieser Verordnung fest, so unterrichtet er hierüber 
den Mitgliedstaat, der die Kontrollbehörde benannt 
oder die Kontrollstelle zugelassen hat, und die Kom-
mission. 

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die gebotenen Maß-
nahmen, um der missbräuchlichen Verwendung des 
Vermerks nach Artikel 2 und / oder Anhang V vorzu-
beugen. 

Einfuhren aus Drittländern 

Artikel 11 

(1) Aus Drittländern eingeführte Erzeugnisse dürfen in 
der Gemeinschaft mit einer Kennzeichnung in Verkehr 
gebracht werden, die auf den ökologischen Landbau 
hinweist, sofern  

a) das Produkt den Vorschriften der Artikel 5 und 6 
dieser Verordnung entspricht, 

b) alle Unternehmen einschließlich der Ausführer 
ihre Tätigkeit einer nach Absatz 2 anerkannten 
Kontrollstelle oder Kontrollbehörde unterstellt ha-
ben und 

c) die betreffenden Unternehmen den Einführern 
oder den nationalen Behörden zu jeder Zeit Un-
terlagen vorlegen können, die die Identität des 
Unternehmens, das den letzten Arbeitsgang 
durchgeführt hat, belegen, Aufschluss über Art. 
bzw. Umfang der seiner Kontrolle unterliegenden 
Erzeugnisse geben und es ermöglichen, die Ein-
haltung der Buchstaben a und b durch das Unter-
nehmen sowie die Geltungsdauer zu überprüfen. 
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(2) Nach dem in Artikel 14 Absatz 2 genannten Ver-
fahren erkennt die Kommission die Kontrollstellen und 
Kontrollbehörden nach Absatz 1 Buchstabe b, ein-
schließlich der Kontrollstellen und Kontrollbehörden 
nach Artikel 9, die in Drittländern für die Durchfüh-
rung der Kontrollen und die Ausstellung der Belege 
nach Absatz 1 Buchstabe c zuständig sind, an und 
stellt eine Liste dieser Kontrollstellen und Kontrollbe-
hörden auf. 

Die Kontrollstellen müssen nach der einschlägigen 
Europäischen Norm EN 45011 bzw. ISO Guide 65 
(Allgemeine Anforderungen an Stellen, die Produkt-
zertifizierungssysteme betreiben) in der zuletzt im 
Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C, veröf-
fentlichten Fassung akkreditiert sein. Die Kontroll-
stellen unterliegen einer regelmäßigen Evaluierung vor 
Ort, der Aufsicht und mehrjährigen Wiederbewertung 
ihrer Tätigkeiten durch die Akkreditierungsstelle. 

Bei der Prüfung der Anträge auf Anerkennung fordert 
die Kommission bei der Kontrollstelle oder Kontroll-
behörde alle erforderlichen Informationen an. Ferner 
kann die Kommission Sachverständige beauftragen, 
vor Ort eine Prüfung der Produktionsstandards und der 
Kontrolltätigkeiten der Kontrollstelle oder Kontrollbe-
hörde in dem Drittland vorzunehmen. 

Die anerkannten Kontrollstellen oder Kontrollbehör-
den stellen die Bewertungsberichte der Akkreditie-
rungsstelle oder gegebenenfalls der zuständigen Be-
hörde über die regelmäßige Evaluierung vor Ort, die 
Aufsicht und über mehrere Jahre hinweg vorgenom-
mene Wiederbewertung ihrer Tätigkeiten zur Verfü-
gung. 

Auf der Grundlage der Bewertungsberichte sorgt die 
Kommission mit Unterstützung der Mitgliedstaaten für 
eine angemessene Überwachung über die anerkannten 
Kontrollstellen und Kontrollbehörden, indem sie eine 
regelmäßige Überprüfung ihrer Anerkennung vor-
nimmt. Die Art der Überwachung wird anhand einer 
Bewertung des Risikos von Unregelmäßigkeiten bzw. 
Verstößen gegen diese Verordnung oder gegen auf-
grund dieser Verordnung erlassene Vorschriften fest-
gelegt. 

(3) Aus Drittländern eingeführte Erzeugnisse dürfen 
ferner in der Gemeinschaft mit einer Kennzeichnung 
in Verkehr gebracht werden, die auf den ökologischen 
Landbau hinweist, sofern 

a) das Erzeugnis nach Produktionsstandards produ-
ziert wurde, die den Vorschriften der Artikel 5 und 
6 für die ökologische Produktion in der Gemein-
schaft gleichwertig sind, 

b) die Unternehmen Kontrollmaßnahmen unterstellt 
wurden, die den in den Artikel 8 und 9 genannten 
Maßnahmen an Wirksamkeit gleichwertig sind 
und die fortlaufend und effektiv angewandt wur-
den, 

c) die Unternehmen ihre Tätigkeiten auf allen Stufen 
der Produktion, der Aufbereitung und des Ver-
triebs des Erzeugnisses in dem betreffenden 
Drittland einem nach Absatz 4 anerkannten Kon-
trollsystem oder einer nach Absatz 5 anerkannten 
Kontrollstelle oder Kontrollbehörde unterstellt ha-
ben und 

d) die zuständige Behörde, Kontrollstelle oder Kon-
trollbehörde des nach Absatz 4 anerkannten Dritt-
landes oder eine nach Absatz 5 anerkannte Kon-
trollstelle oder Kontrollbehörde eine Kontrollbe-
scheinigung für das Erzeugnis erteilt hat, wonach 
es den Bestimmungen des vorliegenden Absatzes 
genügt. Das Original der Bescheinigung muss der 
Ware bis zum Betrieb des ersten Empfängers bei-
gefügt sein. Anschließend hat der Einführer die 
Bescheinigung mindestens zwei Jahre für die 
Kontrollstelle und gegebenenfalls die Kontrollbe-
hörde bereitzuhalten. 

(4) Die Kommission kann nach dem in Artikel 14 
Absatz 2 genannten Verfahren diejenigen Drittländer 
anerkennen, deren Produktionssystem Vorschriften 
unterliegt, die denen des Artikel 5 und 6 gleichwertig 
sind und deren Kontrollregelungen denen der Artikel 8 
und 9 an Wirksamkeit gleichwertig sind, und kann 
diese Länder in eine entsprechende Liste aufnehmen. 
Bei der Gleichwertigkeitsprüfung sind die Leitlinien 
CAC/GL 32 des Codex Alimentarius zu berücksichti-
gen. 

Bei der Prüfung der Anträge auf Anerkennung fordert 
die Kommission bei dem Drittland alle erforderlichen 
Informationen an. Die Kommission kann Sachverstän-
dige beauftragen, vor Ort eine Prüfung der Produkti-
onsstandards und Kontrollregelungen des betreffenden 
Drittlandes vorzunehmen. 

Bis zum 31. März jedes Jahres übermitteln die ent-
sprechend anerkannten Drittländer der Kommission 
einen kurzen Jahresbericht über die Anwendung und 
Durchsetzung der geltenden Kontrollregelungen. 

Auf der Grundlage der in diesen Jahresberichten ent-
haltenen Informationen sorgt die Kommission mit 
Unterstützung der Mitgliedstaaten für eine angemes-
sene Überwachung über die anerkannten Drittländer, 
indem sie deren Anerkennung regelmäßig überprüft. 
Die Art der Überwachung wird anhand einer Bewer-
tung des Risikos von Unregelmäßigkeiten bzw. Ver-
stößen gegen diese Verordnung oder gegen aufgrund 
dieser Verordnung erlassene Vorschriften festgelegt. 

(5) Für Erzeugnisse, die nicht gemäß Absatz 1 einge-
führt und nicht aus einem nach Absatz 4 anerkannten 
Drittland eingeführt werden, kann die Kommission 
nach dem in Artikel 14 Absatz 2 genannten Verfahren 
die Kontrollstellen und Kontrollbehörden, einschließ-
lich der Kontrollstellen und Kontrollbehörden nach 
Artikel 9, die in Drittländern für die Durchführung von 
Kontrollen und die Erteilung von Bescheinigungen 
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nach Absatz 3 zuständig sind, anerkennen und eine 
Liste dieser Kontrollstellen und Kontrollbehörden 
erstellen. Bei der Gleichwertigkeitsprüfung sind die 
Leitlinien CAC/GL32 des Codes Alimentarius zu 
berücksichtigen. 

Die Kommission prüft jeden Antrag auf Anerkennung, 
der von einer Kontrollstelle oder Kontrollbehörde 
eines Drittlandes eingereicht wird. 

Bei der Prüfung der Anträge auf Anerkennung fordert 
die Kommission bei der Kontrollstelle oder Kontroll-
behörde alle nötigen Informationen an. Die Tätigkeit 
der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde wird von einer 
Akkreditierungsstelle oder gegebenenfalls einer dafür 
zuständigen Behörde regelmäßig einer vor Ort durch-
geführten Evaluierung unterzogen, beaufsichtigt und 
über bestimmte Mehrjahreszeiträume neu beurteilt. 
Die Kommission kann Sachverständige beauftragen, 
vor Ort eine Prüfung der Produktionsstandards und der 
Kontrolltätigkeiten der betreffenden Kontrollstelle 
oder Kontrollbehörde in dem Drittland vorzunehmen. 

Die anerkannten Kontrollstellen oder Kontrollbehör-
den stellen die Bewertungsberichte der Akkreditie-
rungsstelle oder gegebenenfalls der zuständigen Be-
hörde über die regelmäßige Evaluierung vor Ort, die 
Aufsicht und über mehrere Jahre hinweg vorgenom-
mene Wiederbewertung der Tätigkeiten zur Verfü-
gung. 

Auf der Grundlage dieser Bewertungsberichte sorgt 
die Kommission mit Unterstützung der Mitgliedstaaten 
für eine angemessene Überwachung über die aner-
kannten Kontrollstellen und Kontrollbehörden, indem 
sie eine regelmäßige Überprüfung der Anerkennung 
vornimmt. Die Art der Überwachung wird anhand 
einer Bewertung des Risikos von Unregelmäßigkeiten 
oder Verstößen gegen diese Verordnung oder gegen 
aufgrund dieser Verordnung erlassene Vorschriften 
festgelegt. 

(6) Während des am 1. Januar 2007 beginnenden und 
zwölf Monate nach Veröffentlichung der ersten Liste 
der anerkannten Kontrollstellen und Kontrollbehörden 
nach Absatz 5 endenden Zeitraums kann einem Ein-
führer in dem Mitgliedstaat, in dem der Einführer 
seine Tätigkeit gemäß Artikel 8 Absatz 1 gemeldet hat, 
von der zuständigen Behörde die Genehmigung erteilt 
werden, Erzeugnisse aus Drittländern in den Verkehr 
zu bringen, die nicht in die Liste nach Absatz 4 aufge-
nommen sind, sofern der Einführer hinreichende 
Nachweise erbringt, dass die Bedingungen nach Ab-
satz 3 Buchstaben a und b erfüllt sind. Wenn diese 
Bedingungen nicht mehr erfüllt sind, wird die Geneh-
migung umgehend zurückgezogen. Die Genehmigung 
erlischt spätestens 24 Monate nach der Veröffentli-
chung der ersten Liste der anerkannten Kontrollstellen 
und Kontrollbehörden nach Absatz 5. Für eingeführte 
Erzeugnisse müssen Kontrollbescheinigungen vorlie-
gen, die von einer Behörde oder Stelle ausgestellt 
wurden, die von der zuständigen Behörde des geneh-

migenden Mitgliedstaats als für die Erteilung von 
Kontrollbescheinigungen zuständig anerkannt wurde. 
Das Original der Kontrollbescheinigung muss der 
Ware bis zum Betrieb des ersten Empfängers beigefügt 
sein, anschließend hat der Einführer sie mindestens 
zwei Jahre für die Kontrollstelle und gegebenenfalls 
die Kontrollbehörde bereit zu halten. 

Jeder Mitgliedstaat teilt den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission die Genehmigungen mit, die er 
nach diesem Absatz erteilt hat, einschließlich Infor-
mationen über die betreffenden Produktionsstandards 
und Kontrollregelungen. 

Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder auf Veranlassung 
der Kommission wird eine nach diesem Absatz erteilte 
Genehmigung von dem in Artikel 14 genannten Aus-
schuss geprüft. Ergibt die Prüfung, dass die Bedingun-
gen nach Absatz 3 Buchstaben a und b nicht erfüllt 
sind, so fordert die Kommission den betreffenden 
Mitgliedstaat auf, seine Genehmigung zurückzuziehen. 

Wurden einem Einführer von der zuständigen Behörde 
des jeweiligen Mitgliedstaats vor dem 31. Dezember 
2006 Genehmigungen zum Inverkehrbringen von aus 
einem Drittland eingeführten Erzeugnissen gemäß 
diesem Absatz erteilt, so erlöschen diese Genehmi-
gungen bis spätestens zum 31. Dezember 2007. 

(7) Die Kommission erlässt nach dem in Artikel 14 
Absatz 2 genannten Verfahren Durchführungsbestim-
mungen zu diesem Artikel, insbesondere hinsichtlich  

a) der Kriterien und Verfahren für die Anerkennung 
von Drittländern und Kontrollstellen und Kon-
trollbehörden, einschließlich der Veröffentlichung 
von Listen der anerkannten Drittländer und Kon-
trollstellen und Kontrollbehörden, und 

b) der Unterlagen nach Absatz 1 und der Bescheini-
gung nach Absatz 3 Buchstabe d und Absatz 6, 
wobei sie den Vorteilen elektronischer Bescheini-
gungen, einschließlich des verbesserten Schutzes 
vor Betrug, Rechnung trägt. 

Freier Warenverkehr in der Gemeinschaft 

Artikel 12 

Jedes Verbot oder jede Beschränkung der Vermark-
tung von Erzeugnissen des Artikels 1, die dieser Ver-
ordnung entsprechen, aus Gründen der Art der Erzeu-
gung, der Etikettierung oder der Kennzeichnung der 
Art der Erzeugung durch die Mitgliedstaaten, ist un-
zulässig.

Was jedoch die in Anhang I Teil B genannten Vor-
schriften für die tierische Erzeugung anbelangt, so 
können die Mitgliedstaaten hinsichtlich der in ihrem 
Gebiet erzeugten Tiere und tierischen Erzeugnisse 
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strengere Vorschriften anwenden, sofern diese Vor-
schriften sich im Einklang mit dem Gemeinschafts-
recht befinden und die Vermarktung anderer Tiere 
oder tierischer Erzeugnisse, die den Anforderungen 
der Verordnung genügen, weder untersagen noch 
beschränken. 

Verwaltungsbestimmungen und Durchführung 

Artikel 13 

Nach dem Verfahren des Artikels 14 können erlassen 
werden: 

Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord-
nung; 

Änderungen der Anhänge I bis IV, VI, VII und 
VIII;

Änderungen an Anhang V zur Festlegung eines 
Gemeinschaftsemblems, das zusammen mit dem 
Konformitätskontrollvermerk oder auch ersatz-
weise verwendet werden kann; 

Beschränkungen und Durchführungsbestimmun-
gen für die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d) ge-
nannte Ausnahme für Tierarzneimittel; 

dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
und des technischen Fortschritts entsprechende 
Bestimmungen zur Durchführung des Verbots der 
Verwendung von GVO und GVO-Derivaten unter 
besonderer Berücksichtigung eines Schwellen-
wertes für unvermeidbare Verunreinigungen, der 
nicht überschritten werden darf. 

Artikel 14 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unter-
stützt.

(2) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so 
gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses 
1999/468/EG*.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt. 

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 15 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission jährlich 
vor dem 1. Juli die im Vorjahr zur Durchführung die-

* ABl. L 184 vom 17.07.1999, S. 23. 

ser Verordnung getroffenen Maßnahmen mit, insbe-
sondere 

die Liste der Unternehmen, die die Meldung nach 
Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a) bis zum 31. De-
zember des Vorjahres durchgeführt haben und 
dem Kontrollverfahren nach Artikel 9 unterstellt 
waren; 

einen Bericht über die Überwachungsmaßnahmen 
nach Artikel 9 Absatz 6.

Ferner unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommis-
sion vor dem 31. März eines jeden Jahres über die 
Liste der zum 31. Dezember des Vorjahres zugelasse-
nen Kontrollstellen, ihre Rechts- und Verwaltungs-
struktur, ihre Standardkontrollprogramme, ihre Sankti-
onsregelung sowie gegebenenfalls ihr Zeichen. 

Die Kommission stellt sicher, dass die Listen der zu-
gelassenen Kontrollstellen, die ihr vor dem im 
Unterabsatz 2 genannten Datum mitgeteilt worden 
sind, jährlich im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften, Reihe C, veröffentlicht werden. 

Artikel 15a 

Für die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnah-
men, insbesondere diejenigen, die von der Kommis-
sion zur Verwirklichung der in den Artikeln 9 und 11
sowie in den technischen Anhängen festgelegten Zie-
len durchzuführen sind, werden die erforderlichen 
Mittel jährlich im Rahmen des Haushaltsverfahrens 
zugewiesen. 

Artikel 16 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in Kraft. 

(2) Innerhalb von neun Monaten nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung führen die Mitgliedstaaten die 
Artikel 8 und 9 durch. 

(3) Für Artikel 5, Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 11 
Absatz 1 beginnt die Geltungsdauer am 1. Januar 
1993. 

Zur Einhaltung des in Anhang I Nummer 1 genannten 
Umstellungszeitraums wird die Zeit vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung insoweit berücksichtigt, wie der 
Wirtschaftsteilnehmer der Kontrollstelle nachweisen 
kann, dass seine Produktion während dieser Zeit den 
geltenden einzelstaatlichen Bestimmungen oder aber, 
in Ermangelung solcher Bestimmungen, den internati-
onal anerkannten Normen für den ökologischen Land-
bau entsprochen hat. 
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(4) Während eines Zeitraums von zwölf Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung dürfen die Mitglied-
staaten abweichend von Artikel 6 Absatz 1 die Ver-
wendung von Erzeugnissen, die in Anhang II nicht 
aufgeführte Stoffe enthalten und die ihres Erachtens 
die Bedingungen des Artikels 7 Absatz 1 erfüllen, in 
ihrem Gebiet zulassen. 

(5) Während eines Zeitraums, der zwölf Monate nach 
Festlegung des Anhangs VI gemäß Artikel 5 Absatz 7

endet, können die Mitgliedstaaten entsprechend ihren 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften weiterhin die Ver-
wendung von Stoffen zulassen, die nicht in Anhang VI
aufgeführt sind. 

(6) Die Mitgliedstaaten unterrichten die anderen Mit-
gliedstaaten und die Kommission über die Stoffe, die 
nach den Absätzen 4 und 5 zugelassen wurden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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ANHANG I

GRUNDREGELN DES ÖKOLOGISCHEN LANDBAUS FÜR AGRARBETRIEBE 

A. Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse

1.1 Die Grundregeln gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a), b) und d) und insbesondere nach diesem An-
hang müssen auf den Anbauflächen normalerweise während eines Umstellungszeitraums von mindestens 
zwei Jahren vor der Aussaat oder, bei Grünland, von mindestens zwei Jahren vor seiner Verwertung als 
Futtermittel aus ökologischer Erzeugung oder, im Fall anderer mehrjähriger Kulturen als Grünland, von 
mindestens drei Jahren vor der ersten Ernte der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) genannten Erzeugnisse 
befolgt worden sein. Der Umstellungszeitraum beginnt frühestens zu dem Zeitpunkt, an dem der Erzeuger 
seine Tätigkeit gemäß Artikel 8 gemeldet und seinen Betrieb dem durch Artikel 9 vorgeschriebenen Kon-
trollsystem unterstellt hat. 

1.2 Die Kontrollbehörde oder -stelle kann jedoch im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde beschließen, 
als Teil des Umstellungszeitraums rückwirkend jeden früheren Zeitraum anzuerkennen, in dem 

a) die Parzellen unter ein Programm zur Umsetzung der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates vom 
30. Juni 1992 für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum schützende landwirtschaftliche 
Produktionsverfahren* oder von Kapitel VI der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom 
17. Mai 1999 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhe-
bung bestimmter Verordnungen ** oder ein anderes amtliches Programm fielen, sofern im Rahmen 
der betreffenden Programme gewährleistet ist, dass auf diesen Parzellen keine Erzeugnisse verwendet 
wurden, die nicht in Anhang II Teil A und B aufgeführt sind, oder 

b) die Parzellen natürliche Flächen oder landwirtschaftliche Nutzflächen waren, die nicht mit anderen 
als den in Anhang II Teil A und B aufgeführten Erzeugnissen behandelt wurden. Dieser Zeitraum 
kann nur rückwirkend berücksichtigt werden, sofern die Kontrollbehörde oder -stelle ausreichende 
Nachweise vorliegen, die ihr die Gewähr dafür geben, dass die Bedingungen während eines Zeit-
raums von mindestens drei Jahren erfüllt wurden. 

1.3 Mit Zustimmung der zuständigen Behörde kann die Kontrollbehörde oder -stelle beschließen, den Umstel-
lungszeitraum in bestimmten Fällen unter Berücksichtigung der früheren Nutzung der Parzellen über die 
Dauer gemäß Nummer 1.1 hinaus zu verlängern. 

1.4 Für Parzellen, die bereits auf den ökologischen Landbau umgestellt oder in Umstellung begriffen sind und 
die mit einem nicht in Anhang II aufgeführten Mittel behandelt werden, kann der Mitgliedstaat in den fol-
genden Fällen für den Umstellungszeitraum eine kürzere Dauer als die gemäß Nummer 1.1 festlegen: 

a) Parzellen, die im Rahmen einer von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats für sein gesamtes 
Hoheitsgebiet oder bestimmte Teile desselben für eine bestimmte Kultur vorgeschriebenen Krank-
heits- oder Schädlingsbekämpfungsmaßnahme unter Verwendung eines nicht unter Anhang II Teil B
fallenden Mittels behandelt worden sind; 

b) Parzellen, die im Rahmen von wissenschaftlichen Versuchen, die von der zuständigen Behörde des 
Mitgliedstaats genehmigt wurden, mit einem nicht in Anhang II Teil A und B aufgeführten Mittel be-
handelt worden sind. 

Die Dauer des Umstellungszeitraums wird in diesen Fällen unter Berücksichtigung sämtlicher nachste-
hender Faktoren festgelegt: 

- Aufgrund der Abbaurate des verwendeten Pflanzenschutzmittels ist sichergestellt, dass nach Ab-
schluss des verkürzten Umstellungszeitraums die Höhe der Rückstände im Boden bzw. bei Dauer-
kulturen in der Pflanze unbedeutend ist. 

                                                          
*  ABl. L 215 vom 30.07.1992, S. 85 
**  ABl. L 160 vom 26.06.1999, S. 80 
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- Die auf die Behandlung folgende Ernte darf nicht als Erzeugnis aus ökologischem Landbau vermark-
tet werden. 

- Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die übrigen Mitgliedstaaten und die Kommission von seiner 
Entscheidung über die Behandlungspflicht. 

[Übergangsvorschrift gemäß Artikel 3, Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 473/2002 der Kommission: 

Die Mitgliedstaaten können jedoch weiterhin die Bestimmungen von Anhang I Teil A Absatz 1 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung galten, anwenden 

- für Parzellen, für die der Umstellungszeitraum vor dem 31. Dezember 2002 beginnt, 

- für alle Parzellen im Rahmen eines mit den zuständigen Behörden vereinbarten Umstellungsplans mit 
einer Laufzeit von höchstens fünf Jahren, die vor dem 1. September 2002 beginnt; diese Ausnahme-
regelung gilt nicht für Parzellen, die nach der ursprünglichen Vereinbarung in den Plan aufgenommen 
werden.] 

2.1 Fruchtbarkeit und biologische Aktivität des Bodens sind zu erhalten bzw. in geeigneten Fällen zu steigern 
durch: 

a) Anbau von Leguminosen, Gründüngungspflanzen bzw. Tiefwurzlern in einer geeigneten weit gestell-
ten Fruchtfolge. 

b) Einarbeitung von Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft aus der ökologischen tierischen Erzeugung in 
Übereinstimmung mit Teil B Ziffer 7.1 dieses Anhangs und innerhalb der dort festgelegten Beschrän-
kungen; 

c) Einarbeitung von anderem organischen Material, gegebenenfalls nach Kompostierung, das in Betrie-
ben gewonnen wurde, die nach den Vorschriften dieser Verordnung wirtschaften. 

2.2 Andere organische oder mineralische Düngemittel gemäß Anhang II dürfen ausnahmsweise nur dann er-
gänzend eingesetzt werden, 

wenn der Nährstoffbedarf der Pflanzen im Rahmen der Fruchtfolge bzw. die Aufbereitung des Bodens 
nicht allein mit den in vorstehender Ziffer unter den Buchstaben a), b) und c) genannten Mitteln ge-
deckt bzw. sichergestellt werden können; 

soweit es sich um Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft und / oder tierische Exkremente gemäß 
Anhang II handelt, wenn diese Erzeugnisse zusammen mit Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft ge-
mäß Ziffer 2.1 Buchstabe b) unter Einhaltung der in Teil B Ziffer 7.1 dieses Anhangs festgelegten Be-
schränkungen verwendet werden. 

2.3 Zur Aktivierung von Kompost können geeignete Zubereitungen auf pflanzlicher Basis oder auf der Basis 
von genetisch nicht veränderten Mikroorganismen im Sinne von Artikel 4 Absatz 12 verwendet werden. 
Für Zwecke gemäß dieser Ziffer und gemäß Ziffer 2.1 dürfen außerdem so genannte „biodynamische Zu-
bereitungen“ aus Gesteinsmehl, Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft oder Pflanzen verwendet werden. 

2.4 Geeignete Zubereitungen aus genetisch nicht veränderten Mikroorganismen im Sinne von Artikel 4 
Absatz 12, die in dem betreffenden Mitgliedstaat in der Landwirtschaft im Allgemeinen verwendet 
werden dürfen, können zur Verbesserung der Bodenverhältnisse insgesamt oder zur Verbesserung der 
Verfügbarkeit von Nährstoffen im Boden oder in den Kulturpflanzen eingesetzt werden, sofern die 
Notwendigkeit eines solchen Einsatzes von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt ist. 

3. Schädlinge, Krankheiten und Unkräuter müssen durch die ganzheitliche Anwendung folgender Maßnah-
men bekämpft werden: 

geeignete Arten- und Sortenwahl; 

geeignete Fruchtfolge; 

mechanische Bodenbearbeitung; 
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Schutz von Nützlingen durch Schaffung günstiger Verhältnisse (z. B. Hecken, Nistplätze, Aussetzung 
von natürlichen Gegenspielern; 

Abflammen von Unkrautkeimlingen. 

Die Mittel im Sinne von Anhang II dürfen nur verwendet werden, wenn eine unmittelbare Bedrohung für 
die Kulturen besteht. 

4. Das Sammeln essbarer Wildpflanzen und ihrer Teile, die in der freien Natur, in Wäldern und auf landwirt-
schaftlichen Flächen natürlicherweise vorkommen, gilt als Erzeugung im Rahmen des ökologischen 
Landbaus, sofern 

diese Flächen in den drei Jahren vor dem Sammeln der Pflanzen nicht mit anderen Mitteln als den 
Mitteln gemäß Anhang II behandelt worden sind; 

das Sammeln die Stabilität des natürlichen Habitats und die Erhaltung der Arten im Sammelgebiet 
nicht beeinträchtigt. 

5. Für die Pilzerzeugung dürfen Substrate verwendet werden, sofern sich diese ausschließlich aus folgenden 
Bestandteilen zusammensetzen: 

5.1 Stallmist und tierische Exkremente (einschließlich Erzeugnisse gemäß Anhang II Teil A erster bis vierter 
Gedankenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91), der 

a) entweder aus ökologisch wirtschaftenden Betrieben stammt 

b) oder die Anforderungen des Anhangs II Teil A erster bis vierter Gedankenstrich der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 erfüllt, und zwar bis zu einem Höchstanteil von 25 %(*), jedoch nur, wenn das 
Erzeugnis gemäß Nummer 5.1 Buchstabe a) nicht verfügbar ist; 

5.2 nicht unter Nummer 5.1 fallende Erzeugnisse landwirtschaftlichen Ursprungs (zum Beispiel Stroh) aus 
ökologisch wirtschaftenden Betrieben; 

5.3 nicht chemisch behandelter Torf; 

5.4 Holz, das nach dem Schlagen nicht chemisch behandelt wurde; 

5.5 mineralische Stoffe gemäß Anhang II Teil A der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, Wasser und Erde. 

B. Tiere und tierische Erzeugnisse von folgenden Arten: Rinder (einschließlich Bubalus- und Bison-Arten), 
Schweine, Schafe, Ziegen, Equiden und Geflügel 

1. ALLGEMEINE GRUNDREGELN 

1.1 Die tierische Erzeugung ist integrierender Bestandteil zahlreicher ökologisch wirtschaftender Betriebe. 

1.2 Die tierische Erzeugung muss das Gleichgewicht der landwirtschaftlichen Betriebssysteme fördern, indem 
sie zur Deckung des Bedarfs der Pflanzen an Nährstoffen und zur Verbesserung der organischen Boden-
substanz beiträgt. Sie fördert so den natürlichen Kreislauf zwischen Boden und Pflanze, Pflanze und Tier 
sowie Tier und Boden. Im Rahmen dieses Konzepts entspricht die flächenunabhängige Produktion nicht 
den Vorschriften dieser Verordnung. 

1.3 Durch die Verwendung erneuerbarer natürlicher Quellen (Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft, Legumi-
nosen und Futterpflanzen) wird eine Kombination von Pflanzenbau und Tierhaltung und der entsprechen-
den Weidesysteme ermöglicht, die die langfristige Erhaltung und Verbesserung der Böden sowie die Ent-
wicklung einer nachhaltigen Landwirtschaft fördert. 

                                                          
(*) Dieser Prozentsatz wird anhand des Gewichts aller Substratbestandteile (ohne Deckmaterial) vor der 

Kompostierung und dem Zusatz von Wasser berechnet. 
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1.4 Die ökologische Tierhaltung wird flächengebunden betrieben. Sofern keine Ausnahmeregelung gemäß 
diesem Anhang vorliegt, müssen die Tiere Auslauf haben; die Tierbelegung je Flächeneinheit ist so zu be-
grenzen, dass Pflanzenbau und Tierhaltung in der Produktionseinheit miteinander kombiniert werden kön-
nen und jede Belastung der Umwelt, insbesondere des Bodens, der Oberflächengewässer und des Grund-
wassers, auf ein Minimum reduziert wird. Der Tierbesatz ist unmittelbar an die verfügbaren Flächen ge-
bunden, um Probleme infolge einer Überweidung und Erosion zu verhindern und die Ausbringung tieri-
scher Ausscheidungen zu ermöglichen, so dass nachteilige Effekte auf die Umwelt vermieden werden. 
Ausführliche Vorschriften über die Verwendung von Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft sind in 
Abschnitt 7 enthalten. 

1.5 Im ökologischen Landbau müssen alle Tiere innerhalb einer Produktionseinheit nach den Grundregeln 
dieser Verordnung gehalten werden. 

1.6 Jedoch ist eine dieser Verordnung nicht entsprechende Tierhaltung im Betrieb zulässig, sofern sie in einer 
Produktionseinheit erfolgt, deren Gebäude und Flächen von dem gemäß dieser Verordnung wirtschaften-
den Betriebsteil deutlich getrennt sind und sofern es sich um eine andere Tierart handelt. 

1.7 Abweichend von diesem Grundsatz dürfen Tiere, die nicht gemäß dieser Verordnung gehalten werden, je-
des Jahr während eines begrenzten Zeitraums die Weiden der nach dieser Verordnung wirtschaftenden 
Einheiten benutzen, sofern die betreffenden Tiere aus einer extensiven Tierhaltung (gemäß der Festlegung 
in Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 950/97 * oder, bei anderen nicht in dieser Verordnung ge-
nannten Arten, gemäß der Festlegung in Anhang VII der vorliegenden Verordnung, bei der die Anzahl der 
Tiere 170 kg Stickstoff je Hektar und Jahr entspricht) stammen und sich keine anderen Tiere, die den An-
forderungen dieser Verordnung unterliegen, gleichzeitig auf dieser Weide befinden. Diese Ausnahme ist 
zuvor von der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle zu genehmigen. 

1.8 Als zweite Abweichung von diesem Grundsatz dürfen Tiere, die gemäß dieser Verordnung gehalten wer-
den, auf einer Gemeinschaftsweide gehalten werden, sofern 

a) die Weide seit mindestens drei Jahren mit keinen anderen als den gemäß Anhang II zulässigen Er-
zeugnissen behandelt wurde; 

b) alle Tiere, die sich auf der betreffenden Weide befinden und nicht den Anforderungen dieser Verord-
nung unterliegen, aus einer extensiven Haltung entsprechend der Festlegung in Artikel 6 Absatz 5 
der Verordnung (EG) Nr. 950/97 stammen oder bei anderen nicht in der betreffenden Verordnung 
genannten Arten die Anzahl der Tiere 170 kg Stickstoff je Hektar und Jahr gemäß der Festlegung 
des Anhangs VII der vorliegenden Verordnung entspricht; 

c) alle tierischen Erzeugnisse, die von den gemäß dieser Verordnung gehaltenen Tieren in dem Zeit-
raum erzeugt werden, in dem sie auf diesen Weiden gehalten werden, nicht als Erzeugnisse aus öko-
logischem Landbau gelten, es sei denn, es kann der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle nachgewie-
sen werden, dass die betreffenden Tiere in angemessener Weise von den nicht den Anforderungen 
dieser Verordnung entsprechenden Tieren getrennt waren. 

2. UMSTELLUNG 

2.1 Umstellung von für die tierische Erzeugung im Rahmen des ökologischen Landbaus genutzten Flächen 

2.1.1 Bei der Umstellung einer Produktionseinheit muss die gesamte für Futter verwendete Fläche der Einheit 
die Regeln des ökologischen Landbaus erfüllen, wobei die in Teil A dieses Anhangs für Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnisse festgelegten Umstellungszeiträume durchlaufen werden müssen. 

2.1.2 Abweichend von diesem Grundsatz kann der Umstellungszeitraum für Weiden, Freigelände und Auslauf-
flächen für Nichtpflanzenfresser auf ein Jahr verkürzt werden. Dieser Zeitraum kann auf sechs Monate 
verkürzt werden, wenn die betreffenden Flächen in der jüngsten Vergangenheit mit keinen anderen als den 
in Anhang II dieser Verordnung genannten Erzeugnissen behandelt wurden. Diese Ausnahme ist von der 
Kontrollbehörde oder Kontrollstelle zu genehmigen. 

                                                          
* ABl. L 142 vom 02.06.1997, S. 1. Verordnung geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2331/98 

(ABl. L 291 vom 30.10.1998, S. 10). 
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2.2 Umstellung von Tieren und tierischen Erzeugnissen 

2.2.1 Sollen tierische Erzeugnisse als Erzeugnisse aus ökologischem Landbau vermarktet werden, so müssen 
die Tiere nach den Regeln dieser Verordnung gehalten werden, und zwar für mindestens 

12 Monate bei Equiden und Rindern (einschließlich Bubalus- und Bison-Arten) für die Fleischerzeu-
gung und auf jeden Fall mindestens drei Viertel ihres Lebens, 

sechs Monate bei kleinen Wiederkäuern und Schweinen; dieser Zeitraum wird jedoch während einer 
am 24. August 2003 ablaufenden Übergangszeit von drei Jahren für Schweine auf vier Monate festge-
setzt,

sechs Monate bei Milch produzierenden Tieren; dieser Zeitraum wird jedoch während einer am 
24. August 2003 ablaufenden Übergangszeit von drei Jahren auf drei Monate festgesetzt, 

zehn Wochen bei Geflügel für die Fleischerzeugung, das eingestallt wurde, bevor es drei Tage alt war, 

sechs Wochen bei Geflügel für die Eiererzeugung. 

2.2.2 Abweichend von Nummer 2.2.1 und für die Zwecke des Aufbaus eines Bestands können Kälber und 
kleine Wiederkäuer für die Fleischerzeugung während eines am 31. Dezember 2003 ablaufenden Über-
gangszeitraums als Tiere aus ökologischem Landbau vermarktet werden, sofern 

sie aus einer extensiven Tierhaltung stammen; 

sie bis zum Zeitpunkt des Verkaufs oder der Schlachtung während eines Zeitraums von mindestens 
sechs Monaten bei Kälbern und zwei Monaten bei kleinen Wiederkäuern in der ökologischen Einheit 
gehalten wurden; 

die Herkunft der Tiere den im vierten und fünften Gedankenstrich der Nummer 3.4 enthaltenen An-
forderungen entspricht. 

2.3 Gleichzeitige Umstellung 

2.3.1 Abweichend von den Nummern 2.2.1, 4.2 und 4.4 verkürzt sich bei einer gleichzeitigen Umstellung der 
gesamten Produktionseinheit einschließlich Tieren, Weiden und / oder Futterflächen der kombinierte Um-
stellungszeitraum insgesamt für Tiere, Weiden und / oder Futterflächen unter folgenden Bedingungen auf 
24 Monate: 

a) die Ausnahme gilt nur für die vor der Umstellung vorhandenen Tiere und ihre Nachzucht sowie 
zugleich für die Futterflächen / Weiden; 

b) die Tiere werden hauptsächlich mit Erzeugnissen aus der Produktionseinheit gefüttert. 

3. HERKUNFT DER TIERE 

3.1 Bei der Wahl der Rassen oder Linien ist der Fähigkeit der Tiere zur Anpassung an die Umweltbedingun-
gen, ihrer Vitalität und ihrer Widerstandsfähigkeit gegen Krankheiten Rechnung zu tragen. Außerdem 
müssen die Rassen oder Linien so ausgewählt werden, dass die für bestimmte, in der Intensivhaltung ver-
wendete Rassen oder Linien typischen Krankheiten oder Gesundheitsprobleme (z. B. Stress-Syndrom der 
Schweine , PSE-Syndrom, plötzlicher Tod, spontaner Abort, schwierige Geburten, die einen Kaiserschnitt 
erforderlich machen usw.) vermieden werden. Einheimischen Rassen und Linien ist der Vorzug zu geben. 

3.2 Die Tiere müssen aus Produktionseinheiten stammen, die nach den in Artikel 6 für die verschiedenen Pro-
duktionsarten festgelegten Grundregeln der Erzeugung und den Bestimmungen dieses Anhangs wirt-
schaften. Sie müssen lebenslang in diesem Produktionssystem verbleiben. 

3.3 Im Rahmen einer ersten Ausnahmeregelung können die Tiere einer Tiererzeugungseinheit, die die Vor-
schriften dieser Verordnung nicht erfüllen, nach vorheriger Genehmigung der Kontrollbehörde oder der 
Kontrollstelle umgestellt werden. 
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3.4 Wenn mit dem Aufbau eines Bestands begonnen wird und Tiere aus ökologischem Landbau nicht in aus-
reichender Menge verfügbar sind, können unter den nachstehend aufgeführten Bedingungen im Rahmen 
einer zweiten Ausnahmeregelung Tiere, die nicht aus ökologischem Landbau stammen, in eine ökologi-
sche Produktionseinheit eingestellt werden: 

Legehennen für die Eiererzeugung und Geflügel für die Fleischerzeugung müssen weniger als drei 
Tage alt sein; 

für die Zucht bestimmte Büffelkälber müssen weniger als sechs Monate alt sein; 

für die Zucht bestimmte Kälber und Fohlen müssen nach dem Absetzen gemäß den Vorschriften die-
ser Verordnung gehalten werden und auf jeden Fall weniger als sechs Monate alt sein; 

für die Zucht bestimmte Lämmer und Ziegen müssen nach dem Absetzen gemäß den Vorschriften 
dieser Verordnung gehalten werden und auf jeden Fall weniger als 60 Tage alt sein; 

für die Zucht bestimmte Ferkel müssen nach dem Absetzen gemäß den Vorschriften dieser Verord-
nung gehalten werden und ein Gewicht von weniger als 35 kg haben. 

3.5 Diese Ausnahme ist zuvor von der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle zu gewähren. 

3.6 Im Rahmen einer dritten Ausnahmeregelung genehmigt die zuständige Kontrollbehörde oder -stelle in den 
nachstehend aufgeführten Fällen die Erneuerung oder den Wiederaufbau des Bestands, wenn Tiere aus 
ökologischem Landbau nicht verfügbar sind: 

a) hohe Sterberate aus gesundheitlichen Gründen oder in Katastrophensituationen; 

b) Legehennen für die Eiererzeugung, die nicht älter als drei Tage sind, und Geflügel für die 
Fleischerzeugung, das nicht älter als drei Tage ist; 

c) für die Zucht bestimmte Ferkel, die nach dem Absetzen gemäß den Vorschriften dieser Verordnung 
gehalten werden und ein Gewicht von weniger als 35 kg haben müssen. 

Der unter Buchstabe c) genannte Fall wird für einen Übergangszeitraum genehmigt, der am 31. Juli 2006 
endet. 

3.7 Unbeschadet der Ziffern 3.4 und 3.6 dürfen aus nicht ökologischem Landbau stammende Legehennen für 
die Eiererzeugung, die nicht älter als 18 Wochen sind, unter den folgenden Bedingungen in eine 
ökologische Produktionseinheit eingestellt werden, wenn Legehennen aus ökologischem Landbau nicht 
verfügbar sind: 

vorherige Genehmigung der zuständigen Behörde und 

ab 31. Dezember 2005 gelten die Absätze 4 (Fütterung) und 5 (Seuchenprophylaxe und tierärztliche 
Pflege) dieses Anhangs I für aus nicht ökologischem Landbau stammende Hennen, die in ökologische 
Produktionseinheiten eingestellt werden sollen. 

3.8 Im Rahmen einer vierten Ausnahmeregelung dürfen zur Ergänzung der natürlichen Bestandsvergrößerung 
und zur Bestandserneuerung (nullipare) weibliche Jungtiere alljährlich in einem Umfang von bis zu 10 % 
des Bestands an ausgewachsenen Equiden oder Rindern (einschließlich Bubalus- und Bison-Arten) oder 
bis zu 20 % des Bestands an ausgewachsenen Schweinen, Schafen oder Ziegen aus nicht ökologischen 
Tierhaltungsbetrieben eingestellt werden, wenn Tiere aus ökologischem Landbau nicht verfügbar sind und 
eine Genehmigung der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle vorliegt. 

3.9 Die in der vorgenannten Ausnahmeregelung vorgesehenen Prozentsätze finden keine Anwendung auf Pro-
duktionseinheiten mit weniger als 10 Equiden oder Rindern oder mit weniger als fünf Schweinen, Schafen 
oder Ziegen. Für diese Einheiten wird die unter Nummer 3.8 genannte Erneuerung auf ein Tier im Jahr be-
schränkt. 

3.10 Diese Prozentsätze können nach Stellungnahme und mit Genehmigung der Kontrollbehörde oder Kon-
trollstelle in den folgenden besonderen Fällen auf bis zu 40 % angehoben werden: 

bei erheblicher Ausweitung der Haltung, 

bei Rassenumstellung, 
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beim Aufbau eines neuen Zweiges der Tierproduktion, 

wenn die Gefahr besteht, dass diese Rassen der Landwirtschaft verloren gehen. Bei Tieren dieser Ras-
sen muss es sich nicht unbedingt um Tiere handeln, die noch nicht geworfen haben. 

3.11 Im Rahmen einer fünften Ausnahmeregelung ist die Einstellung männlicher Zuchttiere aus nicht ökologi-
scher Tierhaltungsbetrieben zulässig, sofern diese Tiere anschließend nach den Grundregeln gemäß dieser 
Verordnung gehalten und gefüttert werden. 

3.12 Bei Zukäufen aus Einheiten, die die Anforderungen dieser Verordnung nicht erfüllen, sind nach Maßgabe 
der Bedingungen und Einschränkungen der Nummer 3.3 bis 3.11 als Voraussetzung für das Inverkehrbrin-
gen dieser Erzeugnisse als Erzeugnisse aus ökologischem Landbau die unter Nummer 2.2.1 genannten 
Fristen einzuhalten; innerhalb dieser Fristen müssen alle Bedingungen dieser Verordnung erfüllt werden. 

3.13 Bei Zukäufen von Tieren aus Einheiten, die die Anforderungen dieser Verordnung nicht erfüllen, sind die 
Hygienevorschriften besonders zu beachten. Die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle kann nach Maßgabe 
der örtlichen Lage besondere Maßnahmen, wie z. B. einen Screeningtest und Quarantänezeiträume, vorse-
hen. 

3.14 Die Kommission wird bis zum 31. Dezember 2003 einen Bericht über die Verfügbarkeit von Tieren aus 
ökologischem Landbau im Hinblick darauf vorlegen, dass gegebenenfalls dem Ständigen Ausschuss ein 
Vorschlag unterbreitet wird, mit dem sichergestellt werden soll, dass die gesamte ökologische Fleischpro-
duktion von Tieren stammt, die in ökologischen Betrieben geboren und gehalten wurden. 

4. FUTTER 

4.1 Das Futter soll den ernährungsphysiologischen Bedarf der Tiere in ihren verschiedenen Entwicklungs-
stadien decken und dient eher der Qualitätsproduktion als der Maximierung der Erzeugung. Mastmetho-
den sind zulässig, sofern sie in jedem Stadium der Aufzucht reversibel sind. Zwangsfütterung ist verboten. 

4.2 Die Tiere müssen mit ökologischen Futtermitteln gefüttert werden. 

4.3 Außerdem müssen Tiere nach den Regeln dieses Anhangs unter Verwendung von Futter von der betref-
fenden Einheit oder, wenn dies nicht möglich ist, Futter von anderen Einheiten oder Unternehmen, die 
nach den Bestimmungen dieser Verordnung wirtschaften, aufgezogen werden. Des Weiteren müssen bei 
Pflanzenfressern, außer zu der Jahreszeit, wenn sich die Tiere in der Wander- bzw. Hüteperiode befinden, 
mindestens 50 % des Futters aus der Einheit selbst kommen oder, wo dies nicht möglich ist, in verträgli-
cher Zusammenarbeit mit anderen ökologisch wirtschaftenden Betrieben erzeugt werden. 

4.4 Bis zum 31. Dezember 2008 ist die Beimischung von Umstellungsfuttermitteln im Durchschnitt bis zu 
maximal 50 % der Ration zulässig. Stammen diese Umstellungsfuttermittel aus einer Einheit des eigenen 
Betriebs, so kann dieser Satz 80 % betragen. 

 Ab dem 1. Januar 2009 ist die Beimischung von Umstellungsfuttermitteln im Durchschnitt bis zu maximal 
30 % der Ration zulässig. Stammen diese Umstellungsfuttermittel aus einer Einheit des eigenen Betriebs, 
so kann dieser Satz 60 % betragen. 

 Diese Prozentzahlen werden als Anteil der Trockenmasse der Futtermittel landwirtschaftlichen Ursprungs 
ausgedrückt.  

4.5 Die Ernährung von jungen Säugetieren erfolgt auf der Grundlage von natürlicher Milch, vorzugsweise 
Milch der Muttertiere. Alle Säugetiere werden je nach Art für einen Mindestzeitraum - bei Rindern (ein-
schließlich Bubalus- und Bison-Arten) und Equiden sind dies drei Monate, bei Schafen und Ziegen 
45 Tage und bei Schweinen 40 Tage - mit natürlicher Milch ernährt. 

4.6 Unbeschadet der Vorschriften dieses Anhangs über das Futter der Tiere bestimmen die Mitgliedstaaten ge-
gebenenfalls Gebiete oder Regionen, in denen Wandertierhaltung (einschließlich des Auftriebs von Tieren 
zu Bergweiden) möglich ist. 

4.7 Aufzuchtsysteme für Pflanzenfresser sollten nach Verfügbarkeit der Weiden zu den verschiedenen Jahres-
zeiten ein Maximum an Weidegang gewähren. Mindestens 60 % der Trockenmasse in der Tagesration 
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muss aus frischem, getrocknetem oder siliertem Raufutter bestehen. Die Kontrollbehörde oder -stelle kann 
jedoch bei Milchvieh für höchstens drei Monate während der frühen Laktation eine Verringerung dieses 
Prozentsatzes auf 50 % zulassen. 

4.8 Abweichend von Nummer 4.2 ist die Verwendung von konventionellen Futtermitteln landwirtschaftlicher 
Herkunft in begrenztem Umfang erlaubt, soweit die Landwirte der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde 
des Mitgliedstaats glaubhaft nachweisen können, dass ihnen eine ausschließliche Versorgung mit 
Futtermitteln aus ökologischem Landbau nicht möglich ist. 

 Der zulässige Höchstanteil an konventionellen Futtermitteln beträgt je Zwölfmonatszeitraum 

 a) bei Pflanzenfressern 5 % im Zeitraum vom 25. August 2005 bis zum 31. Dezember 2007; 

 b) bei anderen Arten 

15 % im Zeitraum vom 25. August 2005 bis zum 31. Dezember 2007; 

10 % im Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2009; 

5 % im Zeitraum vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2011. 

 Diese Prozentsätze beziehen sich auf die Trockenmasse der Futtermittel landwirtschaftlicher Herkunft und 
werden jährlich berechnet. Der zulässige Höchstanteil von konventionellen Futtermitteln an der 
Tagesration beträgt, außer während der Jahreszeit, zu der sich die Tiere in der Wander- bzw. Hüteperiode 
befinden, 25 % der Trockenmasse. 

4.9 Abweichend von Nummer 4.8 kann die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats bei Verlust oder Be-
schränkung der Futterproduktion, insbesondere aufgrund von außergewöhnlichen Witterungsverhältnis-
sen, Infektionskrankheiten, Verunreinigungen mit toxischen Stoffen oder Feuer, für einen begrenzten Zeit-
raum in einem spezifischen Gebiet einen höheren Prozentsatz konventioneller Futtermittel in begründeten 
Fällen zulassen. Nach Genehmigung durch die zuständige Behörde wird diese Ausnahmeregelung von der 
Kontrollbehörde oder -stelle auf Einzelbetriebe angewendet. Die Mitgliedstaaten unterrichten sich gegen-
seitig sowie die Kommission über die von ihnen gewährten Ausnahmen. 

4.10 Unbeschadet der Nummer 4.13 dürfen Tiere in der Wander- bzw. Hüteperiode auf konventionellen 
Flächen grasen, wenn sie von einer Weidefläche zu einer anderen Weidefläche getrieben werden. Die 
Aufnahme konventioneller Futtermittel in Form von Gräsern oder anderer Vegetation, die die Tiere in 
dieser Periode fressen, darf nicht über 10 % der jährlichen Gesamtfuttermenge liegen. Dieser Prozentsatz 
bezieht sich auf die Trockenmasse der Futtermittel landwirtschaftlicher Herkunft.  

4.11 Der Tagesration für Schweine und Geflügel ist frisches, getrocknetes oder siliertes Raufutter beizugeben. 

4.12 Nur die in Anhang II Teil D Nummern 1.5 und 3.1 genannten Erzeugnisse dürfen als Zusatz- und Behand-
lungsstoffe bei der Silageerzeugung verwendet werden. 

4.13 Konventionelle Futtermittel-Ausgangserzeugnisse landwirtschaftlichen Ursprungs dürfen nur dann für die 
Tierernährung verwendet werden, wenn sie in Anhang II Teil C Abschnitt 1 aufgeführt sind (Futtermittel-
Ausgangserzeugnisse pflanzlichen Ursprungs), und zwar mit den im vorliegenden Anhang vorgesehenen 
mengenmäßigen Beschränkungen, und wenn sie ohne Verwendung chemischer Lösungsmittel hergestellt 
oder zubereitet wurden. 

4.14 Konventionelle Futtermittel-Ausgangserzeugnisse tierischen Ursprungs und ökologische Futtermittel-Aus-
gangserzeugnisse tierischen Ursprungs dürfen nur verwendet werden, wenn sie in Anhang II Teil C 
Abschnitt 2 aufgeführt sind, und zwar mit den in diesem Anhang festgelegten mengenmäßigen Beschrän-
kungen. 

4.15 Spätestens bis zum 24. August 2003 werden Teil C Abschnitte 1, 2 und 3 und Teil D des Anhangs II mit 
dem Ziel überprüft, insbesondere die konventionellen Futtermittel-Ausgangserzeugnisse landwirtschaftli-
chen Ursprungs, die in der Gemeinschaft in ausreichender Menge im ökologischen Landbau erzeugt wer-
den, zu streichen. 

. . . 
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4.16 Zur Deckung des ernährungsphysiologischen Bedarfs der Tiere ist für die Tierernährung nur der Zusatz 
der in Anhang II Teil C Abschnitt 3 (Futtermittel-Ausgangserzeugnisse mineralischen Ursprungs), Teil D 
Nummern 1.1 (Spurenelemente) und 1.2 (Vitamine, Provitamine und chemisch eindeutig beschriebene 
Stoffe mit ähnlicher Wirkung) genannten Erzeugnisse zulässig. 

4.17 Zur Tierernährung dürfen nur die in Anhang II Teil D Nummern 1.3 (Enzyme), 1.4 (Mikroorganismen), 
1.5 (Konservierungsstoffe), 1.6 (Bindemittel, Fließhilfsstoffe und Gerinnungshilfsstoffe), 1.7 (Stoffe mit 
antioxydierender Wirkung), 1.8 (Silierzusatzstoffe), 2 (bestimmte Erzeugnisse für die Tierernährung) und 
3 (Verarbeitungshilfsstoffe für die Futtermittelherstellung) genannten Erzeugnisse für die in Bezug auf die 
vorgenannten Kategorien genannten Zwecke verwendet werden. Antibiotika, Kokzidiostatika und andere 
Arzneimittel, Wachstumsförderer und sonstige Stoffe zur Wachstums- oder Leistungsförderung dürfen in 
der Tierernährung nicht verwendet werden. 

4.18 Futtermittel, Futtermittel-Ausgangserzeugnisse, Mischfuttermittel, Futtermittelzusatzstoffe, Verarbei-
tungshilfsstoffe für die Futtermittelherstellung und bestimmte Erzeugnisse für die Tierernährung dürfen 
nicht unter Verwendung von GVO oder von GVO-Derivaten hergestellt worden sein. 

5. KRANKHEITSVORSORGE UND TIERÄRZTLICHE BEHANDLUNG 

5.1 Die Krankheitsvorsorge im Rahmen der ökologischen tierischen Erzeugung beruht auf folgenden Grund-
sätzen:

a) Wahl geeigneter Rassen oder Linien, wie in Abschnitt 3 dargelegt; 

b) Anwendung tiergerechter Haltungspraktiken, die den Bedürfnissen der einzelnen Tierarten gerecht 
werden sowie eine hohe Widerstandsfähigkeit gegen Krankheiten fördern und Infektionen vorbeu-
gen; 

c) Verfütterung hochwertiger Futtermittel, regelmäßiger Auslauf und Weidezugang zur Förderung der 
natürlichen Immunität der Tiere; 

d) Gewährleistung einer angemessenen Besatzdichte, um Überbelegung und damit zusammenhängende 
Tiergesundheitsprobleme zu vermeiden. 

5.2 Bei Befolgung der oben genannten Grundsätze dürfte es möglich sein, Tiergesundheitsprobleme zu be-
grenzen, so dass die Tiergesundheit hauptsächlich durch vorbeugende Maßnahmen sichergestellt werden 
kann. 

5.3 Wenn ungeachtet aller genannten vorbeugenden Maßnahmen ein Tier erkrankt oder sich verletzt, ist es un-
verzüglich zu behandeln, erforderlichenfalls in getrennten, geeigneten Räumlichkeiten. 

5.4 Für die Verwendung von Tierarzneimitteln im ökologischen Landbau gelten folgende Grundsätze: 

a) Phytotherapeutische Erzeugnisse (z. B. Pflanzenextrakte (ausgenommen Antibiotika), Pflanzenes-
senzen usw.), homöopathische Erzeugnisse (z. B. pflanzliche, tierische und mineralische Stoffe) 
sowie Spurenelemente und die in Anhang II Teil C Abschnitt 3 aufgeführten Erzeugnisse sind 
chemisch-synthetischen allopathischen Tierarzneimitteln oder Antibiotika vorzuziehen, sofern sie 
tatsächlich eine therapeutische Wirkung auf die betreffende Tierart und die zu behandelnde Krank-
heit haben. 

b) Kann mit den oben genannten Mitteln eine Krankheit oder eine Verletzung tatsächlich oder voraus-
sichtlich nicht wirksam behandelt werden und ist eine Behandlung zur Vermeidung von Leiden oder 
Qualen des Tieres erforderlich, so dürfen in Verantwortung eines Tierarztes chemisch-synthetische 
allopathische Tierarzneimittel oder Antibiotika verabreicht werden. 

c) Die präventive Verabreichung chemisch-synthetischer allopathischer Tierarzneimittel oder von Anti-
biotika ist verboten. 

5.5 Zusätzlich zu den oben genannten Grundsätzen gelten folgende Vorschriften: 

a) Die Verwendung von wachstums- oder leistungsfördernden Stoffen (einschließlich Antibiotika, 
Kokzidiostatika und anderer künstlicher Wachstumsförderer) sowie die Verwendung von Hormonen 
oder ähnlichen Stoffen zur Kontrolle der Fortpflanzung (z. B. Einleitung oder Synchronisierung der 
Brunst) oder zu anderen Zwecken ist verboten. Hormone dürfen jedoch im Falle einer therapeuti-
schen tierärztlichen Behandlung einem einzelnen Tier verabreicht werden. 

. . . 
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b) Tierärztliche Behandlungen von Tieren oder Behandlungen von Gebäuden, Geräten und Einrichtun-
gen sind, soweit sie gemäß einzelstaatlichen oder Gemeinschaftsvorschriften vorgeschrieben sind, 
zulässig; dies schließt die Verwendung immunologischer Tierarzneimittel ein, wenn in einem spezi-
fischen Bereich, in dem sich die Produktionseinheit befindet, anerkanntermaßen Krankheitsfälle auf-
getreten sind. 

5.6 Müssen Tierarzneimittel verwendet werden, so sind die Art des Mittels (einschließlich der pharmakologi-
schen Wirkstoffe) sowie die Einzelheiten der Diagnose, die Dosierung, die Art der Verabreichung, die 
Dauer der Behandlung und die gesetzliche Wartezeit genau anzugeben. Diese Angaben sind der Kontroll-
behörde oder Kontrollstelle mitzuteilen, bevor die Tiere oder die tierischen Erzeugnisse als Tiere oder Er-
zeugnisse des ökologischen Landbaus vermarktet werden dürfen. Die behandelten Tiere sind eindeutig als 
solche - im Falle großer Tiere einzeln, im Falle von Geflügel oder Kleinvieh einzeln oder partienweise - 
zu kennzeichnen. 

5.7 Die Wartezeit zwischen der letzten Verabfolgung eines allopathischen Tierarzneimittels an ein Tier unter 
normalen Anwendungsbedingungen und der Gewinnung von einem solchen Tier stammender Lebensmit-
tel aus ökologischem Landbau muss doppelt so lang sein wie die gesetzlich vorgeschriebene Zeit bzw., 
wenn keine Wartezeit angegeben ist, 48 Stunden betragen. 

5.8 Erhält ein Tier oder eine Gruppe von Tieren innerhalb eines Jahres mehr als zwei oder ein Maximum von 
drei Behandlungen mit chemisch-synthetischen allopathischen Tierarzneimitteln oder Antibiotika (oder 
mehr als eine therapeutische Behandlung, wenn der produktive Lebenszyklus kürzer als ein Jahr ist), so 
dürfen die betreffenden Tiere oder von diesen Tieren gewonnene Erzeugnisse nicht als dieser Verordnung 
entsprechend verkauft werden, und die Tiere müssen vorbehaltlich der Zustimmung der Kontrollbehörde 
oder -stelle die Umstellungszeiträume gemäß Abschnitt 2 durchlaufen; hiervon ausgenommen sind Imp-
fungen, Parasiten-Behandlungen sowie von den Mitgliedstaaten eingeführte obligatorische Tilgungspläne. 

6. TIERHALTUNGSPRAKTIKEN, TRANSPORT UND IDENTIFIZIERUNG VON TIERISCHEN 
ERZEUGNISSEN 

6.1 Tierhaltungspraktiken 

6.1.1 Grundsätzlich muss die Fortpflanzung der Tiere in der ökologischen Tierhaltung im Natursprung erfolgen. 
Künstliche Besamung ist jedoch zulässig. Andere Formen der künstlichen Fortpflanzung (z. B. Embryo-
nentransfer) sind verboten. 

6.1.2 Eingriffe wie das Anbringen von Gummiringen an den Schwänzen von Schafen, Kupieren des Schwanzes, 
Zähne abkneifen, Stutzen der Schnäbel und Enthornung dürfen im ökologischen Landbau nicht systema-
tisch durchgeführt werden. Bestimmte Interventionen können von der Kontrollbehörde oder -stelle aus Si-
cherheitsgründen (z. B. Enthornung junger Tiere) oder zur Verbesserung der Gesundheit, des Tierschutzes 
oder der Hygiene der Tiere jedoch gestattet werden. Diese Eingriffe sind an den Tieren im geeignetsten 
Alter von qualifiziertem Personal so durchzuführen, dass das Leiden für die Tiere dabei auf ein Minimum 
reduziert wird. 

6.1.3 Die physische Kastration ist zur Qualitätssicherung und zur Erhaltung der traditionellen Produktionsver-
fahren (Schlachtschweine, Mastochsen, Kapaune usw.) unter den im letzten Satz der Nummer 6.1.2 ge-
nannten Bedingungen gestattet. 

6.1.4 Es ist untersagt, Tiere in Anbindung zu halten. Die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle kann jedoch von 
diesem Grundsatz abweichen und bei einzelnen Tieren diese Praxis auf begründeten Antrag des Tierhal-
ters genehmigen, wenn dies aus Sicherheits- bzw. Tierschutzgründen notwendig ist und die Anbindung 
zeitlich begrenzt wird. 

6.1.5 In Abweichung von den Bestimmungen der Nummer 6.1.4 dürfen Rinder in bereits vor dem 24. August 
2000 bestehenden Gebäuden angebunden werden, sofern für regelmäßigen Auslauf gesorgt wird und die 
Tiere im Einklang mit den Anforderungen hinsichtlich der artgerechten Behandlung auf reichlich mit 
Einstreu versehenen Flächen gehalten und individuell betreut werden. Diese Abweichung, die von der 
Kontrollbehörde oder Kontrollstelle genehmigt werden muss, gilt für einen Übergangszeitraum, der am 
31. Dezember 2010 abläuft. 
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6.1.6 Als weitere Abweichung dürfen Rinder in kleinen Betrieben angebunden werden, wenn es nicht möglich 
ist, die Rinder in Gruppen zu halten, deren Größe ihren verhaltensbedingten Bedürfnissen angemessen 
wäre, sofern sie mindestens zweimal in der Woche Zugang zu Freigelände-, Auslauf- oder Weideflächen 
haben. Diese Abweichung, die von der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle genehmigt werden muss, gilt 
für Betriebe, die den bis zum 24. August 2000 für die tierische Erzeugung im Rahmen des ökologischen 
Landbaus geltenden einzelstaatlichen Bestimmungen oder - falls solche Bestimmungen nicht bestehen - 
den von den Mitgliedstaaten akzeptierten oder anerkannten privaten Standards genügen. 

6.1.7 Die Kommission unterbreitet vor dem 31. Dezember 2006 einen Bericht über die Umsetzung der Bestim-
mungen der Nummer 6.1.5.

6.1.8 Werden Tiere in Gruppen gehalten, so muss sich die Größe der Gruppe nach dem Entwicklungsstadium 
der Tiere und nach den verhaltensbedingten Bedürfnissen der betreffenden Tierart richten. Es ist verboten, 
Tiere unter Bedingungen zu halten oder zu ernähren, die zu Anämie führen könnten. 

6.1.9 Das Mindestschlachtalter bei Geflügel beträgt: 

81 Tage bei Hühnern, 
 150 Tage bei Kapaunen, 

49 Tage bei Peking-Enten, 
70 Tage bei weiblichen Flugenten, 
84 Tage bei männlichen Flugenten, 
92 Tage bei Mulard-Enten, 
94 Tage bei Perlhühnern, 

140 Tage bei Truthühnern und Bratgänsen. 

Erzeuger, die das Mindestschlachtalter nicht einhalten, müssen auf langsam wachsende Rassen zurück-
greifen. 

6.2 Transport 

6.2.1 Tiertransporte haben unter Begrenzung des Stresses der Tiere und unter Beachtung der geltenden einschlä-
gigen einzelstaatlichen oder Gemeinschaftsvorschriften zu erfolgen. Verladen und Entladen muss vorsich-
tig geschehen, und die Tiere dürfen nicht mit Stromstößen angetrieben werden. Der Gebrauch von allo-
pathischen Beruhigungsmitteln vor und während der Fahrt ist verboten. 

6.2.2 Vor und während der Schlachtung müssen die Tiere so behandelt werden, dass der Stress auf ein Mini-
mum begrenzt wird. 

6.3 Identifizierung von tierischen Erzeugnissen 

6.3.1 Tiere und tierische Erzeugnisse müssen auf allen Stufen der Erzeugung, Aufbereitung, Beförderung und 
Vermarktung zu identifizieren sein. 

7. WIRTSCHAFTSDÜNGER TIERISCHER HERKUNFT 

7.1 Die in einem Betrieb insgesamt verwendete, in der Richtlinie 91/676/EWG ** definierte Dungmenge darf 
170 kg Stickstoffeintrag je Jahr und Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche, d. h. die in Anhang III der 
genannten Richtlinie festgelegte Menge, nicht überschreiten. Erforderlichenfalls wird die Gesamtbesatz-
dichte so verringert, dass der vorgenannte höchstzulässige Wert nicht überschritten wird. 

7.2 Damit die vorerwähnte geeignete Viehbesatzdichte ermittelt werden kann, werden die 170 kg Stickstoff-
eintrag je Hektar und Jahr landwirtschaftlich genutzter Fläche entsprechenden Vieheinheiten für die ver-
schiedenen Kategorien von Tieren von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten unter Zugrundele-
gung der Zahlen in Anhang VII festgelegt. 

                                                          
** ABl. L 375 vom 31.12.1991, S. 1. 

. . . 
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7.3 Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten alle Abweichungen von die-
sen Zahlenangaben und die Gründe für diese Änderungen mit. Dieses Erfordernis bezieht sich nur auf die 
Berechnung der höchstzulässigen Stückzahl von Tieren, um zu gewährleisten, dass der höchstzulässige 
Wert 170 kg Stickstoffeintrag aus Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft je Hektar und Jahr nicht über-
schritten wird. Dies gilt unbeschadet der mit Blick auf die Gesundheit und das Wohlergehen der Tiere in 
Abschnitt 8 und in Anhang VIII festgelegten Zahlen für die Besatzdichte. 

7.4 Ökologische Betriebe können eine vertragliche Zusammenarbeit ausschließlich mit anderen dieser Ver-
ordnung entsprechenden Betrieben eingehen, die darauf ausgerichtet ist, den beim ökologischen Landbau 
anfallenden überschüssigen Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft zu verteilen. Der höchstzulässige Wert 
von 170 kg Stickstoffeintrag aus Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft je Jahr und Hektar landwirtschaft-
lich genutzter Fläche wird auf der Grundlage aller an dieser Zusammenarbeit beteiligten ökologischen 
Einheiten errechnet. 

7.5 Unter Berücksichtigung der besonderen Merkmale des betreffenden Gebiets, der Ausbringung anderer 
stickstoffhaltiger Düngemittel auf die landwirtschaftlichen Flächen und der Stickstoffaufnahme der Pflan-
zen aus dem Boden können die Mitgliedstaaten niedrigere Grenzwerte als die unter den Nummern 7.1 bis 
7.4 angegebenen Werte festlegen. 

7.6 Das Fassungsvermögen von Lagereinrichtungen für Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft muss so groß 
sein, dass eine Gewässerverschmutzung durch direkte Kontamination von Oberflächenwasser, Lecken 
oder Einsickern in den Boden ausgeschlossen ist. 

7.7 Zur Gewährleistung einer vernünftigen Düngerwirtschaft muss das Fassungsvermögen dieser Lagerein-
richtungen für Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft die Lagerkapazität überschreiten, die während des 
längsten Zeitraums eines Jahres erforderlich ist, in dem das Ausbringen von Dünger auf landwirtschaftli-
che Flächen entweder (nach den Vorschriften der Mitgliedstaaten zur guten landwirtschaftlichen Praxis) 
unangebracht oder verboten ist, und zwar in den Fällen, in denen die Produktionseinheit innerhalb eines 
als in Bezug auf die Nitratbelastung gefährdet ausgewiesenen Gebiets gelegen ist. 

8. AUSLÄUFE UND HALTUNGSGEBÄUDE 

8.1 Allgemeine Grundsätze 

8.1.1 Es muss eine artgerechte Unterbringung der Tiere gewährleistet sein, die ihren biologischen und ethologi-
schen Bedürfnissen (z. B. ihren verhaltensbedingten Bedürfnissen in Bezug auf angemessene Bewegungs-
freiheit und Tierkomfort) Rechnung trägt. Die Tiere müssen ungehinderten Zugang zu den Futterstellen 
und Tränken haben. Durch Isolierung, Beheizung und Belüftung des Gebäudes muss sichergestellt sein, 
dass die Luftzirkulation, die Staubkonzentration, die Temperatur, die relative Luftfeuchtigkeit und die 
Gaskonzentration in Grenzen bleiben, die keine Gefahr für die Tiere darstellen. Bei dem Gebäude müssen 
reichlich natürliche Belüftung und ausreichender Tageslichteinfall gewährleistet sein. 

8.1.2 Die Frei- und Auslaufflächen sind den lokalen Klimaverhältnissen und der jeweiligen Rasse entsprechend 
bei Bedarf mit ausreichenden Einrichtungen zum Schutz vor Regen, Wind, Sonne und extremer Kälte oder 
Hitze auszustatten. 

8.2 Besatzdichte und Vorbeugung gegen Überweidung 

8.2.1 In Gebieten mit geeigneten Klimaverhältnissen, die es erlauben, dass die Tiere im Freien leben, sind keine 
Stallungen vorgeschrieben. 

8.2.2 Die Besatzdichte in Stallgebäuden muss den Tieren Komfort und Wohlbefinden gewährleisten und richtet 
sich insbesondere nach der Art, der Rasse und dem Alter der Tiere. Sie muss ferner den Verhaltensbedürf-
nissen der Tiere Rechnung tragen, die im Besonderen von der Gruppengröße und dem Geschlecht der 
Tiere abhängig sind. Eine optimale Belegung ist dann erreicht, wenn das Wohlbefinden der Tiere durch 
eine genügend große Stallfläche für natürliches Stehen, bequemes Abliegen, Umdrehen, Putzen, das Ein-
nehmen aller natürlichen Stellungen und die Ausführung aller natürlichen Bewegungen wie Strecken und 
Flügelschlagen sichergestellt ist. 
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8.2.3 Anhang VIII enthält Angaben über die Mindeststallflächen und die Mindestfreiflächen und andere Anga-
ben über die Unterbringung verschiedener Tierarten und -kategorien. 

8.2.4 Auf Freiflächen muss die Besatzdichte bei Tieren, die auf Weideland, anderem Grünland, Heideland, in 
Feuchtgebieten, auf der Heide und in anderen natürlichen und naturnahen Lebensräumen gehalten werden, 
so niedrig sein, dass der Boden nicht zertrampelt und einer Überweidung vorgebeugt wird. 

8.2.5 Stallungen, Buchten, Einrichtungen und Gerätschaften sind in geeigneter Weise zu reinigen und zu desin-
fizieren, um einer gegenseitigen Ansteckung der Tiere und der Vermehrung von Krankheitserregern vor-
zubeugen. Zur Reinigung und Desinfektion von Stallungen und Haltungseinrichtungen dürfen nur die in 
Teil E von Anhang II aufgeführten Produkte verwendet werden. Ausscheidungen und nicht gefressenes 
oder verschüttetes Futter sind so oft wie nötig zu beseitigen, um die Geruchsbildung einzugrenzen und 
keine Insekten oder Nager anzulocken. Zur Beseitigung von Insekten und anderen Parasiten in Stallungen 
und anderen Haltungseinrichtungen, in denen Tiere gehalten werden, dürfen nur die in Teil B Abschnitt 2 
von Anhang II aufgeführten Produkte verwendet werden. 

8.3 Säugetiere 

8.3.1 Vorbehaltlich der Nummer 5.3 ist allen Säugetieren Weide- oder Freigeländezugang oder Auslauf zu ge-
währen, wobei die betreffenden Bereiche teilweise überdacht sein können; die Tiere müssen diese Berei-
che immer dann nutzen können, wenn der physiologische Zustand des Tieres, die klimatischen Bedingun-
gen und der Bodenzustand dies gestatten, sofern es keine gemeinschaftlichen oder einzelstaatlichen Vor-
schriften in Bezug auf spezifische Tiergesundheitsprobleme gibt, die dem entgegenstehen. Pflanzenfres-
sern ist Weidegang zu gewähren, wenn die Bedingungen dies gestatten. 

8.3.2 Soweit Pflanzenfressern während der Weidezeit Weidegang gewährt wird und die Tiere im Rahmen der 
Winterstallung Bewegungsfreiheit haben, kann die Verpflichtung, ihnen in den Wintermonaten Freigelän-
dezugang oder Auslauf zu gewähren, aufgehoben werden. 

8.3.3 Ungeachtet des letzten Satzes der Nummer 8.3.1 ist über ein Jahr alten Bullen Weide- oder Freigeländezu-
gang oder Auslauf zu gewähren. 

8.3.4 In Abweichung von Nummer 8.3.1 darf die Endmast von Rindern, Schweinen und Schafen für die 
Fleischerzeugung in Stallhaltung erfolgen, sofern diese ausschließlich im Stall verbrachte Zeit nicht mehr 
als ein Fünftel der gesamten Lebensdauer der Tiere und auf jeden Fall nicht mehr als längstens drei Mo-
nate ausmacht. 

8.3.5 Die Böden der Ställe müssen glatt, dürfen aber nicht rutschig sein. Zumindest die Hälfte der gesamten Bo-
denfläche muss aus festem Material, d. h. darf nicht aus Spalten- oder Gitterkonstruktionen bestehen. 

8.3.6 Die Ställe müssen bequeme, saubere und trockene Liege- / Ruheflächen von ausreichender Größe aufwei-
sen, die aus einer festen und nicht perforierten Konstruktion bestehen. Im Ruhebereich muss ausreichend 
trockene Einstreu vorhanden sein. Die Einstreu muss aus Stroh oder anderem geeigneten Naturmaterial 
bestehen. Zur Verbesserung und Anreicherung der Einstreu dürfen sämtliche Mineralstoffe verwendet 
werden, die gemäß Anhang II Abschnitt A als Düngemittel im ökologischen Landbau zugelassen sind. 

8.3.7 Was die Kälberaufzucht betrifft, so haben die Betriebe ab dem 24. August 2000 der Richtlinie 
91/629/EWG *** über Mindestanforderungen für den Schutz von Kälbern zu entsprechen; Ausnahmen 
sind nicht zulässig. Die Kälberhaltung in Einzelboxen ist untersagt, wenn die Tiere älter als eine Woche 
sind.

8.3.8 Was die Schweinehaltung betrifft, so haben die Stallgebäude ab dem 24. August 2000 der Richtlinie 
91/630/EWG **** über Mindestanforderungen für den Schutz von Schweinen zu entsprechen. Sauen sind 
jedoch in Gruppen zu halten, außer im späten Trächtigkeitsstadium und während der Säugeperiode. Ferkel 
dürfen nicht in Flatdecks- oder Ferkelkäfigen gehalten werden. Es müssen Auslaufflächen zum Misten 
und zum Wühlen vorhanden sein. Zum Wühlen können verschiedene Materialien verwendet werden. 

                                                          
*** ABl. L 340 vom 11.12.1991, S. 28. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/2/EG (ABl. L 25 vom 

28.01.1997, S. 24) 
**** ABl. L 340 vom 11.12.1991, S. 33. 

. . . 
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8.4 Geflügel 

8.4.1 Geflügel muss in traditioneller Auslaufhaltung und darf nicht in Käfigen gehalten werden. 

8.4.2 Im Hinblick auf die Einhaltung der Anforderungen in Bezug auf eine artgerechte Tierhaltung sowie unter 
Einhaltung der Hygienebedingungen muss Wassergeflügel stets Zugang zu einem fließenden Gewässer, 
einem Teich oder einem See haben, wenn die klimatischen Bedingungen dies gestatten. 

8.4.3 Die Stallungen für Geflügel müssen folgende Mindestanforderungen erfüllen: 

Zumindest ein Drittel der Bodenfläche muss eine feste Konstruktion sein, d. h. darf nicht aus Spalten- 
oder Gitterkonstruktionen bestehen und muss mit Streumaterial in Form von Stroh, Holzspänen, Sand 
oder Torf bedeckt sein; 

in Geflügelställen für Legehennen ist ein ausreichend großer Teil der den Hennen zur Verfügung ste-
henden Stallfläche als Kotgrube vorzusehen; 

es müssen ihnen Sitzstangen zur Verfügung stehen, die in Größe und Anzahl der Gruppen- und der 
Tiergröße im Sinne des Anhangs VIII angepasst sind; 

sie müssen über Ein- und Ausflugklappen von einer für die Vögel angemessenen Größe verfügen, und 
diese Klappen müssen eine kombinierte Länge von mindestens 4 m je 100 m2 des den Vögeln zur 
Verfügung stehenden Gebäudes haben; 

jeder Geflügelstall beherbergt maximal 
4 800 Hühner, 
3 000 Legehennen, 
5 200 Perlhühner, 
4 000 weibliche Flug- oder Pekingenten oder 3 200 männliche Flug- oder Pekingenten 

oder sonstige Enten, 
2 500 Kapaune, Gänse oder Truthühner; 

im Rahmen der Fleischerzeugung beträgt die Gesamtnutzfläche der Geflügelhäuser je Produktionsein-
heit maximal 1 600 m2.

8.4.4 Bei Legehennen kann zusätzlich zum natürlichen Licht Kunstlicht eingesetzt werden, um eine tägliche Be-
leuchtungsdauer von höchstens 16 Stunden zu gewährleisten, wobei eine ununterbrochene Nachtruhe ohne 
Kunstlicht von mindestens acht Stunden eingehalten werden muss. 

8.4.5 Geflügel muss stets Zugang zu Auslaufflächen haben, wenn die klimatischen Bedingungen dies erlauben, 
und soweit möglich muss diese Möglichkeit während mindestens einem Drittel seines Lebens bestehen. 
Diese Auslaufflächen müssen größtenteils Pflanzenbewuchs aufweisen und mit Schutzvorrichtungen ver-
sehen sein. Die Tiere müssen ungehinderten Zugang zu einer ausreichenden Anzahl von Tränken und 
Futtertrögen haben. 

8.4.6 Aus hygienischen Gründen müssen die Stallgebäude zwischen den Belegungen geräumt werden. Die 
Ställe und Einrichtungen müssen während dieser Zeit gereinigt und desinfiziert werden. Außerdem muss 
nach jeder Belegung für den Auslaufplatz eine Ruhezeit zur Erholung der Vegetation und aus hygieni-
schen Gründen eingelegt werden. Die Mitgliedstaaten legen die Dauer der Ruhezeit für den Auslaufplatz 
fest und unterrichten die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten von ihrer Entscheidung. Diese Er-
fordernisse gelten nicht für Geflügel in geringer Zahl, das nicht in Auslaufplätzen gehalten wird, sondern 
ganztags frei herumlaufen darf. 

8.4.7 Ungeachtet der Nummern 8.4.2 und 8.4.5 kann Geflügel im Stall gehalten werden, wenn zum Schutz der 
Gesundheit von Mensch oder Tier auf der Grundlage des Gemeinschaftsrechts Beschränkungen, 
einschließlich tierseuchenrechtlicher Beschränkungen, beschlossen werden, die den Zugang von Geflügel 
zu Auslaufflächen verhindern oder einschränken. 
Wenn Geflügel im Stall gehalten wird, muss es ständig Zugang zu ausreichenden Mengen Raufutter und 
zu geeignetem Material haben, das den ethologischen Bedürfnissen des Geflügels entspricht. 
Die Kommission prüft bis spätestens 15. Oktober 2006 die Anwendung dieses Absatzes insbesondere 
hinsichtlich der Tierschutzvorschriften. 

. . . 
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8.5 Generelle Abweichung von den Vorschriften für die Tierhaltung 

8.5.1 Abweichend von den Anforderungen gemäß den Nummern 8.3.1, 8.4.2, 8.4.3 und 8.4.5 und den Besatz-
dichten gemäß Anhang VIII können die zuständigen Behörden des jeweiligen Mitgliedstaats für einen 
Übergangszeitraum, der am 31. Dezember 2010 abläuft, Ausnahmen von diesen Nummern und von An-
hang VIII zulassen. Diese Ausnahmen gelten nur für Tierhaltungsbetriebe mit vorhandenen Haltungsge-
bäuden, die vor dem 24. August 1999 errichtet wurden, sofern diese Tierhaltungsgebäude den einzelstaat-
lichen Bestimmungen über die ökologische Tiererzeugung, die vor diesem Zeitpunkt bereits galten, oder 
- falls solche Bestimmungen nicht bestehen - den von den Mitgliedstaaten akzeptierten oder anerkannten 
privaten Standards genügen. 

8.5.2 Die Betriebsinhaber, für welche diese Ausnahmen gelten, unterbreiten der zuständigen Kontrollbehörde 
oder Kontrollstelle einen Plan, in dem dargelegt wird, mit welchen Maßnahmen dafür gesorgt wird, dass 
der Betrieb bei Ablauf der Geltungsdauer dieser Ausnahmen den in dieser Verordnung vorgesehenen An-
forderungen genügt. 

8.5.3 Die Kommission unterbreitet vor dem 31. Dezember 2006 einen Bericht über die Umsetzung der Bestim-
mungen der Nummer 8.5.1.

C. Bienenhaltung und Imkereierzeugnisse 

1. ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE 

1.1 Die Bienenhaltung ist eine wichtige Tätigkeit, da aufgrund der von den Bienen vollzogenen Bestäubung 
ein Beitrag zum Umweltschutz und zur land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung geleistet wird. 

1.2 Die ökologische Qualität der Imkereierzeugnisse hängt stark von der Behandlung der Bienenstöcke und 
der Qualität der Umwelt ab. Auch die Bedingungen, unter denen Imkereierzeugnisse gewonnen, verarbei-
tet und gelagert werden, bestimmen diese ökologische Qualität. 

1.3 Unterhält ein Betreiber mehrere Bienenhaltungs-Einheiten in demselben Gebiet, so müssen alle Einheiten 
die Anforderungen dieser Verordnung erfüllen. Abweichend von diesem Grundsatz kann ein Betreiber 
Einheiten halten, die dieser Verordnung nicht entsprechen, sofern alle Anforderungen dieser Verordnung 
mit Ausnahme der Bestimmungen von Nummer 4.2 zum Standort der Bienenstöcke erfüllt sind. In diesem 
Fall darf das Erzeugnis nicht mit Hinweisen auf ökologische Wirtschaftsweise vermarktet werden. 

2. UMSTELLUNGSZEITRAUM 

2.1 Imkereierzeugnisse dürfen erst dann mit Hinweisen auf den ökologischen Landbau vermarktet werden, 
wenn die in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen seit mindestens einem Jahr erfüllt werden. Wäh-
rend der Umstellungszeit ist das Wachs entsprechend den Anforderungen unter Nummer 8.3 auszuwech-
seln.

3. HERKUNFT DER BIENEN 

3.1 Bei der Wahl der Rassen ist der Fähigkeit der Tiere zur Anpassung an die Umweltbedingungen, ihrer Vi-
talität und ihrer Widerstandsfähigkeit gegen Krankheiten Rechnung zu tragen. Europäischen Rassen der 
Apis mellifera und ihren lokalen Ökotypen ist der Vorzug zu geben. 

3.2 Die Bestandsgründung hat durch Teilung der Bienenvölker oder durch Zukauf von Bienenschwärmen 
oder Bienenstöcken von Einheiten, die den Vorschriften dieser Verordnung entsprechen, zu erfolgen. 

3.3 Im Rahmen einer ersten Ausnahmeregelung dürfen in der Einheit vorhandene Bestände, die dieser Ver-
ordnung nicht entsprechen, einer Umstellung unterzogen werden. 

3.4 Im Rahmen einer zweiten Ausnahmeregelung dürfen während eines Übergangszeitraums, der am 
24. August 2002 abläuft, lose Schwärme von Imkern zugekauft werden, deren Erzeugnisse den Vor-
schriften dieser Verordnung nicht entsprechen; in diesem Fall gilt der Umstellungszeitraum. 

. . . 
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3.5 Im Rahmen einer dritten Ausnahmeregelung genehmigt die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle im Falle 
einer hohen Sterberate aus gesundheitlichen Gründen oder in Katastrophensituationen den Wiederaufbau 
des Bestands, wenn Bienenstöcke, die den Vorschriften dieser Verordnung entsprechen, nicht verfügbar 
sind; in diesem Fall gilt der Umstellungszeitraum. 

3.6 Im Rahmen einer vierten Ausnahmeregelung können zur Erneuerung des Bestands jährlich 10 % der Wei-
seln und Schwärme, die dieser Verordnung nicht entsprechen, der ökologischen Einheit zugesetzt werden, 
sofern die Weisel und Schwärme in den Bienenstöcken auf Waben oder Wachsböden aus ökologischen 
Einheiten gesetzt werden. In diesem Fall gilt der Umstellungszeitraum nicht. 

4. STANDORT DER BIENENSTÖCKE 

4.1 Die Mitgliedstaaten können Regionen oder Gebiete ausweisen, in denen eine dieser Verordnung entspre-
chende Bienenhaltung nicht praktikabel ist. Der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle ist vom Bienenhalter 
eine Karte in einem geeigneten Maßstab vorzulegen, auf der der Standort der Bienenstöcke gemäß 
Anhang III Buchstabe A erster Gedankenstrich Nummer 2 Absatz 1 verzeichnet ist. Lassen sich solche 
Gebiete nicht bestimmen, so muss der Bienenhalter der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle geeignete 
Unterlagen und Nachweise, gegebenenfalls mit geeigneten Analysen, vorlegen, aus denen hervorgeht, 
dass die seinen Bienenvölkern zugänglichen Gebiete die Bedingungen dieser Verordnung erfüllen. 

4.2 Für den Standort der Bienenstöcke gilt Folgendes: 

a) Er muss genug natürliche Quellen an Nektar, Honigtau und Pollen für die Bienen und Zugang zu 
Wasser bieten. 

b) In einem Umkreis von 3 km um den Bienenstock muss die Bienenweide im Wesentlichen aus Pflan-
zen des ökologischen Landbaus und / oder Wildpflanzen gemäß Artikel 6 und Anhang I sowie aus 
Kulturpflanzen bestehen, die den Vorschriften dieser Verordnung zwar nicht entsprechen, deren 
landwirtschaftliche Pflege mit Methoden, die z. B. in den Programmen gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 2078/92 ***** beschrieben sind, jedoch nur eine geringe Umweltbelastung mit sich 
bringt, die die ökologische Qualität der Imkereierzeugnisse nicht nennenswert beeinträchtigt. 

c) Der Bienenstock muss sich in ausreichender Entfernung von jedweden möglichen nicht landwirt-
schaftlichen Verschmutzungsquellen, wie z. B. städtischen Gebieten, Autobahnen, Industriegebieten, 
Abfalldeponien, Abfallverbrennungsanlagen usw., befinden. Die Kontrollbehörde oder Kontrollstel-
le legt Maßnahmen fest, die die Einhaltung dieser Anforderung gewährleisten. 

Die Bestimmungen dieses Absatzes gelten nicht für Gebiete, in denen keine Pflanzenblüte stattfindet; sie 
gelten auch nicht während der Ruhezeit der Bienenstöcke. 

5. FUTTER 

5.1 Am Ende der produktiven Periode müssen in den Bienenstöcken umfangreiche Honig- und Pollenvorräte 
für die Überwinterung belassen werden. 

5.2 Künstliche Fütterung des Bienenvolks ist nur dann zulässig, wenn das Überleben des Volkes aufgrund ex-
tremer klimatischer Bedingungen gefährdet ist. Für die künstliche Fütterung ist ökologischer Honig, vor-
zugsweise aus derselben ökologischen Einheit zu verwenden. 

5.3 Im Rahmen einer ersten Abweichung von Nummer 5.2 können die zuständigen Behörden des Mitglied-
staates die Verwendung von ökologischem Zuckersirup oder ökologischer Zuckermelasse anstelle von 
ökologischem Honig für die künstliche Fütterung zulassen, insbesondere wenn eine Kristallisierung des 
Honigs aufgrund der klimatischen Verhältnisse dies erfordert. 

5.4 Im Rahmen einer zweiten Abweichung können Zuckersirup, Zuckermelasse und Honig, die den Vor-
schriften dieser Verordnung nicht entsprechen, während eines Übergangszeitraums, der am 24. August 
2002 abläuft, von der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle für die künstliche Fütterung zugelassen werden. 

                                                          
***** ABl. L 215 vom 30.07.1992, S. 85. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2772/95 (ABl. L 288 

vom 01.12.1995, S. 35). 
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5.5 Das Bienenstockverzeichnis enthält in Bezug auf die künstliche Fütterung folgende Angaben: Art des Er-
zeugnisses, Daten, Mengen und Bienenstöcke, in denen sie angewandt wird. 

5.6 Andere als die unter den Nummer 5.1 bis 5.4 genannten Erzeugnisse dürfen in der dieser Verordnung ent-
sprechenden Bienenhaltung nicht verwendet werden. 

5.7 Künstliche Fütterung ist nur zwischen der letzten Honigernte und 15 Tage vor dem Beginn der nächsten 
Nektar- oder Honigtautrachtzeit zulässig. 

6. KRANKHEITSVORSORGE UND TIERÄRZTLICHE BEHANDLUNG 

6.1 Die Krankheitsvorsorge in der Bienenhaltung beruht auf folgenden Grundsätzen: 

a) Wahl geeigneter widerstandsfähiger Rassen; 

b) Vorkehrungen zur Erhöhung der Krankheitsresistenz und Infektionsprophylaxe, z. B.: regelmäßige 
Nachbeschaffung von Weiseln, systematische Inspektion der Bienenstöcke, um gesundheitliche 
Anomalien zu ermitteln, Kontrolle der männlichen Brut, regelmäßige Desinfektion des Materials 
und der Ausrüstung, unschädliche Beseitigung verseuchten Materials und verseuchter Quellen, 
regelmäßige Erneuerung des Wachses und ausreichende Versorgung der Bienenstöcke mit Pollen 
und Honig. 

6.2 Wenn die Bienenvölker ungeachtet aller genannten vorbeugenden Maßnahmen erkranken oder sich infi-
ziert haben, sind sie unverzüglich zu behandeln; erforderlichenfalls können sie in ein Isolierhaus überge-
führt werden. 

6.3 Für die Verwendung von Tierarzneimitteln in der dieser Verordnung entsprechenden Bienenhaltung gelten 
folgende Grundsätze: 

a) Tierarzneimittel können verwendet werden, sofern der Mitgliedstaat die entsprechende Verwendung 
gemäß den einschlägigen Gemeinschaftsvorschriften oder den Gemeinschaftsvorschriften entspre-
chenden innerstaatlichen Vorschriften zulässt. 

b) Phytotherapeutische und homöopathische Erzeugnisse sind chemisch-synthetischen allopathischen 
Tierarzneimitteln vorzuziehen, sofern sie tatsächlich eine therapeutische Wirkung auf die zu behan-
delnde Krankheit haben. 

c) Kann mit den vorgenannten Mitteln eine Krankheit oder Seuche, die die Bienenvölker existenziell 
bedroht, tatsächlich oder voraussichtlich nicht wirksam getilgt werden, so dürfen in Verantwortung 
eines Tierarztes oder anderer von dem Mitgliedstaat ermächtigter Personen unbeschadet der unter 
den Buchstaben a) und b) enthaltenen Grundsätze chemisch-synthetische allopathische Tierarznei-
mittel verwendet werden. 

d) Die Verwendung chemisch-synthetischer allopathischer Tierarzneimittel für präventive Behandlun-
gen ist verboten. 

e) Unbeschadet des in Buchstabe a) genannten Grundsatzes können Ameisensäure, Milchsäure, Essig-
säure und Oxalsäure sowie die Substanzen Menthol, Thymol, Eukalyptol und Kampfer bei einem 
Befall mit Varroatose verwendet werden. 

6.4 Zusätzlich zu den oben genannten Grundsätzen sind tierärztliche Behandlungen oder Behandlungen von 
Bienenstöcken, Waben usw., soweit sie gemäß einzelstaatlichen oder Gemeinschaftsvorschriften vorge-
schrieben sind, zulässig. 

6.5 Wird eine Behandlung mit chemisch-synthetischen allopathischen Tierarzneimitteln durchgeführt, so sind 
die betreffenden Bienenvölker während des Behandlungszeitraums in Isolierbienenstöcke zu überführen, 
und das gesamte Wachs ist durch Wachs zu ersetzen, das den Bedingungen dieser Verordnung entspricht. 
Anschließend gilt für diese Bienenvölker der Umstellungszeitraum von einem Jahr. 

6.6 Die Anforderungen gemäß Nummer 6.5 gelten nicht für die unter Nummer 6.3 Buchstabe e) genannten 
Erzeugnisse. 

6.7 Müssen Tierarzneimittel verwendet werden, so sind die Art des Mittels (einschließlich des pharmakologi-
schen Wirkstoffs) sowie die Einzelheiten der Diagnose, die Dosierung, die Art der Verabreichung, die 
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Dauer der Behandlung und die gesetzliche Wartezeit in einem Verzeichnis genau anzugeben und der 
Kontrollbehörde oder Kontrollstelle mitzuteilen, bevor die Erzeugnisse als Erzeugnisse des ökologischen 
Landbaus vermarktet werden dürfen. 

7. BIENENHALTUNGSPRAKTIKEN UND IDENTIFIZIERUNG 

7.1 Die Vernichtung von Bienen in den Waben als Methode zur Ernte der Imkereierzeugnisse ist verboten. 

7.2 Verstümmelungen wie das Beschneiden der Flügel der Weiseln ist verboten. 

7.3 Die Ersetzung der Weiseln durch Beseitigung der alten Weisel ist zulässig. 

7.4 Die Vernichtung der männlichen Brut ist nur als Mittel zur Eindämmung der Varroatose zulässig. 

7.5 Während der Honiggewinnung ist die Verwendung chemisch-synthetischer Repellentien untersagt. 

7.6 Der Standort des Bienenstocks ist zusammen mit den Angaben zur Identifizierung der Bienenstöcke in ei-
nem Verzeichnis festzuhalten. Die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle muss binnen einer mit ihr verein-
barten Frist über die Versetzung der Bienenstöcke unterrichtet werden. 

7.7 Es ist mit besonderer Sorgfalt darauf zu achten, dass eine sachgerechte Gewinnung, Verarbeitung und La-
gerung von Imkereierzeugnissen gewährleistet ist. Alle Maßnahmen zur Erfüllung dieser Anforderung 
sind aufzuzeichnen. 

7.8 Die Entnahme der Honigwaben sowie die Maßnahmen der Honiggewinnung sind in dem Bienenstockver-
zeichnis zu vermerken. 

8. EIGENSCHAFTEN DER BIENENSTÖCKE UND DES BEI DER BIENENZUCHT VERWENDETEN 
MATERIALS 

8.1 Die Bienenstöcke müssen hauptsächlich aus natürlichen Materialien bestehen, die die Umwelt oder die 
Imkereierzeugnisse nicht kontaminieren können. 

8.2 Mit Ausnahme der unter Nummer 6.3 Buchstabe e) genannten Produkte dürfen in den Bienenstöcken nur 
natürliche Substanzen wie Propolis, Wachs und Pflanzenöle verwendet werden. 

8.3 Bienenwachs für neue Mittelwände muss von ökologischen Einheiten stammen. Im Rahmen einer Aus-
nahmeregelung kann die Kontrollbehörde oder Kontrollstelle insbesondere im Falle neuer Einrichtungen 
oder während des Umstellungszeitraums, wenn unter außergewöhnlichen Umständen Wachs aus ökologi-
scher Bienenzucht auf dem Markt nicht erhältlich ist, Wachs, das nicht von ökologischen Einheiten 
stammt, zulassen, sofern es von den Deckeln stammt. 

8.4 Waben, die Brut enthalten, dürfen nicht zur Honiggewinnung verwendet werden. 

8.5 Zum Schutz der Materialien (Rahmen, Bienenstöcke, Waben), insbesondere gegen Ungeziefer, dürfen nur 
die in Anhang II Teil B Abschnitt 2 genannten Stoffe verwendet werden. 

8.6 Physikalische Behandlungen wie Dampf oder direkte Flamme sind zulässig. 

8.7 Zur Säuberung und Desinfizierung von Materialien, Gebäuden, Einrichtungen, Werkzeug und Erzeugnis-
sen, die in der Bienenzucht verwendet werden, sind nur die in Anhang II Teil E genannten geeigneten 
Stoffe zulässig. 
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ANHANG II

A. DÜNGEMITTEL UND BODENVERBESSERER 

Allgemeine Vorschriften für sämtliche Erzeugnisse: 

Verwendung nur in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Anhangs I zulässig; 

Verwendung nur unter Einhaltung der in der Landwirtschaft des Mitgliedstaats, in dem die Erzeugnisse verwen-
det werden, allgemein geltenden Rechtsvorschriften über das In-Verkehr-Bringen und die Verwendung der be-
treffenden Erzeugnisse. 

Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung, 

Verwendungsvorschriften 

Erzeugnisse, die nachstehende Stoffe enthalten oder 
Gemische daraus: 

Stallmist Gemisch aus tierischen Exkrementen und pflanzlichem 
Material (Einstreu). 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Tierarten müssen angegeben werden. 

Ausschließlich aus Extensivhaltungen gemäß Artikel 6 
Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 des Ra-
tes(1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 
3669/93(2).

Getrockneter Stallmist und getrockneter Geflügel-
mist 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Tierarten sind anzugeben. 

Ausschließlich aus Extensivhaltungen gemäß Artikel 6 
Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91. 

Kompost aus tierischen Exkrementen, einschließlich 
Geflügelmist und kompostierter Stallmist 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Tierarten sind anzugeben. 

Produkt darf nicht aus landloser Tierhaltung stammen. 

Flüssige tierische Exkremente (Gülle, Jauche...) Verwendung nach kontrollierter Fermentation und / oder 
geeigneter Verdünnung. 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Tierarten sind anzugeben. 

Produkt darf nicht aus landloser Tierhaltung stammen. 

Kompostierte oder fermentierte Haushaltsabfälle Erzeugnis aus getrennt gesammelten Haushaltsabfällen, 
gewonnen durch Kompostierung oder anaerobe Gärung 
im Hinblick auf die Erzeugung von Biogas. 

Nur pflanzliche und tierische Haushaltsabfälle. 

Gewonnen in einem geschlossenen und kontrollierten, 
von dem Mitgliedstaat zugelassenen Sammelsystem. 

Höchstgehalt der Trockenmasse in mg / kg: Cadmium: 
0,7; Kupfer: 70; Nickel: 25; Blei: 45; Zink: 200; Queck-
silber: 0,4; Chrom (insgesamt): 70; Chrom (VI): 0 (*).

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

. . . 
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Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung, 

Verwendungsvorschriften 

Torf Nur für Gartenbauzwecke (Gemüsebau, Ziergartenbau, 
Gehölze, Baumschulen). 

Ton (Perlit, Vermiculit usw.) 

Substrat von Champignonkulturen Das Ausgangssubstrat darf nur aus den nach dieser Liste 
zulässigen Stoffen bestehen. 

Exkremente von Würmern (Wurmkompost) und 
Insekten 

Guano Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Kompostiertes oder fermentiertes Gemisch aus 
pflanzlichem Material 

Erzeugnis aus gemischtem pflanzlichem Material, ge-
wonnen durch Kompostierung oder anaerobe Gärung im 
Hinblick auf die Erzeugung von Biogas. 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Nachstehende Produkte oder Nebenprodukte tieri-
schen Ursprungs: 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Blutmehl 

Hufmehl 

Hornmehl 

Knochenmehl bzw. entleimtes Knochenmehl 

Fischmehl 

Fleischmehl 

Federn- und Haarmehl, gemahlene Fell- und 
Hautteile 

Wolle 

Walkhaare (Filzherstellung), Fellteile Höchstgehalt der Trockenmasse an Chrom (VI) in 
mg / kg: 0 (*).

Haare und Borsten 

Milcherzeugnisse 

Produkte und Nebenprodukte pflanzlichen Ur-
sprungs für Düngezwecke 
(Zum Beispiel: Filterkuchen von Ölfrüchten, Kakao-
schalen, Malzwurzeln usw.) 

Algen und Algenerzeugnisse Ausschließlich gewonnen durch: 

i) physikalische Verfahren einschließlich Dehydrati-
sierung, Gefrieren oder Mahlen. 

ii) Extraktion mit Wasser oder sauren und / oder alka-
lischen wässrigen Lösungen. 

iii) Fermentation. 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Sägemehl und Holzschnitt Von Holz, das nach dem Einschlag nicht chemisch be-
handelt wurde. 

. . . 
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Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung, 

Verwendungsvorschriften 

Rindenkompost Von Holz, das nach dem Einschlag nicht chemisch be-
handelt wurde. 

Holzsasche Von Holz, das nach dem Einschlag nicht chemisch be-
handelt wurde. 

Weicherdiges Rohphosphat Gemäß der Richtlinie 76/116/EWG(3), in der Fassung der 
Richtlinie 89/284/EWG(4).

Cadmiumgehalt höchstens 90 mg / kg P205.

Aluminiumcalciumphosphat Gemäß der Richtlinie 76/116/EWG, in der Fassung der 
Richtlinie 89/284/EWG. 

Cadmiumgehalt höchstens 90 mg / kg P205.

Nur auf alkalischen Böden zu verwenden (pH > 7,5). 

Schlacken der Eisen- und Stahlbereitung Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Kalisalz
(z. B. Kainit, Sylvinit usw.) 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Kaliumsulfat, möglicherweise auch Magnesiumsalz 
enthaltend 

Aus Kalirohsalz durch physikalische Extraktion gewon-
nen, möglicherweise auch Magnesiumsalz enthaltend 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt 

Schlempe und Schlempeextrakt Keine Ammoniakschlempe. 

Calciumcarbonat natürlichen Ursprungs 
(z. B. Kreide, Mergel, Kalksteinmehl, Algenkalk, 
Phosphatkreide usw.) 

Calcium- und Magnesiumcarbonat 
(z. B. Magnesiumkalk, Magnesiumkalksteinmehl 
usw.) 

Magnesiumsulfat (z. B. Kieserit) Ausschließlich natürlichen Ursprungs. 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Calciumchloridlösung Blattbehandlung bei Apfelbäumen bei nachgewiesenem 
Calciummangel. 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Calciumsulfat (Gips) Gemäß der Richtlinie 76/116/EWG, in der Fassung der 
Richtlinie 89/284/EWG. 

Ausschließlich natürlichen Ursprungs. 

Industriekalk aus der Zuckerherstellung Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Industriekalk aus der Siedesalzherstellung Nebenprodukt der Siedesalzherstellung aus Sole, die 
bergmännisch gewonnen wird.  

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Elementarer Schwefel Gemäß der Richtlinie 76/116/EWG, in der Fassung der 
Richtlinie 89/294/EWG. 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

. . . 
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Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammensetzung, 

Verwendungsvorschriften 

Spurennährstoffe Spurennährstoffe gemäß der Richtlinie 89/530/EWG(5).

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Natriumchlorid Ausschließlich Steinsalz. 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde anerkannt. 

Gesteinsmehl 

(*) Nachweisgrenze 
(1) ABl. Nr. L 218 vom 6.8.1991, S. 1. 
(2) ABl. Nr. L 338 vom 31.12.1993, S. 26. 
(3) ABl. Nr. L 24 vom 30.1.1976, S. 21. 
(4) ABl. Nr. L 111 vom 22.4.1989, S. 34. 
(5) ABl. Nr. L 281 vom 30.9.1989, S. 116. 

B. PFLANZENSCHUTZMITTEL UND ANDERE MITTEL ZUR 
BEKÄMPFUNG VON SCHADORGANISMEN  

1. Pflanzenschutzmittel 

Allgemeine Bedingungen für alle Erzeugnisse, die aus nachstehend genannten Wirkstoffen bestehen bzw. diese 
enthalten: 

Verwendung gemäß den Bestimmungen in Anhang I;

nur gemäß spezifischen Rechtsvorschriften für Pflanzenschutzmittel, die im Mitgliedstaat für die Anwendung 
des Erzeugnisses gelten (gegebenenfalls (*)). 

I. Pflanzliche und tierische Substanzen 

Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammenset-

zung, Verwendungsvorschriften 

Azadirachtin aus Azadirachta indica (Neembaum) Insektizid 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde aner-
kannt 

(*) Bienenwachs Einsatz beim Baumschnitt. 

Gelatine Insektizid. 

(*) Hydrolysiertes Eiweiß Lockmittel. 

Nur in zugelassenen Anwendungen in Verbindung 
mit anderen geeigneten Erzeugnissen dieses An-
hangs II Teil B.

Lecithin Fungizid. 

. . . 
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Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammenset-

zung, Verwendungsvorschriften 

Extrakt (wässrige Lösung) aus Nicotiana tabacum Insektizid. 

Nur gegen Blattläuse bei subtropischen Obstbäumen 
(z. B. Orangen, Zitronen) und tropischen Pflanzen 
(z. B. Bananen); Verwendung nur zu Beginn der 
Vegetationsperiode. 

Notwendigkeit von der Kontrollstelle oder -behörde 
anerkannt. 

Nur für eine Übergangszeit bis 31. März 2002. 

Pflanzenöle (z. B. Minzöl, Kienöl, Kümmelöl) Insektizid, Akarizid, Fungizid und Keimhemmstoff. 

Pyrethrine aus Chrysanthemum cinerariaefolium Pflanzenschutzmittel 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde aner-
kannt. 

Quassia aus Quassia amara Insektizid, Repellent. 

Rotenon aus Derris spp. und Lonchocarpus spp. und 
Terphrosia spp. 

Insektizid 

Notwendigkeit von der Kontrollstelle oder -behörde 
anerkannt. 

(*) In einigen Mitgliedstaaten gelten die mit (*) gekennzeichneten Erzeugnisse nicht als Pflanzenschutzmittel 
und sind somit nicht den Rechtsvorschriften für Pflanzenschutzmittel unterworfen. 

II. Mikroorganismen zur biologischen Schädlingsbekämpfung 

Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammenset-

zung, Verwendungsvorschriften 

Mikroorganismen (Bakterien, Viren und Pilze), z. B. 
Bacillus thuringiensis, Granulose virus usw. 

Nur Aufbereitungen, keine genetisch veränderten 
Organismen im Sinne der Richtlinie 90/220/EWG 
des Rates (1).

(1) ABl. Nr. L 117 vom 08.05.1990, S. 15. 

. . . 



136

ANHANG II  –  EG-Öko-Verordnung
- 24 - 

III. Substanzen, die nur in Fallen und / oder Spendern verwendet werden dürfen 

Allgemeine Bedingungen: 

die Fallen und / oder Spender müssen ein Eindringen der Substanzen in die Umwelt und deren Kontakt 
mit den angebauten Kulturen verhindern; 

die Fallen müssen nach der Verwendung eingesammelt und sicher entsorgt werden. 

Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammenset-

zung, Verwendungsvorschriften 

(*) Diammoniumphosphat Lockmittel 

nur in Fallen. 

Metaldehyd Molluskizid 

nur in Fallen mit einem höhere Tiere abweisenden 
Mittel.

Nur für eine Übergangszeit bis 31. März 2006. 

Pheromone Lockstoffe; Anwendung der sexuellen Verwirr-
methode 

nur in Fallen und Spendern. 

Pyrethroide (nur Deltamethrin und Lambda-Cyha-
lothrin) 

Insektizid 

nur in Fallen mit spezifischen Lockmitteln. 

Nur gegen Befall durch Batrocera oleae und Ceratitis 
capitata wied. 

Notwendigkeit von der Kontrollstelle oder -behörde 
anerkannt. 

(*) In einigen Mitgliedstaaten gelten die mit (*) gekennzeichneten Erzeugnisse nicht als Pflanzenschutzmit-
tel und sind somit nicht den Rechtsvorschriften für Pflanzenschutzmittel unterworfen. 

IIIa. Präparate, die zwischen die Kulturpflanzen flächig ausgestreut werden 

Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammenset-

zung, Verwendungsvorschriften 

Eisen-(III)-Orthophosphat Molluskizid 

IV. Andere Substanzen, die traditionell im ökologischen Landbau verwendet werden 

Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammenset-

zung, Verwendungsvorschriften 

Kupfer in Form von Kupferhydroxid, Kupferoxi-
chlorid, (dreibasischem) Kupfersulfat, Kupferoxid 

Fungizid 

. . . 
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Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammenset-

zung, Verwendungsvorschriften 

Bis zum 31. Dezember 2005 im Rahmen einer Jah-
reshöchstmenge von 8 kg Kupfer je ha und ab dem 
1. Januar 2006 im Rahmen einer Jahreshöchstmenge 
von 6 kg Kupfer je ha unbeschadet einer geringeren 
Menge aufgrund von spezifischen Rechtsvorschrif-
ten über Pflanzenschutzmittel, die im Mitgliedstaat 
der Anwendung des Erzeugnisses gelten. 

Für mehrjährige Kulturen können die Mitgliedstaa-
ten abweichend vom vorstehenden Absatz vorsehen, 
dass die Höchstmengen wie folgt gelten: 

Die Gesamtmenge, die ab 23. März 2002 bis 
zum 31. Dezember 2006 verwendet wird, darf 
höchstens 38 kg Kupfer je ha betragen. 

Ab 1. Januar 2007 wird die jährlich zulässige 
Höchstmenge berechnet, indem die in den vier 
vorangegangenen Jahren tatsächlich verwende-
ten Mengen von 36, 34, 32 bzw. 30 kg Kupfer 
für die Jahre 2007, 2008, 2009, 2010 und die 
folgenden Jahre abgezogen werden. 

[ Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 473/2002 gilt: 

Beschließt ein Mitgliedstaat, die für die Höchstmen-
gen von Kupferverbindungen in Anhang II Teil B
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vorgesehene 
Abweichung anzuwenden, so übermittelt er der 
Kommission und den anderen Mitgliedstaaten 

vor dem 30. Juni 2002 Informationen über die 
Maßnahmen, die er zur Umsetzung dieser Be-
stimmung und zur Gewährleistung ihrer ord-
nungsgemäßen Anwendung, insbesondere in 
den einzelnen Betrieben, getroffen hat; 

vor dem 31. Dezember 2004 einen Bericht über 
die Durchführung und die Ergebnisse dieser 
Maßnahmen, insbesondere über die Mengen, die 
seit dem Inkrafttreten dieser Bestimmung in je-
dem Anbauzeitraum tatsächlich erforderlich wa-
ren. 

Die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lett-
land, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und 
die Slowakei übermitteln die Informationen gemäß 
Absatz 1 erster Gedankenstrich vor dem 1. August 
2004 und den Bericht gemäß Absatz 1 zweiter Ge-
dankenstrich vor dem 31. Dezember 2005. 

Die Kommission trifft gegebenenfalls erforderliche 
Maßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 14 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. ] 
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Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammenset-

zung, Verwendungsvorschriften 

Notwendigkeit von der Kontrollstelle oder -behörde 
anerkannt. 

(*) Ethylen Nachreifung von Bananen, Kiwis und Kakis; 
Blühinduktion bei Ananas. 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde 
anerkannt. 

Kaliseife (Schmierseife) Insektizid. 

(*) Kalialaun (Kalinit) Verzögerung der Reifung von Bananen. 

Schwefelkalk 
(Calciumpolysulfid) 

Fungizid, Insektizid, Akarizid 

Bedarf von der Kontrollstelle oder -behörde aner-
kannt 

Paraffinöl Insektizid, Akarizid. 

Mineralöle Insektizid, Fungizid 

nur bei Obstbäumen, Reben, Ölbäumen und tropi-
schen Pflanzen (z. B. Bananen). 

Notwendigkeit von der Kontrollstelle oder -behörde 
anerkannt. 

Kaliumpermanganat Fungizid, Bakterizid 

nur bei Obstbäumen, Olivenbäumen und Reben. 

(*) Quarzsand Repellent. 

Schwefel Fungizid, Akarizid, Repellent. 

(*) In einigen Mitgliedstaaten gelten die mit (*) gekennzeichneten Erzeugnisse nicht als Pflanzenschutzmit-
tel und sind somit nicht den Rechtsvorschriften für Pflanzenschutzmittel unterworfen. 

V. Andere Substanzen 

Bezeichnung
Beschreibung, Anforderung an die Zusammenset-

zung, Verwendungsvorschriften 

Kalziumhydroxid Fungizid 

Nur für Obstbäume, einschließlich in 
Obstbaumschulen, zur Bekämpfung des Nectria 
galligena 

2. Erzeugnisse zur Bekämpfung von Schädlingen oder Erkrankungen in Stallungen und Haltungseinrichtun-
gen: 

Die in Teil B Abschnitt I aufgeführten Erzeugnisse 

. . . 
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Rodentizide 

C. FUTTERMITTEL 

1. Futtermittel-Ausgangserzeugnisse pflanzlichen Ursprungs 

1.1 Getreide, Körner, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden 
Stoffe:

Hafer in Form von Körnern, Flocken, Futtermehl, Schälkleie; Gerste in Form von Körnern, Eiweiß- und Fut-
termehl; Reiskeimkuchen; Rispenhirse in Form von Körnern; Roggen in Form von Körnern und Futtermehl; 
Sorghum in Form von Körnern; Weizen in Form von Körnern, Futtermehl, Kleie; Kleberfutter, Kleber und 
Keime; Spelz in Form von Körnern; Triticale in Form von Körnern; Mais in Form von Körnern, Kleie, Futter-
mehl, Keimkuchen und Kleber; Malzkeime; Biertreber. 

1.2 Ölsaaten, Ölfrüchte, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden 
Stoffe:

Rapssaat, Rapskuchen und Rapsschalen; Sojabohnen, dampferhitzt, Sojakuchen und Sojabohnenschalen; Son-
nenblumensaat und Sonnenblumenkuchen, Baumwollsaat und Baumwollsaatkuchen; Leinsaat und Leinkuchen; 
Sesamkuchen; Palmkernkuchen; Kürbiskernkuchen; Oliven, Oliventrester, Pflanzenöle (aus mechanischer Ex-
traktion). 

1.3 Körnerleguminosen, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden 
Stoffe:

Kichererbsen in Form von Samen, Futtermehl und Kleie; Erven in Form von Samen, Futtermehl und Kleie; 
Platterbsen in Form von Samen, die einer Hitzebehandlung unterzogen wurden, Futtermehl und Kleie; Erbsen in 
Form von Samen, Futtermehl und Kleie; Puffbohnen in Form von Samen, Futtermehl und Kleie; Ackerbohnen 
in Form von Samen, Futtermehl und Kleie; Wicken in Form von Samen, Futtermehl und Kleie; Lupinen in 
Form von Samen, Futtermehl und Kleie. 

1.4 Knollen, Wurzeln, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden 
Stoffe:

Zuckerrübenschnitzel, Kartoffeln, Bataten in Form von Knollen, Kartoffelpülpe (Nebenerzeugnis, das bei der 
Stärkegewinnung anfällt), Kartoffelstärke, Kartoffeleiweiß und Maniok. 

1.5 Andere Samen und Früchte, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse. Zu dieser Gruppe gehören nur die fol-
genden Stoffe: 

Johannesbrot, Johannisbrotschoten (ganz oder gemahlen), Kürbisse, Zitrustrester; Äpfel, Quitten, Birnen, Pfirsi-
che, Feigen, Trauben und Traubentrester; Kastanien, Walnusskuchen, Haselnusskuchen; Kakaoschalen und 
-kuchen; Eicheln. 

1.6 Grünfutter und Raufutter. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe: 

Luzerne, Luzernegrünmehl, Klee, Kleegrünmehl, Grünfutter (gewonnen von Futterpflanzen), Grünmehl, Heu, 
Silage, Getreidestroh und Wurzelgemüse für Grünfutter. 

1.7 Andere Pflanzen, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe: 

Melasse, Seealgenmehl (gewonnen durch Trocknen und Zerkleinern von Seealgen und anschließendes Waschen 
zur Verringerung des Jodgehalts), Pulver und Extrakte von Pflanzen, pflanzliche Eiweißextrakte (nur für Jung-
tiere), Gewürze und Kräuter. 
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1.8 Die folgenden Futtermittel-Ausgangserzeugnisse dürfen bis zum 30. Juni 2004 verwendet werden: Reis in Form 
von Körnern, Bruchreis, Reiskleie; Roggen in Form von Grießkleie und Kleie; Rübensaatkuchen, Rübenscha-
len; Sago. 

2. Futtermittel-Ausgangserzeugnisse tierischen Ursprungs 

2.1 Milch und Milcherzeugnisse. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Erzeugnisse: 

Rohmilch gemäß Artikel 2 der Richtlinie 92/46/EWG *, Milchpulver, Magermilch, Magermilchpulver, Butter-
milch, Buttermilchpulver, Molke, Molkepulver, teilentzuckertes Molkepulver, Molkeneiweißpulver (durch phy-
sikalische Behandlung extrahiert), Kaseinpulver, Milchzuckerpulver, Quark (Topfen) und Sauermilch. 

2.2 Fisch, andere Meerestiere, deren Erzeugnisse und Nebenerzeugnisse. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgen-
den Erzeugnisse: 

Fisch, Fischöl und Kabeljaulebertran, nicht raffiniert; 
enzymatisch gewonnene, lösliche oder unlösliche Autolysate, Hydrolysate und Proteolysate von Fischen, 
Weichtieren oder Krebstieren (ausschließlich für Jungtiere); Fischmehl. 

2.3 Eier und Eiprodukte zur Verfütterung an Geflügel, vorzugsweise aus dem eigenen Betrieb. 

3. Futtermittel-Ausgangserzeugnisse mineralischen Ursprungs. Zu dieser Gruppe gehören folgende Erzeug-
nisse:

Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe: 

Natrium: 
unraffiniertes Meersalz 
Rohes Steinsalz 
Natriumsulfat 
Natriumkarbonat 
Natriumbikarbonat 
Natriumchlorid 

Kalium: 
Kaliumchlorid 

Kalzium: 
Lithotamne (Algenkalk) und Märl 
Schalen von Wassertieren (einschließlich Schulp von Kopffüßern) 
Kalziumkarbonat 
Kalziumlaktat 
Kalziumgluconat 

Phosphor: 
 Entfluoriertes Dikalziumphosphat 
Entfluoriertes Monokalziumphosphat 
Mononatriumphosphat 
Kalzium-Magnesium-Phosphat 
Kalzium-Natrium-Phosphat 

                                                          
* ABl. L 268 vom 14.09.1992, S. 1. 
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Magnesium: 
Magnesiumoxid (wasserfreie Magnesia) 
Magnesiumsulfat 
Magnesiumchlorid 
Magnesiumkarbonat 
Magnesiumphosphat 

Schwefel:
Natriumsulfat 

Aus Knochen ausgefälltes Dikalziumphosphat darf bis zum 30. Juni 2004 verwendet werden. 

. . . 
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D. ZUSATZSTOFFE IN DER TIERERNÄHRUNG, BESTIMMTE STOFFE IN 
DER TIERERNÄHRUNG (RICHTLINIE 82/471/EWG) UND VERARBEI-
TUNGSHILFSMITTEL IN FUTTERMITTELN 

1. Zusatzstoffe in der Tierernährung 

1.1 Spurenelemente. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe:: 

E 1 Eisen: 
Eisen (II)-karbonat 
Eisen (II)-sulfat, Monohydrat und/oder Heptahydrat 
Eisen (III)-oxid 

E 2 Jod: 
Kalziumjodat, Anhydrid 
Kalziumjodat, Hexahydrat 
Natriumjodid 

E 3 Kobalt: 
Kobalt (II)-sulfat, Monohydrat und / oder Heptahydrat 
Basisches Kobalt (II)-karbonat, Monohydrat 

E 4 Kupfer: 
Kupfer (II)-oxid 
basisches Kupfer (II)-karbonat, Monohydrat 
Kupfer (II)-sulfat, Pentahydrat 

E 5 Mangan: 
Mangan (II)-karbonat 
Manganoxid 
Mangan (II)-sulfat, Mono- und / oder Tetrahydrat 

E 6 Zink: 
Zinkkarbonat 
Zinkoxid 
Zinksulfat, Mono- und / oder Heptahydrat 

E 7 Molybdän: 
Ammonniummolybdat, Natriummolybdat 

E 8 Selen: 
Natriumselenat 
Natriumselenit 

1.2 Vitamine, Provitamine und chemisch genau definierte Stoffe mit analoger Wirkung. Zu dieser Gruppe gehören 
nur die folgenden Stoffe: 

Die nach der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates* zugelassenen 
Vitamine: 

von Rohstoffen stammende Vitamine, die in natürlicher Weise in Futtermitteln enthalten sind,  

naturidentische synthetische Vitamine für Monogastriden, 

mit vorheriger Genehmigung der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats naturidentische synthetische 
Vitamine A, D und E für Wiederkäuer. 

                                                          
*  ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29. 
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Abweichend von Unterabsatz 1 dürfen die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten während eines am 
31. Dezember 2005 endenden Übergangszeitraums die Verwendung synthetischer Vitamine A, D und E zur 
Verfütterung an Wiederkäuer zulassen, sofern folgende Bedingungen erfüllt sind: 

es handelt sich um naturidentische Vitamine und 

die durch die Mitgliedstaaten erteilten Zulassungen basieren auf genau festgelegten Kriterien und werden 
der Kommission mitgeteilt. 

Diese Zulassung wird nur Erzeugern erteilt, die der Kontrollstelle oder -behörde des Mitgliedstaats gegenüber 
nachgewiesen haben, dass Gesundheit und Wohlergehen der Tiere ohne Verwendung dieser synthetischen Vi-
tamine nicht sichergestellt werden können. 

1.3 Enzyme. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe: 

gemäß der Richtlinie 70/524/EWG zugelassene Enzyme. 

1.4 Mikroorganismen. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Mikroorganismen: 

gemäß der Richtlinie 70/524/EWG zugelassene Mikroorganismen. 

1.5 Konservierungsstoffe. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe: 

E 200 Sobinsäure 
E 236 Ameisensäure 
E 260 Essigsäure 
E 270 Milchsäure 
E 280 Propionsäure 
E 330 Zitronensäure. 

Bei der Erzeugung von Silage sind Milch-, Ameisen-, Propion- und Essigsäure nur dann zulässig, wenn eine 
angemessene Gärung aufgrund der Witterungsbedingungen nicht möglich ist. 

1.6 Bindemittel, Fließhilfsstoffe und Gerinnungshilfsstoffe. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe: 

E 470 Kalziumstearat natürlichen Ursprungs 
E 551b Kolloidales Siliciumdioxid 
E 551c Kieselgur 
E 558 Bentonit 
E 559 Kaolinit-Tone 
E 560 Natürliche Mischungen von Steatiten und Chlorit 
E 561 Vermiculit 
E 562 Sepiolit 
E 599 Perlit 

1.7 Stoffe mit antioxydierender Wirkung. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe: 

E 306 Stark tocopherolhaltige Extrakte natürlichen Ursprungs 

1.8 Silierzusatzstoffe. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe: 

Ab 19. Oktober 2004 Enzyme, Hefen und Bakterien, die durch die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 über Zu-
satzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung zugelassen sind. 

2. Bestimmte Erzeugnisse für die Tierernährung 

Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Erzeugnisse: 

Bierhefen. 

. . . 
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3. Verarbeitungshilfsstoffe für die Futtermittelerzeugung 

3.1 Behandlungsstoffe für die Silage. Zu dieser Gruppe gehören nur die folgenden Stoffe: 

Meersalz, rohes Steinsalz, Molke, Zucker, Zuckerrübenmelasse, Getreidemehl und Melassen; 

bis zum 18. Oktober 2004 Enzyme, Hefen und Milchsäure-, Essigsäure-, Ameisensäure- und Propionsäure-
bakterien. 

E. ZUR REINIGUNG UND DESINFEKTION VON STALLUNGEN UND HAL-
TUNGSGEBÄUDEN (Z. B. EINRICHTUNGEN UND GERÄTSCHAFTEN) 
ZUGELASSENE ERZEUGNISSE 

Kali- und Natronseifen 
Wasser und Dampf 
Kalkmilch 
Kalk
Branntkalk 
Natriumhypochlorit (z. B. als Lauge) 
Ätznatron
Ätzkali
Wasserstoffperoxid 
natürliche Pflanzenessenzen  
Zitronensäure, Peressigsäure, Ameisensäure, Milchsäure, Oxalsäure und Essigsäure 
Alkohol 
Salpetersäure (Melkausrüstungen) 
Phosphorsäure (Melkausrüstungen) 
Formaldehyd 
Reinigungs- und Desinfektionsmittel für Zitzen und Melkgeräte 
Natriumcarbonat. 

F. ANDERE ERZEUGNISSE 

______________ 

. . . 
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ANHANG III

MINDESTKONTROLLANFORDERUNGEN UND IM RAHMEN DES 
KONTROLLVERFAHRENS NACH DEN ARTIKELN 8 UND 9

VORGESEHENE VORKEHRUNGEN 

Die ‚Allgemeinen Vorschriften’ in diesem Anhang gelten für alle Unternehmen gemäß Artikel 8 Absatz 1, soweit sie 
sich auf die Tätigkeiten der betreffenden Unternehmen beziehen. 

Zusätzlich zu den ‚Allgemeinen Vorschriften’ gelten die ‚Besonderen Vorschriften’ für die Unternehmen, die jeweils 
die im Titel der einzelnen Abschnitte genannten Tätigkeiten ausüben. 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

1. Mindestkontrollanforderungen 

Die in diesem Anhang festgelegten Kontrollanforderungen gelten unbeschadet der Maßnahmen, die die 
Mitgliedstaaten getroffen haben, um im Sinne des Artikels 9 Absatz 12 Buchstaben a) und c) die Rückver-
folgbarkeit der Erzeugnisse auf allen Stufen der Erzeugung zu gewährleisten und um sicherzustellen, dass die 
Bestimmungen dieser Verordnung eingehalten werden. 

2. Durchführung 

Unternehmen, die an dem in Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 2491/2001 vorgesehenen Datum (Anmerkung 
der Redaktion: 18.02.2002) bereits tätig sind, unterliegen ebenfalls den Bestimmungen gemäß Nummer 3 und 
den Bestimmungen über die Erstkontrolle gemäß Abschnitten A, B, C, D und E (Anmerkung der Redaktion zu 
E: gültig ab 06.08.2003) der in diesem Anhang festgelegten 'Besonderen Vorschriften'. 

3. Erstkontrolle 

Bei Aufnahme des Kontrollverfahrens muss das betreffende Unternehmen 

– eine vollständige Beschreibung der Einheit und/oder der Anlagen und/oder der Tätigkeit erstellen; 

– alle konkreten Maßnahmen festlegen, die auf Ebene der Einheit und/oder der Anlagen und/oder der 
Tätigkeit zu treffen sind, um die Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung und insbesondere der An-
forderungen dieses Anhangs zu gewährleisten; 

– die Vorkehrungen zur Minderung des Risikos der Kontamination durch unzulässige Erzeugnisse oder 
Stoffe sowie die in den Lagerstätten und auf allen Produktionsstufen des Unternehmens vorzunehmenden 
Reinigungsmaßnahmen festlegen. 

Gegebenenfalls können die Beschreibung und die Maßnahmen bzw. Vorkehrungen Bestandteil eines 
Qualitätssicherungssystems des Unternehmens sein. 

Die Beschreibung und die Maßnahmen bzw. Vorkehrungen müssen Teil einer von dem betreffenden 
Unternehmen unterzeichneten Erklärung sein. 

In dieser Erklärung muss das Unternehmen sich ferner verpflichten, 

– die Maßnahmen nach den Vorschriften der Artikel 5, 6, 6a und gegebenenfalls Artikel 11 dieser 
Verordnung und/oder der Verordnung (EG) Nr. 223/2003 durchzuführen; 
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– sich damit einverstanden zu erklären, dass im Verstoßfall oder bei Unregelmäßigkeiten die Maßnahmen 
nach Artikel 9 Absatz 9 und gegebenenfalls Artikel 10 Absatz 3 der vorliegenden Verordnung 
durchgeführt werden; 

– sich damit einverstanden zu erklären, die Käufer der Erzeugnisse schriftlich zu informieren, damit 
sichergestellt ist, dass die Hinweise auf den ökologischen Landbau von den betreffenden Erzeugnissen 
entfernt werden. 

Diese Erklärung muss von der Kontrollstelle oder -behörde überprüft werden, die sodann einen Bericht 
erstellt, in dem etwaige Unzulänglichkeiten und Fälle von Nichteinhaltung der Vorschriften dieser Verordnung 
festgestellt werden. Das Unternehmen ist verpflichtet, den Bericht gegenzuzeichnen und alle erforderlichen 
Abhilfemaßnahmen zu treffen. 

4. Mitteilungen 

Das betreffende Unternehmen ist verpflichtet, der Kontrollstelle oder -behörde fristgerecht jede Änderung der 
Beschreibung oder der Maßnahmen bzw. Vorkehrungen nach Nummer 3 und der Bestimmungen über die 
Erstkontrolle in Abschnitt A, B, C, D und E der 'Besonderen Vorschriften' dieses Anhangs mitzuteilen. 

5. Kontrollbesuche 

Die Kontrollstelle oder -behörde führt mindestens einmal jährlich eine vollständige Kontrolle aller 
Unternehmen durch. Zur Untersuchung von gemäß dieser Verordnung unzulässigen Mitteln oder zur Kontrolle 
von nicht mit dieser Verordnung konformen Produktionsmethoden können von der Kontrollstelle oder 
-behörde Proben entnommen werden. Proben können auch zum Nachweis etwaiger Spuren von unzulässigen 
Mitteln entnommen und untersucht werden. Bei Verdacht auf Verwendung solcher Mittel muss jedoch eine 
solche Untersuchung durchgeführt werden. Über jeden Kontrollbesuch ist ein Kontrollbericht zu erstellen, der 
von der für die kontrollierte Einheit verantwortlichen Person oder deren Vertreter gegenzuzeichnen ist. 

Darüber hinaus führt die Kontrollstelle oder -behörde angekündigte oder unangekündigte 
Stichprobenkontrollbesuche auf Basis einer generellen Bewertung des Risikos von Verstößen gegen diese 
Verordnung und die Verordnung (EG) Nr. 223/2002 durch, wobei zumindest die Ergebnisse der 
vorhergehenden Kontrollbesuche, die Menge der betreffenden Erzeugnisse und das Risiko des Vertauschens 
von Erzeugnissen zu berücksichtigen sind. 

6. Buchführung 

In der Einheit oder Anlage sind Bestands- und Finanzbücher zu führen, die es dem Unternehmen und der 
Kontrollstelle oder -behörde gestatten, Folgendes festzustellen bzw. zu überprüfen: 

– den Lieferanten und, soweit es sich um eine andere Person handelt, den Verkäufer oder den Ausführer der 
Erzeugnisse; 

– die Art und die Menge der an die Einheit gelieferten Erzeugnisse gemäß Artikel 1 und gegebenenfalls aller 
zugekauften Materialien und deren Verwendung sowie gegebenenfalls die Zusammensetzung bei 
Mischfuttermitteln; 

– die Art und die Menge der in den Betriebsstätten gelagerten Erzeugnisse gemäß Artikel 1;

– die Art, die Menge, die Empfänger und, soweit es sich um andere Personen handelt, die Käufer - 
ausgenommen Endverbraucher - aller Erzeugnisse gemäß Artikel 1, die die Einheit verlassen haben oder 
aus den Betriebs- oder Lagerstätten des ersten Empfängers abgegangen sind; 

– bei Unternehmen, die solche Erzeugnisse nicht lagern oder nicht körperlich mit ihnen umgehen: die Art 
und die Menge der gekauften und verkauften Erzeugnisse gemäß Artikel 1, die Lieferanten und, soweit es 
sich um andere Personen handelt, die Verkäufer oder die Ausführer sowie die Käufer und, soweit es sich 
um andere Personen handelt, die Empfänger. 
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Die Buchführung muss auch die Ergebnisse der Kontrolle bei der Annahme der Erzeugnisse und alle anderen 
Informationen enthalten, die die Kontrollstelle oder -behörde für eine wirksame Kontrolle benötigt. 

Die Angaben in den Büchern müssen durch entsprechende Belege dokumentiert sein. 

Aus den Büchern muss das Mengenverhältnis zwischen den eingesetzten Ausgangsstoffen und den erzeugten 
Produkten hervorgehen. 

7. Verpackung von Erzeugnissen und ihr Transport zu anderen Unternehmen oder Einheiten 

Die Unternehmen tragen dafür Sorge, dass Erzeugnisse gemäß Artikel 1 zu anderen Einheiten, einschließlich 
Groß- und Einzelhändlern, nur in geeigneten Verpackungen, Behältnissen oder Transportmitteln befördert 
werden, die so verschlossen sind, dass der Inhalt ohne Manipulation oder Zerstörung der Plombe/des Siegels 
nicht ausgetauscht werden kann, und deren Etikett unbeschadet anderer gesetzlich vorgeschriebener Angaben 
folgende Angaben enthält: 

a) den Namen und die Anschrift des Unternehmens und, soweit es sich um eine andere Person handelt, des 
Eigentümers oder Verkäufers des Erzeugnisses; 

b) die Bezeichnung des Erzeugnisses oder - im Falle von Mischfuttermitteln - ihre Beschreibung einschließ-
lich des Hinweises auf den ökologischen Landbau gemäß Artikel 5 dieser Verordnung bzw. gemäß Arti-
kel 3 der Verordnung (EG) Nr. 223/2003; 

c) den Namen und/oder die Codenummer der Kontrollstelle oder -behörde, die für das Unternehmen zustän-
dig ist, und 

d) gegebenenfalls die Los-Kennzeichnung, die nach einem System vorgenommen wurde, das entweder auf 
nationaler Ebene zugelassen ist oder von der Kontrollstelle oder -behörde genehmigt wurde, und anhand 
der das Los den Bucheintragungen gemäß Nummer 6 zugeordnet werden kann. 

Die Angaben gemäß den Buchstaben a), b), c) und d) können auch auf einem Begleitpapier gemacht werden, 
sofern ein solches Dokument zweifelsfrei der Verpackung, dem Behältnis oder dem Transportmittel des Er-
zeugnisses zugeordnet werden kann. Dieses Begleitpapier muss Angaben über den Lieferanten und/oder das 
Tranportunternehmen enthalten. 

Das Verschließen von Verpackungen, Behältnissen oder Transportmitteln ist jedoch nicht erforderlich, wenn 

– die Erzeugnisse von einem Erzeuger direkt zu einem anderen Unternehmen befördert werden, das ebenfalls 
dem Kontrollverfahren gemäß Artikel 9 unterliegt, und 

– die Erzeugnisse von einem Begleitpapier begleitet werden, das die im vorstehenden Unterabsatz genannten 
Angaben enthält und 

– diese Transporte sowohl den für das versendende als auch das empfangende Unternehmen zuständigen 
Kontrollstellen oder -behörden mitgeteilt und von diesen genehmigt wurden. Eine Genehmigung kann für 
einen oder mehrere Transportvorgang(-gänge) erteilt werden. 

7 a. Annahme von Erzeugnissen aus anderen Einheiten oder Unternehmen 

Bei Annahme eines Erzeugnisses gemäß Artikel 1 überprüft das Unternehmen erforderlichenfalls den 
Verpackungs- oder Behältnisverschluss, soweit dieser vorgeschrieben ist, sowie das Vorhandensein der 
Angaben gemäß Nummer 7. Das Unternehmen führt eine Gegenkontrolle der Angaben auf dem Etikett gemäß 
Nummer 7 mit den Angaben in den Begleitpapieren durch. Das Ergebnis dieser Überprüfung wird in der 
Buchführung gemäß Nummer 6 ausdrücklich vermerkt.  

8. Lagerung der Erzeugnisse 

Die Bereiche, in denen Erzeugnisse gelagert werden, sind so zu bewirtschaften, dass die gelagerten 
Partien/Lose identifiziert werden können und jede Vermischung mit oder Verunreinigung durch Erzeugnisse 
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und/oder Stoffe, die die Anforderungen dieser Verordnung nicht erfüllen, vermieden wird. Die Erzeugnisse 
gemäß Artikel 1 müssen jederzeit eindeutig identifizierbar sein. 

9. Erzeugnisse, die unter dem Verdacht stehen, die Anforderungen dieser Verordnung nicht zu erfüllen 

Ist ein Unternehmen der Auffassung oder vermutet es, dass ein von ihm erzeugtes, aufbereitetes, eingeführtes 
oder von einem anderen Unternehmen bezogenes Erzeugnis die Anforderungen dieser Verordnung nicht er-
füllt, so leitet es Verfahrensschritte ein, um jeden Hinweis auf den ökologischen Landbau von dem betreffen-
den Erzeugnis zu entfernen oder das Erzeugnis auszusondern und entsprechend zu kennzeichnen. Das Unter-
nehmen kann das Erzeugnis erst verarbeiten oder verpacken oder vermarkten, wenn die betreffenden Zweifel 
ausgeräumt wurden, es sei denn, das Erzeugnis wird ohne Hinweis auf den ökologischen Landbau vermarktet. 
In derartigen Zweifelsfällen unterrichtet das Unternehmen unverzüglich die Kontrollstelle oder -behörde. 
Letztere können vorschreiben, dass das Erzeugnis erst dann mit Hinweis auf den ökologischen Landbau ver-
marktet werden darf, wenn sie sich anhand von Informationen des Unternehmens oder aus anderer Quelle ver-
gewissert haben, dass die Zweifel ausgeräumt sind. 

Hegt die Kontrollstelle oder -behörde den begründeten Verdacht, dass ein Unternehmen ein Erzeugnis mit ei-
nem Hinweis auf den ökologischen Landbau zu vermarkten beabsichtigt, das die Anforderungen dieser Ver-
ordnung nicht erfüllt, so kann sie dem Unternehmen zur Auflage machen, das Erzeugnis mit diesem Hinweis 
vorläufig nicht zu vermarkten. Sie verpflichtet das Unternehmen, jeden Hinweis auf den ökologischen Land-
bau von dem Erzeugnis zu entfernen, wenn sie sicher ist, dass das Erzeugnis nicht verordnungskonform ist. 
Bestätigt sich der Verdacht jedoch nicht, so wird die genannte Auflage nach ihrem Erlass innerhalb einer von 
der Kontrollstelle oder -behörde festzusetzenden Frist aufgehoben. Das Unternehmen leistet der Kontrollstelle 
oder -behörde bei der Klärung des Verdachts jede erforderliche Unterstützung. 

10. Zugang zu Anlagen 

Das Unternehmen gewährt der Kontrollstelle oder -behörde zu Kontrollzwecken Zugang zu allen Teilen der 
Einheit und sämtlichen Anlagen sowie zu der Betriebsbuchführung und allen einschlägigen Belegen. Es erteilt 
der Kontrollstelle oder -behörde zu Kontrollzwecken alle zweckdienlichen Auskünfte. 

Das Unternehmen legt der Kontrollstelle oder -behörde auf Verlangen die Ergebnisse seiner freiwilligen Ei-
genkontrollen und Probennahmenprogramme vor. 

Darüber hinaus sind Einführer und erste Empfänger verpflichtet, etwaige Einfuhrgenehmigungen gemäß 
Artikel 11 Absatz 6 und Kontrollbescheinigungen für die Einfuhr aus Drittländern vorzulegen. 

11. Informationsaustausch 

Werden das Unternehmen und seine Subunternehmen von unterschiedlichen Kontrollstellen oder -behörden 
kontrolliert, so muss die Erklärung gemäß Nummer 3 eine Einverständniserklärung des Unternehmens in sei-
nem Namen und im Namen seiner Subunternehmen dahingehend enthalten, dass die verschiedenen Kontroll-
stellen oder -behörden Informationen über die von ihnen kontrollierten Tätigkeiten austauschen können, sowie 
darüber, wie dieser Informationsaustausch erfolgen kann. 

BESONDERE VORSCHRIFTEN 

A. Erzeugung von Pflanzen, pflanzlichen Erzeugnissen, Tieren und/oder tierischen Erzeugnissen 

Dieser Abschnitt betrifft jede Einheit, die auf eigene oder fremde Rechnung in die Erzeugung im Sinne von 
Artikel 4 Nummer 2 von Erzeugnissen gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) einbezogen ist. 
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Die Erzeugung muss in einer Betriebseinheit erfolgen, die hinsichtlich ihrer Produktionsstätten, Parzellen, 
Weiden, Freigeländeflächen, Auslaufflächen, , Haltungsgebäude und gegebenenfalls Lagerstätten für Pflanzen, 
pflanzliche Erzeugnisse, tierische Erzeugnisse, Rohstoffe und Betriebsmittel, eine von jeder anderen Einheit, 
die nicht nach den Vorschriften dieser Verordnung arbeitet, deutlich getrennte Einheit darstellt. 

Verarbeitung, Verpackung und/oder Vermarktung können in dieser Betriebseinheit stattfinden, soweit diese 
Tätigkeiten auf die eigene landwirtschaftliche Erzeugung beschränkt sind. 

Über die direkt an den Endverbraucher verkauften Mengen ist täglich Buch zu führen. 

In der Betriebseinheit dürfen nur Betriebsmittel aufbewahrt werden, deren Verwendung gemäß Artikel 6 
Absatz 1 Buchstaben b) und c) sowie Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a) zulässig ist. 

A.1 Pflanzen und pflanzliche Erzeugnisse aus landwirtschaftlicher Erzeugung oder Sammlung in freier 
Natur  

1. Erstkontrolle 

Die vollständige Beschreibung der Einheit im Sinne von Nummer 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' 
dieses Anhangs muss 

– auch in Fällen erstellt werden, in denen der Erzeuger seine Tätigkeit auf die Sammlung von Wild-
pflanzen beschränkt; 

– Aufschluss geben über die Lagereinrichtungen und Produktionsstätten, Parzellen und/oder Sammel-
gebiete und gegebenenfalls Orte, in denen bestimmte Verarbeitungs- und/oder Verpackungsvorgänge 
stattfinden; 

– das Datum enthalten, an dem auf den betreffenden Parzellen und/oder in den betreffenden Sammelge-
bieten letztmals Mittel verwendet wurden, deren Einsatz nicht mit den Vorschriften des Artikels 6 
Absatz 1 Buchstabe b) vereinbar ist; 

Im Falle der Sammlung von Wildpflanzen müssen die konkreten Maßnahmen gemäß Nummer 3 der 
'Allgemeinen Vorschriften' dieses Anhangs auch die Garantien Dritter umfassen, die der Erzeuger 
vorlegen kann, um zu gewährleisten, dass die Vorschriften gemäß Anhang I Abschnitt A Nummer 4
erfüllt sind. 

2. Mitteilungen 

Der Erzeuger muss der Kontrollstelle oder -behörde jedes Jahr vor dem von dieser Stelle oder Behörde 
angegebenen Zeitpunkt seine nach Parzellen aufgeschlüsselte Anbauplanung vorlegen. 

3. Bewirtschaftung mehrerer Betriebseinheiten durch ein- und dasselbe Unternehmen 

Bewirtschaftet ein Unternehmen mehrere Produktionseinheiten in demselben Gebiet, so unterliegen die 
Einheiten, die nicht unter Artikel 1 fallende Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse produzieren, sowie die 
Lagerstätten für Betriebsmittel (wie Düngemittel, Pflanzenschutzmittel, Saatgut) auch den in den 
'Allgemeinen Vorschriften' dieses Anhangs festgelegten allgemeinen Kontrollvorschriften sowie den 
besonderen Kontrollvorschriften gemäß Nummern 1, 2, 3, 4 und 6 der 'Allgemeinen Vorschriften'. 

Sorten, die den in der Einheit gemäß Abschnitt A Unterabsatz 2 produzierten Sorten entsprechen oder 
sich nur schwer von diesen unterscheiden lassen, dürfen in diesen Einheiten nicht erzeugt werden. 

Die Erzeuger dürfen jedoch in folgenden Fällen von dieser Regelung abweichen: 

a) Bei Erzeugnissen von Dauerkulturen (essbare Früchte tragende Bäume, Reben, Hopfen), sofern fol-
gende Bedingungen erfüllt sind: 

1. Die Erzeugung erfolgt im Rahmen eines Umstellungsplans, zu dessen Durchführung sich der Er-
zeuger formell verpflichtet und der vorsieht, dass die Umstellung des letzten Teils der betreffen-
den Flächen auf den ökologischen Landbau innerhalb kürzestmöglicher Frist (höchstens fünf 
Jahre) eingeleitet wird; 
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2. es wurden geeignete Vorkehrungen getroffen, um sicherzustellen, dass die aus verschiedenen 
Betriebseinheiten stammenden Erzeugnisse stets voneinander getrennt gehalten werden; 

3. die Kontrollstelle oder -behörde wird von der Ernte jedes der betreffenden Erzeugnisse mindes-
tens 48 Stunden im Voraus unterrichtet; 

4. unmittelbar nach Abschluss der Ernte unterrichtet der Erzeuger die Kontrollstelle oder -behörde 
über das genaue Ernteaufkommen der betreffenden Einheiten und über alle besonderen Merk-
male, die eine Identifizierung des Ernteguts ermöglichen (z.B. Qualität, Farbe, Durchschnitts-
gewicht usw.), und bestätigt, dass Vorkehrungen zum Getrennthalten des Ernteguts getroffen 
wurden; 

5. der Umstellungsplan und die Maßnahmen gemäß Nummern 1 und 3 der 'Allgemeinen Vorschrif-
ten' sind von der Kontrollstelle oder -behörde genehmigt worden. Diese Genehmigung muss je-
des Jahr nach Anlaufen des Umstellungsplans bestätigt werden; 

b) bei von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten für die Agrarforschung zugelassenen Flächen, 
sofern die Bedingungen gemäß Buchstabe a) Nummer 2, 3 und 4 und der zutreffende Teil der Bedin-
gung gemäß Buchstabe a) Nummer 5 erfüllt sind; 

c) bei der Erzeugung von Saat- und Pflanzgut sowie von vegetativem Vermehrungsmaterial, sofern die 
Bedingungen von Buchstabe a) Nummer 2, 3 und 4 und der zutreffende Teil der Bedingung von 
Buchstabe a) Nummer 5 erfüllt sind; 

d) bei ausschließlich für die Weidewirtschaft genutztem Grünland. 

A.2 Tiere und tierische Erzeugnisse aus der Tierproduktion 

1. Erstkontrolle 

Bei Aufnahme des Kontrollverfahrens speziell für die Tierproduktion muss die vollständige Beschrei-
bung der Einheit gemäß Nummer 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' dieses Anhangs Folgendes umfassen: 

– eine vollständige Beschreibung der Haltungsgebäude, Weiden, Freigeländeflächen, Auslaufflächen 
usw. und gegebenenfalls der Lager-, Pack- und Verarbeitungsstätten für Tiere, tierische Erzeugnisse, 
Rohstoffe und Betriebsmittel, 

– eine vollständige Beschreibung der Lagerstätten für Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft, 

Die konkreten Maßnahmen gemäß Nummer 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' dieses Anhangs müssen 
Folgendes umfassen: 

– einen von der Kontrollstelle oder -behörde genehmigten Plan für die Ausbringung der Wirtschafts-
dünger tierischer Herkunft, zusammen mit einer vollständigen Beschreibung der der pflanzlichen Er-
zeugung gewidmeten Flächen, 

– soweit zutreffend, schriftliche Vereinbarungen mit anderen Landwirten, die die Anforderungen dieser 
Verordnung erfüllen, hinsichtlich der Ausbringung der Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft, 

– einen Bewirtschaftungsplan für die Einheit der ökologischen Tierhaltung (Planung für die Bereiche 
Fütterung, Zucht, Gesundheit usw.). 

2. Tierkennzeichnung 

Die Tiere müssen dauerhaft mit einer artgerechten Kennzeichnung versehen sein, einzeln im Falle großer 
Säugetiere sowie einzeln oder partienweise im Falle von Geflügel und kleinen Säugetieren. 

3. Haltungsbücher 

Es sind Haltungsbücher in Form eines Registers zu führen, das den Kontrollstellen oder -behörden am 
Betriebssitz ständig zur Einsicht bereit zu halten ist. 

Diese Bücher, die lückenlos Aufschluss über die Bestands- oder Herdenführung geben sollen, müssen 
folgende Angaben enthalten: 
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– Neuzugänge, aufgeschlüsselt nach Arten: Herkunft und Zeitpunkt des Neuzugangs, Umstellungszeit-
raum, Kennzeichnung, tierärztliche Vorgeschichte; 

– Tierabgänge: Alter, Anzahl der Tiere, Gewicht im Fall der Schlachtung, Kennzeichnung und Emp-
fänger; 

– Angaben über Tierverluste und deren Gründe; 

– Futter: Art des Futters, einschließlich der Futterzusätze, Anteil der verschiedenen Bestandteile der 
Futterrationen, Auslaufperioden, Zeiten der Wandertierhaltung für den Fall von Beschränkungen; 

– Krankheitsvorsorge, therapeutische Behandlung und tierärztliche Betreuung: Zeitpunkt der Behand-
lung, Befund, Art des Behandlungsmittels, Behandlungsmethode, tierärztliche Verschreibungen vete-
rinärmedizinische Behandlungen mit Begründung sowie Wartezeiten, die vor der Vermarktung tieri-
scher Erzeugnisse eingehalten werden müssen. 

4. Bewirtschaftung mehrerer Produktionseinheiten durch ein- und dasselbe Unternehmen 

Bewirtschaftet ein Erzeuger gemäß Anhang I Abschnitt B Nummer 1.6 und Abschnitt C Nummer 1.3
mehrere Produktionseinheiten, so unterliegen die Einheiten, die nicht unter Artikel 1 fallende Tiere oder 
tierische Erzeugnisse erzeugen, hinsichtlich der Nummer 1 dieses Unterabschnitts über Tiere und tieri-
sche Erzeugnisse sowie hinsichtlich der Bestimmungen über die Herdenführung, die Haltungsbücher und 
die Grundregeln für die Lagerung von Erzeugnissen der Tierhaltung ebenfalls der Kontrollregelung. 

Im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats kann die Kontrollstelle 
oder -behörde Haltungsbetrieben zu Zwecken der Agrarforschung jedoch eine Ausnahme von der Anfor-
derung in Bezug auf Haltung einer anderen Tierart gemäß Anhang I Abschnitt B Nummer 1.6 gewähren, 
sofern folgende Bedingungen erfüllt sind: 

– Es wurden, im Einvernehmen mit der Kontrollstelle oder -behörde, angemessene Vorkehrungen ge-
troffen, um sicherzustellen, dass Tiere, tierische Erzeugnisse, Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft 
und Futtermittel der einzelnen Einheiten dauerhaft voneinander getrennt sind; 

– der Erzeuger unterrichtet die Kontrollstelle oder -behörde im Voraus über jede Anlieferung oder je-
den Verkauf von Tieren oder tierischen Erzeugnissen; 

– das Unternehmen unterrichtet die Kontrollstelle oder -behörde im Einzelnen über die in den Einhei-
ten erzeugten Mengen sowie über alle besonderen Merkmale, anhand deren sich die Erzeugnisse 
identifizieren lassen, und bestätigt, dass alle Vorkehrungen zur Trennung der Erzeugnisse getroffen 
wurden. 

5. Sonstige Anforderungen 

Abweichend von den genannten Bestimmungen ist die Lagerung von allopathischen Tierarzneimitteln 
und Antibiotika im Betrieb zulässig, soweit sie im Rahmen der Behandlung gemäß Anhang I tierärztlich 
verschrieben wurden, an einem überwachten Ort aufbewahrt werden und im Betriebsregister aufgeführt 
werden. 

B. Einheiten für die Aufbereitung von pflanzlichen und tierischen Erzeugnissen sowie von aus pflanzlichen 
und tierischen Erzeugnissen bestehenden Lebensmitteln 

Dieser Abschnitt betrifft jede Einheit, die auf eigene oder fremde Rechnung in die Aufbereitung im Sinne von 
Artikel 4 Nummer 3 von Erzeugnissen gemäß Artikel 1 Absatz 1 einbezogen ist, insbesondere auch: 

– Einheiten, die solche Erzeugnisse verpacken und/oder umverpacken; 

– Einheiten, die solche Erzeugnisse etikettieren und/oder umetikettieren. 

1 . Erstkontrolle 

Die vollständige Beschreibung der Einheit gemäß Nummer 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' dieses 
Anhangs muss Aufschluss geben über die Einrichtungen für die Annahme, Verarbeitung, Verpackung, 
Etikettierung und Lagerung der Agrarerzeugnisse vor und nach den diese betreffenden Arbeitsgängen 
sowie über die Verfahren für den Transport der Erzeugnisse. 
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2. Aufbereitungseinheiten, die auch mit nicht aus ökologischem Landbau stammenden Erzeugnissen 
umgehen 

Falls in der Aufbereitungseinheit auch Erzeugnisse aufbereitet, verpackt oder gelagert werden, die nicht 
unter Artikel 1 vorgesehen sind, 

– muss diese Einheit über räumlich oder zeitlich getrennte Bereiche zur Lagerung der Erzeugnisse 
gemäß Artikel 1 vor und nach den Arbeitsgängen verfügen; 

– müssen die Arbeitsgänge kontinuierlich und in geschlossener Folge für die gesamte Partie/das ge-
samte Los durchgeführt werden und räumlich oder zeitlich getrennt von gleichartigen Arbeitsgängen 
für nicht unter Artikel 1 fallende Erzeugnisse erfolgen; 

– müssen die Arbeitsgänge, sofern sie nicht regelmäßig oder an einem bestimmten Tag durchgeführt 
werden, innerhalb einer Frist, die mit der Kontrollstelle oder -behörde einvernehmlich festzulegen ist, 
im Voraus angemeldet werden; 

– sind alle Maßnahmen zu treffen, die zur Identifizierung der Partien/Lose und zur Vermeidung der 
Vermischung oder Vertauschung mit Erzeugnissen, die nicht nach den Vorschriften dieser 
Verordnung gewonnen wurden, erforderlich sind; 

– dürfen Erzeugnisse gemäß den Vorschriften dieser Verordnung nur nach der Reinigung der Produk-
tionsanlagen bearbeitet werden; die Wirksamkeit der Reinigungsmaßnahmen ist zu überprüfen und 
aufzuzeichnen. 

3. Verpackung von Erzeugnissen und ihr Transport zu Aufbereitungseinheiten 

Milch, Eier und Eiprodukte aus ökologischer Tierhaltung müssen getrennt von Erzeugnissen gesammelt 
werden, die mit dieser Verordnung nicht konform sind. Abweichend und vorbehaltlich der vorherigen 
Genehmigung durch die Kontrollstelle oder -behörde ist eine gleichzeitige Sammlung möglich, soweit 
angemessene Vorkehrungen getroffen werden, um jegliche Vermischung oder Vertauschung mit nicht 
unter diese Verordnung fallenden Erzeugnissen zu verhindern und zu gewährleisten, dass Erzeugnisse, 
die nach den Vorschriften dieser Verordnung erzeugt wurden, identifiziert werden können. Das 
Unternehmen hält der Kontrollstelle oder -behörde Informationen über die Tage und Uhrzeiten der 
Sammlungen, die Sammelrunde sowie Datum und Uhrzeit der Annahme der Erzeugnisse zur Verfügung. 

C. Einfuhr von Pflanzen, pflanzlichen Erzeugnissen, Tieren, tierischen Erzeugnissen und Lebensmitteln, 
die pflanzliche und/oder tierische Erzeugnisse enthalten, von Futtermitteln, Mischfuttermitteln und 
Futtermittel-Ausgangserzeugnissen aus Drittländern

Dieser Abschnitt betrifft jedes Unternehmen, das auf eigene oder fremde Rechnung als Einführer und/oder 
erster Empfänger in die Einfuhr und/oder Annahme von Erzeugnissen gemäß Artikel 1 Absatz 1 einbezogen 
ist. Zum Zwecke dieses Abschnitts gelten folgende Definitionen: 

– Einführer: jede natürliche oder juristische Person in der Europäischen Gemeinschaft, die eine Sendung 
selbst oder durch einen Vertreter zur Abfertigung zum zollrechtlichen freien Verkehr in der Europäischen 
Gemeinschaft vorlegt; 

– erster Empfänger: jede natürliche oder juristische Person im Sinne des Artikels 11 Absatz 3 Buchstabe d 
und Absatz 6, an die eine Sendung geliefert wird und die die Sendung zur weiteren Aufbereitung oder zum 
Inverkehrbringen in der Gemeinschaft annimmt.  

1. Erstkontrolle 

 Einführer: 

– Die vollständige Beschreibung der Einheit gemäß Nummer 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' dieses 
Anhangs muss Aufschluss geben über die Betriebsstätten des Einführers und seine Einfuhrtätigkeiten 
und Angaben zu den Orten des Eingangs der Erzeugnisse in das Gebiet der Gemeinschaft und etwai-
gen anderen Einrichtungen enthalten, die der Einführer zur Lagerung der Einfuhrerzeugnisse bis zu 
ihrer Lieferung an den Empfänger zu beanspruchen beabsichtigt. 

– Darüber hinaus muss sich der Einführer in der Erklärung gemäß Nummer 3 der 'Allgemeinen Vor-
schriften' verpflichten, dass jede von ihm zur Lagerung von Erzeugnissen genutzte Einrichtung der 
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Kontrolle unterstellt ist; diese Kontrolle wird entweder von der Kontrollstelle oder -behörde oder, 
wenn diese Lagereinrichtungen in einem anderen Mitgliedstaat oder einer anderen Region liegen, von 
einer von diesem Mitgliedstaat oder dieser Region für derartige Kontrollen zugelassenen oder befug-
ten Kontrollstelle oder -behörde durchgeführt.  

  Erster Empfänger: 

– Die vollständige Beschreibung der Einheit gemäß Nummer 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' muss 
Aufschluss geben über die Einrichtungen für die Annahme und Lagerung. Finden auch andere Tätig-
keiten wie Verarbeitung, Verpackung, Etikettierung und Lagerung von Agrarerzeugnissen vor und 
nach den diese Erzeugnisse betreffenden Arbeitsgängen sowie Transport dieser Erzeugnisse statt, so 
gelten die einschlägigen Bestimmungen gemäß Abschnitt B.

– Handelt es sich bei Einführer und erstem Empfänger um dieselbe juristische Person, die in einer Ein-
heit tätig sind, so können die in Nummer 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' vorgesehenen Berichte in 
einem einzigen Bericht erstellt werden. 

2. Buchführung 

Betreiben Einführer und erster Empfänger unterschiedliche Betriebseinheiten, so müssen sowohl Einfüh-
rer als auch erster Empfänger Bestands- und Finanzbücher führen. 

Auf Anfrage der Kontrollstelle oder -behörde sind alle Angaben zum Transport ab Ausfuhrbetrieb im 
Drittland zum ersten Empfänger und ab Betriebs- oder Lagerstätte des ersten Empfängers zu den Emp-
fängern innerhalb der Europäischen Gemeinschaft mitzuteilen. 

3. Angaben über eingeführte Sendungen 

Der Einführer unterrichtet die Kontrollstelle oder -behörde spätestens bis zu dem Zeitpunkt, an dem die 
Bescheinigung der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1788/2001 der Kommission vom 7. September 2001 mit Durchführungsbestimmungen zu den 
Vorschriften für die Kontrollbescheinigung für Einfuhren aus Drittländern gemäß Artikel 11 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates über den ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeich-
nung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel vorgelegt wird, über jede Sendung, die in 
die Gemeinschaft eingeführt werden soll, und teilt insbesondere Folgendes mit: 

– Namen und Anschrift des ersten Empfängers;  

– alle von dieser Stelle oder Behörde verlangten Angaben, wie eine Kopie der Kontrollbescheinigung 
für die Einfuhr von Erzeugnissen aus ökologischem Landbau. Auf Verlangen der Kontrollstelle oder 
-behörde des Einfuhrunternehmens muss letzteres die Angaben an die Kontrollstelle oder -behörde 
des ersten Empfängers weiterleiten.  

4. Einführer und erste Empfänger, die auch mit nicht aus ökologischem Landbau stammenden Erzeug-
nissen umgehen 

 Soweit Einfuhrerzeugnisse gemäß Artikel 1 in Einrichtungen gelagert werden, in denen auch andere 
Agrarerzeugnisse oder Lebensmittel gelagert sind, 

– müssen die Erzeugnisse gemäß Artikel 1 von den anderen Agrarerzeugnissen und/oder Lebensmitteln 
getrennt gelagert werden; 

– sind alle Maßnahmen zu treffen, die zur Identifizierung der Sendungen und zur Vermeidung der Ver-
mischung mit oder des Austauschs durch Erzeugnisse, die nicht gemäß den Vorschriften dieser Ver-
ordnung erzeugt wurden, erforderlich sind. 

5. Kontrollbesuche 

Die Kontrollstelle oder Kontrollbehörde prüft die in Abschnitt C Nummer 2 genannten Bestands- und 
Finanzbücher, die in Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe d oder Absatz 6 vorgesehene Kontrollbescheinigung 
und die Unterlagen nach Artikel 11 Absatz 1.  

Soweit der Einführer seine Einfuhrtätigkeit über mehrere Einheiten oder Stätten abwickelt, muss er auf 
Verlangen für jede dieser Einrichtungen die Berichte gemäß Nummern 3 und 5 der 'Allgemeinen Vor-
schriften' dieses Anhangs vorlegen. 
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6. Annahme von Erzeugnissen aus einem Drittland 

Aus einem Drittland eingeführte Erzeugnisse gemäß Artikel 1 sind in geeigneten Verpackungen oder 
Behältnissen einzuführen, die so verschlossen sind, dass ihr Inhalt nicht ausgetauscht werden kann, und 
die mit einem Kennzeichen zur Identifizierung des Ausführers sowie anderen Zeichen und Nummern 
versehen sind, anhand deren die Übereinstimmung der Partie/des Loses mit den Angaben auf der 
Kontrollbescheinigung für Einfuhren aus Drittländern festgestellt werden kann. 

Bei Annahme eines Erzeugnisses gemäß Artikel 1, das aus einem Drittland eingeführt wurde, prüft der 
erste Empfänger die Verschließung der Verpackung bzw. des Behältnisses sowie die Übereinstimmung 
der Kennzeichnung der Sendung mit den Angaben in der Bescheinigung gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1788/2001. Das Ergebnis dieser Prüfung ist in den Büchern gemäß Abschnitt C Nummer 2 aus-
drücklich festzuhalten.  

D. Einheiten, die in die Erzeugung, Aufbereitung oder Einfuhr von Erzeugnissen gemäß Artikel 1 Absatz 1 
einbezogen sind und die die damit verbundenen Tätigkeiten ganz oder teilweise an Dritte vergeben ha-
ben

Erstkontrolle 

Hinsichtlich der Tätigkeiten, die an Dritte vergeben werden, muss die vollständige Beschreibung gemäß 
Nummer 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' Folgendes umfassen: 

– eine Liste der Subunternehmen mit einer Beschreibung ihrer Tätigkeiten sowie der Kontrollstellen oder 
-behörden, deren Kontrolle sie unterstehen; diese Subunternehmen müssen sich damit einverstanden erklärt 
haben, dass ihr Unternehmen im Einklang mit den einschlägigen Abschnitten des Anhangs III dem Kon-
trollverfahren gemäß Artikel 9 unterliegt; 

– alle konkreten Maßnahmen, die u.a. eine angemessene Buchführung umfassen, die auf Ebene der Einheit 
zu treffen sind, um sicherzustellen, dass für Erzeugnisse, die das Unternehmen vermarktet, die Lieferanten 
und, soweit es sich um andere Personen handelt, die Verkäufer sowie die Empfänger und, soweit es sich 
um andere Personen handelt, die Käufer festgestellt werden können. 

E. Einheiten für die Aufbereitung von Futtermitteln, Mischfuttermitteln und Futtermittel-Ausgangser-
zeugnissen

Dieser Abschnitt betrifft jede Einheit, die auf eigene oder fremde Rechnung in die Aufbereitung im Sinne von 
Artikel 4 Nummer 3 von Erzeugnissen gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) einbezogen ist. 

1. Erstkontrolle 

Die vollständige Beschreibung der Betriebseinheit gemäß Artikel 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' die-
ses Anhangs muss Folgendes umfassen: 

– Angaben über die Einrichtungen für die Annahme, Aufbereitung und Lagerung der für Futtermittel 
bestimmten Erzeugnisse vor und nach den diese betreffenden Arbeitsgängen; 

– Angaben über die Einrichtungen, in denen andere zur Aufbereitung der Futtermittel verwendete Er-
zeugnisse gelagert werden; 

– Angaben über die Einrichtungen, in denen Erzeugnisse zur Reinigung und Desinfektion gelagert 
werden; 

– ggf. eine Beschreibung der Mischfuttermittel gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) der Richtlinie 
79/373/EWG, die das Unternehmen herzustellen beabsichtigt, sowie Angabe der Tierart oder der 
Tierkategorie, für die das Mischfuttermittel bestimmt ist; 

– ggf. eine Angabe der Bezeichnung der Futtermittel-Ausgangserzeugnisse, die das Unternehmen auf-
zubereiten beabsichtigt. 



155

EG-Öko-Verordnung  –  ANHANG III 
- 43 - 

Die Maßnahmen, die Unternehmen gemäß Nummer 3 der 'Allgemeinen Vorschriften' dieses Anhangs 
treffen müssen, um die Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung zu gewährleisten, müssen Fol-
gendes umfassen: 

– insbesondere Angaben über die zur Minderung des Risikos der Kontamination durch unzulässige 
Stoffe oder Erzeugnisse durchzuführenden vorsorglichen Maßnahmen sowie die durchzuführenden 
Reinigungsmaßnahmen und die Überwachung ihrer Wirksamkeit; 

– Identifizierung jedes Aspekts ihrer Tätigkeiten, der ausschlaggebend ist, um die Konformität der in 
den betreffenden Einheiten aufbereiteten Erzeugnisse gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) mit 
den Vorschriften dieser Verordnung und der Verordnung (EG) Nr. 223/2003 jederzeit zu garantie-
ren;

– Festlegung und Durchführung , Einhaltung und Aktualisierung geeigneter Kontrollverfahren auf der 
Grundlage des HACCP (Hazard Analysis and Critical Control Points)-Konzepts. 

Die Kontrollstelle oder -behörde muss sich auf diese Verfahren stützen, um die von jeder Aufbereitungs-
einheit potentiell ausgehenden Risiken allgemein zu bewerten und einen Kontrollplan zu erstellen, der 
entsprechend den möglichen Risiken ein Minimum an Stichproben vorsehen muss. 

2. Buchführung 

Im Interesse einer angemessenen Kontrolle der Arbeitsgänge muss die Buchführung gemäß Nummer 6
der 'Allgemeinen Vorschriften' Angaben über Ursprung, Art und Menge der Futtermittel-Ausgangs-
erzeugnisse und der Zusatzstoffe und Informationen über den Verkauf der Enderzeugnisse umfassen. 

3. Aufbereitungseinheiten 

Bei der Aufbereitung der Erzeugnisse trägt das Unternehmen dafür Sorge, dass 

a) ökologische Futtermittel oder daraus hergestellte Futtermittel, Umstellungsfuttermittel oder daraus 
hergestellte Futtermittel sowie konventionelle Futtermittel körperlich wirksam voneinander getrennt 
sind; 

b) alle in den Einheiten zur Aufbereitung der unter diese Verordnung fallenden Mischfuttermittel ver-
wendeten Anlagen von den Anlagen für nicht unter diese Verordnung fallende Mischfuttermittel 
getrennt sind. 

Abweichend von den Bestimmungen gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe b) und bis 31. Dezember 2007 
kann die Aufbereitung in denselben Anlagen stattfinden, vorausgesetzt, 

– sie erfolgt nicht zur gleichen Zeit und die Produktionslinie wird vor Beginn der Aufbereitung der un-
ter diese Verordnung fallenden Futtermittel einer geeigneten Reinigung unterzogen, deren Wirksam-
keit kontrolliert worden ist; das Unternehmen muss die entsprechenden Arbeitsgänge dokumentie-
ren;

– das Unternehmen trägt dafür Sorge, dass entsprechend den gemäß Nummer 1 bewerteten Risiken 
alle erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, und stellt ggf. sicher, dass nicht mit den Vor-
schriften dieser Verordnung konforme Erzeugnisse nicht mit einem Hinweis auf den ökologischen 
Landbau auf den Markt gelangen.  

Die Abweichung gemäß Unterabsatz 2 ist an die vorherige Genehmigung der zuständigen Kontrollstelle 
oder -behörde gebunden. Diese Genehmigung kann für einen oder mehrere Aufbereitungsvorgänge 
erteilt werden. 

Die Kommission verpflichtet sich, die Prüfung der Bestimmungen gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe b) bis 
31. Dezember 2003 in Angriff zu nehmen. Im Anschluss an diese Prüfung könnte das Datum des 31. De-
zember 2007 gegebenenfalls geändert werden. 

4. Kontrollbesuche 

Neben der vollständigen jährlichen Kontrolle muss die Kontrollstelle oder -behörde zielgerichtete Kon-
trollen auf der Basis der allgemeinen Beurteilung des potenziellen Risikos der Nichteinhaltung der Vor-
schriften dieser Verordnung durchführen. Sie muss sich dabei besonders auf die vom Unternehmen her-
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vorgehobenen kritischen Stellen im Herstellungsprozess konzentrieren um festzustellen, ob die Arbeits-
gänge ordnungsgemäß überwacht und überprüft werden. Alle Stätten, an denen das Unternehmen seine 
Tätigkeit ausübt, können in Zeitabständen kontrolliert werden, die zu den mit dieser Tätigkeit verbunde-
nen Risiken in einem angemessenem Verhältnis stehen. 

5. Beförderung von Erzeugnissen in andere Produktions-/Aufbereitungseinheiten oder Lagereinrichtun-
gen

Die Unternehmen müssen sicherstellen, dass folgende Anforderungen erfüllt sind: 

a) Ökologische Futtermittel oder daraus hergestellte Futtermittel, Umstellungsfuttermittel oder daraus 
hergestellte Futtermittel sowie konventionelle Futtermittel müssen bei der Beförderung körperlich 
wirksam voneinander getrennt werden; 

b) für die Beförderung von nicht unter diese Verordnung fallenden Erzeugnissen verwendete Trans-
portmittel und/oder Container dürfen für die Beförderung von unter diese Verordnung fallenden 
Erzeugnisse nur verwendet, sofern 

– vor der Beförderung von unter diese Verordnung fallenden Erzeugnissen eine angemessene Rei-
nigung stattgefunden hat, deren Wirksamkeit kontrolliert worden ist; die Unternehmen müssen 
die entsprechenden Arbeitsgänge dokumentieren; 

– die Unternehmen dafür Sorge tragen, dass entsprechend den gemäß Nummer 1 bewerteten Risi-
ken alle erforderlichen Maßnahmen getroffen worden sind, und ggf. sichergestellt ist, dass nicht 
konforme Erzeugnisse nicht mit einem Hinweis auf den ökologischen Landbau auf den Markt 
gelangen; 

– die für das Unternehmen zuständige Kontrollstelle oder -behörde über solche Beförderungsvor-
gänge unterrichtet wurde und ihre Zustimmung erteilt hat; diese Zustimmung kann eine oder 
mehrere Beförderungsvorgänge betreffen; 

c) die unter diese Verordnung fallenden Enderzeugnisse werden körperlich oder zeitlich getrennt von 
anderen Enderzeugnissen befördert; 

d) bei der Beförderung sind die abgehende Erzeugnismenge zu Beginn und alle einzeln im Rahmen der 
Auslieferungsrunde ausgelieferten Erzeugnismengen aufzuzeichnen. 
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ANHANG IV

ANGABEN IN DER MELDUNG GEMÄß 
ARTIKEL 8 ABSATZ 1 BUCHSTABE a)

a) Name und Anschrift des Unternehmens.

b) Lage der Betriebe und gegebenenfalls der Parzellen (Katasterangaben), auf denen die Arbeitsgänge erfolgen.

c) Art der Arbeitsgänge und der Erzeugnisse.

d) Verpflichtung des Unternehmens zur Durchführung der Maßnahmen entsprechend den Artikeln 5, 6, 7 und / oder
11.

e) Bei Landwirtschaftsbetrieben ist anzugeben, seit wann der Erzeuger auf den betreffenden Parzellen keine Mittel 
mehr anwendet, die mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) und Artikel 7 unvereinbar sind.

f) Name der zugelassenen Stelle, die das Unternehmen mit der Kontrolle seines Betriebes betraut hat, sofern der
Mitgliedsstaat für die Durchführung des Kontrollverfahrens private Kontrollstellen zugelassen hat.

______________
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ANHANG V

TEIL A: VERMERK ÜBER DIE IM KONTROLLVERFAHREN 
FESTGESTELLTE KONFORMITÄT 

Die Angabe, dass ein Erzeugnis dem Kontrollverfahren unterzogen wurde, ist in derselben Sprache / denselben 
Sprachen wie die Etikettierung zu machen. 

BG:  - 

ES: Agricultura Ecológica - Sistema de control CE 

CS: Ekologické zem d lství - kontrolní systém ES 

DA: Økologisk Jordbrug - EF-kontrolordning 

DE: Ökologischer Landbau - EG-Kontrollsystem oder Biologische Landwirtschaft - EG-Kontrollsystem 

ET: Mahepõllumajandus - EÜ kontrollsüsteem or Ökoloogiline põllumajandus - EÜ kontrollsüsteem 

EL: B o o  -  EK 

EN: Organic Farming - EC Control System 

FR: Agriculture biologique - Système de contrôle CE 

IT: Agricoltura Biologica - Regime di controllo CE 

LV: Biolo isk  lauksaimniec ba - EK kontroles sist ma 

LT: Ekologinis žem s kis - EB kontrol s sistema 

HU: Ökológiai gazdálkodás - EK ellen rzési rendszer 

MT: Agrikultura Organika - Sistema ta’ Kontroll tal-KE 

NL: Biologische landbouw - EG-controlesysteem 

PL: Rolnictwo ekologiczne - system kontroli WE 

PT: Agricultura Biológica - Systema de Controlo CE 

RO: Agricultur  Ecologic  - Sistem de control CE 

SK: Ekologické pol’nohospodárstvo - kontrolný system ES 

SL: Ekološko kmetijstvo - Kontrolni sistem ES 

FI: Luonnonmukainen maataloustuotanto - EY: n valvontajärjestelmä 

SV: Ekologiskt jordbruk - EG-kontrollsystem 
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TEIL B: GEMEINSCHAFTSEMBLEM 

Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 331/2000 der Kommission vom 17. Dezember 1999 zur Änderung von Anhang V 
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates über den ökologischen Landbau und die entsprechende 
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel lautet: 

Für die Gestaltung des Gemeinschaftsemblems gemäß Teil B des Anhangs gelten bei der 
Etikettierung die Bestimmungen gemäß Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
und gemäß den Teilen B1, B2, B3 und B4 des Anhangs der vorliegenden Verordnung. 

B.1 Bedingungen für die Gestaltung und Verwendung des Gemeinschaftsemblems

B.1.1 Das Gemeinschaftsemblem muss einem der Muster in Teil B.2 dieses Anhangs entsprechen. 

B.1.2 Die in das Emblem aufzunehmenden Angaben sind in Teil B.3 dieses Anhangs aufgeführt. Es ist auch mög-
lich, das Emblem mit der Angabe in Teil A dieses Anhangs zu kombinieren. 

B.1.3 Bei der Verwendung des Gemeinschaftsemblems und der Angaben gemäß Teil B.3 dieses Anhangs sind die 
Reproduktionsanweisungen gemäß dem graphischen Handbuch in Teil B.4 dieses Anhangs zu beachten. 
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B.2 Muster
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B.3 Angaben auf dem Gemeinschaftsemblem

B.3.1 Einzelne Angaben:

BG:

ES: AGRICULTURA ECOLÓGICA 

CS: EKOLOGICKÉ ZEM D LSTVÍ 

DA: ØKOLOGISK JORDBRUG 

DE: BIOLOGISCHE LANDWIRTSCHAFT oder ÖKOLOGISCHER LANDBAU 

ET: MAHEPÕLLUMAJANDUS VÕI ÖKOLOOGILINE PÕLLUMAJANDUS 

EL: B O O

EN: ORGANIC FARMING 

FR: AGRICULTURE BIOLOGIQUE 

HU: ÖKOLÓGIAI GAZDÁLKODÁS 

IT: AGRICOLTURA BIOLOGICA 

LT: EKOLOGINIS ŽEM S KIS 

LV: BIOLO ISK  LAUKSAIMNIEC BA

MT: AGRIKULTURA ORGANIKA 

NL: BIOLOGISCHE LANDBOUW 

PL: ROLNICTWO EKOLOGICZNE 

PT: AGRICULTURA BIOLÓGICA 

RO: AGRICULTUR  ECOLOGIC

SK: EKOLOGICKÉ POL’NOHOSPODÁRSTVO 

SL: EKOLOŠKO KMETIJSTVO 

FI: LUONNONMUKAINEN MAATALOUSTUOTANTO 

SV: EKOLOGISKT JORDBRUK 

B.3.2 Kombination von zwei Angaben

Kombinationen von zwei Angaben in den Sprachen gemäß B.3.1 sind zulässig, wenn sie gemäß den folgenden 
Beispielen aufgebaut sind: 

NL/FR: BIOLOGISCHE LANDBOUW – AGRICULTURE BIOLOGIQUE 

FI/SV: LUONNONMUKAINEN MAATALOUSTUOTANTO – EKOLOGISKT JORDBRUK 

FR/DE: AGRICULTURE BIOLOGIQUE – BIOLOGISCHE LANDWIRTSCHAFT 
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B.4 Graphisches Handbuch

INHALT

Das graphische Handbuch wird aus technischen Gründen nicht in die fortgeschriebene amtliche Fassung übernom-
men. Es ist in der Verordnung (EG) Nr. 331/2000 ABl. EG Nr. L 48 enthalten.*

Seite

1 Einleitung......................................................................................................................................................  8 

2 Allgemeine Verwendung des Emblems ........................................................................................................  8 

2.1 Farbiges Emblem (Referenzfarben) .....................................................................................................  8 

2.2 Einfarbiges Emblem: Emblem in Schwarzweiß ..................................................................................  9 

2.3 Kontrast zu den Hintergrundfarben......................................................................................................  10 

2.4 Schriftbild* ...........................................................................................................................................  10 

2.5 Sprachversion ......................................................................................................................................  10 

2.6 Verkleinerte Formate ...........................................................................................................................  11 

2.7 Besondere Bestimmungen für die Verwendung des Emblems ............................................................  11 

3 Originalreprovorlagen...................................................................................................................................  12 

3.1 Zweifarbige Ausführung......................................................................................................................  12 

3.2 Konturlinien.........................................................................................................................................  27 

3.3 Einfarbig: Emblem in Schwarzweiß ....................................................................................................  27 

3.4 Farbmusterbogen (gelb und blau) ........................................................................................................  28 

______________ 

*  redaktionelle Anmerkung: 
Mit Verordnung (EG) Nr. 1481/2004 Abl. EG Nr. L 272 vom 20.08.2004, S. 11 erhielt das Schriftbild folgende 
Fassung: „Für den Text ist die Schrift Frutiger oder Myriad bold condensed in Großbuchstaben zu verwenden. 
Die Schrift ist entsprechend den Angaben unter Punkt 2.6 zu verkleinern.“ 
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(ANMERKUNG DER RED.: GÜLTIG BIS 30.11.2007)

ANHANG VI

Einleitung

Für die Zwecke dieses Anhangs gelten folgende Definitionen: 

1. Zutaten: Stoffe nach der Definition in Artikel 4 dieser Verordnung mit den Einschränkungen gemäß Artikel 6 
Absatz 4 der Richtlinie 79/112/EWG des Rates vom 18. Dezember 1978 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Etikettierung und Aufmachung von für den Endverbraucher bestimmten Lebensmit-
teln sowie die Werbung hierfür(1).

2. Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs: 

a) einzelne landwirtschaftliche Erzeugnisse sowie Erzeugnisse, die daraus unter Einsatz geeigneter Wasch-, 
Reinigungs-, thermischer und / oder mechanischer und / oder physikalischer Verfahren gewonnen werden, 
die zu einer Herabsetzung des Feuchtigkeitsgehalts der Erzeugnisse führen; 

b) ferner Erzeugnisse, die aus den unter Buchstabe a) genannten Erzeugnissen unter Einsatz anderer in der Le-
bensmittelverarbeitung eingesetzter Verfahren gewonnen werden, sofern diese Erzeugnisse nicht als Lebens-
mittelzusatzstoffe oder Aromen gemäß den Nummern 5 und 7 anzusehen sind. 

3. Zutaten nicht landwirtschaftlichen Ursprungs: Zutaten, die nicht zu den Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs, 
mindestens aber zu einer der folgenden Kategorien gehören: 

3.1 Lebensmittelzusatzstoffe einschließlich Träger dieser Stoffe gemäß den Definitionen in den Nummern 5 
und 6;

3.2 Aromen gemäß der Definition in Nummer 7;

3.3 Wasser und Salz; 

3.4 Mikroorganismen, Kulturen; 

3.5 Mineralien (einschließlich Spurenelemente) und Vitamine. 

4. Verarbeitungshilfsstoffe: Stoffe, gemäß der Definition in Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a) der Richtlinie 
89/107/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Zusatzstoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen(2).

5. Lebensmittelzusatzstoffe: Stoffe gemäß der Definition in Artikel 1 Absätze 1 und 2 der Richtlinie 89/107/EWG, 
die unter diese Richtlinie oder die in Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 89/107EWG genannte Globalrichtlinie 
fallen. 

6. Träger, einschließlich Trägerlösungsmittel: Lebensmittelzusatzstoffe, die dazu dienen, einen Lebensmittelzusatz-
stoff zu lösen, zu verdünnen, zu dispergieren oder physikalisch zu verändern, ohne seine technologische Funktion 
zu beeinflussen, um seine Handhabung, An- oder Verwendung zu erleichtern. 

7. Aromen: Stoffe und Erzeugnisse gemäß der Definition in Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie 88/388/EWG des 
Rates vom 22. Juni 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Aromen zur Verwen-
dung in Lebensmitteln und über Ausgangsstoffe für ihre Herstellung(3), die unter diese Richtlinie fallen. 

                                                          

(1) ABl. Nr. L 33 vom 08.02.1979, S. 1 
(2) ABl. Nr. L 40 vom 11.02.1989, S. 27 
(3) ABl. Nr. L 184 vom 15.07.1988, S. 61 
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Allgemeine Grundsätze 

Die Teile A, B und C umfassen Zutaten, Zusatzstoffe und Verarbeitungshilfsstoffe, die bei der Aufbereitung von 
Lebensmitteln, mit Ausnahme von Weinen, verwendet werden dürfen, die im Wesentlichen aus einer oder mehreren 
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 genannten Zutaten pflanzlichen Ursprungs 
bestehen. 

Bis zur Annahme von Vorschriften in den Teilen A und B dieses Anhangs gelten insbesondere für die Aufbereitung 
von Lebensmitteln, die aus einem oder mehreren tierischen Erzeugnissen bestehen, die einzelstaatlichen Vorschriften. 

Unbeschadet der Bezugnahme auf Zutaten gemäß den Teilen A und C oder auf Verarbeitungshilfsstoffe gemäß Teil B
dürfen ein Verarbeitungsverfahren, beispielsweise das Räuchern, eine Zutat oder ein Verarbeitungshilfsstoff nur 
gemäß den einschlägigen gemeinschaftlichen und / oder einzelstaatlichen, dem Vertrag entsprechenden Rechtsvor-
schriften, oder, falls solche Vorschriften nicht bestehen, unter Einhaltung der Regeln der guten fachlichen Herstel-
lungspraxis für Lebensmittel angewendet bzw. zugesetzt werden. Falls solche Rechtsvorschriften nicht bestehen, sind 
die Regeln der guten Herstellungspraxis für Lebensmittel einzuhalten. Zusatzstoffe sind insbesondere gemäß den 
Vorschriften der Richtlinie 89/107/EWG, gegebenenfalls auch denen in Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 
89/107/EWG genannten Globalrichtlinie zu verwenden. Die Verwendung von Aromen erfolgt gemäß den Vorschrif-
ten der Richtlinie 88/388/EWG, die Verwendung von Lösemitteln nach den Vorschriften der Richtlinie 88/344/EWG 
des Rates vom 13. Juni 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Extraktionslösemittel, 
die bei der Herstellung von Lebensmitteln und Lebensmittelzutaten verwendet werden(4).

TEIL A - ZUTATEN NICHT LANDWIRTSCHAFTLICHEN URSPRUNGS NACH 
ARTIKEL 5 ABSATZ 3 BUCHSTABE C) UND ARTIKEL 5 ABSATZ 5A 
BUCHSTABE D) DER VERORDNUNG (EWG) NR. 2092/91 

A.1 Lebensmittelzusatzstoffe, einschließlich Träger 

Bezeichnung Bemerkungen 

E 170 Calciumcarbonat Alle zugelassenen Wirkungen außer Färbung 

E 270 Milchsäure -

E 290 Kohlendioxid - 

E 296 Apfelsäure -

E 300 Ascorbinsäure - 

E 306 stark tocopherolhaltige Extrakte Antioxidans in Fetten und Ölen 

E 322 Lecithine -

E 330 Citronensäure -

E 333 Calciumcitrate -

E 334 Weinsäure (L(+)-) -

E 335 Natriumtartrate -

E 336 Kaliumtartrate -

E 341(i) Monocalciumphosphat Backtriebmittel für Fertigmehl 

E 400 Alginsäure - 

E 401 Natriumalginat -

E 402 Kaliumalginat -

E 406 Agar-Agar -

                                                          
(4) ABl. Nr. L 157 vom 24.06.1988, S. 28 
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 Bezeichnung Bemerkungen 

E 407 Carrageen -

E 410 Johannesbrotkernmehl - 

E 412 Guarkernmehl -

E 413 Traganth -

E 414 Gummi arabicum -

E 415 Xanthan -

E 416 Karayagummi - 

E 422 Glyzerin Pflanzenextrakte 

E 440(i) Pektin -

E 500 Natriumcarbonate - 

E 501 Kaliumcarbonate - 

E 503 Ammoniumcarbonate -

E 504 Magnesiumcarbonate -

E 516 Calciumsulfat Träger 

E 524 Natriumhydroxyd Oberflächenbehandlung von Laugengebäck 

E 551 Siliziumdioxid Trennmittel für Kräuter und Gewürze 

E 938 Argon -

E 941 Stickstoff -

E 948 Sauerstoff -

A.2 Aromen im Sinne der Richtlinie 88/388/EWG 

Stoffe und Erzeugnisse gemäß der Definition in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer i) und Artikel 1 Ab-
satz 2 Buchstabe c) der Richtlinie 88/388/EWG, die gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe d) und Absatz 2 der 
Richtlinie als natürlicher Aromastoff oder als Aromaextrakt gekennzeichnet sind. 

A.3 Wasser und Salz 

Trinkwasser, 
Salze (hauptsächlich aus Natrium- oder Kaliumchlorid), die allgemein bei der Lebensmittelverarbeitung ver-
wendet werden. 

A.4 Kulturen von Mikroorganismen 

A.4.1 die normalerweise in der Lebensmittelherstellung verwendeten Kulturen von Mikroorganismen, ausgenommen 
genetisch veränderte Organismen gemäß der Definition in Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 90/220/EWG; 

A.5 Mineralien (einschließlich Spurenelemente), Vitamine, Aminosäuren und andere Stickstoffverbindungen 

Mineralien (einschließlich Spurenelemente), Vitamine, Aminosäuren und andere Stickstoffverbindungen sind 
nur insoweit zulässig, als ihre Verwendung in den sie enthaltenden Lebensmitteln gesetzlich vorgeschrieben 
ist.

. . . 
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TEIL B - VERARBEITUNGSHILFSSTOFFE UND SONSTIGE ERZEUGNISSE, DIE 
BEI DER VERARBEITUNG ÖKOLOGISCH HERGESTELLTER ZUTA-
TEN LANDWIRTSCHAFTLICHEN URSPRUNGS GEMÄß ARTIKEL 5 
ABSATZ 3 BUCHSTABE D) UND ARTIKEL 5 ABSATZ 5A BUCHSTA-
BE E) DER VERORDNUNG (EWG) NR. 2092/91 VERWENDET WERDEN 
DÜRFEN 

Bezeichnung Bemerkungen 

Wasser -

Calciumchlorid Koagulationsmittel 

Calciumcarbonat -

Natriumcarbonat Zuckerherstellung 

Zitronensäure Ölherstellung und Stärkehydrolyse 

Natriumhydroxyd Zuckerherstellung 
Ölerzeugung aus Rapssaat (Brassica spp.) 

Schwefelsäure Zuckerherstellung 

Isopropanol (Propan-2-ol) Im Kristallisationsprozess bei der Zuckerherstellung 

In Übereinstimmung mit den Vorschriften der Richtlinie 
88/344/EWG, zuletzt geändert durch die Richtlinie 
97/60/EWG 

Bis 31.12.2006 

Calciumhydroxid -

Calciumsulfat Koagulationsmittel 

Magnesiumchlorid (oder Nigari) Koagulationsmittel 

Kaliumcarbonat Trocknen von Trauben 

Kohlendioxid -

Stickstoff -

Ethanol Lösemittel 

Gerbsäure Filtrierhilfe 

Eiweißalbumin -

Kasein -

Gelatine -

Fischleim -

Pflanzliche Öle Schmier-, Trennmittel oder Schaumverhüter 

Siliciumdioxid als Gel oder kolloidale Lösung -

Activkohle -

Talkum -

Bentonit -

Kaolin -

Kieselgur -

Perlit -

Haselnussschalen -

Reismehl -

. . . 
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Bezeichnung Bemerkungen 

Bienenwachs Trennmittel 

Carnaubawachs Trennmittel 

Kulturen von Mikroorganismen und Enzyme: 

Kulturen von Mikroorganismen und Enzyme, die normalerweise zur Lebensmittelherstellung verwendet werden, 
ausgenommen von genetisch veränderten Organismen im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 90/220/EWG 
und von Enzymen aus genetisch veränderten Organismen im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 
90/220/EWG. 

TEIL C - ZUTATEN LANDWIRTSCHAFTLICHEN URSPRUNGS IM SINNE VON 
ARTIKEL 5 ABSATZ 4 DER VERORDNUNG (EWG) NR. 2092/91, DIE 
NICHT ÖKOLOGISCH ERZEUGT WURDEN 

C.1 Unverarbeitete pflanzliche Erzeugnisse sowie Erzeugnisse, die daraus unter Einsatz der Verfahren gemäß 
Punkt 2 Buchstabe a) der Einleitung dieses Anhangs hergestellt werden: 

C.1.1 Essbare Früchte, Nüsse und Samen: 
Eicheln Quercus spp. 
Kolanuss Cola acuminata 
Stachelbeeren Ribes uva-crispa 
Maracuja (Passionsfrucht) Passiflora edulis 
Himbeeren (getrocknet) Rubus idaeus 
Rote Johannisbeeren (getrocknet) Ribes rubrum 

C.1.2 Essbare Gewürze und Kräuter: 
Muskatnuss Myristica fragrans, nur bis 31.12.2000 
Pfeffer, grün Piper nigrum, nur bis 30.4.2001 
Rosa Beeren, rosa Pfeffer Schinus molle L. 
Meerrettichsamen Armoracia rusticana 
Kleiner Galgant Alpinia officinarum 
Saflorblüten Cartamus tinctorius 
Brunnenkresse Nasturtium officinale 

C.1.3 Verschiedenes: 
Algen, einschließlich Seegras, die für die Herstellung herkömmlicher Lebensmittel verwendet werden dürfen. 

C.2 Pflanzliche Erzeugnisse, die unter Einsatz der Verfahren gemäß Punkt 2 Buchstabe b) der Einleitung dieses 
Anhangs hergestellt werden: 

C.2.1 Fette und Öle, raffiniert oder nicht, jedoch nicht chemisch verändert, aus Pflanzen mit Ausnahme von: 
Kakao Theobroma cacao
Kokosnuss Cocos nucifera 
Oliven Olea europaea 
Sonnenblumen Helianthus annuus 
Palmen Elaeis guineensis 
Raps Brassica napus, rapa 
Saflor Carthamus tinctorius 
Sesam Sesamum indicum 
Soja Glycine max 

. . . 
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C.2.2 Folgende Zucker, Stärken und sonstige Erzeugnisse aus Getreide und Knollen: 
Rübenzucker, nur bis 01.04.2003 
Fructose
Reispapier 
Oblaten 
Reis- und Wachsmaisstärke, nicht chemisch verändert 

C.2.3 Verschiedenes: 
Koriander, geräuchert Coriandrum sativum, nur bis 31.12.2000 
Erbsenprotein Pisum spp.
Rum: nur aus Rohrzuckersaft gewonnen 
Kirsch, hergestellt auf Basis von Früchten und Geschmacksstoffen gemäß Teil A.2 dieses Anhangs.

Mischungen pflanzlicher Erzeugnisse, die für die Herstellung herkömmlicher Lebensmittel als farb- und ge-
schmackgebende Zutaten in Süßwaren verwendet werden dürfen, nur zur Herstellung von 'Gummibärchen', 
nur bis 30.9.2000. 

Mischungen folgender Pfefferarten: Piper nigrum, Schinus molle and Schinus terebinthifolium, nur bis 
31.12.2000 

C.3 Tierische Erzeugnisse: 
Wassertiere, nicht aus der Aquakultur, die für die Herstellung herkömmlicher Lebensmittel verwendet werden 
dürfen. 
Buttermilchpulver nur bis 31.08.2001 
Gelatine 
Honig nur bis 28.02.2001 
Laktose nur bis 31.08.2001 
Molkenpulver „Herasuola“ 
Naturdärme  

REGELUNGEN ZUR ÄNDERUNG DES INHALTS VON ANHANG VI 

festgelegt durch Verordnung (EWG) Nr. 207/93 geändert 
durch Verordnung (EG) Nr. 345/97 

und Verordnung (EG) Nr. 2020/2000 

Artikel 1 

Der Inhalt des Anhangs VI der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 wird entsprechend dem Anhang zu dieser Verord-
nung geändert. 

Artikel 2 

Die Teile A und B des Anhangs VI können nur geändert werden, wenn mindestens folgende Anforderungen erfüllt 
sind: 

a) für Zutaten gemäß Anhang VI Teil A Nummer 1:

Unbeschadet der Aufnahmebedingungen für Zusatzstoffe gemäß der Richtlinie 89/107/EWG des Rates* sind nur 
solche Stoffe aufzunehmen, ohne die diese Lebensmittel nachweislich weder erzeugt noch haltbar gemacht wer-
den können. 

. . . 
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b) für Verarbeitungsshilfsstoffe gemäß Anhang VI Teil B:

Es werden nur solche Stoffe aufgenommen, die bei der Lebensmittelverarbeitung allgemein gebräuchlich sind 
und ohne die diese Lebensmittel nachweislich nicht erzeugt werden können. 

_____________________ 
* ABl. Nr. 40 vom 11.02.1989, S. 27 

Artikel 3 

(1) Solange eine Zutat landwirtschaftlichen Ursprungs nicht in Anhang VI Teil C der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/91 enthalten ist, kann sie gemäß der in Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe b) und Artikel 5 Absatz 5a Buch-
stabe b) derselben Verordnung vorgesehenen Abweichung verwendet werden, wenn folgende Bedingungen erfüllt 
sind: 

a) Der Marktteilnehmer hat der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats gegenüber nachgewiesen, dass die betref-
fende Zutat dem Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 genügt. 

b) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats hat die Verwendung gemäß den Anforderungen von Artikel 5 Ab-
satz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vorläufig für einen Zeitraum von höchstens drei Monaten zugelassen, 
nachdem sie überprüft hat, dass der Marktteilnehmer die erforderlichen Kontakte zu den übrigen Lieferanten in 
der Gemeinschaft hergestellt hat, um sich zu vergewissern, dass die betreffenden Zutaten mit den geforderten 
Qualitätsmerkmalen nicht verfügbar sind. Der Mitgliedstaat darf diese Zulassung unbeschadet der Bestimmungen 
von Absatz 6 höchstens dreimal um jeweils sieben Monate verlängern. 

c) Es wurde kein Beschluss gemäß Absatz 4 oder Absatz 6 gefasst, nach dem eine erteilte Zulassung für die betref-
fende Zutat zurückgezogen werden soll. 

(2) Wird die Zulassung gemäß Absatz 1 erteilt, so unterrichtet der Mitgliedstaat unverzüglich die anderen Mitglied-
staaten und die Kommission, wobei folgende Angaben zu machen sind: 

a) Zulassungsdatum und im Falle einer verlängerten Zulassung das Datum der ersten Zulassung; 

b) Name, Anschrift, Telefonnummer sowie gegebenenfalls Faxnummer und E-Mail-Adresse des Inhabers der Zulas-
sung; Name und Anschrift der Kontaktstelle bei der Behörde, die die Zulassung erteilt hat; 

c) Bezeichnung und, falls erforderlich, genaue Beschreibung und Qualitätsmerkmale der betreffenden Zutat land-
wirtschaftlichen Ursprungs; 

d) Art der Erzeugnisse, für deren Herstellung die betreffende Zutat benötigt wird; 

e) benötigte Mengen sowie Begründung dafür; 

f) Begründung der Mangelsituation und voraussichtliche Dauer; 

g) Datum, an dem der Mitgliedstaat die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission unterrichtet. 

Die Kommission und / oder die Mitgliedstaaten können diese Angaben der Öffentlichkeit zugänglich machen. 

(3) Übermittelt ein Mitgliedstaat der Kommission und dem Mitgliedstaat, der die Zulassung erteilt hat, Bemerkungen, 
aus denen hervorgeht, dass während des Mangelzeitraums Lieferungen erhältlich sind, so muss der Mitgliedstaat 
erwägen, die Zulassung zurückzuziehen oder den geplanten Zulassungszeitraum zu verkürzen, und muss er die 
Kommission und die anderen Mitgliedstaaten innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt dieser Information über die Maß-
nahmen unterrichten, die er getroffen hat oder treffen wird. 

(4) Auf Verlangen eines Mitgliedstaats oder auf Betreiben der Kommission wird die Angelegenheit dem in Artikel 14
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 genannten Ausschuss zur Prüfung vorgelegt. Nach dem Verfahren des Arti-
kels 14 kann beschlossen werden, die Zulassung zu widerrufen, den Zulassungszeitraum zu ändern oder die betref-
fende Zutat gegebenenfalls in Anhang VI Teil C aufzunehmen. 

. . . 
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(5) Im Fall einer Verlängerung gemäß Absatz 1 Buchstabe b) findet das Verfahren der Absätze 2 und 3 Anwendung. 

(6) Will ein Mitgliedstaat sicherstellen, dass eine auf herkömmlichem Weg hergestellte Zutat nach Ablauf der dritten 
Verlängerung der Zulassung weiterhin verwendet werden darf, muss er zusammen mit der Mitteilung der dritten 
Verlängerung einer erteilten Zulassung einen Antrag auf Aufnahme der Zutat in Anhang VI Teil C einreichen. So-
lange kein Beschluss nach dem Verfahren des Artikels 14 in Kraft getreten ist, nach dem die Zutat in Anhang VI 
Teil C aufgenommen oder die Zulassung zurückgezogen werden soll, kann der Mitgliedstaat die Zulassung weitere 
Male um jeweils sieben Monate verlängern, wobei die Bedingungen der Absätze 1, 2 und 3 einzuhalten sind. 

. . . 
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(ANMERKUNG DER RED.: GÜLTIG AB 01.12.2007)

ANHANG VI

Einleitung

Für die Zwecke dieses Anhangs gelten folgende Definitionen: 

1. Zutaten: Stoffe nach der Definition in Artikel 4 dieser Verordnung mit den Einschränkungen gemäß Artikel 6 
Absatz 4 der Richtlinie 79/112/EWG des Rates vom 18. Dezember 1978 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Etikettierung und Aufmachung von für den Endverbraucher bestimmten Lebensmit-
teln sowie die Werbung hierfür(1).

2. Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs: 

a) einzelne landwirtschaftliche Erzeugnisse sowie Erzeugnisse, die daraus unter Einsatz geeigneter Wasch-, 
Reinigungs-, thermischer und / oder mechanischer und / oder physikalischer Verfahren gewonnen werden, 
die zu einer Herabsetzung des Feuchtigkeitsgehalts der Erzeugnisse führen; 

b) ferner Erzeugnisse, die aus den unter Buchstabe a) genannten Erzeugnissen unter Einsatz anderer in der Le-
bensmittelverarbeitung eingesetzter Verfahren gewonnen werden, sofern diese Erzeugnisse nicht als Lebens-
mittelzusatzstoffe oder Aromen gemäß den Nummern 5 und 7 anzusehen sind. 

3. Zutaten nicht landwirtschaftlichen Ursprungs: Zutaten, die nicht zu den Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs, 
mindestens aber zu einer der folgenden Kategorien gehören: 

3.1 Lebensmittelzusatzstoffe einschließlich Träger dieser Stoffe gemäß den Definitionen in den Nummern 5 
und 6;

3.2 Aromen gemäß der Definition in Nummer 7;

3.3 Wasser und Salz; 

3.4 Mikroorganismen, Kulturen; 

3.5 Mineralien (einschließlich Spurenelemente) und Vitamine. 

4. Verarbeitungshilfsstoffe: Stoffe, gemäß der Definition in Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a) der Richtlinie 
89/107/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Zusatzstoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen(2).

5. Lebensmittelzusatzstoffe: Stoffe gemäß der Definition in Artikel 1 Absätze 1 und 2 der Richtlinie 89/107/EWG, 
die unter diese Richtlinie oder die in Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 89/107EWG genannte Globalrichtlinie 
fallen. 

6. Träger, einschließlich Trägerlösungsmittel: Lebensmittelzusatzstoffe, die dazu dienen, einen Lebensmittelzusatz-
stoff zu lösen, zu verdünnen, zu dispergieren oder physikalisch zu verändern, ohne seine technologische Funktion 
zu beeinflussen, um seine Handhabung, An- oder Verwendung zu erleichtern. 

7. Aromen: Stoffe und Erzeugnisse gemäß der Definition in Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie 88/388/EWG des 
Rates vom 22. Juni 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Aromen zur Verwen-
dung in Lebensmitteln und über Ausgangsstoffe für ihre Herstellung(3), die unter diese Richtlinie fallen. 

                                                          

(1) ABl. Nr. L 33 vom 08.02.1979, S. 1 
(2) ABl. Nr. L 40 vom 11.02.1989, S. 27 
(3) ABl. Nr. L 184 vom 15.07.1988, S. 61 
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Allgemeine Grundsätze 

Die Teile A, B und C umfassen Zutaten und Verarbeitungshilfsstoffe, die bei der Aufbereitung von Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen, die im Wesentlichen aus einer oder mehreren in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b dieser 
Verordnung genannten Zutaten pflanzlichen und/oder tierischen Ursprungs, mit Ausnahme von Weinen gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates(*), bestehen. 

Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die als aus ökologischer Landwirtschaft stammend gekennzeichnet sind und die 
vor dem Geltungstermin der Verordnung (EG) Nr. 780/2006 der Kommission(**) vorschriftsmäßig erzeugt wurden, 
können bis zur Ausschöpfung der Bestände vermarktet werden.  

Für Lebensmittel pflanzlichen oder tierischen Ursprungs gelten die Vorschriften von Artikel 3 der Richtlinie 95/2/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates(***).

Die Aufnahme von Natriumnitrit und Kaliumnitrat in Teil A.1 wird vor dem 31. Dezember 2007 im Hinblick auf eine 
Begrenzung oder das Verbot der Verwendung dieser Zusatzstoffe erneut geprüft. 

Unbeschadet der Bezugnahme auf Zutaten gemäß den Teilen A und C oder auf Verarbeitungshilfsstoffe gemäß Teil B
dürfen ein Verarbeitungsverfahren, beispielsweise das Räuchern, eine Zutat oder ein Verarbeitungshilfsstoff nur 
gemäß den einschlägigen gemeinschaftlichen und / oder einzelstaatlichen, dem Vertrag entsprechenden Rechtsvor-
schriften, oder, falls solche Vorschriften nicht bestehen, unter Einhaltung der Regeln der guten fachlichen Herstel-
lungspraxis für Lebensmittel angewendet bzw. zugesetzt werden. Falls solche Rechtsvorschriften nicht bestehen, sind 
die Regeln der guten Herstellungspraxis für Lebensmittel einzuhalten. Zusatzstoffe sind insbesondere gemäß den 
Vorschriften der Richtlinie 89/107/EWG, gegebenenfalls auch denen in Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 
89/107/EWG genannten Globalrichtlinie zu verwenden. Die Verwendung von Aromen erfolgt gemäß den Vorschrif-
ten der Richtlinie 88/388/EWG, die Verwendung von Lösemitteln nach den Vorschriften der Richtlinie 88/344/EWG 
des Rates vom 13. Juni 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Extraktionslösemittel, 
die bei der Herstellung von Lebensmitteln und Lebensmittelzutaten verwendet werden(4).

TEIL A - ZUTATEN NICHT LANDWIRTSCHAFTLICHEN URSPRUNGS NACH 
ARTIKEL 5 ABSATZ 3 BUCHSTABE C) UND ARTIKEL 5 ABSATZ 5A 
BUCHSTABE D) DER VERORDNUNG (EWG) NR. 2092/91 

A.1 Lebensmittelzusatzstoffe, einschließlich Träger 

Code Name 

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln pflanzlichen 

Ursprungs 

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln tierischen 

Ursprungs 

Anwendungsbedingungen 

E 153 Pflanzenkohle X Geaschter Ziegenkäse 

Morbier-Käse 

E 160b Annatto, Bixin, Norbixin X Roter Leicester-Käse 

Double-Gloucester-Käse 

Schottischer Cheddar 

Mimolette-Käse 

                                                          
( )*  ABl. L 179 vom 14.7.1999, S. 1. 
(**) ABl. L 137 vom 25.5.2006, S. 9 
(***) ABl. L 61 vom 18.3.1995, S. 1 
(4) ABl. Nr. L 157 vom 24.06.1988, S. 28 
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Code Name 

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln pflanzlichen 

Ursprungs 

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln tierischen 

Ursprungs 

Anwendungsbedingungen 

E 170 Calciumcarbonat X X Darf nicht als Farb- oder 
Calciumzusatz verwendet 
werden. 

E 220 

oder 

E 224 

Schwefeldioxid  

Kaliummetabisulfit 

X

X

X

X

Obstweine (*) ohne Zuckerzusatz 
(einschl. Apfel- und Birnenwein),
sowie Met:  

50 mg (a)

Bei Apfel- und Birnenwein unter 
Zusatz von Zucker oder 
Fruchtsaftkonzentrat nach der 
Fermentierung: 

100 mg (a)

(a) Höchstwerte beziehen sich auf 
die in allen Bestandteilen 
enthaltene Gesamtmenge, 
ausgedrückt in mg/l SO2 

(*) Als Obstwein gilt in diesem 
Zusammenhang Wein aus 
anderem Obst als Weintrauben

E 250  

oder  

E 252 

Natriumnitrit 

Kaliumnitrat 

X

X

Fleischerzeugnisse (2)

E 250: Richtwert für die 
Zugabemenge, ausgedrückt in 
NaNO2: 80 mg/kg 

E 252: Richtwert für die 
Zugabemenge, ausgedrückt in 
NaNO3: 80 mg/kg 

E 250: Rückstandshöchstmenge, 
ausgedrückt in NaNO2: 50 mg/kg 

E 252: Rückstandshöchstmenge, 
ausgedrückt in NaNO3: 50 mg/kg 

E 270 Milchsäure X X

E 290 Kohlendioxid X X

E 296 Apfelsäure X

E 300 Ascorbinsäure X X Fleischerzeugnisse (1)

E 301 Natriumascorbat X In Verbindung mit Nitrit oder 
Nitrat bei Fleischerzeugnissen (1)

E 306 Stark tocopherolhaltige 

Extrakte 

X X Antioxidans für Fette und Öle 

E 322 Lecithin X X Milcherzeugnisse (1)

E 325 Natriumlactat X Milch- und Fleischerzeugnisse 

E 330 Zitronensäure X

E 331 Natriumcitrat X

E 333 Calciumcitrat X

. . . 
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Code Name 

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln pflanzlichen 

Ursprungs 

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln tierischen 

Ursprungs 

Anwendungsbedingungen 

E 334 Weinsäure (L(+)–) X

E 335 Natriumtartrat X

E 336 Kaliumtartrat X

E 341 
(i)

Monocalciumphosphat X Triebmittel als Mehlzusatz 

E 400 Alginsäure X X Milcherzeugnisse (1)

E 401 Natriumalginat X X Milcherzeugnisse (1)

E 402 Kaliumalginat X X Milcherzeugnisse (1)

E 406 Agar-Agar X X Milch- und Fleischerzeugnisse (1)

E 407 Carrageen X X Milcherzeugnisse (1)

E 410 Johannisbrotkernmehl X X 

E 412 Guarkernmehl X X

E 414 Gummi arabicum X X

E 415 Xanthan X X

E 422 Glycerin X Pflanzenextrakte 

E 440 
(i)

Pektin X X Milcherzeugnisse (1)

E 464 Hydroxypropylmethylcellulose X X Herstellung von Kapselhüllen 

E 500 Natriumcarbonat X X ‚Dulce di leche‘ (*) und 
Sauerrahmbutter (1)

(*) ‚Dulce di leche‘ ist eine 
geschmeidige,
wohlschmeckende Creme von 
brauner Farbe aus gesüßter, 
eingedickter Milch

E 501 Kaliumcarbonat X 

E 503 Ammoniumcarbonat X

E 504 Magnesiumcarbonat X

E 509 Calciumchlorid X Milchgerinnung 

E 516 Calciumsulfat X Träger 

E 524 Natriumhydroxid X Oberflächenbehandlung von 
Laugengebäck 

E 551 Siliciumdioxid X Rieselhilfsstoff für Kräuter und 
Gewürze

E 553b Talkum X X Überzugmittel für 
Fleischerzeugnisse 

E 938 Argon X X

E 939 Helium X X

E 941 Stickstoff X X

E 948 Sauerstoff X X

. . . 
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(1) Einschränkung gilt nur für tierische Erzeugnisse. 
(2) Darf nur verwendet werden, wenn gegenüber der zuständigen Behörde zufrieden stellend nachgewiesen wurde, dass es 

keine technologische Alternative gibt, die in Bezug auf die Hygiene dieselbe Sicherheit bietet und/oder die Erhaltung der 
besonderen Merkmale des Erzeugnisses gestattet. 

A.2 Aromen im Sinne der Richtlinie 88/388/EWG 

Stoffe und Erzeugnisse gemäß der Definition in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer i) und Artikel 1 Ab-
satz 2 Buchstabe c) der Richtlinie 88/388/EWG, die gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe d) und Absatz 2 der 
Richtlinie als natürlicher Aromastoff oder als Aromaextrakt gekennzeichnet sind. 

A.3 Wasser und Salz 

Trinkwasser, 
Salze (hauptsächlich aus Natrium- oder Kaliumchlorid), die allgemein bei der Lebensmittelverarbeitung ver-
wendet werden. 

A.4 Zubereitungen aus Mikroorganismen: 

 Alle normalerweise in der Lebensmittelherstellung verwendeten Zubereitungen aus Mikroorganismen, 
ausgenommen genetisch veränderte Mikroorganismen im Sinne der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates(*).

A.5 Mineralien (einschließlich Spurenelemente), Vitamine, Aminosäuren und andere Stickstoffverbindungen 

Mineralien (einschließlich Spurenelemente), Vitamine, Aminosäuren und andere Stickstoffverbindungen sind 
nur insoweit zulässig, als ihre Verwendung in den sie enthaltenden Lebensmitteln gesetzlich vorgeschrieben 
ist.

A.6 Verwendung bestimmter Farben für Stempelaufdrucke 

 Bei der Verwendung von Farben für Stempelaufdrucke auf den Schalen von Eiern gilt Artikel 2 Absatz 9 der 
Richtlinie 94/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates(**).

                                                          
(*) ABl. L 106 vom 17.4.2001, S. 1 
(**) ABl. L 237 vom 10.9.1994, S. 13 

. . . 
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TEIL B – VERARBEITUNGSHILFSSTOFFE UND SONSTIGE ERZEUGNISSE, DIE 
BEI DER VERARBEITUNG ÖKOLOGISCH HERGESTELLTER ZUTA-
TEN LANDWIRTSCHAFTLICHEN URSPRUNGS GEMÄSS ARTIKEL 5 
ABSATZ 3 BUCHSTABE D UND ARTIKEL 5 ABSATZ 5A BUCHSTABE E 
DER VERORDNUNG (EWG) NR. 2092/91 VERWENDET WERDEN DÜR-
FEN

Bezeichnung

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln pflanzlichen 

Ursprungs 

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln tierischen 

Ursprungs 

Anwendungsbedingungen 

Wasser X X Trinkwasser im Sinne der 
Richtlinie. 98/83/EG des Rates (*)

Calciumchlorid X Koagulationsmittel 

Calciumcarbonat X

Calciumhydroxid X

Calciumsulfat X Koagulationsmittel 

Magnesiumchlorid (Nigari) X Koagulationsmittel 

Kaliumcarbonat X Trocknen von Trauben 

Natriumcarbonat X Zuckerherstellung 

Zitronensäure X Ölherstellung und Stärkehydrolyse 

Natriumhydroxid X Zuckerherstellung 

Herstellung von Öl aus Rapssaat 
(Brassica spp) 

Schwefelsäure X Zuckerherstellung 

Isopropanol (Propanol-2-ol) X Bis 31.12.2006 beim 
Kristallisationsprozess in der 
Zuckerherstellung unter Einhaltung 
der Richtlinie 88/344/EWG 

Kohlendioxid X X

Stickstoff X X

Ethanol X X Lösemittel 

Gerbsäure X Filtrierhilfe 

Eiweißalbumin X

Kasein X

Gelatine X

Hausenblase X

Pflanzliche Öle X X Schmier- bzw. Trennmittel oder 
Schaumverhüter 

Siliziumdioxid als Gel oder 
kolloidale Lösung 

X

Aktivkohle X

Talkum X

Bentonit X X Verdickungsmittel für Met (1)

. . . 
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Bezeichnung

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln pflanzlichen 

Ursprungs 

Aufbereitung
von Lebensmit-
teln tierischen 

Ursprungs 

Anwendungsbedingungen 

Kaolin X X Propolis (1)

Kieselgur X

Perlit X

Haselnussschalen X

Reismehl X

Bienenwachs X Trennmittel 

Carnaubawachs X Trennmittel 

(1) Die Einschränkung betrifft nur tierische Erzeugnisse. 
Zubereitungen aus Mikroorganismen und Enzymen: 
Alle normalerweise als Verarbeitungshilfsstoffe in der Lebensmittelherstellung verwendeten Zubereitungen aus 
Mikroorganismen und Enzymen, ausgenommen genetisch veränderte Mikroorganismen oder von genetisch 
veränderten Organismen im Sinne der Richtlinie 2001/18/EG* abgeleitete Enzyme. 

(*) ABl. L 330 vom 5.12.1998, S. 32. 

TEIL C - ZUTATEN LANDWIRTSCHAFTLICHEN URSPRUNGS IM SINNE VON 
ARTIKEL 5 ABSATZ 4 DER VERORDNUNG (EWG) NR. 2092/91, DIE 
NICHT ÖKOLOGISCH ERZEUGT WURDEN 

C.1 Unverarbeitete pflanzliche Erzeugnisse sowie Erzeugnisse, die daraus unter Einsatz der Verfahren gemäß 
Punkt 2 Buchstabe a) der Einleitung dieses Anhangs hergestellt werden: 

C.1.1 Essbare Früchte, Nüsse und Samen: 
Eicheln Quercus spp. 
Kolanuss Cola acuminata 
Stachelbeeren Ribes uva-crispa 
Maracuja (Passionsfrucht) Passiflora edulis 
Himbeeren (getrocknet) Rubus idaeus 
Rote Johannisbeeren (getrocknet) Ribes rubrum 

C.1.2 Essbare Gewürze und Kräuter: 
Muskatnuss Myristica fragrans, nur bis 31.12.2000 
Pfeffer, grün Piper nigrum, nur bis 30.4.2001 
Rosa Beeren, rosa Pfeffer Schinus molle L. 
Meerrettichsamen Armoracia rusticana 
Kleiner Galgant Alpinia officinarum 
Saflorblüten Cartamus tinctorius 
Brunnenkresse Nasturtium officinale 

C.1.3 Verschiedenes: 
Algen, einschließlich Seegras, die für die Herstellung herkömmlicher Lebensmittel verwendet werden dürfen. 

. . . 



178

ANHANG VI  –  EG-Öko-Verordnung
- 59 - 

C.2 Pflanzliche Erzeugnisse, die unter Einsatz der Verfahren gemäß Punkt 2 Buchstabe b) der Einleitung dieses 
Anhangs hergestellt werden: 

C.2.1 Fette und Öle, raffiniert oder nicht, jedoch nicht chemisch verändert, aus Pflanzen mit Ausnahme von: 
Kakao Theobroma cacao
Kokosnuss Cocos nucifera 
Oliven Olea europaea 
Sonnenblumen Helianthus annuus 
Palmen Elaeis guineensis 
Raps Brassica napus, rapa 
Saflor Carthamus tinctorius 
Sesam Sesamum indicum 
Soja Glycine max 

C.2.2 Folgende Zucker, Stärken und sonstige Erzeugnisse aus Getreide und Knollen: 
Rübenzucker, nur bis 01.04.2003 
Fructose
Reispapier 
Oblaten 
Reis- und Wachsmaisstärke, nicht chemisch verändert 

C.2.3 Verschiedenes: 
Koriander, geräuchert Coriandrum sativum, nur bis 31.12.2000 
Erbsenprotein Pisum spp.
Rum: nur aus Rohrzuckersaft gewonnen 
Kirsch, hergestellt auf Basis von Früchten und Geschmacksstoffen gemäß Teil A.2 dieses Anhangs.

Mischungen pflanzlicher Erzeugnisse, die für die Herstellung herkömmlicher Lebensmittel als farb- und ge-
schmackgebende Zutaten in Süßwaren verwendet werden dürfen, nur zur Herstellung von 'Gummibärchen', 
nur bis 30.9.2000. 

Mischungen folgender Pfefferarten: Piper nigrum, Schinus molle and Schinus terebinthifolium, nur bis 
31.12.2000 

C.3 Tierische Erzeugnisse: 
Wassertiere, nicht aus der Aquakultur, die für die Herstellung herkömmlicher Lebensmittel verwendet werden 
dürfen. 
Buttermilchpulver nur bis 31.08.2001 
Gelatine 
Honig nur bis 28.02.2001 
Laktose nur bis 31.08.2001 
Molkenpulver „Herasuola“ 
Naturdärme  

REGELUNGEN ZUR ÄNDERUNG DES INHALTS VON ANHANG VI 

festgelegt durch Verordnung (EWG) Nr. 207/93 geändert 
durch Verordnung (EG) Nr. 345/97 

und Verordnung (EG) Nr. 2020/2000 

Artikel 1 

Der Inhalt des Anhangs VI der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 wird entsprechend dem Anhang zu dieser Verord-
nung geändert. 

. . . 
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Artikel 2 

Die Teile A und B des Anhangs VI können nur geändert werden, wenn mindestens folgende Anforderungen erfüllt 
sind: 

a) für Zutaten gemäß Anhang VI Teil A Nummer 1:

Unbeschadet der Aufnahmebedingungen für Zusatzstoffe gemäß der Richtlinie 89/107/EWG des Rates* sind nur 
solche Stoffe aufzunehmen, ohne die diese Lebensmittel nachweislich weder erzeugt noch haltbar gemacht wer-
den können. 

b) für Verarbeitungsshilfsstoffe gemäß Anhang VI Teil B:

Es werden nur solche Stoffe aufgenommen, die bei der Lebensmittelverarbeitung allgemein gebräuchlich sind 
und ohne die diese Lebensmittel nachweislich nicht erzeugt werden können. 

_____________________ 
* ABl. Nr. 40 vom 11.02.1989, S. 27 

Artikel 3 

(1) Solange eine Zutat landwirtschaftlichen Ursprungs nicht in Anhang VI Teil C der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/91 enthalten ist, kann sie gemäß der in Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe b) und Artikel 5 Absatz 5a Buch-
stabe b) derselben Verordnung vorgesehenen Abweichung verwendet werden, wenn folgende Bedingungen erfüllt 
sind: 

a) Der Marktteilnehmer hat der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats gegenüber nachgewiesen, dass die betref-
fende Zutat dem Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 genügt. 

b) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats hat die Verwendung gemäß den Anforderungen von Artikel 5 Ab-
satz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vorläufig für einen Zeitraum von höchstens drei Monaten zugelassen, 
nachdem sie überprüft hat, dass der Marktteilnehmer die erforderlichen Kontakte zu den übrigen Lieferanten in 
der Gemeinschaft hergestellt hat, um sich zu vergewissern, dass die betreffenden Zutaten mit den geforderten 
Qualitätsmerkmalen nicht verfügbar sind. Der Mitgliedstaat darf diese Zulassung unbeschadet der Bestimmungen 
von Absatz 6 höchstens dreimal um jeweils sieben Monate verlängern. 

c) Es wurde kein Beschluss gemäß Absatz 4 oder Absatz 6 gefasst, nach dem eine erteilte Zulassung für die betref-
fende Zutat zurückgezogen werden soll. 

(2) Wird die Zulassung gemäß Absatz 1 erteilt, so unterrichtet der Mitgliedstaat unverzüglich die anderen Mitglied-
staaten und die Kommission, wobei folgende Angaben zu machen sind: 

a) Zulassungsdatum und im Falle einer verlängerten Zulassung das Datum der ersten Zulassung; 

b) Name, Anschrift, Telefonnummer sowie gegebenenfalls Faxnummer und E-Mail-Adresse des Inhabers der Zulas-
sung; Name und Anschrift der Kontaktstelle bei der Behörde, die die Zulassung erteilt hat; 

c) Bezeichnung und, falls erforderlich, genaue Beschreibung und Qualitätsmerkmale der betreffenden Zutat land-
wirtschaftlichen Ursprungs; 

d) Art der Erzeugnisse, für deren Herstellung die betreffende Zutat benötigt wird; 

e) benötigte Mengen sowie Begründung dafür; 

f) Begründung der Mangelsituation und voraussichtliche Dauer; 

g) Datum, an dem der Mitgliedstaat die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission unterrichtet. 

Die Kommission und / oder die Mitgliedstaaten können diese Angaben der Öffentlichkeit zugänglich machen. 

. . . 
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(3) Übermittelt ein Mitgliedstaat der Kommission und dem Mitgliedstaat, der die Zulassung erteilt hat, Bemerkungen, 
aus denen hervorgeht, dass während des Mangelzeitraums Lieferungen erhältlich sind, so muss der Mitgliedstaat 
erwägen, die Zulassung zurückzuziehen oder den geplanten Zulassungszeitraum zu verkürzen, und muss er die 
Kommission und die anderen Mitgliedstaaten innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt dieser Information über die Maß-
nahmen unterrichten, die er getroffen hat oder treffen wird. 

(4) Auf Verlangen eines Mitgliedstaats oder auf Betreiben der Kommission wird die Angelegenheit dem in Artikel 14
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 genannten Ausschuss zur Prüfung vorgelegt. Nach dem Verfahren des Arti-
kels 14 kann beschlossen werden, die Zulassung zu widerrufen, den Zulassungszeitraum zu ändern oder die betref-
fende Zutat gegebenenfalls in Anhang VI Teil C aufzunehmen. 

(5) Im Fall einer Verlängerung gemäß Absatz 1 Buchstabe b) findet das Verfahren der Absätze 2 und 3 Anwendung. 

(6) Will ein Mitgliedstaat sicherstellen, dass eine auf herkömmlichem Weg hergestellte Zutat nach Ablauf der dritten 
Verlängerung der Zulassung weiterhin verwendet werden darf, muss er zusammen mit der Mitteilung der dritten 
Verlängerung einer erteilten Zulassung einen Antrag auf Aufnahme der Zutat in Anhang VI Teil C einreichen. So-
lange kein Beschluss nach dem Verfahren des Artikels 14 in Kraft getreten ist, nach dem die Zutat in Anhang VI 
Teil C aufgenommen oder die Zulassung zurückgezogen werden soll, kann der Mitgliedstaat die Zulassung weitere 
Male um jeweils sieben Monate verlängern, wobei die Bedingungen der Absätze 1, 2 und 3 einzuhalten sind. 

. . . 
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ANHANG VII

Höchstzulässige Anzahl von Tieren je Hektar 
Klasse oder Art 

Höchstzulässige Anzahl von Tieren je Hektar 
Äquivalent von 170 kg N / ha / Jahr 

Equiden ab 6 Monaten 2

Mastkälber 5

Andere Rinder unter einem Jahr 5

Männliche Rinder zwischen 1 und 2 Jahren 3,3 

Weibliche Rinder zwischen 1 und 2 Jahren 3,3 

Männliche Rinder ab 2 Jahren 2 

Zuchtfärsen 2,5 

Mastfärsen 2,5 

Milchkühe 2

Merzkühe 2

Andere Kühe 2,5 

weibliche Zuchtkaninchen 100 

Mutterschafe 13,3

Mutterziegen 13,3 

Ferkel 74

Zuchtsauen 6,5 

Mastschweine 14

Andere Schweine 14

Masthühner 580 

Legehennen 230 
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ANHANG VIII

MINDESTSTALL- UND -FREIFLÄCHEN UND ANDERE MERKMALE DER 
UNTERBRINGUNG BEI DEN VERSCHIEDENEN TIERARTEN UND ARTEN 

DER ERZEUGUNG 

1. RINDER, SCHAFE UND SCHWEINE 

STALLFLÄCHE 
(den Tieren zur Verfügung stehende Nettofläche) 

Außenfläche 
(Freigeländeflächen außer 

Weideflächen) 

Lebendgewicht
(kg) 

Mindestfläche 
m2 / Tier 

m2 / Tier 

Zucht- und Mastrinder und 
Equiden 

 bis 100 
 bis 200 
 bis 350 
 über 350 

1,5 
2,5 
4,0 
5, mindestens 1 m2 / 100 kg 

1,1 
1,9 
3
3,7, mindestens 0,75 m2 / 100 kg 

Milchkühe 6 4,5 

Zuchtbullen 10 30

Schafe und Ziegen 1,5 Schaf / Ziege 
0,35 Lamm / Zickel 

2,5 
0,5 je Lamm / Zickel 

säugende Sauen mit bis zu 
40 Tagen alten Ferkeln 

7,5 Sau 2,5 

Mastschweine  bis 50 
 bis 85 
 bis 110 

0,8 
1,1 
1,3 

0,6 
0,8 
1

Ferkel über 40 Tage alt 
und bis 30 kg 

0,6 0,4 

Zuchtschweine 2,5 weibliches Zuchtschwein 
6,0 männliches Zuchtschwein 

1,9 
8,0 
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2. GEFLÜGEL 

STALLFLÄCHE 
(den Tieren zur Verfügung stehende Nettofläche) 

Anzahl 
Tiere / m2

cm Sitzstange / 
Tier

Nest

Außenfläche 
(m2 der bei Flächenrotation je Tier 
zur Verfügung stehenden Fläche 

in m2)

Legehennen 6 18 8 Legehennen je
Nest oder im 
Falle eines 
gemeinsamen 
Nestes 120 cm2 / 
Tier

4, sofern die Obergrenzen von 
170 kg N / ha / Jahr nicht über-
schritten wird 

Mastgeflügel 10, 
höchstzulässiges 
Lebendgewicht 
21 kg je m2

20
(nur Perlhühner) 

4, Masthähnchen und Perlhühner 
3,5, Enten 
10, Truthähne 
15, Gänse 
Bei allen vorerwähnten Arten darf 
die Obergrenze von 170 kg N / 
ha / Jahr nicht überschritten werden

Mastgeflügel 
(in beweglichen Ställen) 

16* in beweg-
lichen Geflügel-
ställen mit 
einem höchstzu-
lässigen Lebend-
gewicht von 
30 kg je m2

2,5, sofern die Obergrenze von 
170 kg N / ha / Jahr nicht über-
schritten wird 

* nur in beweglichen Ställen mit einer Bodenfläche von höchstens 150 m2, die nachts offen bleiben. 

______________ 
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DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN ZUR REGELUNG DER EINFUHREN AUS 
DRITTLÄNDERN 

festgelegt durch 

Verordnung (EWG) Nr. 94/92 der Kommission 
vom 14. Januar 1992 

mit Durchführungsbestimmungen zur Regelung der Einfuhren aus Drittländern gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 über den ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der 

landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
des Rates vom 24. Juni 1991 über den ökologi-
schen Landbau und die entsprechende Kenn-
zeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
und Lebensmittel(1), insbesondere auf Artikel 11
und Artikel 16 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 dürfen ab 23. Juli 1992 aus 
Drittländern eingeführte Erzeugnisse nur ver-
marktet werden, wenn sie aus einem Drittland 
stammen, das in einer noch zu erstellenden Liste 
aufgeführt ist. In Artikel 11 Absatz 2 sind die 
Bedingungen genannt, die ein Drittland erfüllen 
muss, um in die Liste aufgenommen zu werden. 

Es ist erforderlich, die vorgenannte Liste zu er-
stellen. Außerdem ist das Verfahren zur Prüfung 
des Antrags eines Mitgliedstaats auf Aufnahme in 
die Liste zu regeln. 

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnah-
men entsprechen der Stellungnahme des in 
Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
genannten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Liste der Drittländer gemäß Artikel 11 Absatz 1 
Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 be-
findet sich im Anhang.

Für jedes Drittland ist in dieser Liste zur Identifizie-
rung der unter die Regelung nach Artikel 11 fallenden 
Erzeugnisse Folgendes anzugeben: 

die Behörde oder die Stelle(n), die im betreffen-
den Drittland für die Erteilung der Kontrollbe-
scheinigungen für die Einfuhr in die Gemein-
schaft zuständig ist bzw. sind; 

die Kontrollbehörde(n) im Drittland und / oder 
die privaten Kontrollstellen, die von diesem Land 
zur Kontrolle der Wirtschaftsbeteiligten zugelas-
sen worden ist bzw. sind. 

Gegebenenfalls kann in dieser Liste auch Folgendes 
angegeben werden: 

die der Kontrollregelung unterworfenen Aufbe-
reitungsbetriebe und Exporteure; 

die unter die Regelung fallenden Erzeugnisse. 

Artikel 2 

(1) Die Kommission prüft die Möglichkeit der Auf-
nahme eines Drittlandes in die Liste im Anhang auf 
einen entsprechenden Antrag der Vertretung des be-
treffenden Drittlandes hin. 

(2) Innerhalb von sechs Monaten nach Eingang des 
Aufnahmeantrages sind in einer der Amtssprachen der 
Gemeinschaft ergänzende technische Unterlagen zu 
übermitteln, die alle erforderlichen Angaben enthalten 
und es so der Kommission ermöglichen, festzustellen, 
ob die Bedingungen des Artikels 11 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 bei den zur Ausfuhr 
nach der Gemeinschaft bestimmten Erzeugnissen 
erfüllt sind. 

In den Unterlagen ist insbesondere Folgendes anzu-
geben: 

a) die Art, soweit möglich, die geschätzte Menge der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse und 
Lebensmittel, die gemäß der Regelung des Arti-
kels 11 nach der Gemeinschaft ausgeführt werden 
sollen; 
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b) die im Drittland geltenden Produktionsregeln, 
insbesondere 

die Grundregeln gemäß Anhang I der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91; 

die Erzeugnisse, die während der Agrarpro-
duktion als Pflanzenschutzmittel, Detergen-
tien, Düngemittel oder Bodenverbesserer ver-
wendet werden dürfen; 

die Zutaten nicht landwirtschaftlichen Ur-
sprungs, die in den aufbereiteten Erzeugnis-
sen verwendet werden dürfen, sowie die wäh-
rend der Aufbereitung zugelassenen Behand-
lungsverfahren und -stoffe; 

c) die Einzelheiten des Kontrollsystems und die 
Durchführung dieser Kontrolle im Drittland: 

Name(n) der Kontrollbehörde(n) im Drittland 
und / oder der privaten Kontrollstellen, die 
zur Kontrolle der Wirtschaftsbeteiligten 
befugt sind; 

die genauen Regeln für die Kontrolle in den 
landwirtschaftlichen Betrieben und den Auf-
bereitungsbetrieben sowie die Strafmaßnah-
men zur Ahndung etwaiger Verstöße; 

Name(n) und Anschrift(en) der Behörde oder 
Stelle(n), die im Drittland für die Erteilung 
der Bescheinigungen für die Einfuhr in die 
Gemeinschaft zuständig ist bzw. sind; 

die erforderlichen Angaben über die Vorkeh-
rungen zur Einhaltung der Produktionsregeln 
und des Kontrollsystems einschließlich der 
Erteilung der Bescheinigungen. Dazu ge-
hören Name und Anschrift der mit dieser 
Überwachung beauftragten Behörde; 

die Liste der Verarbeitungsbetriebe und der 
Ausführer nach der Gemeinschaft, die Zahl 
der Erzeuger und die bebaute Fläche; 

d) falls verfügbar, die von unabhängigen Sachver-
ständigen vor Ort verfassten Berichte über Prü-
fungen der tatsächlichen Anwendung der Pro-
duktionsregeln und Kontrollmodalitäten gemäß 
den Buchstaben b) und c).

(3) Bei der Prüfung eines Aufnahmeantrags kann die 
Kommission jede zusätzliche Information anfordern, 
die für die Feststellung erforderlich ist, dass die in 
dem Drittland angewendeten Produktions- und Kon-
trollregeln denen der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
gleichwertig sind. Dazu gehört auch die Vorlage von 
Prüfungsberichten, die vor Ort von Sachverständigen 
erstellt wurden, deren Unabhängigkeit die 

Kommission anerkannt hat. Außerdem kann die 
Kommission notfalls eine Prüfung vor Ort durch von 
ihr bezeichnete Sachverständige vornehmen lassen. 

(4) Die Aufnahme eines Drittlandes in die Liste des 
Anhangs kann davon abhängig gemacht werden, dass 
regelmäßig Prüfungsberichte unabhängiger Sachver-
ständiger über die effektive Anwendung der Produk-
tionsregeln und der Kontrollmodalitäten in dem be-
treffenden Drittland vorgelegt werden. Außerdem 
kann die Kommission notfalls jederzeit eine Prüfung 
vor Ort durch von ihr bezeichnete Sachverständige 
vornehmen lassen. 

(5) Ergeben sich nach der Aufnahme eines Drittlandes 
in die Liste im Anhang Änderungen hinsichtlich der 
im Drittland geltenden Maßnahmen oder ihrer 
Anwendung, so muss das Drittland die Kommission 
darüber unterrichten. Aufgrund dieser Unterrichtung 
kann nach dem Verfahren des Artikels 14 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 beschlossen werden, die 
Bedingungen für den Verbleib in der Liste zu ändern 
oder die Aufnahme rückgängig zu machen. Ein sol-
cher Beschluss kann auch ergehen, wenn das Drittland 
die Unterrichtung gemäß diesem Absatz versäumt hat. 

(6) Erhält die Kommission nach der Aufnahme eines 
Drittlandes in die Liste im Anhang von Vorfällen 
Kenntnis, die an der tatsächlichen Durchführung der 
mitgeteilten Maßnahme zweifeln lassen, so kann sie 
vom betreffenden Drittland alle zusätzlichen Infor-
mationen einschließlich der Vorlage von Prüfungsbe-
richten, die vor Ort von Sachverständigen ausgear-
beitet wurden, anfordern oder eine Prüfung vor Ort 
durch von ihr bezeichnete Sachverständige vorneh-
men lassen. Aufgrund dieser Informationen und / oder 
Berichte kann nach dem Verfahren des Artikels 14 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 beschlossen werden, 
diese Aufnahme rückgängig zu machen. Ein solcher 
Beschluss kann auch ergehen, wenn das Drittland die 
angeforderten Informationen nicht innerhalb der in 
der Aufforderung der Kommission gesetzten Frist 
übermittelt oder sich geweigert hat, die von der 
Kommission bezeichneten Sachverständigen vor Ort 
prüfen zu lassen, ob die Aufnahmebedingungen 
tatsächlich erfüllt sind. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am siebenten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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ANHANG

LISTE DER DRITTLÄNDER GEMÄß ARTIKEL 1 

ARGENTINIEN 

1. Erzeugniskategorien: 

a) Nicht verarbeitete pflanzliche Erzeugnisse sowie Tiere und nicht verarbeitete tierische Erzeugnisse im Sinne 
von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, außer 

Tieren und tierischen Erzeugnissen, die Hinweise auf die Umstellung auf den ökologischen Landbau 
tragen oder tragen sollen; 

b) für den menschlichen Verzehr bestimmte, verarbeitete pflanzliche und tierische Agrarerzeugnisse im Sinne 
von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, außer 

tierischen Erzeugnissen, die Hinweise auf die Umstellung auf den ökologischen Landbau tragen oder 
tragen sollen. 

2. Ursprung: Die Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe a) und die aus ökologischem Landbau stammenden 
Bestandteile der Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe b), die in Argentinien erzeugt worden sind. 

3. Kontrollstellen:
Instituto Argentino para la Certificación y Promoción de Productos Agropecuarios Orgánicos SRL 
(Argencert) 
Organización Internacional Agropecuaria (OIA) 
Letis SA 
Food Safety SA 

4. Bescheinigungserteilende Stellen: Wie unter Punkt 3.

5. Befristung der Aufnahme: 30.06.2008. 

AUSTRALIEN 

1. Erzeugniskategorien: 

a) Nicht verarbeitete pflanzliche Erzeugnisse im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91; 

b) Lebensmittel, die im Wesentlichen aus einem oder mehreren Bestandteilen pflanzlichen Ursprungs bestehen, 
im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. 

2. Ursprung: Die Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe a) und die aus dem ökologischen Landbau stammenden 
Bestandteile der Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe b) müssen in Australien angebaut worden sein. 

3. Kontrollstellen:

Australian Quarantine and Inspection Service (AQIS) (Department of Agriculture, Fisheries and Forestry) 
Bio-dynamic Research Institute (BDRI) 
Organic Growers of Australia Inc. (OGA) 
Organic Food Chain Pty Ltd (OFC) 
National Association of Sustainable Agriculture, Australia (NASAA) 
Australian Certified Organic Pty. Ltd. 

4. Bescheinigungserteilende Stelle: Wie Punkt 3.

5. Befristung der Aufnahme: 30.06.2008. 
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COSTA RICA 

1. Erzeugniskategorien: 

 a) nicht verarbeitete pflanzliche Agrarerzeugnisse im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91, 

 b) für den menschlichen Verzehr bestimmte, verarbeitete pflanzliche Agrarerzeugnisse im Sinne von Artikel 1 
Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. 

2. Ursprung: Die Erzeugnisse unter Nummer 1 Buchstabe a) und die aus ökologischem Landbau stammenden 
Bestandteile der Erzeugnisse unter Nummer 1 Buchstabe b), die in Costa Rica erzeugt worden sind. 

3. Kontrollstellen: Eco-LOGICA und BCS Oko-Garantie. 

4. Bescheinigungserteilende Stelle: Ministerio de Agricultura y Ganadería. 

5. Befristung der Aufnahme: 30.06.2011. 

INDIEN 

1. Erzeugniskategorien:

 a) nicht verarbeitete pflanzliche Agrarerzeugnisse im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91; 

 b) Lebensmittel, die im Wesentlichen aus einem oder mehreren Bestandteilen pflanzlichen Ursprungs bestehen, 
im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. 

2. Ursprung: Die Erzeugnisse unter Nummer 1 Buchstabe a und die aus ökologischem Landbau stammenden 
Bestandteile der Erzeugnisse unter Nummer 1 Buchstabe b, die in Indien erzeugt worden sind. 

3. Kontrollstellen:

BVQI (India) Pvt. Ltd 

Ecocert SA (India Branch Office) 

IMO Control Private Limited 

Indian Organic Certification Agency (INDOCERT) 

International Resources for Fairer Trade 

Lacon Quality Certification Pvt. Ltd 

Natural Organic Certification Association 

OneCert Asia Agri Certification private Limited 

SGS India Pvt. Ltd. 

Skal International (India) 

Uttaranchal State Organic Certification Agency (USOCA) 

4. Bescheinigungserteilende Stellen: wie unter Nummer 3. 

5. Befristung der Aufnahme: 30.06.2009. 

ISRAEL 

1. Erzeugniskategorien: 

a) Nicht verarbeitete pflanzliche Erzeugnisse im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91; 

b) Lebensmittel, die im Wesentlichen aus einem oder mehreren Bestandteilen pflanzlichen Ursprungs bestehen, 
im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. 

2. Ursprung: Die Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe a) und die aus ökologischem Landbau stammenden Be-
standteile der Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe b), die in Israel erzeugt oder nach Israel eingeführt worden 
sind aus 
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der Europäischen Gemeinschaft; oder 

einem Drittland im Rahmen einer gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 als gleichwertig 
anerkannten Regelung. 

3rd Kontrollbehörde: Plant Protection and Inspections Services (PPIS) (Ministry of Agriculture and Rural 
Development). 

4. Bescheinigungserteilende Behörde: wie Punkt 3.

5. Befristung der Aufnahme: 30.06.2008. 

SCHWEIZ

1. Erzeugniskategorien: 

a) nicht verarbeitete pflanzliche Erzeugnisse sowie Tiere und nicht verarbeitete tierische Erzeugnisse im Sinne 
von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, außer 

Erzeugnissen, die während des Umstellungszeitraums gemäß Artikel 5 Absatz 5 der genannten Verord-
nung erzeugt wurden; 

b) für den menschlichen Verzehr bestimmte, verarbeitete pflanzliche und tierische Agrarerzeugnisse im Sinne 
von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, außer 

Erzeugnissen im Sinne von Artikel 5 Absatz 5 der genannten Verordnung, die einen während des Um-
stellungszeitraums erzeugten Bestandteil landwirtschaftlichen Ursprungs enthalten. 

2. Ursprung: Die Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe a) und die aus ökologischem Landbau stammenden Be-
standteile der Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe b), die in der Schweiz erzeugt oder in die Schweiz eingeführt 
worden sind aus 

aus der Europäischen Gemeinschaft; oder 

einem Drittland im Rahmen einer gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 als 
gleichwertig anerkannten Regelung; oder 

einem Drittland, für das ein EG-Mitgliedstaat nach den Bestimmungen von Artikel 11 Absatz 6 der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2092/91 anerkannt hat, dass das gleiche Erzeugnis in diesem Land unter den 
gleichen Bedingungen produziert und kontrolliert wurde, die von dem EG-Mitgliedstaat anerkannt sind; 
oder 

einem Drittland, dessen Produktions- und Kontrollvorschriften von der Schweiz als denen des 
schweizerischen Rechts gleichwertig anerkannt worden sind. 

3. Kontrollstellen:

Institut für Marktökologie (IMO) 

bio.inspecta AG 

Schweizerische Vereinigung für Qualitäts- und Management-Systeme (SQS) 

Bio Test Agro (BTA). 

4. Bescheinigungserteilende Stellen: Wie unter Punkt 3.

5. Befristung der Aufnahme: 31.12.2008. 

NEUSEELAND 

1. Erzeugniskategorien: 

a) nicht verarbeitete pflanzliche Agrarerzeugnisse sowie Tiere und nicht verarbeitete tierische Erzeugnisse im 
Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, außer 
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Tieren und tierischen Erzeugnissen, die mit Hinweisen auf die Umstellung auf den ökologischen 
Landbau gekennzeichnet sind oder gekennzeichnet werden sollen; 

Erzeugnissen der Aquakultur; 

b) für den menschlichen Verzehr bestimmte, verarbeitete pflanzliche und tierische Agrarerzeugnisse im Sinne 
von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, außer 

tierischen Erzeugnissen, die mit Hinweisen auf die Umstellung auf den ökologischen Landbau 
gekennzeichnet sind oder gekennzeichnet werden sollen; 

Erzeugnissen, die Erzeugnisse der Aquakultur enthalten. 

2. Ursprung: Die Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe a) und die aus ökologischem Landbau stammenden Be-
standteile der Erzeugnisse unter Punkt 1 Buchstabe b), die in Neuseeland erzeugt oder nach Neuseeland 
eingeführt worden sind aus

der Europäischen Gemeinschaft oder 

einem Drittland im Rahmen von Regelungen, die als den Bestimmungen von Artikel 11 Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 als gleichwertig anerkannt sind oder 

einem Drittland, dessen Produktions- und Kontrollvorschriften auf der Grundlage der Garantien und 
Informationen, die von der zuständigen Behörde des betreffenden Landes gemäß den von der MAF 
aufgestellten Vorschriften geliefert wurden, als dem MAF-Programm ‚Food Official Organic Assurance 
Programme‘ gleichwertig anerkannt worden sind, wobei nur die aus ökologischem Landbau stammenden 
Zutaten, die dazu bestimmt sind, mit einem Höchstanteil von 5 % an den Erzeugnissen landwirtschaftlichen 
Ursprungs in den in Neuseeland aufbereiteten Erzeugnissen der Kategorie unter Punkt 1 Buchstabe b)
enthalten zu sein, eingeführt werden dürfen. 

3. Kontrollstellen:

AgriQuality 

BIO-GRO New Zealand. 

4. Bescheinigungserteilende Stelle: Ministry of Agriculture and Forestry (MAF) – New Zealand Food Safety 
Authority (NZFSA). 

5. Befristung der Aufnahme: 30.06.2011. 

[Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1162/2002 der Kommission gilt: Während eines Übergangszeitraums, 
der am 30. Juni 2003 endet, kann das neuseeländische Ministerium für Landwirtschaft und Forsten (MAF) die Be-
scheinigung gemäß Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ebenfalls für Erzeugnisse 
ausstellen, für die die Einfuhrgenehmigung gemäß Artikel 11 Absatz 6 der genannten Verordnung erteilt und noti-
fiziert wurde, sofern die Genehmigung vor dem 1. Juli 2002 erfolgte.] 

________________ 



191

EG-Öko-Verordnung  –  KONTROLLBESCHEINIGUNG 

KONTROLLBESCHEINIGUNG FÜR EINFUHREN AUS DRITTLÄNDERN 
GEMÄSS ARTIKEL 11 DER VERORDNUNG (EWG) NR. 2092/91 DES RATES 

ÜBER DEN ÖKOLOGISCHEN LANDBAU UND DIE ENTSPRECHENDE 
KENNZEICHNUNG DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN ERZEUGNISSE UND 

LEBENSMITTEL 

(gültig ab 01.11.2002) 

festgelegt durch 

VERORDNUNG (EG) Nr. 1788/2001 DER KOMMISSION 

vom 7. September 2001 

mit Durchführungsbestimmungen zu den Vorschriften für die Kontrollbescheinigung für 
Einfuhren aus Drittländern gemäß Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des 

Rates über den ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel 

geändert durch:

Verordnung (EG) Nr. 1113/2002 der Kommission vom 26. Juni 2002, ABl. EG Nr. L 168 vom 27.06.2002, S. 31 

Verordnung (EG) Nr. 1918/2002 der Kommission vom 25. Oktober 2002, ABl. EG Nr. L 289 vom 26.10.2002, S. 15 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den ökologischen Landbau und 
die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel1, zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EG) Nr. 436/2001 der Kommission2, insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe b) und Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:  

(1) Es ist ein Verfahren festzulegen, um bestimmte Kontrollen von aus Drittländern eingeführten Erzeugnissen, 
die als Erzeugnisse aus ökologischem Landbau vermarktet werden sollen, auf Gemeinschaftsebene zu koor-
dinieren. 

(2) Für Einfuhren nach dem Verfahren des Artikels 11 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ist der 
Inhalt der Kontrollbescheinigung in vorgenanntem Artikel festgelegt. Für Einfuhren nach dem Verfahren des 
Artikels 11 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 gibt es keine solche Vorschrift. Daher ist die Ver-
wendung der Bescheinigung auf die gemäß Artikel 11 Absatz 6 eingeführten Erzeugnisse auszudehnen, um 
zu gewährleisten, dass diese Erzeugnisse gemäß Erzeugungsvorschriften hergestellt wurden, die denjenigen 
des Artikels 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 gleichwertig sind, dass sie Kontrollmaßnahmen unterzo-
gen wurden, die in gleicher Weise wirksam sind wie diejenigen der Artikel 8 und 9, und dass solche Kon-
trollmaßnahmen in dem betreffenden Drittland tatsächlich und kontinuierlich angewendet wurden. 

                                                          
1  ABl. L 198 vom 22.07.1991, S. 1. 
2 ABl. L 63 vom 03.03.2001, S. 16. 
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(3) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 3457/92 der Kommission3 ist eine Kontrollbescheinigung für Einfuhren aus 
Drittländern gemäß den Bestimmungen von Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 festge-
legt worden. Aus Gründen der Klarheit wird die vorgenannte Verordnung (EWG) Nr. 3457/92 durch die 
vorliegende Verordnung ersetzt. 

(4) Diese Verordnung gilt unbeschadet der Kontrollregelung gemäß den Artikeln 8 und 9 sowie Anhang III 
Teile B und C der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. 

(5) Diese Verordnung gilt unbeschadet der Zollvorschriften der Gemeinschaft und jeglicher anderer Vorschrif-
ten, die für die Einfuhr der in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 genannten Erzeugnisse zur Ver-
marktung in der Gemeinschaft gelten. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses ge-
mäß Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Mit dieser Verordnung werden die Durchführungsbestimmungen zur Kontrollbescheinigung, die gemäß 
Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b) und Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 erforderlich ist, und zur 
Vorlage einer derartigen Bescheinigung für die Einfuhren, die gemäß Artikel 11 Absatz 6 derselben Verordnung 
stattfinden, festgelegt. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Erzeugnisse, die 

– nicht dazu bestimmt sind, unverarbeitet oder verarbeitet in den zollrechtlich freien Verkehr in der Gemein-
schaft überführt zu werden; 

– gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 918/83 des Rates vom 28. März 1983 über das gemeinschaftliche Sys-
tem der Zollbefreiung2 von den Eingangsabgaben befreit sind. Diese Verordnung gilt jedoch für Erzeug-
nisse, die gemäß den Artikeln 39 und 43 der Verordnung (EWG) Nr. 918/83 von den Eingangsabgaben 
befreit sind. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung sind: 

1. „Kontrollbescheinigung“: die für eine Sendung geltende Kontrollbescheinigung gemäß Artikel 11 Absatz 1 
Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 sowie Artikel 3, Artikel 4 und Anhang I der vorliegenden Ver-
ordnung; 

2. „Sendung“: eine Menge von Erzeugnissen unter einem oder mehreren KN-Code(s), die unter eine einzige Kon-
trollbescheinigung fallen, mit demselben Transportmittel befördert werden und aus demselben Drittland kom-
men; 

3. „Prüfung der Sendung“: die Prüfung der Kontrollbescheinigung durch die betreffenden Behörden der Mitglied-
staaten, um Artikel 4 Absatz 2 zu entsprechen, und, sollten die Behörden dies für nötig halten, die Prüfung der 
Erzeugnisse selbst hinsichtlich der Anforderungen der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91; 

4. „Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr in der Gemeinschaft“: die Abfertigung einer Sendung durch die 
Zollbehörden zum freien Verkehr in der Gemeinschaft; 

                                                          
3 ABl. L 350 vom 01.12.1992, S. 56. 
2  ABl. L 105 vom 23.04.1983, S. 1. 
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5. „betreffende Behörden der Mitgliedstaaten“: die Zollbehörden oder die vom Mitgliedstaat bestimmten anderen 
Behörden. 

Artikel 3 

Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b) hinsichtlich der Anforderung, die Kontrollbescheinigung auszustellen, und 
Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 gelten für die Überführung der Erzeugnisse gemäß Artikel 1
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 in den zollrechtlich freien Verkehr in der Gemeinschaft unabhängig davon, ob 
diese Erzeugnisse eingeführt werden, um gemäß Artikel 11 Absatz 1 oder gemäß Artikel 11 Absatz 6 der vorgenann-
ten Verordnung vermarktet zu werden. 

Artikel 4 

(1) Eine Sendung von Erzeugnissen gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 kann nur dann in den 
zollrechtlich freien Verkehr in der Gemeinschaft überführt werden, wenn  

a) den betreffenden Behörden des Mitgliedstaats eine Originalkontrollbescheinigung vorgelegt wird und 

b) die Sendung durch die betreffenden Behörden des Mitgliedstaats überprüft und die Kontrollbescheinigung 
gemäß Absatz 11 mit einem Sichtvermerk versehen wird. 

(2) Das Original der Kontrollbescheinigung ist gemäß den nachstehenden Absätzen 3 bis 10 sowie dem Muster und 
den Anweisungen von Anhang I auszufüllen.  

(3) Die Kontrollbescheinigung wird ausgestellt von 

a) der Behörde oder Stelle des Drittlands, die im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 94/92 der Kommission3

für das betreffende Drittland aufgeführt ist, oder 

b) der Behörde oder Stelle, die nach dem Verfahren des Artikels 11 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 
2092/91 für die Ausstellung der Kontrollbescheinigung akzeptiert worden ist. 

(4) Die Behörde oder Stelle, die die Kontrollbescheinigung ausstellt, 

a) stellt die Kontrollbescheinigung erst dann aus und versieht sie mit einem Sichtvermerk in Feld 15, wenn sie 
eine Dokumentenprüfung auf der Grundlage aller einschlägiger Kontrollunterlagen, insbesondere des Pro-
duktionsplans für die betreffenden Erzeugnisse, aller Beförderungspapiere und Handelspapiere, vorgenom-
men hat und wenn die Behörde oder Stelle entweder eine Warenuntersuchung der betreffenden Sendung vor 
ihrem Versand aus dem Versenderdrittland vorgenommen oder eine ausdrückliche Erklärung des Ausführers 
erhalten hat, aus der hervorgeht, dass die betreffende Sendung gemäß den Bestimmungen erzeugt und/oder 
aufbereitet worden ist, die von der betroffenen Behörde oder Stelle im Hinblick auf die Einfuhr in die Euro-
päische Gemeinschaft und die dortige Vermarktung von Erzeugnissen gemäß Artikel 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 im Rahmen von Artikel 11 Absatz 1 oder 6 derselben Verordnung angewendet werden; 

b) gibt jeder ausgestellten Bescheinigung eine laufende Nummer und führt Buch über die erteilten Bescheini-
gungen. 

(5) Die Kontrollbescheinigung ist in einer der Amtssprachen der Gemeinschaft zu erstellen und mit Ausnahme der 
Stempel und Unterschriften ausschließlich in Großbuchstaben oder ausschließlich in Maschinenschrift auszufül-
len. 

 Die Kontrollbescheinigung ist nach Möglichkeit in einer der Amtssprachen des Bestimmungsmitgliedstaats zu 
erstellen. Erforderlichenfalls können die betreffenden Behörden der Mitgliedstaaten eine Übersetzung der Kon-
trollbescheinigung in eine ihrer Amtssprachen verlangen. 

 Nicht beglaubigte Änderungen oder Streichungen machen die Bescheinigung ungültig. 

                                                          
3  ABl. L 11 vom 17.01.1992, S. 14. 
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(6) Die Kontrollbescheinigung wird in einem einzigen Original erstellt. 

 Der erste Empfänger oder gegebenenfalls der Einführer kann eine Kopie zur Unterrichtung der Kontrollbehörde 
oder -stelle gemäß Anhang III Abschnitt C Nummer 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 anfertigen. Jede sol-
che Kopie muss mit dem Aufdruck bzw. Stempelaufdruck „KOPIE“ oder „DUPLIKAT“ versehen sein. 

(7) Die Kontrollbescheinigung gemäß Absatz 3 Buchstabe b) enthält zum Zeitpunkt ihrer Vorlage gemäß Absatz 1 in 
Feld 16 die Erklärung der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, die die Ermächtigung nach dem Verfahren des 
Artikels 11 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 erteilt hat. 

(8) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, die die Ermächtigung erteilt hat, kann die Zuständigkeit für die Erklä-
rung in Feld 16 der Kontrollstelle oder -behörde übertragen, die den Einführer gemäß den Artikeln 8 und 9 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 kontrolliert, bzw. den Behörden übertragen, die als betreffende Behörden der 
Mitgliedstaaten definiert sind. 

(9) Die Erklärung in Feld 16 ist nicht notwendig, wenn 

a) der Einführer eine Originalbescheinigung vorlegt, die von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, die 
die Ermächtigung gemäß Artikel 11 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 erteilt hat, ausgestellt 
wurde und aus der hervorgeht, dass die Sendung unter diese Ermächtigung fällt, oder 

b) die Behörde des Mitgliedstaats, die die Ermächtigung gemäß Artikel 11 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 
2092/91 erteilt hat, an die für die Prüfung der Sendung zuständige Behörde direkt einen zufrieden stellenden 
Nachweis übermittelt hat, dass die Sendung unter diese Ermächtigung fällt. Dieses Verfahren der direkten 
Übermittlung des Nachweises ist für den Mitgliedstaat, der die Ermächtigung erteilt hat, fakultativ. 

(10) Die Unterlage, die die Nachweise gemäß Nummer 9 Buchstaben a) und b) enthält, muss folgende Angaben um-
fassen: 

- Bezugsnummer der Einfuhrermächtigung und Datum des Ablaufs der Ermächtigung; 

- Name und Anschrift des Einführers; 

- Ursprungsdrittland; 

- Einzelheiten der ausstellenden Stelle oder Behörde und Einzelheiten der Kontrollstelle oder -behörde im 
Drittland, falls sie nicht identisch sind; 

- Bezeichnungen der betreffenden Erzeugnisse. 

(11) Bei der Prüfung einer Sendung von Erzeugnissen gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 versehen 
die betreffenden Behörden der Mitgliedstaaten das Original der Kontrollbescheinigung in Feld 17 mit einem 
Sichtvermerk und geben es an die Person zurück, die es eingereicht hat. 

(12) Nach Annahme der Lieferung füllt der erste Empfänger Feld 18 des Originals der Kontrollbescheinigung aus, um 
zu bescheinigen, dass die Annahme der Lieferung gemäß Anhang III Abschnitt C Nummer 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 erfolgt ist. 

 Anschließend sendet er das Original der Bescheinigung an den in Feld 11 der Bescheinigung genannten Einfüh-
rer, um die Anforderung von Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 zu erfüllen, 
es sei denn, die Bescheinigung muss die Lieferung im Hinblick auf eine Aufbereitung gemäß Artikel 5 Absatz 1
der vorliegenden Verordnung weiter begleiten. 
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Artikel 5 

(1) Wird eine Sendung aus einem Drittland in das Zolllagerverfahren oder in den aktiven Veredelungsverkehr 
(Nichterhebungsverfahren) gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex 
der Gemeinschaften4 überführt und einer oder mehreren Aufbereitungen im Sinne von Artikel 4 Nummer 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 unterworfen, so ist sie vor Durchführung der ersten Aufbereitung den Maßnah-
men gemäß Artikel 4 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung zu unterziehen.  

 Die Aufbereitung kann Folgendes umfassen: 

 - Verpackung oder Umpackung oder 

 - Etikettierung hinsichtlich der Form des Hinweises auf den ökologischen Landbau. 

 Nach dieser Aufbereitung hat das mit einem Sichtvermerk versehene Original der Kontrollbescheinigung die 
Sendung zu begleiten und ist der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats vorzulegen, die die Sendung im Hin-
blick auf ihre Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr überprüfen muss. 

 Im Anschluss an dieses Verfahren wird das Original der Kontrollbescheinigung gegebenenfalls für die Erfüllung 
der Bedingung von Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 an den in Feld 11 der 
Bescheinigung genannten Einführer der Sendung zurückgesandt. 

(2) Soll eine Sendung aus einem Drittland in einem Mitgliedstaat, bevor sie in den zollrechtlich freien Verkehr in der 
Gemeinschaft überführt wird, im Rahmen eines Nichterhebungsverfahrens gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 
2913/92 in mehrere Partien aufgeteilt werden, so ist sie vor dieser Aufteilung den Maßnahmen gemäß Artikel 4 
Absatz 1 zu unterziehen. 

 Für jede der Partien, die sich aus der Aufteilung ergeben, wird der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats eine 
Teilkontrollbescheinigung vorgelegt, wobei das Muster der Bescheinigung und die Anweisungen des Anhangs II
eingehalten werden müssen. Die Teilkontrollbescheinigung wird von dieser Behörde in Feld 14 mit einem Sicht-
vermerk versehen. 

 Eine Kopie jeder mit einem Sichtvermerk versehenen Teilkontrollbescheinigung wird zusammen mit dem Origi-
nal der Kontrollbescheinigung von der Person aufbewahrt, die als der ursprüngliche Einführer der Sendung iden-
tifiziert wurde und in Feld 11 der Kontrollbescheinigung genannt ist. Diese Kopie muss mit dem Aufdruck bzw. 
Stempelaufdruck „KOPIE“ oder „DUPLIKAT“ versehen sein. 

 Nach der Aufteilung hat die mit einem Sichtvermerk versehene Teilkontrollbescheinigung die betreffende Partie 
zu begleiten und ist der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats vorzulegen, die die betreffende Partie im Hin-
blick auf ihre Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr überprüfen muss. 

 Der Empfänger einer Partie hat bei ihrer Annahme Feld 15 des Originals der Teilkontrollbescheinigung auszufül-
len, um zu bescheinigen, dass die Annahme der Lieferung gemäß Anhang III Abschnitt B Nummer 5 der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 erfolgt ist.  

 Der Empfänger einer Partie hält die Teilkontrollbescheinigung mindestens zwei Jahre lang zur Verfügung der 
Kontrollstelle und/oder Kontrollbehörde. 

(3) Die Aufbereitung und die Aufteilung gemäß Absatz 1 bzw. Absatz 2 werden nach den einschlägigen Bestimmun-
gen der Artikel 8 und 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, nach den allgemeinen Vorschriften von Anhang III 
der genannten Verordnung und den besonderen Vorschriften der Abschnitte B und C dieses Anhangs, insbeson-
dere den Nummern 3 und 6 des Abschnitts C, durchzuführen. Außerdem muss dabei Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 eingehalten werden. 

                                                          
4  ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1. 
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Artikel 6 

Unbeschadet jeglicher Maßnahme oder Aktion gemäß Artikel 9 Absatz 9 und/oder Artikel 10a der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 dürfen Erzeugnisse, die nicht den Anforderungen der vorgenannten Verordnung entsprechen, nur 
dann in den zollrechtlich freien Verkehr in der Gemeinschaft überführt werden, wenn in der Kennzeichnung, der 
Werbung und den Begleitpapieren alle Hinweise auf ökologische Erzeugungsmethoden entfernt werden. 

Artikel 7 

Die betreffenden Behörden der Mitgliedstaaten und die für die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten sowie die Kontrollbehörden und Kontrollstellen leisten einander Amtshilfe 
bei der Umsetzung dieser Verordnung. 

Vor dem 1. April 2002 unterrichten die Mitgliedstaaten einander und die Kommission über die Behörden, die sie im 
Rahmen von Artikel 2 Nummer 5 bestimmt haben, über die Übertragung von Zuständigkeiten, die sie hinsichtlich der 
Anwendung von Artikel 4 Absatz 8 gewährt haben und über die etwaigen Verfahren, die gemäß Artikel 4 Absatz 9 
Buchstabe b) durchgeführt werden. Diese Angaben werden von den Mitgliedstaaten nach jeder Änderung aktualisiert. 

Die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die Slowakei 
übermitteln die Informationen gemäß Absatz 2 bis 1. Mai 2004. 

Artikel 8 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3457/92 wird am 1. November 2002 aufgehoben. 

[ Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1918/2002 ist während einer Übergangszeit von sechs Monaten ab dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung [Anmerkung: 29.04.2003] die Ausstellung von Kontrollbescheinigun-
gen erlaubt, die den Mustern gemäß Anhang I und II der Verordnung (EG) Nr. 1788/2001 vor der Änderung durch 
die vorliegende Verordnung entsprechen. ] 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in Kraft. Sie gilt ab 1. November 2002. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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ANHANG I

MUSTER DER KONTROLLBESCHEINIGUNG FÜR DIE EINFUHR 
VON ERZEUGNISSEN AUS ÖKOLOGISCHEM LANDBAU 

IN DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT 

Das Muster der Bescheinigung ist bindend hinsichtlich: 

 - Wortlaut, 

 - Format (auf einem einzigen Blatt), 

 - Layout und Größe der Felder. 
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KONTROLLBESCHEINIGUNG FÜR DIE EINFUHR VON ERZEUGNISSEN AUS ÖKOLOGISCHEM
LANDBAU / BIOLOGISCHE LANDWIRTSCHAFT IN DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

1. Ausstellende Stelle oder Behörde (Name und Anschrift) 2. Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates und Ver-
ordnung (EG) Nr. 1788/2001 der Kommission
Artikel 11 Absatz 1  oder Artikel 11 Absatz 6 

3. Laufende Nummer der Kontrollbescheinigung 4. Bezugsnummer der Ermächtigung gemäß Artikel 11 
Absatz 6 

5. Ausführer (Name und Anschrift) 6. Kontrollstelle oder -behörde (Name und Anschrift)

8. Versandland7. Erzeuger oder Aufbereiter des Erzeugnisses (Name und Anschrift)

9. Bestimmungsland

10. Erster Empfänger in der Gemeinschaft (Name und Anschrift) 11. Name und Anschrift des Einführers

12. Kennzeichnungen und Nummern, Container-Nr., Anzahl und Art, Ver-
kehrsbezeichnung der Ware

13. KN-Codes 14. Gemeldete Menge 

15. Erklärung der in Feld 1 angegebenen Stelle oder Behörde

Hiermit wird bescheinigt, dass diese Bescheinigung auf der Grundlage der Kontrollen gemäß Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1788/2001 ausgestellt worden ist und die vorstehenden Erzeugnisse gemäß den Erzeugungs- und Kontrollregeln für den ökologischen Land-
bau gewonnen wurden, die gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 als gleichwertig gelten.

Datum

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten Stempel der ausstellenden Stelle oder Behörde
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16. Erklärung der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats der Europäischen Union, die die Einfuhrermächtigung erteilt hat, oder der von ihr

damit beauftragten Stelle. 

Hiermit wird bescheinigt, dass für die Vermarktung der vorstehenden Erzeugnisse in der Europäischen Gemeinschaft eine Ermächtigung nach

dem Verfahren von Artikel 11 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 erteilt wurde, die die in Feld 4 aufgeführte Nummer der

Ermächtigung trägt.

Datum

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten  Stempel der zuständigen Behörde oder ihres Stellvertreters im Mitgliedstaat

17. Prüfung der Sendung durch die betreffende Behörde des Mitgliedstaats

Mitgliedstaat: …………………………………

Einfuhrregistrierung (Typ, Nummer, Datum und Ausstellungsbüro der Zollanmeldung):

Datum: ……………

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten  Stempel

18. Erklärung des ersten Empfängers

Hiermit wird bescheinigt, dass die Annahme der Waren gemäß Anhang III Abschnitt C Nummer 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91

erfolgt ist. 

Name des Unternehmens Datum

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten



200

Kontrollbescheinigung  –  EG-Öko-Verordnung
- 10 -

Anweisungen 

Feld 1: Behörde oder Stelle oder sonstige bezeichnete Behörde oder Stelle gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1788/2001. Diese Stelle füllt auch die Felder 3 und 15 aus. 

Feld 2: In diesem Feld sind die EG-Verordnungen aufgeführt, die für die Ausstellung und Verwendung dieser 
Bescheinigung maßgeblich sind; es ist die jeweils zutreffende Vorschrift von Artikel 11 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91, nämlich Absatz 1 oder Absatz 6 anzugeben. 

Feld 3: Laufende Nummer der Kontrollbescheinigung, die von der ausstellenden Stelle oder Behörde gemäß 
Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1788/2001 erteilt wurde. 

Feld 4: Nummer der Ermächtigung im Falle der Einfuhr gemäß Artikel 11 Absatz 6. Dieses Feld wird von der 
ausstellenden Stelle oder, wenn die Angaben zu dem Zeitpunkt, zu dem die ausstellende Stelle Feld 15
mit ihrem Sichtvermerk versieht, noch nicht verfügbar sind, vom Einführer ausgefüllt.

Feld 5: Name und Anschrift des Ausführers. 

Feld 6: Kontrollbehörde oder -stelle zur Überwachung der Einhaltung der Regeln des ökologischen Landbaus im 
Versanddrittland beim letzten Arbeitsvorgang (Erzeugung und Aufbereitung, einschließlich Verpackung 
und Etikettierung, im Sinne von Artikel 4 Absätze 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91). 

Feld 7: Unternehmen, das in dem in Feld 8 genannten Drittland die letzte Bearbeitung der Sendung (Erzeugung, 
Aufbereitung, einschließlich Verpackung und Kennzeichnung, im Sinne von Artikel 4 Absätze 2 und 3
der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91) vorgenommen hat. 

Feld 9: Das Bestimmungsland ist das Land des ersten Empfängers in der Gemeinschaft. 

Feld 10: Name und Anschrift des ersten Empfängers der Lieferung in der Gemeinschaft. Der erste Empfänger ist 
die natürliche oder juristische Person, an die die Sendung geliefert wird und bei der mit ihr im Hinblick 
auf die weitere Behandlung und/oder Vermarktung umgegangen wird. Der erste Empfänger muss auch 
Feld 18 ausfüllen. 

Feld 11: Name und Anschrift des Einführers. Der Einführer ist die natürliche oder juristische Person in der Euro-
päischen Gemeinschaft, die die Sendung zur Abfertigung zum zollrechtlichen freien Verkehr in der Euro-
päischen Gemeinschaft entweder selber oder über einen Vertreter vorlegt. 

Feld 13: KN-Codes der betreffenden Erzeugnisse. 

Feld 14: Gemeldete Menge, ausgedrückt in entsprechenden Einheiten (Kilogramm, Liter usw.). 

Feld 15: Erklärung der die Bescheinigung ausstellenden Stelle oder Behörde. Unterschrift und Stempel müssen 
sich farblich von der Druckfarbe der Bescheinigung unterscheiden. 

Feld 16: Nur für Einfuhren nach dem Verfahren des Artikels 11 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. 
Auszufüllen von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, die die Ermächtigung erteilt hat, oder im 
Fall der Zuständigkeitsübertragung von der Stelle oder Behörde, der die Zuständigkeit gemäß Artikel 4 
Absatz 8 der Verordnung (EG) Nr. 1788/2001 übertragen wurde. Nicht auszufüllen, wenn die Ausnahme 
gemäß Artikel 4 Absatz 9 der Verordnung (EG) Nr. 1788/2001 Anwendung findet. 

Feld 17: Von der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats entweder bei der Prüfung der Sendung gemäß Artikel 4 
Absatz 1 oder vor der Aufbereitung oder Aufteilung unter den Umständen von Artikel 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 1788/2001 auszufüllen. 

Feld 18: Auszufüllen vom ersten Empfänger bei der Annahme der Erzeugnisse, wenn er die Kontrollen gemäß 
Anhang III Abschnitt C Nummer 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 durchgeführt hat.
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ANHANG II

MUSTER DER TEILKONTROLLBESCHEINIGUNG: 

Das Muster der Teilbescheinigung ist bindend hinsichtlich: 

- Wortlaut, 

- Format, 

- Layout und Größe der Felder. 



202

Kontrollbescheinigung  –  EG-Öko-Verordnung
- 12 -

TEILKONTROLLBESCHEINIGUNG Nr. ... FÜR DIE EINFUHR VON ERZEUGNISSEN AUS ÖKOLOGISCHEM
LANDBAU / BIOLOGISCHER LANDWIRTSCHAFT IN DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

1. Stelle oder Behörde, die die zugrunde liegende Kontrollbescheinigung
ausgestellt hat (Name und Anschrift) 

2. Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates und Verord-
nung (EG) Nr. 1788/2001 der Kommission
Artikel 11 Absatz 1  oder Artikel 11 Absatz 6

3. Laufende Nummer der zugrunde liegende Kontrollbescheinigung 4. Bezugsnummer der Ermächtigung gemäß Artikel 11 
Absatz 6 

5. Unternehmen, das die ursprüngliche Sendung in Partien aufgeteilt hat 
(Name und Anschrift)

6. Kontrollstelle oder -behörde (Name und Anschrift)

7. Name und Anschrift des Einführers der ursprünglichen Sendung 8. Versandland der ur-
sprünglichen Sendung

9. Gemeldete Gesamtmenge der
ursprünglichen Sendung

10. Empfänger der durch die Aufteilung erhaltenen Partie (Name und Anschrift)

11. Kennzeichnungen und Nummern, Container-Nr., Anzahl und Art, Ver-
kehrsbezeichnung der Partie

12. KN-Code 13. Gemeldete Menge der Partie

14. Erklärung der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats, die die Teilbescheinigung mit einem Sichtvermerk versehen hat.

Diese Teilbescheinigung gilt für die vorstehend beschriebene Partie, die sich aus der Aufteilung einer Sendung ergibt, für die eine ursprüng-
liche Kontrollbescheinigung mit der in Feld 3 aufgeführten laufenden Nummer gilt.

Mitgliedstaat: …………………………………

Datum: ……………

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten   Stempel

15. Erklärung des Empfängers der Partie

Hiermit wird bescheinigt, dass die Annahme der Partie gemäß Anhang III Abschnitt B Nummer 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 erfolgt
ist.

Name des Unternehmens

Datum:

Name und Unterschrift des Bevollmächtigten
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Anweisungen 

Teilkontrollbescheinigung Nr. ….: Die Nummer der Teilbescheinigung entspricht der Nummer der Partie, die durch 
die Aufteilung der ursprünglichen Sendung erhalten wurde. 

Feld 1:  - Name der Stelle oder Behörde im Drittland, die die zugrunde liegende Kon-
trollbescheinigung ausgestellt hat. 

Feld 2:  In diesem Feld sind die EG-Verordnungen aufgeführt, die für die Ausstellung 
und Verwendung dieser Teilkontrollbescheinigung maßgeblich sind; hinsichtlich 
von Artikel 11 ist die Regelung anzugeben, gemäß der die zugrunde liegende 
Sendung eingeführt wurde; vgl. Feld 2 der zugrunde liegenden Kontrollbeschei-
nigung. 

Feld 3:  Laufende Nummer der zugrunde liegenden Kontrollbescheinigung, die ihr die 
ausstellende Stelle oder Behörde gemäß Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1788/2001 gegeben hat. 

Feld 4: Bezugsnummer der gemäß Artikel 11 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 
2092/91 erteilten Ermächtigung; vgl. Feld 4 der zugrunde liegenden Kontroll-
bescheinigung. 

Feld 6: Kontrollstelle oder -behörde, die für das Unternehmen zuständig ist, das die 
Sendung aufgeteilt hat. 

Felder 7, 8, 9: siehe die einschlägigen Angaben in der zugrunde liegenden Kontrollbescheini-
gung. 

Feld 10:  Empfänger der (durch die Aufteilung erhaltenen) Partie in der Europäischen 
Gemeinschaft. 

Feld 12:  KN-Codes der Partie der betreffenden Erzeugnisse. 

Feld 13:  Gemeldete Menge, ausgedrückt in entsprechenden Einheiten (kg/Nettogewicht, 
Liter usw.). 

Feld 14:  Von der betreffenden Behörde des Mitgliedstaats für jede Partie auszufüllen, die 
durch eine Aufteilung gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) der Verordnung 
(EG) Nr. 1788/2001 erhalten wurde. 

Feld 15:  Auszufüllen bei der Annahme der Partie, wenn der Empfänger die Kontrollen 
gemäß Anhang III Abschnitt B Nummer 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, 
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2491/2001 der Kommission, durch-
geführt hat. 
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ETIKETTIERUNGSVORSCHRIFTEN FÜR FUTTERMITTEL, 
MISCHFUTTERMITTEL UND FUTTERMITTEL-AUSGANGSERZEUGNISSE 

AUS ÖKOLOGISCHEM LANDBAU 

festgelegt durch 

Verordnung (EG) Nr. 223/2003 der Kommission 
vom 5. Februar 2003 

zur Festlegung von Etikettierungsvorschriften für Futtermittel, Mischfuttermittel und Futtermittel- 
Ausgangserzeugnisse aus ökologischem Anbau und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 

des Rates  (ABl. Nr. L 31 vom 06.02.2003, S. 3) (gültig ab 06.08.2003) 

geändert durch:

Verordnung (EG) Nr. 746/2004 der Kommission vom 22. April 2004, ABl. EG Nr. L 122 vom 26.04.2004, S. 10 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den ökologischen Landbau und 
die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel1, zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EG) Nr. 473/2002 der Kommission2, insbesondere auf Artikel 1 Absatz 3 sowie Artikel 13 zweiter 
Gedankenstrich, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

 (1) Gemäß Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ist eine Verordnung über Etikettierungsan-
forderungen und Kontrollanforderungen sowie vorsorgliche Maßnahmen für Futtermittel, Mischfuttermittel und 
Futtermittel-Ausgangserzeugnisse zu erlassen, soweit diese Anforderungen den ökologischen Landbau betreffen. 

 (2) Für Heim- und Pelztierfutter gelten andere Vermarktungsbedingungen als für Nutztierfuttermittel. Darüber 
hinaus gelten die Etikettierungs-, Produktions- und Kontrollvorschriften von Artikel 5, Artikel 6 und von Artikel 8
und 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 weder für Tiere noch für Erzeugnisse der Aquakultur. Entsprechend 
sollte diese Verordnung nur auf Futtermittel für landwirtschaftliche  

Nutztiere Anwendung finden, die nach Methoden der ökologischen Tierhaltung aufgezogen werden; Futtermittel für 
Heimtiere, Pelztiere und Tiere der Aquakultur fallen demnach nicht darunter. 

 (3) Die besonderen Etikettierungsvorschriften für Futtermittel für Tiere, die nach Methoden der ökologischen 
Tierhaltung aufgezogen werden, müssen es dem Erzeuger gestatten, die Futtermittel zu identifizieren, die dem 
Grundsatz der ökologischen Tierhaltung gerecht werden. Der Hinweis auf die ökologische Wirtschaftsweise sollte 
nicht stärker hervorgehoben werden als die Beschreibung oder die Bezeichnung des Futtermittels gemäß der Richt-
linie 79/373/EWG des Rates vom 2. April 1979 über den Verkehr mit Mischfuttermitteln3, zuletzt geändert durch 
die Richtlinie 2002/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates4, und der Richtlinie 95/25/EG des Rates vom 
29. April 1996 über den Verkehr mit Futtermittel-Ausgangserzeugnissen, zur Änderung der Richtlinien 
70/524/EWG, 74/63/EWG, 82/471/EWG und 93/74/EWG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 77/101/EWG5, zu-
letzt geändert durch die Richtlinie 2001/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates6.

                                                          
1 ABl. L 198 vom 22.07.1991, S.1. 
2 ABl. L 75 vom 16.03.2002, S. 21. 
3 ABl. L 86 vom 06.04.1979, S. 30. 
4 ABl. L 63 vom 06.03.2002, S. 23. 
5 ABl. L 125 vom 23.05.1996, S. 35. 
6 ABl. L 234 vom 01.09.2001, S. 55.  
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 (4) Ferner sollten der Gehalt des Futtermittels an Ausgangserzeugnissen aus ökologischem Landbau, der Gehalt 
an Ausgangserzeugnissen aus Umstellungsprodukten sowie der Gesamtgehalt an Ausgangserzeugnissen landwirt-
schaftlichen Ursprungs, bezogen auf die Trockenmasse, angegeben werden, damit die Erzeuger die in Anhang I 
Teil B der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vorgegebenen Tagesrationen einhalten können. Aus diesem Grunde 
sollte auch Anhang I Teil B der genannten Verordnung angepasst werden. 

 (5) Bestimmte Handelsmarken von Futtermitteln, die die Anforderungen der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
nicht erfüllen, enthalten Angaben, die vom Unternehmen als Hinweis auf die ökologische Wirtschaftsweise gedeutet 
werden könnten. Es muss eine Übergangszeit vorgesehen werden, die den Inhabern dieser Handelsmarken die An-
passung an die neue Gesetzgebung gestattet. Diese Übergangszeit darf jedoch nur für Marken mit Angaben in obi-
gem Sinne eingeräumt werden, für die vor der Veröffentlichung der Verordnung (EG) Nr. 1804/1999 des Rates vom 
19. Juli 1999 zur Einbeziehung der tierischen Erzeugung in den Geltungsbereich der Verordnung (EWG) Nr. 
2092/917, ein Eintragungsantrag gestellt wurde und sofern das Unternehmen ordnungsgemäß darüber informiert 
wurde, dass die Erzeugnisse nicht nach ökologischer Wirtschaftsweise hergestellt wurden. 

 (6) Die für Einheiten zur Aufbereitung von Futtermitteln geltenden Mindestkontrollanforderungen und vorsorg-
lichen Maßnahmen erfordern Sondervorschriften, die in Anhang III der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 aufzuneh-
men sind. 

 (7) Der Grundsatz, wonach Anlagen, die in den Einheiten zur Aufbereitung von Mischfuttermitteln aus ökolo-
gischem Landbau verwendet werden, von Anlagen, die in derselben Einheit für konventionelle Mischfuttermittel 
eingesetzt werden, völlig voneinander zu trennen sind, gilt als wirksames Mittel, um zu verhindern, dass im Sinne 
des ökologischen Landbaus unzulässige Erzeugnisse und Stoffe anwesend sind. Dieser Grundsatz sollte demnach in 
die Bestimmungen von Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 aufgenommen werden. Die sofortige An-
wendung dieser neuen Bestimmung dürfte jedoch bedeutende wirtschaftliche Folgen für die Mischfutterindustrie in 
verschiedenen Mitgliedstaaten und somit für den ökologischen Landbau haben. Aus diesem Grunde, auch um es 
Ökobetrieben zu gestatten, sich der neuen Vorschrift getrennter Produktionslinien anzupassen, sollte während eines 
Zeitraums von fünf Jahren eine Ausnahme von der neuen Regelung möglich sein. Diese Frage muss außerdem auf 
der Grundlage weiterer Informationen und Erfahrungen in nächster Zukunft noch einmal eingehend überprüft wer-
den. 

 (8) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 ist entsprechend zu ändern. 

 (9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses ge-
mäß Artikel 14 der Verordnung (EWG) NR. 2092/91 - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für Futtermittel, Mischfuttermittel und Futtermittel-Ausgangserzeugnisse im Sinne von 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates, soweit diese Erzeugnisse mit einem 
Hinweis auf den ökologischen Landbau / die biologische Landwirtschaft gekennzeichnet sind bzw. gekennzeichnet 
werden sollen. Futtermittel für Heimtiere, Pelztiere und Tiere der Aquakultur fallen nicht darunter. 

Artikel 2 

Zum Zwecke dieser Verordnung gelten die Definitionen gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. 

Darüber hinaus sind 

"Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus ökologischem Landbau": Ökologische Futtermittel-Ausgangserzeug-
nisse oder aus derartigen Erzeugnissen aufbereitete Futtermittel-Ausgangserzeugnisse. 

"Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus Umstellungserzeugnissen": Umstellungsfuttermittel-Ausgangserzeug-
nisse oder aus derartigen Erzeugnissen aufbereitete Futtermittel-Ausgangserzeugnisse. 

                                                          
7 ABl. L 222 vom 24.08.1999, S. 1. 



206

Etikettierung FUTTERMITTEL  –  EG-Öko-Verordnung
- 3 -

Artikel 3 

1. In der Etikettierung, in der Werbung bzw. in den Geschäftspapieren für Erzeugnisse gemäß Artikel 1 sind Hin-
weise auf den ökologischen Landbau /die biologische Landwirtschaft nur zulässig, sofern folgende Anforderun-
gen erfüllt sind: 

 a) Die Erzeugnisse wurden von Unternehmen erzeugt, aufbereitet oder eingeführt, die der Kontrollregelung 
gemäß Artikel 8 und 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 unterliegen; 

 b) die Erzeugnisse, einschließlich ihrer Ausgangserzeugnisse und alle anderen für ihre Aufbereitung verwen-
deten Stoffe wurden nicht mit ionisierenden Strahlen behandelt; 

 c) soweit zutreffend sind die Bedingungen gemäß Anhang I Teil B Nummern 4.12, 4.13, 4.14, 4.16, 4.17 und 
4.18 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 erfüllt; 

 d) zur Herstellung des Erzeugnisses werden Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus ökologischem Landbau 
nicht gleichzeitig mit konventionellen Ausgangserzeugnissen derselben Art verwendet; 

 e) zur Herstellung des Erzeugnisses werden Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus Umstellungserzeugnissen 
nicht gleichzeitig mit konventionellen Ausgangserzeugnissen derselben Art verwendet. 

2. Unbeschadet der Bestimmungen gemäß Artikel 4 und 5 darf der Hinweis auf den ökologischen Landbau /die 
biologische Landwirtschaft gemäß Absatz 1 ausschließlich in Form folgender Angabe erfolgen: 

 a) "aus ökologischem Landbau" und /oder „aus biologischer Landwirtschaft“, wenn mindestens 95 % der 
Trockenmasse des Erzeugnisses aus einem oder mehreren Futtermittel-Ausgangserzeugnissen aus ökologi-
schem Landbau besteht; 

 b) "gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 im ökologischen Landbau verwendbar" und/oder „gemäß der 
Verordnung (EWG) Nr.2092/91 in der biologischen Landwirtschaft verwendbar“ im Falle von Erzeugnis-
sen mit unterschiedlichen Prozentanteilen an Futtermittel-Ausgangserzeugnissen aus ökologischem Land-
bau und/oder Futtermittel-Ausgangserzeugnissen aus Umstellungserzeugnissen und/oder konventionellen 
Ausgangserzeugnissen. 

Artikel 4 

 (1) Die Angabe gemäß Artikel 3 Absatz 2 muss folgende Anforderungen erfüllen: 

a) Sie muss von den Angaben gemäß Artikel 5 der Richtlinie 79/373/EWG bzw. Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 
96/25/EG getrennt sein; 

b) sie darf durch Farbe, Format oder Schriftstil nicht stärker hervorgehoben sein als die Beschreibung oder die 
Bezeichnung des Futtermittels gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) der Richtlinie 79/373/EWG bzw. gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b) der Richtlinie 96/25/EG; 

c) sie muss im selben Sichtfeld mit einem Hinweis auf die Trockenmasse versehen sein, bezogen auf 

 i) den Gehalt an dem (den) Futtermittel-Ausgangserzeugnis(sen) aus ökologischem Landbau, 

 ii) den Gehalt an dem (den) Futtermittel-Ausgangserzeugnis(sen) aus Umstellungserzeugnissen, 

 iii) den Gesamtgehalt an Futtermitteln landwirtschaftlichen Ursprungs; 

d) sie muss mit dem Namen und/oder der Codenummer der Kontrollbehörde oder Kontrollstelle versehen sein, 
deren Kontrolle das Unternehmen, das die letzte Aufbereitung vorgenommen hat, untersteht; 

e) sie muss mit einer Auflistung der Bezeichnungen der Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus ökologischem 
Landbau versehen sein; 

f) sie muss mit einer Auflistung der Bezeichnungen der Futtermittel-Ausgangserzeugnisse aus Umstellungserzeug-
nissen versehen sein. 
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 (2) Die Angabe gemäß Artikel 3 Absatz 2 kann mit einem Hinweis versehen werden, dass die Futtermittel 
hinsichtlich der Zusammensetzung der Tagesrationen nach Maßgabe von Anhang I Teil B der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/91 verwendet werden müssen. 

 (3) Die Wahl des Namens und/oder der Codenummer der Kontrollstelle oder -behörde gemäß Absatz 1 Buch-
stabe d) fällt in die Zuständigkeit des betreffenden Mitgliedstaats, der die Kommission über die gewählte Angabe 
unterrichtet. 

Artikel 5 

Handelsmarken und Verkehrsbezeichnungen, die eine Angabe gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
enthalten, dürfen nur verwendet werden, wenn mindestens 95 % der Trockenmasse des Erzeugnisses aus einem oder 
mehreren Futtermittel-Ausgangserzeugnissen aus ökologischem Landbau bestehen. 

Artikel 6 

Abweichend von den Artikeln 3, 4 und 5 können Handelsmarken, die eine Angabe gemäß Artikel 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 enthalten, bis zum 1. Juli 2006 weiterhin in der Etikettierung von und der Werbung für Erzeug-
nisse gemäß Artikel 1, die die Anforderungen dieser Verordnung nicht erfüllen, verwendet werden, sofern folgende 
Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Eintragung der Marke wurde vor dem 24. August 1999 beantragt, und die Marke erfüllt die Anforderungen 
der Richtlinie 89/104/EWG des Rates8, und 

b) die Marke ist stets mit einem unmissverständlichen, gut sichtbaren und leicht leserlichen Hinweis darauf verse-
hen, dass die Erzeugnisse nicht nach einer ökologischen Wirtschaftsweise im Sinne der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/91 hergestellt werden. 

Für die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die Slo-
wakei endet die Frist für den Antrag gemäß Absatz 1 Buchstabe a) am 1. Mai 2004. 

Artikel 7 

Anhang I Teil B und Anhang III der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 werden nach Maßgabe des Anhangs dieser 
Verordnung geändert. (Anmerkung: Diese Änderungen sind in der vorliegenden fortgeschriebenen Fassung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 bereits berücksichtigt.) 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 6. August 2003. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

                                                          
8 ABl. L 40 vom 11.02.1989, S. 1. 
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BESTIMMUNGEN ZUR BEIBEHALTUNG DER AUSNAHMEREGELUNG FÜR DIE 
VERWENDUNG BESTIMMTER ARTEN VON SAATGUT UND VEGETATIVEM 

VERMEHRUNGSMATERIAL 

festgelegt durch 

Verordnung (EG) Nr. 1452/2003 der Kommission 
vom 14. August 2003 

zur Beibehaltung der Ausnahmeregelung gemäß Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a) der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 des Rates für bestimmte Arten von Saatgut und vegetativem 

Vermehrungsmaterial und zur Festlegung von Verfahrensvorschriften und Kriterien für diese 
Ausnahmeregelung 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN – 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den ökologischen 
Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel 1,
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 599/2003 der Kommission 2, insbesondere Artikel 6 
Absatz 3 Buchstabe b) zweiter und dritter Gedankenstrich, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Ausnahmeregelung in Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 können 
Mitgliedstaaten während eines Übergangszeitraums bis 31. Dezember 2003 die Verwendung von Saatgut 
und vegetativem Vermehrungsmaterial, das nicht nach dem Verfahren des ökologischen Landbaus ge-
wonnen wurde, im ökologischen Landbau genehmigen, sofern es den Erzeugern nicht möglich ist, ent-
sprechendes nach dem Verfahren des ökologischen Landbaus gewonnenes Vermehrungsmaterial zu er-
halten.

(2) Einschlägige Gemeinschaftsvorschriften für Saatgut und vegetatives Vermehrungsmaterial sind auch 
gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 anwendbar. 

(3) Die Erhaltung der Artenvielfalt ist ein wichtiger Grundsatz des ökologischen Landbaus, und es sollte 
deshalb gewährleistet werden, dass die Landwirte aus einer breiten Palette von Sorten einschließlich 
Landsorten wählen können. 

(4) Für bestimmte der in der Gemeinschaft angebauten Arten werden auch nach dem 31. Dezember 2003 
keine ausreichenden Mengen Saatgut und vegetatives Vermehrungsmaterial aus ökologischem Landbau 
erhältlich sein. 

(5) Deshalb muss die Möglichkeit beibehalten werden, nicht nach dem Verfahren des ökologischen Land-
baus gewonnenes Saatgut und vegetatives Vermehrungsmaterial zu verwenden, wenn kein nach dem Ver-
fahren des ökologischen Landbaus gewonnenes Saatgut oder vegetatives Vermehrungsmaterial erhältlich 
ist.

(6) Bei Arten, bei denen ausreichende Mengen an Saatgut oder vegetativem Vermehrungsmaterial einer 
großen Anzahl von Sorten aus ökologischem Landbau erhältlich sein werden, sollte die Verwendung von 
Saatgut oder vegetativem Vermehrungsmaterial, das nicht nach dem Verfahren des ökologischen Land-
baus gewonnen wurde, unzulässig sein. Daher sollte eine Liste der nicht unter die Ausnahmeregelung 
fallenden Arten erstellt werden. 

(7) Die Anwendung der Ausnahmeregelung auf anderes vegetatives Vermehrungsmaterial als Pflanzkar-
toffeln ist in das Ermessen der Mitgliedstaaten zu stellen, bis auf Gemeinschaftsebene geeignete Kriterien 
festgelegt werden können. 

1 ABl. L 198 vom 22.07.1991, S. 1 
2  ABl. L 85 vom 02.04.2003, S. 15 
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(8) Zur Förderung der Erzeugung und Verwendung von nach dem Verfahren des ökologischen Landbaus 
gewonnenem Saatgut und vegetativem Vermehrungsmaterial sind Angebot und Nachfrage im Handel mit 
dem nach diesen Verfahren gewonnenen Saatgut und vegetativen Vermehrungsmaterial transparenter zu 
machen.

(9) Jeder Mitgliedstaat sollte deshalb sicherstellen, dass eine Datenbank eingerichtet und den Verwendern 
zur Verfügung gestellt wird, in die Saatgut und Pflanzkartoffeln aus ökologischem Landbau, bei denen 
die allgemeinen Kriterien für die Erzeugung von Saatgut und vegetativem Vermehrungsmaterial ein-
gehalten sind, eingetragen werden kann. In diesem Zusammenhang ist es zur Erleichterung des Zugangs 
zu den Angaben angezeigt, ein harmonisiertes Muster des Eintragungsformulars zu erstellen, das vom 
Anbieter für die Eintragung von Saatgut und Pflanzkartoffeln in die Datenbank zu verwenden ist. 

(10) Die Mitgliedstaaten sorgen für die Veröffentlichung eines Berichts über ihre Genehmigungspraxis 
zur Information aller Beteiligten, der anderen Mitgliedstaaten und der Kommission. 

(11) Die Regelung sollte nach den ersten zwei Jahren ihrer Anwendung eingehend überprüft werden, um 
anhand dieser Erfahrungen festzustellen, in welchem Ausmaß Saatgut und vegetatives Vermehrungsmate-
rial aus ökologischem Landbau von den Landwirten verwendet wurde. In diesem Zusammenhang sollte 
die Kommission die Zweckmäßigkeit der Entwicklung einer Datenbank auf Gemeinschaftsebene prüfen. 

(12) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschus-
ses gemäß Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 – 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

Artikel 1 
Beibehaltung der Ausnahmeregelung 

(1) Die in Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 vorgesehene Ausnahme-
regelung, gemäß der die Mitgliedstaaten unter den in dieser Vorschrift enthaltenen Bedingungen die 
Verwendung von nicht nach dem Verfahren des ökologischen Landbaus gewonnenem Saatgut oder ve-
getativem Vermehrungsmaterial genehmigen können, wird nach dem 31. Dezember 2003 für Arten bei-
behalten, die nicht im Anhang dieser Verordnung aufgeführt sind. 
Die Verfahrensvorschriften und Kriterien für die Anwendung der Ausnahmeregelung gemäß Unterab-
satz 1 auf Saatgut oder Pflanzkartoffeln sind in den Artikeln 3 bis 14 festgelegt. 

(2) Arten, bei denen nach dem in Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 festgelegten Verfahren 
festgestellt wurde, dass ökologisch erzeugtes Saatgut oder Pflanzkartoffeln in allen Teilen der Gemein-
schaft in ausreichenden Mengen und für eine signifikante Anzahl von Sorten vorhanden sind, sind im 
Anhang dieser Verordnung aufgeführt. 

Für die im Anhang aufgeführten Arten kann keine Genehmigung gemäß der in Absatz 1 festgelegten 
Ausnahmeregelung gewährt werden, außer sie ist durch einen der in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d) 
genannten Gründe gerechtfertigt. 

Artikel 2 
Definitionen 

Zum Zweck dieser Verordnung 

a) gelten die Definitionen der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91;  

b) ist "Anbieter" definiert als ein Unternehmen, das Saatgut oder Pflanzkartoffeln an andere Unterneh-
men vermarktet. 
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KAPITEL II 

ANWENDUNG DER AUSNAHMEREGELUNG 

Artikel 3 
Verwendung von nicht nach dem Verfahren des ökologischen Landbaus erzeugtem Saatgut 

oder Pflanzkartoffeln 

Die Mitgliedstaaten können gemäß dem in Artikel 5 festgelegten Verfahren die Verwendung von nicht 
nach dem Verfahren des ökologischen Landbaus erzeugtem Saatgut oder Pflanzkartoffeln genehmigen, 
vorausgesetzt, das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln wurden 

a) nicht mit anderen Pflanzenschutzmitteln behandelt als den gemäß Anhang II Teil B der Verordnung 
(EWG) Nr. 2092/91 für eine Behandlung von Saatgut erlaubten, außer es wurde aus Gründen der 
Pflanzengesundheit für alle Sorten einer bestimmten Art durch die zuständige Behörde des Mitglied-
staates eine chemische Behandlung gemäß der Richtlinie 2000/29/EG des Rates 3 in dem Gebiet, in 
dem das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln verwendet werden sollen, vorgeschrieben, sowie 

b) ohne Verwendung von genetisch veränderten Organismen und/oder von auf deren Grundlage herge-
stellten Erzeugnissen hergestellt. 

Artikel 4 
Für die Genehmigungserteilung zuständige Behörden oder Stellen 

Die in Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 genannten Kontrollbehörden oder -stellen sind für 
die Erteilung der in Artikel 5 der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Genehmigung zuständig, soweit 
der Mitgliedstaat keine anderen Behörden oder von ihm überwachten Stellen bestimmt. 

Artikel 5 
Bedingungen für die Genehmigungserteilung 

(1) Die Verwendung von Saatgut oder Pflanzkartoffeln, die nicht nach dem Verfahren des ökologischen 
Landbaus gewonnen wurden, darf nur in folgenden Fällen genehmigt werden: 

a) wenn keine Sorte der Art, die der Verwender anbauen will, in die Datenbank gemäß Artikel 6 ein-
getragen ist; 

b) wenn kein Anbieter in der Lage ist, das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln vor der Aussaat oder An-
pflanzung zu liefern, obwohl der Verwender das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln rechtzeitig bestellt 
hat;

c) wenn die Sorte, die der Verwender anbauen will, nicht in die Datenbank eingetragen ist und der Ver-
wender nachweisen kann, dass keine der eingetragenen Alternativen derselben Art geeignet ist und 
die Genehmigung daher für seine Erzeugung von Bedeutung ist;  

d) wenn sie für von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats gebilligte Zwecke der Forschung, der 
Untersuchung im Rahmen von Feldversuchen kleinen Umfangs oder der Sortenerhaltung gerechtfer-
tigt ist. 

(2) Die Genehmigung muss vor der Aussaat erteilt werden. 

(3) Die Genehmigung darf nur für einzelne Verwender und für jeweils eine Saison erteilt werden, und die 
für die Genehmigungen zuständige Behörde oder Stelle muss die genehmigten Mengen Saatgut oder 
Pflanzkartoffeln registrieren. 

(4) Abweichend von Absatz 3 kann die zuständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaats allen Ver-
wendern eine allgemeine Genehmigung 

- für eine bestimmte Art erteilen, wenn und soweit die Bedingung gemäß Absatz 1 Buchstabe a) erfüllt 
ist, oder 

3 ABl. L 169 vom 10.07.2000, S. 1 
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- für eine bestimmte Sorte erteilen, wenn und soweit die Bedingungen gemäß Absatz 1 Buchstabe c) 
erfüllt sind. 

Solche Genehmigungen sind deutlich in der Datenbank anzuzeigen. 

(5) Die Genehmigung darf lediglich während der Zeiträume erteilt werden, in denen die Datenbank ge-
mäß Artikel 7 Absatz 3 aktualisiert wird. 

KAPITEL III 

EINTRAGUNGSVORSCHRIFTEN FÜR SAATGUT ODER PFLANZKARTOFFELN, 
DIE NACH DEM VERFAHREN DES ÖKOLOGISCHEN LANDBAUS ERZEUGT WURDEN 

Artikel 6 
Datenbank

(1) Jeder Mitgliedstaat muss für die Einrichtung einer EDV-gestützten Datenbank zur Erfassung der Sor-
ten sorgen, von denen nach dem Verfahren des ökologischen Landbaus gemäß Artikel 6 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 erzeugtes Saatgut oder Pflanzkartoffeln auf seinem Hoheitsgebiet er-
hältlich sind. 

(2) Diese Datenbank muss entweder durch die zuständige Behörde des Mitgliedstaats oder durch eine zu 
diesem Zwecke vom Mitgliedstaat bestimmte Behörde oder Stelle, im Folgenden "Datenbankverwalter" 
genannt, verwaltet werden. Die Mitgliedstaaten können auch eine Behörde oder eine private Stelle in 
einem anderen Land bestimmen. 

(3) Die Mitgliedstaaten müssen der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten die mit der Verwaltung 
der Datenbank beauftragte Behörde oder private Stelle mitteilen. 

Artikel 7 
Eintragung

(1) Sorten, von denen nach dem Verfahren des ökologischen Landbaus erzeugtes Saatgut oder Pflanz-
kartoffeln erhältlich sind, sind auf Antrag des Anbieters in die Datenbank einzutragen. 

(2) Jede in die Datenbank nicht eingetragene Sorte gilt für die Anwendung von Artikel 5 der vorliegenden 
Verordnung als nicht verfügbar. 

(3) Der Mitgliedstaat muss entscheiden, in welchem Zeitraum im Jahr die Datenbank in Bezug auf die auf 
seinem Hoheitsgebiet angebauten Arten oder Artengruppen regelmäßig zu aktualisieren ist. Informationen 
dazu sind in der Datenbank anzuführen. 

Artikel 8 
Eintragungsbedingungen

(1) Damit eine Eintragung vorgenommen werden kann, muss der Anbieter in der Lage sein, 

a) nachzuweisen, dass er oder, wenn der Anbieter nur mit vorverpacktem Saatgut oder Pflanzkartoffeln 
handelt, das letzte Unternehmen sich dem in Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 genann-
ten Kontrollverfahren unterstellt hat;

b) nachzuweisen, dass das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln, die in Verkehr gebracht werden, die allge-
meinen Anforderungen an Saatgut und Vermehrungsmaterial erfüllen;

c) die gesamten in Artikel 9 dieser Verordnung verlangten Angaben zugänglich zu machen und diese 
Angaben auf Aufforderung des Datenbankverwalters oder wann immer erforderlich zu aktualisieren, 
damit die Informationen verlässlich bleiben. 

(2) Der Datenbankverwalter kann nach Zustimmung der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats den 
Eintragungsantrag eines Anbieters ablehnen oder eine bereits akzeptierte Eintragung löschen, wenn ein 
solcher Anbieter die in Absatz 1 festgelegten Bedingungen nicht erfüllt. 
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Artikel 9 
Eingetragene Informationen 

(1) Die Datenbank muss zu jeder eingetragenen Sorte und jedem Anbieter zumindest folgende Angaben 
enthalten:

a) den wissenschaftlichen Namen der Art und die Sortenbezeichnung;  

b) den Namen und Angaben zur Erreichbarkeit des Anbieters oder seines Vertreters;

c) das Gebiet, in dem der Anbieter das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln in der üblicherweise erforderli-
chen Zeit an den Verwender liefern kann;

d) das Land oder die Region, in dem bzw. in der die Sorte geprüft und für den Gemeinsamen Sortenka-
talog für landwirtschaftliche Pflanzen- und Gemüsearten zugelassen wurde;  

e) den Termin, von dem an das Saatgut oder die Pflanzkartoffeln verfügbar sind;

f) den Namen und/oder die Codenummer der für die Kontrolle des Unternehmens zuständigen Kon-
trollbehörde oder -stelle gemäß Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91. 

(2) Der Anbieter muss den Verwalter der Datenbank unverzüglich unterrichten, wenn eine der eingetra-
genen Sorten nicht mehr verfügbar ist. Die entsprechenden Änderungen müssen in der Datenbank proto-
kolliert werden. 

(3) Neben den in Absatz 1 beschriebenen Angaben muss die Datenbank eine Liste der im Anhang ge-
nannten Arten enthalten. 

Artikel 10 
Zugang zu den Daten 

(1) Die Daten der Datenbank müssen den Verwendern von Saatgut oder Pflanzkartoffeln und der Öffent-
lichkeit über das Internet unentgeltlich zugänglich gemacht werden. Die Mitgliedstaaten können bestim-
men, dass Verwendern, die gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 
gemeldet sind, vom Datenbankverwalter auf Antrag eine Ausdruck der Daten betreffend eine oder meh-
rere Gruppen von Arten zur Verfügung zu stellen ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten müssen sicherstellen, dass alle Verwender, die gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buch-
stabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 gemeldet sind, mindestens einmal im Jahr über die Funkti-
onsweise der Datenbank und die Art und Weise unterrichtet werden, wie sich Informationen von dort 
abrufen lassen. 

Artikel 11 
Eintragungsgebühr

Für jede Eintragung kann eine Gebühr erhoben werden, um die Kosten für die Aufnahme der Angaben in 
die Datenbank und ihre Speicherung zu decken. Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats muss die Hö-
he der Gebühren genehmigen, die der Datenbankverwalter erhebt. 

KAPITEL IV 

BERICHT UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 12 
Jährlicher Bericht 

(1) Die für die Erteilung von Genehmigungen gemäß Artikel 4 bestimmten Behörden oder Stellen müssen 
alle Genehmigungen erfassen und die diesbezüglichen Angaben in einem Bericht an die zuständige Be-
hörde des Mitgliedstaats und den Datenbankverwalter weiterleiten. 

Zu jeder Art, die von einer Genehmigung gemäß Artikel 5 Absatz 1 betroffen ist, muss der Bericht fol-
gende Angaben enthalten: 
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a) den wissenschaftlichen Namen der Art und die Sortenbezeichnung, 

b) die Begründung für die Genehmigung unter Bezugnahme auf Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a), b), c) 
oder d), 

c) die Gesamtzahl der Genehmigungen, 

d) die von diesen Genehmigungen erfasste Gesamtmenge an Saatgut oder Pflanzkartoffeln, 

e) die chemische Behandlung aus Gründen der Pflanzengesundheit gemäß Artikel 3 Buchstabe a). 

(2) Im Fall von Genehmigungen gemäß Artikel 5 Absatz 4 muss der Bericht die in Absatz 1 Buchstabe a) 
vorgesehenen Angaben sowie den Zeitraum enthalten, in dem die Genehmigungen gültig waren. 

Artikel 13 
Zusammenfassender Bericht 

Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats muss die Berichte vor dem 31. März jeden Jahres zusammen-
tragen und der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten einen zusammenfassenden Bericht über alle 
Genehmigungen des betreffenden Mitgliedstaats im vorangegangenen Kalenderjahr übermitteln. Der 
Bericht muss die in Artikel 12 vorgesehenen Angaben enthalten. Die entsprechenden Angaben müssen in 
der Datenbank veröffentlicht werden. Die zuständige Behörde kann das Zusammentragen der Berichte an 
den Datenbankverwalter delegieren. 

Artikel 14 
Auf Antrag übermittelte Angaben 

Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder der Kommission sind anderen Mitgliedstaaten oder der Kommission 
detaillierte Informationen zu einzelnen Genehmigungen zugänglich zu machen. 

Artikel 15 
Revision

Bis 31. Juli 2006 wird die Kommission die Verfügbarkeit und Verwendung von nach dem Verfahren des 
ökologischen Landbaus gewonnenem Saatgut oder vegetativem Vermehrungsmaterial und die tatsächli-
che Anwendung der vorliegenden Verordnung überprüfen und gegebenenfalls entsprechende Änderungen 
vornehmen. 

Artikel 16 
In-Kraft-Treten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Union in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Januar 2004. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 14. August 2003 

Für die Kommission 
Franz Fischler 
Mitglied der Kommission 



214

SAATGUT-VERORDNUNG  –  EG-Öko-Verordnung
- 7 - 

ANHANG 

Die Kommission prüft zurzeit diese Frage zusammen mit den Mitgliedstaaten, um die Arten im Anhang 
aufzulisten, entsprechend der Stellungnahme des Ausschusses gemäß Artikel 14 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/91. 
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Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1991/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über den ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der

landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel

(Amtsblatt der Europäischen Union L 411 vom 30. Dezember 2006)

Die Verordnung (EG) Nr. 1991/2006 erhält folgende Fassung:

VERORDNUNG (EG) Nr. 1991/2006 DES RATES

vom 21. Dezember 2006

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über den ökologischen Landbau und die
entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel

(Text von Bedeutung für den EWR)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Es ist erforderlich, die Durchführung des Europäischen
Aktionsplans für ökologische Landwirtschaft und ökolo-
gisch erzeugte Lebensmittel mit konkreten Maßnahmen
im Hinblick auf Vereinfachung und Gesamtkohärenz vo-
ranzubringen.

(2) In die Gemeinschaft eingeführte ökologische Erzeugnisse
auf dem Gemeinschaftsmarkt sollten mit einem Hinweis
auf den ökologischen Landbau in Verkehr gebracht wer-
den können, wenn sie nach Produktionsvorschriften er-
zeugt wurden und Kontrollregelungen unterliegen, die
mit dem Gemeinschaftsrecht konform oder diesem
gleichwertig sind.

(3) Drittländer, deren Produktionsstandards und Kontrollre-
gelungen den in der Gemeinschaft geltenden Vorschriften
gleichwertig sind, sollten anerkannt werden, und eine
Liste dieser Länder sollte veröffentlicht werden. Die Kon-
trollstellen oder Kontrollbehörden, die in Drittländern,
die nicht in die Liste aufgenommen wurden, für die
Durchführung der Kontrollen zuständig sind, sollten
ebenfalls anerkannt und in ein Verzeichnis aufgenommen
werden. Unternehmen in Drittländern, die ihre Erzeug-
nisse unmittelbar in Übereinstimmung mit den Gemein-
schaftsvorschriften herstellen, sollten ihre Tätigkeit den
von der Kommission zu diesem Zweck anerkannten Kon-
trollstellen und Kontrollbehörden unterstellen können.

(4) Nach der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom
24. Juni 1991 über den ökologischen Landbau und die
entsprechende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen
Erzeugnisse und Lebensmittel (2) können die Mitgliedstaa-
ten Einführern unter bestimmten Voraussetzungen bis
zum 31. Dezember 2006 die Genehmigung erteilen, ein-
zelne Erzeugnisse in der Gemeinschaft zu vermarkten. Sie
sollte dahin gehend geändert werden, dass ab diesem
Datum die derzeitige durch eine neue Einfuhrregelung
ersetzt wird.

(5) Zur Vermeidung von Störungen im internationalen Han-
del ist es erforderlich, die Möglichkeit für die Mitglied-
staaten, Einführern auf Einzelfallbasis Genehmigungen für
das Inverkehrbringen von Erzeugnissen in der Gemein-
schaft zu erteilen, insbesondere hinsichtlich der Anerken-
nung der für die Durchführung der Kontrollen zuständi-
gen Kontrollstellen und Kontrollbehörden in Ländern, die
nicht in die Liste anerkannter Drittländer aufgenommen
sind, zu verlängern, bis die für die Anwendung der neuen
Einfuhrregelung erforderlichen Maßnahmen getroffen
sind.

(6) Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 sollte entsprechend
geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung:

„b) dem Kontrollverfahren nach Artikel 9 unterzogen wur-
den oder gemäß Artikel 11 eingeführt wurden;

DE2.2.2007 Amtsblatt der Europäischen Union L 27/11
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bei gemäß Artikel 11 Absatz 6 eingeführten Erzeugnis-
sen muss die Durchführung des Kontrollverfahrens je-
doch Anforderungen genügen, die denen nach Artikel 9,
insbesondere Absatz 4 des genannten Artikels, gleich-
wertig sind“.

2. Artikel 11 erhält folgende Fassung:

„Artikel 11

(1) Aus Drittländern eingeführte Erzeugnisse dürfen in der
Gemeinschaft mit einer Kennzeichnung in Verkehr gebracht
werden, die auf den ökologischen Landbau hinweist, sofern

a) das Produkt den Vorschriften der Artikel 5 und 6 dieser
Verordnung entspricht,

b) alle Unternehmen einschließlich der Ausführer ihre Tätig-
keit einer nach Absatz 2 anerkannten Kontrollstelle oder
Kontrollbehörde unterstellt haben und

c) die betreffenden Unternehmen den Einführern oder den
nationalen Behörden zu jeder Zeit Unterlagen vorlegen
können, die die Identität des Unternehmens, das den letz-
ten Arbeitsgang durchgeführt hat, belegen, Aufschluss
über Art bzw. Umfang der seiner Kontrolle unterliegen-
den Erzeugnisse geben und es ermöglichen, die Einhal-
tung der Buchstaben a und b durch das Unternehmen
sowie die Geltungsdauer zu überprüfen.

(2) Nach dem in Artikel 14 Absatz 2 genannten Verfah-
ren erkennt die Kommission die Kontrollstellen und Kon-
trollbehörden nach Absatz 1 Buchstabe b, einschließlich
der Kontrollstellen und Kontrollbehörden nach Artikel 9,
die in Drittländern für die Durchführung der Kontrollen
und die Ausstellung der Belege nach Absatz 1 Buchstabe c
zuständig sind, an und stellt eine Liste dieser Kontrollstellen
und Kontrollbehörden auf.

Die Kontrollstellen müssen nach der einschlägigen Europä-
ischen Norm EN 45011 bzw. ISO Guide 65 (Allgemeine
Anforderungen an Stellen, die Produktzertifizierungssysteme
betreiben) in der zuletzt im Amtsblatt der Europäischen Union,
Reihe C, veröffentlichten Fassung akkreditiert sein. Die Kon-
trollstellen unterliegen einer regelmäßigen Evaluierung vor
Ort, der Aufsicht und mehrjährigen Wiederbewertung ihrer
Tätigkeiten durch die Akkreditierungsstelle.

Bei der Prüfung der Anträge auf Anerkennung fordert die
Kommission bei der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde
alle erforderlichen Informationen an. Ferner kann die Kom-
mission Sachverständige beauftragen, vor Ort eine Prüfung
der Produktionsstandards und der Kontrolltätigkeiten der
Kontrollstelle oder Kontrollbehörde in dem Drittland vorzu-
nehmen.

Die anerkannten Kontrollstellen oder Kontrollbehörden stel-
len die Bewertungsberichte der Akkreditierungsstelle oder ge-
gebenenfalls der zuständigen Behörde über die regelmäßige
Evaluierung vor Ort, die Aufsicht und über mehrere Jahre
hinweg vorgenommene Wiederbewertung ihrer Tätigkeiten
zur Verfügung.

Auf der Grundlage der Bewertungsberichte sorgt die
Kommission mit Unterstützung der Mitgliedstaaten für eine
angemessene Überwachung über die anerkannten Kontroll-
stellen und Kontrollbehörden, indem sie eine regelmäßige
Überprüfung ihrer Anerkennung vornimmt. Die Art der
Überwachung wird anhand einer Bewertung des Risikos
von Unregelmäßigkeiten bzw. Verstößen gegen diese Verord-
nung oder gegen aufgrund dieser Verordnung erlassene Vor-
schriften festgelegt.

(3) Aus Drittländern eingeführte Erzeugnisse dürfen ferner
in der Gemeinschaft mit einer Kennzeichnung in Verkehr
gebracht werden, die auf den ökologischen Landbau hin-
weist, sofern

a) das Erzeugnis nach Produktionsstandards produziert
wurde, die den Vorschriften der Artikel 5 und 6 für die
ökologische Produktion in der Gemeinschaft gleichwertig
sind,

b) die Unternehmen Kontrollmaßnahmen unterstellt wurden,
die den in den Artikeln 8 und 9 genannten Maßnahmen
an Wirksamkeit gleichwertig sind und die fortlaufend und
effektiv angewandt wurden,

c) die Unternehmen ihre Tätigkeiten auf allen Stufen der
Produktion, der Aufbereitung und des Vertriebs des Er-
zeugnisses in dem betreffenden Drittland einem nach Ab-
satz 4 anerkannten Kontrollsystem oder einer nach Ab-
satz 5 anerkannten Kontrollstelle oder Kontrollbehörde
unterstellt haben und

d) die zuständige Behörde, Kontrollstelle oder Kontrollbe-
hörde des nach Absatz 4 anerkannten Drittlandes oder
eine nach Absatz 5 anerkannte Kontrollstelle oder Kon-
trollbehörde eine Kontrollbescheinigung für das Erzeugnis
erteilt hat, wonach es den Bestimmungen des vorliegen-
den Absatzes genügt. Das Original der Bescheinigung
muss der Ware bis zum Betrieb des ersten Empfängers
beigefügt sein. Anschließend hat der Einführer die Be-
scheinigung mindestens zwei Jahre für die Kontrollstelle
und gegebenenfalls die Kontrollbehörde bereitzuhalten.
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(4) Die Kommission kann nach dem in Artikel 14 Absatz
2 genannten Verfahren diejenigen Drittländer anerkennen,
deren Produktionssystem Vorschriften unterliegt, die denen
der Artikel 5 und 6 gleichwertig sind und deren Kontrollre-
gelungen denen der Artikel 8 und 9 an Wirksamkeit gleich-
wertig sind, und kann diese Länder in eine entsprechende
Liste aufnehmen. Bei der Gleichwertigkeitsprüfung sind die
Leitlinien CAC/GL 32 des Codex Alimentarius zu berücksich-
tigen.

Bei der Prüfung der Anträge auf Anerkennung fordert die
Kommission bei dem Drittland alle erforderlichen Informa-
tionen an. Die Kommission kann Sachverständige beauftra-
gen, vor Ort eine Prüfung der Produktionsstandards und
Kontrollregelungen des betreffenden Drittlandes vorzuneh-
men.

Bis zum 31. März jedes Jahres übermitteln die entsprechend
anerkannten Drittländer der Kommission einen kurzen Jah-
resbericht über die Anwendung und Durchsetzung der gel-
tenden Kontrollregelungen.

Auf der Grundlage der in diesen Jahresberichten enthaltenen
Informationen sorgt die Kommission mit Unterstützung der
Mitgliedstaaten für eine angemessene Überwachung über die
anerkannten Drittländer, indem sie deren Anerkennung re-
gelmäßig überprüft. Die Art der Überwachung wird anhand
einer Bewertung des Risikos von Unregelmäßigkeiten bzw.
Verstößen gegen diese Verordnung oder gegen aufgrund die-
ser Verordnung erlassene Vorschriften festgelegt.

(5) Für Erzeugnisse, die nicht gemäß Absatz 1 eingeführt
und nicht aus einem nach Absatz 4 anerkannten Drittland
eingeführt werden, kann die Kommission nach dem in Arti-
kel 14 Absatz 2 genannten Verfahren die Kontrollstellen und
Kontrollbehörden, einschließlich der Kontrollstellen und
Kontrollbehörden nach Artikel 9, die in Drittländern für
die Durchführung von Kontrollen und die Erteilung von Be-
scheinigungen nach Absatz 3 zuständig sind, anerkennen
und eine Liste dieser Kontrollstellen und Kontrollbehörden
erstellen. Bei der Gleichwertigkeitsprüfung sind die Leitlinien
CAC/GL32 des Codex Alimentarius zu berücksichtigen.

Die Kommission prüft jeden Antrag auf Anerkennung, der
von einer Kontrollstelle oder Kontrollbehörde eines Drittlan-
des eingereicht wird.

Bei der Prüfung der Anträge auf Anerkennung fordert die
Kommission bei der Kontrollstelle oder Kontrollbehörde
alle nötigen Informationen an. Die Tätigkeit der Kontroll-
stelle oder Kontrollbehörde wird von einer Akkreditierungs-

stelle oder gegebenenfalls einer dafür zuständigen Behörde
regelmäßig einer vor Ort durchgeführten Evaluierung unter-
zogen, beaufsichtigt und über bestimmte Mehrjahreszeit-
räume neu beurteilt. Die Kommission kann Sachverständige
beauftragen, vor Ort eine Prüfung der Produktionsstandards
und der Kontrolltätigkeiten der betreffenden Kontrollstelle
oder Kontrollbehörde in dem Drittland vorzunehmen.

Die anerkannten Kontrollstellen oder Kontrollbehörden stel-
len die Bewertungsberichte der Akkreditierungsstelle oder ge-
gebenenfalls der zuständigen Behörde über die regelmäßige
Evaluierung vor Ort, die Aufsicht und über mehrere Jahre
hinweg vorgenommene Wiederbewertung der Tätigkeiten
zur Verfügung.

Auf der Grundlage dieser Bewertungsberichte sorgt die
Kommission mit Unterstützung der Mitgliedstaaten für eine
angemessene Überwachung über die anerkannten Kontroll-
stellen und Kontrollbehörden, indem sie eine regelmäßige
Überprüfung der Anerkennung vornimmt. Die Art der
Überwachung wird anhand einer Bewertung des Risikos
von Unregelmäßigkeiten oder Verstößen gegen diese Verord-
nung oder gegen aufgrund dieser Verordnung erlassene Vor-
schriften festgelegt.

(6) Während des am 1. Januar 2007 beginnenden und
zwölf Monate nach Veröffentlichung der ersten Liste der an-
erkannten Kontrollstellen und Kontrollbehörden nach Absatz
5 endenden Zeitraums kann einem Einführer in dem Mit-
gliedstaat, in dem der Einführer seine Tätigkeit gemäß Artikel
8 Absatz 1 gemeldet hat, von der zuständigen Behörde die
Genehmigung erteilt werden, Erzeugnisse aus Drittländern in
den Verkehr zu bringen, die nicht in die Liste nach Absatz 4
aufgenommen sind, sofern der Einführer hinreichende Nach-
weise erbringt, dass die Bedingungen nach Absatz 3 Buch-
staben a und b erfüllt sind. Wenn diese Bedingungen nicht
mehr erfüllt sind, wird die Genehmigung umgehend zurück-
gezogen. Die Genehmigung erlischt spätestens 24 Monate
nach der Veröffentlichung der ersten Liste der anerkannten
Kontrollstellen und Kontrollbehörden nach Absatz 5. Für
eingeführte Erzeugnisse müssen Kontrollbescheinigungen
vorliegen, die von einer Behörde oder Stelle ausgestellt wur-
den, die von der zuständigen Behörde des genehmigenden
Mitgliedstaats als für die Erteilung von Kontrollbescheinigun-
gen zuständig anerkannt wurde. Das Original der Kontroll-
bescheinigung muss der Ware bis zum Betrieb des ersten
Empfängers beigefügt sein, anschließend hat der Einführer
sie mindestens zwei Jahre für die Kontrollstelle und gege-
benenfalls die Kontrollbehörde bereit zu halten.

Jeder Mitgliedstaat teilt den anderen Mitgliedstaaten und der
Kommission die Genehmigungen mit, die er nach diesem
Absatz erteilt hat, einschließlich Informationen über die be-
treffenden Produktionsstandards und Kontrollregelungen.
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Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder auf Veranlassung der
Kommission wird eine nach diesem Absatz erteilte Geneh-
migung von dem in Artikel 14 genannten Ausschuss geprüft.
Ergibt die Prüfung, dass die Bedingungen nach Absatz 3
Buchstaben a und b nicht erfüllt sind, so fordert die Kom-
mission den betreffenden Mitgliedstaat auf, seine Genehmi-
gung zurückzuziehen.

Wurden einem Einführer von der zuständigen Behörde des
jeweiligen Mitgliedstaats vor dem 31. Dezember 2006 Ge-
nehmigungen zum Inverkehrbringen von aus einem Dritt-
land eingeführten Erzeugnissen gemäß diesem Absatz erteilt,
so erlöschen diese Genehmigungen bis spätestens zum 31.
Dezember 2007.

(7) Die Kommission erlässt nach dem in Artikel 14 Ab-
satz 2 genannten Verfahren Durchführungsbestimmungen zu
diesem Artikel, insbesondere hinsichtlich

a) der Kriterien und Verfahren für die Anerkennung von
Drittländern und Kontrollstellen und Kontrollbehörden,
einschließlich der Veröffentlichung von Listen der aner-
kannten Drittländer und Kontrollstellen und Kontrollbe-
hörden, und

b) der Unterlagen nach Absatz 1 und der Bescheinigung
nach Absatz 3 Buchstabe d und Absatz 6, wobei sie
den Vorteilen elektronischer Bescheinigungen, einschließ-
lich des verbesserten Schutzes vor Betrug, Rechnung
trägt.“

3. Artikel 16 Absatz 3 Unterabsatz 2 wird gestrichen.

4. Anhang III Abschnitt C wird wie folgt geändert.

a) Nummer 1 zweiter Gedankenstrich erhält folgende Fas-
sung:

„— erster Empfänger: jede natürliche oder juristische Per-
son im Sinne des Artikels 11 Absatz 3 Buchstabe d
und Absatz 6, an die eine Sendung geliefert wird und
die die Sendung zur weiteren Aufbereitung oder zum
Inverkehrbringen in der Gemeinschaft annimmt“.

b) Nummer 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Kontrollstelle oder Kontrollbehörde prüft die in Ab-
schnitt C Nummer 2 genannten Bestands- und Finanz-
bücher, die in Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe d oder
Absatz 6 vorgesehene Kontrollbescheinigung und die Un-
terlagen nach Artikel 11 Absatz 1.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2007.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 21. Dezember 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. KORKEAOJA
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